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Thesenpapier

»Die Türkei« gehörte nie und gehört weder geographisch, noch historisch, noch ideengeschichtlich und auch nicht kulturell zu Europa. Als nichteuropäisches Land kann sie nicht Mitglied einer Europäischen Union sein, insbesondere dann nicht, wenn sich diese ehemals als EWG und EG rein wirtschaftlich definierte und gegründete, aber im Laufe der Jahre in die politische Union der EU gewandelte Staatenverbindung als Fernziel die Option einer Umwandlung in »Vereinigte Staaten von Europa« offen halten will, um in Zukunft neben großen Machtblöcken weltpolitisch bestehen zu können. Die Aufnahme des zahlreichen asiatischen türkischen Volkes mit seiner so großen kulturellen Verschiedenheit würde eine solch gravierende Überschreitung der europäisch-asiatischen »Kulturgrenze« bedeuten, dass – wie an den immer wieder aufbrechenden Kriegen im Kosovo lehrbuchhaft zu beobachten ist - eine bei der jetzt schon bestehenden Vielfalt mühsam auf innere Einheit abzielende Europäische Union an diesem kulturellen Konflikt eher zerbrechen würde als zu einer kraftvollen politischen Einheit zusammen zu wachsen, weil eine solche Anzahl asiatischer Menschen mit so divergierenden kulturellen Wertvorstellungen nicht in Europa kulturell integrierbar ist! Das zeigen die Misserfolge bisheriger deutscher Integrationsbemühungen bei vielen, teilweise in vierter Generation in Deutschland lebender Türken. 
„Marokko ist kein europäischer Staat.“ Mit dieser zutreffenden Begründung war 1997 das Aufnahmebegehren (des nordafrikanischen) Marokkos in die EU abgelehnt worden. Analog muss diese Begründung auch für die (asiatische) Türkei gelten, die ebenfalls kein europäischer Staat ist. Wir Europäer drängen uns ja auch nicht in die Afrikanische Union (AU) oder andere überregionale Zusammenschlüsse! Warum sollten wir dann außereuropäische Staaten in die EU aufnehmen, aufnehmen müssen?

Und die Türkei ist trotz interessegeleiteter, wahrheitswidrig aufgestellter gegenteiliger Behauptung kein europäisches Land:

1. Nur 3 % der Türkei gehören als Restbestand früherer Eroberungen des osmanischen Reiches der „Hohen Pforte“ auf dem Balkan geographisch zu Europa. Dieser europäische Gebietsrest rechtfertigt es nicht, »die Türkei« geographisch als Europa zugehörig zu betrachten – wie Spanien trotz seiner beiden in Afrika liegenden Städte kein afrikanisches Land ist. »Die Türkei« ist trotz des nach Europa hineinragenden Gebietszipfels das westlichste Land Asiens - und nicht das östlichste Land Europas.

2. Wenn die mit zunächst rein wirtschaftlicher Zweckrichtung gegründete und agierende EWG und EG sich inzwischen als politische Gemeinschaft EU versteht und sich darum (auch) durch einen inneren Zusammenhalt definieren und nicht nur eine wirtschaftliche Zweckgemeinschaft darstellen soll, dürfen nur europäische Länder, die mehr oder minder stark verbunden sind durch europäische Kultur, Tradition, Geschichte und Lebensgefühl, Mitglieder in einer Europäischen Union sein. Als (inner-)europäisches nicht mehr rein wirtschaftlich, sondern auf politische Supranationalität ausgerichtetes Staatenbündnis mit dem (Fern-)Ziel der weiteren staatlichen Integration – gleichgültig ob als »Vereinigte Staaten von Europa«, »Europäischer Bundesstaat«, »Staatenbund«, ein »Europa der Regionen« oder als »Differenzierte Integration« - kann die Europäische Union per Definition nicht außereuropäische Staaten mit annähernd gleichen Zielen und Werten und annähernd gleicher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit aufnehmen, da sie sonst nicht mehr europäisch wäre. Lange militärische Verbundenheit - mit »zufälliger« Einbindung in die NATO - im weltweiten Kampf gegen den aggressiven Weltkommunismus rechtfertigt keine Zugehörigkeit zu Europa, denn dann würden auch alle Staaten der SEATO zu Europa gehören müssen.

3. Die gemeinsame europäische Kultur wird (auch) sichtbar in »Kleinigkeiten« wie zum Beispiel in der Musikkultur: Wie viele Touristen erfreuen sich der ihnen »normal« erscheinenden Musik, wenn sie nach einem Urlaub aus einem anderen Kulturkreis nach Hause kommen.

4. Der historische und ideengeschichtliche Blick auf das Werden der gemeinsamen europäischen Kultur und damit das Ent​stehen der Identität Europas: Wie der westliche Teil Asiens vorherrschend vom Islam und der östliche u.a. von Buddhismus und Hinduismus geprägt sind, so ist Europa ganz entscheidend vom Christentum geprägt: Urbarmachung und Kolonisierung Europas sind eine gesamteuropäische Leistung insbesondere der christlichen Orden. Der Aufbau Europas und die gesamte europäische Kultur des Mittelalters ist ohne Christentum nicht denkbar. Antike und Christentum bilden das Fundament der europäischen Identität. Die höfische Kultur, die Entwicklung des freien Bürgersinns in den Städten, Aufklärung, Humanismus, Säkularisierung, die Befreiung des forschenden Geistes aus dem religiösen Kerker der Papstkirche, Reformation und die Entwicklung der Menschenrechte im Kampf um Freiheit vor staatlichen Übergriffen, die Abschaffung der Folter, die Entstehung der Demokratie und des Rechtsstaates sind europäische Errungenschaften, an deren Entwicklung die Türkei keinerlei Anteil hatte, die sie aber im Eigeninteresse übernehmen sollte.

5. Die Auseinandersetzung mit dem Islam, der Abwehrkampf in Spanien, Frankreich, Griechenland und auf dem Balkan bis vor Wien hat entscheidend zu der Entwicklung eines europäischen »Wir-Gefühls« und damit zur Bildung einer europäischen Identität beigetragen.

6. In Europa (nicht in islamischen Ländern) hat es eine Aufklärung gegeben, die zu der  gemeinsam anerkannten und praktizierten Lebenshaltung der Europäer führte, dass Religion und Staat zu trennen seien, Religion Menschen nicht gängeln dürfe, sondern reine Privatsache zu sein habe.

7. Eine Annäherung der Türkei an bis dato völlig fremde kulturelle Werte einer realisierten Demokratie und Menschenrechte ist keine Teilhabe an deren identitätsstiftendem kulturellen Werden! Die offiziell proklamierte (aber schon durch die Institution des Religionsministeriums mit über 90.000 Beschäftigten – der Historiker Winkler spricht von einer „Verstaatlichung des Islam“ - letztlich nicht vollzogene) Trennung von Staat und Religion ist begrüßenswert, aber kein Argument für notwendigerweise eine Vollmitgliedschaft in der EU: dann könnten genauso Japan, Süd​afrika und Chile beitreten.

Das Gremium, in dem alle Staaten vertreten sein sollten, ist die UNO, nicht aber die EU! Wir Europäer drängen uns ja auch nicht in die Organisation der afrikanischen Staaten oder andere regionale Zusammenschlüsse! Warum sollten wir dann außereuropäische Staaten in die EU aufnehmen, aufnehmen müssen?

 I. TEIL 

Einleitung

Ein Baum ohne Wurzeln kann sich im Wind nicht halten. Ähnlich ist es mit den Menschen: Sie brauchen ihre Wurzeln. Auch wenn sie sich derer nicht immer bewusst sind, werden sie von ihnen gehalten. Es gibt keine menschliche Gemeinschaft ohne ihre der jeweiligen Gemeinschaft eigenen Wurzeln. Aus ihren Wurzeln bezieht eine Gemeinschaft ihre Identität. Diese Identität im Gemeinschaftsbewusstsein ist – insbesondere bei dem allerorten anzutreffenden Verlust gesellschaftlicher Normen - das Fundament ihres politischen Handelns. Identität gründet sich nicht auf – naturgemäß: zukünftige - Hoffnung, sondern auf gemeinsam gelebte und erlittene Geschichte. Jede Gemeinschaft ist allerdings auch Fessel ihrer Geschichte. Menschen von ihren Wurzeln abzuschneiden, entwurzelt sie und führt im günstigsten Fall »nur« zu sozialen Unruhen, im schlimmsten Fall zu Krieg.

Darum bezogen auf den Untersuchungsgegenstand »Europa« und dessen mögliche geographische und politische Ausdehnung, seinen »Umfang«, die in diesem Zusammenhang grundlegende Fragestellung: Wie weit reicht »Europa« überhaupt, wenn man versucht, es geographisch, historisch, ideengeschichtlich, kulturell und/oder politisch zu definieren, und welche Kriterien sollen die ausschlaggebenden sein, wenn sich nicht nach allen Kriterien die gleiche Antwort ergeben sollte? Was macht – „back to the roots“ – die verbindende Identität aller der EU angehörenden Staaten, was macht ihre inzwischen teilweise gottlose Kultur- und ihre diffuse Wertegemeinschaft aus? 

Die EU strebt neben der Friedenssicherung in Europa eine Mehrung des Wohlstandes ihrer Bürger in einer auf demokratischen Prinzipien basierenden Wertegemeinschaft an, aber als (inner-)europäisches Staatenbündnis mit dem Ziel der weiteren Integration – gleichgültig ob als »Union europäischer Staaten«, »Vereinigte Staaten von Europa«, »Europäischer Bundesstaat«, »Europäischer Staatenbund«, ein »Europa der Regionen« oder als »Differenzierte Integration« - kann die Europäische Union per Definition nicht außer(!)europäische Staaten, selbst nicht solche mit gleichen Zielen und Werten und gleicher wirtschaftlicher Leistungsfähigkeit, aufnehmen, da sie sonst nicht mehr europäisch wäre. Kanada und Australien z.B. könnten trotz gleicher Wertorientierung als außereuropäische Mächte nicht Mitglied der Europäischen Union werden. Was aber gehört zu diesem »Europa«?

Ausgelöst wird die aus politischer Rücksichtnahme bislang unterdrückte öffentliche Diskussion nach den Grenzen »Europas«, seiner Identität, Finalität und weiteren Handlungsfähigkeit durch den schon lange bestehenden, aber in den letzten Jahren immer drängender vorgetragenen Wunsch der Türkei, Verhandlungen darüber zu beginnen, als Vollmitglied in die Europäische Union aufgenommen zu werden, dem die verantwortlichen Politiker auf langjährigen und aus sicherheitspolitischen und geostrategischen Überlegungen der USA heraus – NATO-Bündnispartner in unruhiger Weltgegend und Erdöl-Pipelines zur Versorgung der USA - immer wiederholten Druck der USA nicht glaubten widerstehen zu können. Weil sie dem NATO-Partner gegenüber eine klar ablehnende Stellungnahme scheuten und damit bei der Türkei - falsche? - Hoffnungen weckten und Begehrlichkeiten schürten, sitzen sie nun, wo der Schritt von der seit 1963 rhetorisch offen gehaltenen theoretischen Möglichkeit einer Vollmitgliedschaft in der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft - nicht der EU!- bei Durchführung demokratischer Reformen zur Praxis von Beitrittsverhandlungen ansteht, in ihrer durch hinhaltende Herumdruckserei selbst gebastelten Glaubwürdigkeitsfalle. Die Politiker hatten sich darauf verlassen, dass sich der Folterstaat Türkei nie so weit reformieren würde, dass über den Wunsch der Türkei auf Mitgliedschaft in der EU niemals ernsthaft nachgedacht werden müsste. Darum kommt jetzt, nachdem die Türkei sich in atemberaubender Eile durch die Verabschiedung von sieben Harmonisierungspaketen mit 150 Verfassungs- und Gesetzesänderungen ein rechtsstaatliches Kleid geschneidert hat, die bisher ausgeklammerte Türkei-Debatte viel zu spät. 

In Deutschland stellten und stellen die Politiker ihre einsame Entscheidung für oder wider einen EU-Beitritt der Türkei nicht zur Diskussion, obwohl es sich um die wichtigste Zukunftsfrage der EU handelt.

Die Türkei leitet einen behaupteten Anspruch auf Mitgliedschaft in der EU(!) u.a. auch aus ihrer langjährigen, seit 1952 bestehenden Zugehörigkeit zum westlichen Verteidigungsbündnis der NATO ab, deren SO-Flanke sie auch im wohlverstandenen Eigeninteresse gegen den Warschauer Pakt der von der Sowjetunion geführten Staaten deckte. 

Für meine Argumentation muss ich »aus​schreiben«, was NATO bedeutet, weil ich nicht sicher sein kann, dass jedem klar ist, dass sich hinter dem Begriff NATO eine geographische Abkürzung verbirgt: North-Atlantic Treaty Organisation. Meine Geographiekenntnisse reichen so weit, dass ich sicher weiß, dass die Türkei nicht am Nord-Atlantik liegt; ich gebe aber zu, dass auch Griechenland und Italien nicht am Atlantik liegen. Die liegen dafür aber in Europa. Für die Türkei trifft aber weder das eine, noch das andere zu! 

Zur Eindämmung der kommunistischen UdSSR und ihrer kommunistischen Vasallenstaaten haben die USA in der Zeit des Kalten Krieges, der von Anfang an eine militärische Bedrohung auch der Türkei durch die Sowjetunion und ihre Vasallenstaaten beinhaltete, rund um das Gebiet des von der UdSSR beherrschten Warschauer Paktes ein Abwehrbündnis »freier« Staaten geschaffen: im - nach der u.a. Überwältigung Ungarns, Jugoslawiens, Albaniens, Rumäniens, Bulgariens, der Tschechoslowakei und der Baltischen Staaten - offensichtlich zunächst gefährdetsten Bereich Europa 1949 die NATO, der die Türkei zum Schutz des eigenen Staatsgebietes 1952 beigetreten ist; in Asien war es anschließend u.a. 1954 die SEATO, die South-East-Asia Treaty Organisation. Hätten die USA zeitgleich mit der NATO nicht eine SEATO, sondern eine »ATO« als Asia Treaty Organisation geschaffen, wäre die Türkei mit demselben Ziel der Eindämmung des expansiven Kommunismus Mitglied dieser ATO oder eines anders benannten asiatischen Paktes geworden, und dann gäbe es das Problem der aufgedrängten Mitgliedschaft der Türkei in der Europäischen Union nicht. Aber daran dachte damals in der Zeit des Kalten Krieges noch keiner; vordringlich war aus sicherheitspolitischen Zwängen die Schaffung eines Bündnisses der Staaten, die sich gemeinsam gegen sowjetische Expansionsgelüste schützen wollten. Die dafür erforderlichen Militärbündnisse mussten erst noch geschmiedet werden. So wurde die Türkei wegen ihrer Gefährdung gleich in das erste geschaffene Militärbündnis, die NATO, aufgenommen. Nur wegen der damaligen »falschen« Begriffsbildung und damit der falschen Einordnung der Türkei in das wegen der Größe der Aufgabe mit zeitlichen Verzögerungen geschaffene weltumspannende Verteidigungsbündnis verschiedener Pakte gegen den aggressiven Kommunismus haben wir jetzt das Problem der in die Europäische Union drängenden Türkei, die den europäischen Staaten wiederholt Undankbarkeit vorgeworfen hat, da die Türkei lange die Südostflanke der NATO stabilisiert habe. Hätte die Türkei aber die Westflanke einer gleichzeitig gegründeten »ATO« gesichert, wären die jetzt erhobenen »falschen« Ansprüche an die EU gar nicht entstanden! 

Lange militärische Verbundenheit im Kampf gegen den auch die Türkei bedroht habenden Weltkommunismus im ureigensten Interesse der Türkei rechtfertigt jedoch keine Zugehörigkeit zu einer Europäischen Union, denn dann würde mit dem gleichen Argument z.B. auch die vom Gebiet der (früheren ) UdSSR viel weiter entfernteren NATO-Partner USA und Kanada zu der EU gehören müssen; und alle in der SEATO zusammengefassten anderen asiatischen Staaten dazu, die sich aus Eigeninteresse an der Eindämmung der kommunistischen Expansionsgelüste beteiligt haben. Niemand kommt jedoch auf die Idee, das nordamerikanisch Kanada in die Europäische Union aufzunehmen: warum dann aber die vorderasiatische Türkei? Beides sind nichteuropäische Mächte. 

Die lange militärische Verbundenheit mag aber eine privilegierte Partnerschaft der asiatischen Türkei zur Europäischen Union rechtfertigen. „Als Freunde sind sie gut, aber als Ehepartner ruinös. All diese Alarmrufe hört man jetzt aus den Hauptstädten in der EU. Die EU sollte eine Entscheidung treffen und entweder ja oder nein sagen. Aber ein Ja sollte auch ja bedeuten. Im Moment wäre ein Nein besser als ein Ja, das in Wahrheit nein bedeutet. Denn ein zweifelhaftes Ja könnte zwischen Ankara und Brüssel mehr zerstören als voranbringen. Ein klares Nein dagegen könnte zu einer besonderen, aber konstruktiven Partnerschaft führen.“ (Ünal, Politikprofessor in Ankara, in: DIE ZEIT 50/2002).

Diese grundsätzliche Diskussion darüber, was »Europa« ist, was seine Identität ausmacht, wo seine Grenzen liegen und welche Staaten demnach zur EU gehören können - und welche eben nicht! -, hatte nicht geführt werden müssen und war (mit einem Seitenblick auf den NATO-Partner Türkei bewusst) nicht geführt worden, als Marokko 1997 beantragt hatte, Mitglied der EU zu werden. Dieses – unsinnige – Begehren war mit dem Hinweis abgelehnt worden, dass Marokko kein »europäisches« Land sei. Trotz dieser bekannten Begründung für die Ablehnung des marokkanischen Begehrens versucht die seit 1963 mit der damaligen EG, der rein wirtschaftlich ausgerichteten Vorläuferin der erst durch das In-Kraft-Treten des Vertrages von Maastricht 1993 gegründeten politisch sich inzwischen als supranationales Staatenbündnis EU organisiert habende, versucht die mit »Europa« also seit 1963 ausschließlich wirtschaftlich assoziierte Türkei jetzt verstärkt, durch moralischen Druck einen Anspruch auf Aufnahme in die inzwischen umgewandelte politische Gemeinschaft der Europäischen Union erzwingen zu können. Wir halten aber fest: Wenn die Türkei mit einer seit 40 Jahren angeblich genährten Hoffnung auf Mitgliedschaft in der EU argumentiert, dann ist das politische Falschmünzerei! Die argumentativ behauptete Hoffnung der Türkei, die nach 40 Jahren nicht enttäuscht werden dürfe, wenn die EU sich nicht als reiner „Christen-Club“ demaskieren wolle, diese behauptete Hoffnung konnte sich ausschließlich auf eine Mitgliedschaft in der als supranationales Wirtschaftsbündnis konzipierten Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft beziehen, nicht aber auf eine Mitgliedschaft in der erst dreißig Jahre später gegründeten supranationalen politischen Vereinigung Europäische Union! 

Gleichwohl bleibt festzuhalten, dass insbesondere der CDU-Bundeskanzler Kohl auch nach der Umwandlung der Wirtschaftsgemeinschaft EWG und der EG in die politische Gemeinschaft EU die Hoffnungen der Türkei auf eine Mitgliedschaft in die gewandelte Gemeinschaft genährt hat, obwohl er laut SPIEGEL 04.10.04 noch 1997 - allerdings in vertraulicher Runde - gespottet haben solle: Ihm sei „aus dem Erdkundeunterricht nicht bekannt, dass Anatolien ein Teil Europas ist“, und einer aus dieser vertraulichen Runde muss spätestens dann doch geplaudert haben, als Kohl der Türkei die konkrete Chance für den EU-Beitritt geöffnet hat. 

An diesem vorlauten Wort des „Europabürgers“ Kohl knappst jetzt die CDU, die BRD und die EU.

Die Türkei hatte dann 1987 einen diesbezüglichen Antrag auf Mitgliedschaft in der EG gestellt, der aber 1989 aus politischen Gründen ausweichend ablehnend so beschieden worden war, dass interessierten Kreisen in der Türkei ermöglicht wurde, weiterhin an der Illusion einer grundsätzlichen Zugehörigkeit zu »Europa« festhalten zu können; manche Autoren sprechen sogar davon, „dass die Türkei sich als europäisches Land begreife“. Die politische Feigheit der führenden europäischen Politiker, aus der heraus bei den Türken weiterhin die Illusion genährt worden war, eine demokratisch reformierte Türkei sei ein ebenso integraler Bestandteil »Europas« wie z.B. die damals (auch?) noch nicht zur EU gehörenden Länder Finnland, Schweden und Österreich, die erst 1995 zur EU hinzugekommen sind, oder Polen und die baltischen Staaten, die ab 01.05.04 dazugehören, statt der Türkei gegenüber ein ebenso klares Wort zu sprechen wie gegenüber Marokko – „Die Türkei ist kein europäisches Land“ -, diese politische Feigheit schlägt jetzt auf uns alle zurück. Der Türkei gegenüber wurde als offizielle Begründung der Ablehnung nur mitgeteilt: Die Türkei sei nicht hinreichend demokratisch verfasst und auf jeden Fall in ihren Strukturen nicht so durchorganisiert, dass die Wahrung der Menschenrechte in dem (wenigstens damaligen) Folterstaat Türkei gewährleistet sei. Neben der bis heute(!) bestehenden Demokratieschwäche der staatlichen türkischen Institutionen - als Beleg hierfür wird zum Schluss dieser Ausarbeitung aus dem 2004 in 2. Auflage publizierten Aufsatz von Rumpf und Steinbach „Das  politische System der Türkei“ zitiert - und den ständigen Menschenrechtsverletzungen bis hin zu durchgängig angewandter staatlicher Folter wurden des Weiteren die wirtschaftliche Rückständigkeit mit Inflationsraten bis über 300 %, die Diskriminierung der (von den Türken aus dem von Mustafa Kemal, genannt Atatürk, definierten Staatsverständnis heraus geleugneten) völkischen Minderheit der Kurden, die Leugnung des zuletzt 1915/16 im großen Stil begangenen Völkermordes der Türken an ca. 1,5 Mill. Armeniern - wodurch zwei Drittel der Armenier der „Aghet“ (arm.: Tat des Fremden, die ins Innere dringt und alles zerstört) zum Opfer fielen und die Überlebenden sich praktisch zur Auswanderung in hauptsächlich die USA und Frankreich gezwungen sahen, um das eigene Leben zu retten -, und der große politische Einfluss des Militärs angesehen, wobei letzteres Argument zwiespältig empfunden wurde: einerseits ist das Militär von der Verfassung her als Wahrer der auf eine Zivilgesellschaft in einer pluralistischen Demokratie abzielenden kemalistischen Reformen bestimmt worden und hat die mehrfach drohende Umwandlung des Charakters der Türkei in einem islamistischen Staat verhindert, andererseits kann sich keine demokratische Gesellschaft mit dem Primat ihres Militärs gegenüber der Politik abfinden, immer - und davon kann es keine Ausnahme geben - muss in einem demokratisch organisierten Staat »die Politik« den Primat gegenüber ihren Streitkräften behalten!

Seit 1996 besteht zwischen der EU und der Türkei als einzigem Nicht-Mitgliedsland eine Zollunion, die das Land wieder einen Schritt näher an die EU heranführte (und an der Syrien durch Abschluss eines Sondervertrages mit der Türkei teilhaben will). Als die (fast vollständig) islamische Türkei aus (auf der Kalifats- und Sultanatsidee des Osmanischen Reiches der Hohen Pforte fußender) Jahrhunderte lang geübter Tradition als Schutzmacht der Muslime heraus im Rahmen der NATO mit einem großen Truppenkontingent geholfen hatte, den Völkermord im Kossovo-Krieg des zerfallenen ehemaligen Jugoslawien zu beenden, weil sie sich als »Schutzmacht« gegenüber den von den orthodoxen Serben angegriffenen albanischen Glaubensbrüdern empfand (und sie nach mir gegenüber von mehreren Türken in Deutschland persönlich gemachter Aussage gerne aus alten Hassgefühlen den Serben gegenüber militärisch gegen die Serben angetreten wäre und eine alte, angeblich als noch offenstehend empfundene Rechnung beglichen hätte), erfolgte 1999 auf massiven Druck der USA hin, dem sich die europäischen Regierungen nicht ausreichend widersetzten, das Angebot, die Türkei als Beitrittskandidat zur EU zu betrachten. Als Vorstufe wurde 2001 zur Unterstützung der in der Türkei initiierten Reformen zur Demokratisierung des Landes zwischen der EU und der Türkei eine „Beitrittspartnerschaft“ geschlossen. Seitdem drängt die Türkei – aus ihrer Position heraus nur allzu verständlich - auf den Beginn konkreter Beitrittsverhandlungen: wohlwissend und in Diskussionen auch offen an- und ausgesprochen, dass dadurch faktisch ein Beitrittsautomatismus in Gang gesetzt wird, denn bisher wurden noch nie Beitrittsverhandlungen aufgenommen, ohne dass es letztlich zu einem Beitritt gekommen wäre. Auf das Drängen der Türkei hin entschied die EU im Dezember 2002 auf ihrem Kopenhagener Gipfel – wieder auf massiven Druck der USA hin(!) - Ende 2004 zu prüfen, ob die wirtschaftlichen und insbesondere die politischen Kriterien für eine grundsätzlich gewollte, nicht mehr in Frage gestellte Mitgliedschaft erfüllt seien. Der EU-Erweiterungkommissar Verheugen hatte bis zum 06.10.04 einen dementsprechenden „Reform-Fortschrittsbericht“ vorzulegen. Auch wenn der Beitrittskommissar Verheugen in der aktuellen politischen Diskussion vor der im Juni 2004 stattfindenden Europawahl tapfer behauptete (und der Öffentlichkeit etwas vormachend sich selber in die Tasche log!), dass Beitrittsverhandlungen nicht zwangsläufig zu einem Beitritt führen müssten, so weiß doch »jeder«, dass die Ablehnung eines Beitritts durch die EU am Ende der Beitrittsverhandlungen von der Türkei als schwere politische Kränkung empfunden würde – aus der Zusage auf die Perspektive einer wirtschaftlichen Verbundenheit mit Europa wurde von der Türkei geschickterweise eine Frage der nationalen politischen Ehre gemacht -, die niemand riskieren will! In diesem mit einer „Merkel-Klausel“  („unabhängig vom Ausgang der Beitrittsverhandlungen sei ein System zu finden, das die Türkei fest in den europäischen Strukturen und der atlantischen Partnerschaft verankert. Damit schließe das Konzept, …, auch die ’privilegierte Partnerschaft’ nicht aus; SPIEGEL 04.10.04) und anderen Sicherungen versehenen Bericht wird die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen empfohlen. Erste konkrete Auswirkung: Die Türkei wird an der Zeremonie zur feierlichen Unterzeichnung der EU-Verfassung am 29. Oktober in Rom teilnehmen und dort zusammen mit den 25 Mitgliedsstaaten der EU sowie den beiden anderen Noch-nicht-Mitgliedsländern Bulgarien und Rumänien das Vertragswerk unterzeichnen (DIE WELT 11.09.04). Damit, heißt es in Brüssel, werde die EU-Mitgliedschaft der Türkei "politisch präjudiziert". 
Das Nicht-Mitgliedsland Türkei wird die EU-Verfassung also unterzeich​en, bevor am 17.12.04 durch Beschluss der EU-Regierungschefs endgültig geklärt ist, ob es Beitrittsverhandlungen gibt! Ein politisch und juristisch unerhörter Vorgang: Was hat das asiatische Nicht-Mitglied dort zu suchen???!!!??? 

Wenn sich ein Verein eine Satzung gibt, dann können nur (einige) Vereinsmitglieder das beim Amtsgericht einzureichende Protokoll unterschreiben, auf jeden Fall aber keinesfalls Nicht-Mitglieder, die zufällig gerade zur selben Zeit der Gründungssitzung in derselben Kneipe sitzen. Das würde kein Amtsgericht durchgehen lassen!!!

Dankenswerterweise hat der türkische Ministerpräsident Erdogan am 03.10.04 vor Erscheinen des „Reform-Fortschrittsberichts“ anlässlich seines Besuches in Berlin öffentlich klargestellt, dass für ihn „ergebnisoffene“ Gespräche nicht  in Frage kommen: Es gehe nur noch um das „Wann“ des Beitritts! In einem SPIEGEL-Interview vom 04.10.04 erklärte er auf die entsprechenden Fragen der Redakteure u.a.: „Das einzige Verhandlungsziel, das wir akzeptieren, ist die Vollmitgliedschaft. Es gibt keinen dritten Weg für uns, keine Partnerschaft unter Bedingungen oder dergleichen. So etwas auch nur ins Gespräch zu bringen, ist unseriös. Natürlich liegt es im Wesen einer Verhandlung, dass man bedingungslos über alle anstehenden Fragen spricht, über alle Parameter, die zur Erfüllung der Kopenhagener und der Maastricht-Kriterien nötig sind. Es geht um die gesetzlichen Vorgaben und inwieweit wir sie praktisch umsetzen. Wenn am Ende alle Mitglieder der Union die Kriterien als erfüllt ansehen, dann werden wir Vollmitglied. Ein anderes Verhandlungsziel gibt es nicht. ... Die Türkei ist auf dem Weg, ein EU-Mitglied zu werden - und dieser Weg ist unumkehrbar. In den Verhandlungen werden die Bedingungen geklärt, die wir im Augenblick noch nicht erfüllen, aber nicht die Frage, ob wir überhaupt Vollmitglied werden oder nicht. ... Und ich wünsche mir, dass am 17. Dezember darüber das letzte Wort gesprochen wird. Wenn die Europäische Union eine politische Union sein soll und kein christlicher Club, wenn die Union das Ziel hat, die Zivilisationen zusammenzuführen, dann muss die Türkei ein Teil dieser Union sein.“ 

Wieso???

Die Türkei verlässt sich dabei auf das, was im deutschen Verwaltungsrecht auf der Grundlage des allgemeinen Gleichheitssatzes unter dem Gesichtspunkt der „Selbstbindung der Verwaltung durch vorgängiges Verwaltungshandeln“ das Anrecht auf einen das Begehren eines Bürgers begünstigenden Verwaltungsakt begründet, um so Verwaltungswillkür zu unterbinden. Der schon von dem größten Gelehrten der Antike mit Wirkung in die Neuzeit, Aristoteles (384 – 322 v. Chr.), aufgestellte - und vom Bundesverfassungsgericht (BVerfG) in seiner Rechtsprechung immer berücksichtigte - Gleich​heitsgrundsatz verlangt, wesentlich Gleiches gleich und wesentlich Ungleiches seiner Eigenart entspre​chend ungleich zu behandeln. Andersherum ausgedrückt ist es dem Staat also verboten, wesentlich Gleiches willkürlich ungleich und wesentlich Ungleiches willkürlich gleich zu behandeln. Das Gleichbehandlungsgebot gilt zwar (zunächst) nur für inländisches Verwaltungshandeln, muss bei analoger Anwendung des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes auf supranationale Problemlagen aber auch für die handelnden Organe einer supranationalen Staatengemeinschaft gelten. 

Bei einer analogen Anwendung dieses Grundsatzes auf das Beitrittsbegehren der Türkei wird jedoch von allen Seiten geflissentlich übersehen – von den Institutionen der EU vermutlich aus politischer Feigheit heraus, von der Türkei wegen des Wunsches nach lukrativer Mitgliedschaft zur Behebung ihrer wirtschaftlichen Probleme -, dass der Gleichheitssatz zwar verlangt, „Gleiches gleich, Ungleiches seiner Eigenart entsprechend ungleich zu behandeln“, die Türkei aber nicht so »gleich« gesehen werden kann wie z.B. das mit dem Beitritt zum 01.05.04 abgeschlossene Beitrittsbegehren Polens und Ungarns oder der anderen Staaten, die ja unbezweifelbar europäische Staaten sind und – das gilt für die Mittelost- und Osteuropa-Staaten (MOE-Staaten) des nach dem Zweiten Weltkrieg von der UdSSR beherrschten Ostblocks - nach der Überwindung des Kommunismus wieder »zum Westen« gehören wollen. 

Bei der – wie nachfolgend noch im Einzelnen begründet wird - asiatischen Türkei ist dieser Status wegen ihres in Europa hineinragenden dreiprozentigen Gebietszipfels zumindest zweifelhaft, nach hier vertretener Auffassung jedoch eindeutig zu verneinen. Und wie das Beitrittsbegehren des afrikanischen Marokkos mit der Begründung abgelehnt wurde, Marokko sei kein europäisches Land, so müsste das Beitrittsbegehren der asiatischen Türkei unter Zugrundelegung des allgemeinen Gleichheitsgrundsatzes ebenfalls zwangsläufig zu einer Ablehnung mit derselben Begründung führen! Wenn man sich denn politisch traute.

Es wäre falsch zu sagen, »man« hätte vor oder bei Abgabe des Angebotes zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen vergessen zu überlegen, ob die asiatische Türkei überhaupt in die Europäische Union aufgenommen werden könnte; wahr ist vielmehr, dass man aus politischer Rücksichtnahme und Feigheit die erforderliche Diskussion nicht hatte führen wollen. Man hatte vorher schon den Mund zu weit aufgerissen ohne sich die langfristigen Folgen genau überlegt zu haben und mochte das nun nicht eingestehen. Und nun besteht für die EU die Zwangslage, dass einerseits viele Politiker glauben, auf der zur Vollmitgliedschaft der Türkei führenden abschüssigen Bahn aus politischer Rücksichtnahme nicht mehr umkehren zu können, dass andererseits aber die in Gang gesetzte politische Fehlentwicklung damit perpetuiert wird, obwohl man spürt, ahnt oder weiß, dass die asiatische Türkei kein Mitglied in der Europäischen Union werden sollte.

Wenn die meisten Politiker ein Gespür für die richtige Antwort auf die Frage nach einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU leugnend »wegdrücken«, so scheinen die Bürger in der Bundesrepublik Deutschland es – vermutlich wegen des größten türkischen Bevölkerungsanteils in einem europäischen Land - aber mehrheitlich(?) zu haben. Vielleicht wegen dieses in der Bevölkerung vorhandenen, von den Politikern aber gefürchteten »gespürten Wissens« wird ihnen eine Volksabstimmung über diese wichtige Frage – mit u.a. der hergesuchten formalistischen Begründung, dass Volksabstimmungen in der deutschen Verfassung nicht vorgesehen seien und dass es über diese Problematik bisher noch nie eine Volksabstimmung gegeben habe, was ja richtig ist, aber bisher sollte ja auch noch nie ein außereuropäisches Land in die EU aufgenommen werden(!) – verweigert. Statt politischer Mitentscheidung der Bürger in dieser Frage scheint die öffentliche Meinung mit zweifelhaften Ergebnissen demoskopischer Umfragen manipuliert zu werden! Ein schwerwiegender Verdacht, gewiss, aber er scheint nicht unbegründet: Es müsste nicht nur jeden Fachlehrer für Politik verwundern, dass sich im Februar 04 ungefähr vier Monate vor der Wahl zum Europaparlament am 13. Juni 2004 mit dem Konfliktthema einer irgendwann zur Entscheidung anstehenden Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU zwei Umfragen mit annähernd gleicher Fragestellung um mehr als die tolerierbaren 3 % Umfrageungenauigkeit unterschieden:

SPIEGEL
21.02.04: „Die Türkei bewirbt sich um die Mitgliedschaft in der Europäischen Union. Sollte die Türkei Ihrer Meinung nach mittel- bis langfristig in die EU aufgenommen werden?“

TNS Infratest (1.000 Befragte) vom 16./17.02.04 für den SPIEGEL: 
Ja = 54 % / Nein = 37 %

STERN   
26.02.04: „Soll die Türkei in die EU aufgenommen werden?“

Forsa              (1.005 Befragte) vom 19./20.02.04 für den STERN:  
Ja = 38 % / Nein = 57 %

Da die Gesetze der Mathematik parteipolitischen Manipulationen entzogen sind und somit die mathematisch-statistischen Methoden der Aufbereitung der durch die Befragung vor Ort erhaltenen Rohdaten gleich sind, sollten sich die Ergebnisse der im annähernd gleichen Zeitraum vorgenommenen Umfragen renommierter demos​kopischer Institute bei annähernd gleicher Fragestellung wegen unterschiedlicher Gewichtungsfaktoren maximal nur in einem Toleranzbereich von 3 % unterscheiden. (Sie müssen damit aber trotzdem nicht den realen Gegebenheiten entsprechen, wenn die Befragten zuvor keine ehrlichen Antworten gegeben hatten!) 16 bis 20 Prozent Differenz bei den hochgerechneten Ergebnissen der Befragungen für Zustimmung oder Ablehnung einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU: Das darf nicht sein! Des üblichen »Befragtenschwindels« ungeachtet – bei »kitzligen« Fragestellungen (z.B. nach mehr oder minder verdeckt rechtsradikalen Einstellungen) geben Befragte halt nicht immer ihre wahre Meinung preis - sollten die im annähernd gleichen Zeitraum vorgenommenen, nicht durch politische Ereignisse in besonderer Weise unterschiedlich berührten Antworten auf annähernd gleiche Fragestellungen und die Ergebnisse der aus diesen erhobenen Rohdaten ermittelten Hochrechnungen der Umfrageergebnisse annähernd gleich sein, weil man davon ausgehen kann, dass die auf der Straße stehenden oder am Telefon hängenden Befrager unterschiedlicher Institute von den Befragten gleichermaßen angeschwindelt werden. 

Solche nicht tolerablen Abweichungen bei annähernd gleicher Ausgangslage der Befragungen machen die Demoskopie noch suspekter, als sie manchen schon ist. Churchill meinte spöttisch: „Ich glaube nur an die von mir selbst gefälschten Statistiken.“ Und ein Spruch, den ich an einem Regal des Statistischen Landesamtes Hamburg entdeckte: „Die Statistik ist wie ein Bikini: Was sie zeigt, ist verwirrend – aber die Hauptsache verbirgt sie.“ 

Einen Monat vor der Wahl zum EU-Parlament 2004 publizierte der STERN eine erneute Forsaumfrage:

STERN   
09.06.04: „Sind Sie die Aufnahme der Türkei in die EU?“

Forsa              (1.005 Befragte) vom 24./25.05.04 für den STERN:  
Ja = 45 % / Nein = 54 %, von denen sich 20 % zwar gegen die Aufnahme in die EU, aber für eine privilegierte Partnerschaft aussprachen.

Weil den Bürgern eine direkte Mitentscheidung in der Frage einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU verweigert wird, ist es nur legitim, dass diese Frage in jedem anstehenden Wahlkampf problematisiert wird und der Wahlbürger seine Wahlentscheidung danach trifft, welche Partei sich für oder gegen eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU ausspricht und damit die Meinung des einzelnen Wahlbürgers in einer für ihn äußerst wichtigen Frage vertritt: Wenn nicht zur Wahl, wann kann dann der anders nicht gefragte oberste Souverän seine Meinung zu dieser für die EU vielleicht überlebenswichtigen Frage entscheidungs​​erheblich zum Ausdruck bringen? 

1 Kriterien für eine Entscheidung über die Nicht-/Zugehörigkeit der Türkei zur EU

Weil einerseits die Situation durch die jahrzehntelange, nur auf die Bewältigung der kurzfristig zu lösenden Probleme hin angelegte »Denke« der »politischen Elite Europas« getreu dem Motto: „Es gibt nichts, was durch längeres Warten nicht noch dringlicher wird – oder sich von selbst erledigt“ und andererseits aus Rücksichtnahme auf die Interessen der USA und auf die Empfindlichkeit des NATO-Partners Türkei aus Feigheit der europäischen Politiker vor einem ehrlichen Wort der Türkei gegenüber heraus so verfahren ist, muss nun die von der »politischen Elite Europas« die letzten vier Jahrzehnte mehr oder minder bewusst ausgeklammerte Problematik abschließend geklärt werden, weil nichts die EU so verändern würde, wie eine Aufnahme der asiatischen Türkei in die bisher Europäische Union. 

Aber wonach soll er die Entscheidung über die Zu- oder Nicht-Zugehörigkeit der asiatischen Türkei zur Europäischen Union treffen? Was ist das entscheidende Kriterium hierfür? Das insbesondere aus dem militärstrategischen Denken der USA heraus von Politikern Gewünschte: eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU? Oder vielmehr eine Besinnung darauf, was »Europa« ausmacht, um dann danach die anstehende Entscheidung zu treffen? 

Weil nur Letzteres die politische Elle sein kann, an der gemessen werden sollte, ob die Türkei überhaupt zur EU gehören darf, wenn man z.B. noch der Vision  - oder Illusion? - der »Vereinigten Staaten von Europa« anhängt, muss die nicht leicht zu beantwortende Frage gestellt werden, was in dem sehr vielgestaltigen »Europa« eigentlich »Europas« Identität ausmacht. Auf diese jahrzehntelang von den europäischen Politikern wegen ihrer möglicherweise als negativ gewerteten Auswirkungen »weggedrückte« Frage muss endlich eine überzeugend fundierte Antwort gegeben werden!

Weil die Beantwortung der ausstehenden Fragen nach »Europas« Identität und des sich daraus ergebenden Zugehörigkeitsanspruchs im Zuge der Wunschvorstellungen der Befürworter einer Erweiterung der EU um die Türkei unter Politikern »Europas« einerseits und ihren Gegnern andererseits, unter seinen zu dieser Problematik – wohlweislich? – (meist) nicht in Volksabstimmungen gefragten Bürgern, des Weiteren unter den EU-Beitritts​befür​wortern und ihren Gegnern in der Gruppe der außerhalb ihres Staatsverbandes unter uns in »Europa« lebenden Türken und denen in ihrem Heimatland lebenden nicht leicht und eindeutig zu beantworten scheint, müssen wir fragen: Was ist »Europa«? Was macht – bei der anzutreffenden und, wie z.B. im Kosovo, immer wieder politischen und sogar noch militärischen Sprengstoff bietenden ungeheuren Vielfalt, insbesondere an seinen ausfransenden Rändern – »Europas«(?) Kern aus, was sind seine Wurzeln, was macht somit seine - vielleicht nur Nord-, Mittel- und Westeuropa umfassende - Identität aus? 

Daran schließt sich die weiterführende Frage an: Was will »Europa« im 21. Jahrhundert sein, was will es möglicherweise werden und in welcher staatlichen Zusammensetzung könnte das visionäre Ziel erreichbar sein? „Quo vadis, Europa?“

Für die Beantwortung dieser grundsätzlichen, an das Selbstverständnis der Europäer rührenden Frage kann es kein »letztes« Argument sein, wenn von einigen Gegnern einer Vollmitgliedschaft der Türkei – vermutlich realistischerweise(!) – vorgetragen wird: die EU könne eine Vollmitgliedschaft der Türkei nicht finanzieren, da die dann erforderlichen (nach der Erweiterungsrunde 2004 um die zehn neuen Mitglieder und der schon in Aussicht genommenen weiteren 2007 für Bulgarien und Rumänien notwendigen zusätzlichen) Zahlungen an die Türkei die von den Netto-Geberländern zur Verfügung stellbaren Finanzmittel bei weitem übersteigen würden. „Einer neuen Hochrechnung des Brüsseler Think-Tanks "Friends of Europe" zufolge könnten in die Türkei im Falle eines vollständigen Beitritts zur EU allein in den ersten Jahren bis zu 15 Mrd. Euro jährlich fließen. Unter der Annahme, dass Ankara ebenso behandelt wird wie die zehn jüngsten EU-Mitglieder sowie Bulgarien und Rumänien - die 2007 zur Union stoßen sollen -, hätte die Türkei Anspruch auf 45,13 Mrd. Euro aus Brüsseler Kassen. Der Beitritt des Landes wäre damit weitaus teurer als die Aufnahme der zehn neuen Länder am 1. Mai dieses Jahres, die rund 40,8 Mrd. Euro verschlingen wird, heißt es in einer Studie des Instituts, deren ausführliche Fassung in den kommenden Tagen erscheinen soll. 

Die neue Schätzung liegt fast eine Mrd. Euro über jenen 14 Mrd. Euro netto, von denen bislang das renommierte Münchner Osteuropa-Institut in einem Gutachten für das Bundesfinanzministerium ausgegangen ist. Die Münchner haben errechnet, dass in die Türkei jährlich brutto rund 17,4 Mrd. Euro fließen werden, falls die EU bei ihrer bisherigen Agrar- und Strukturpolitik bleibt und das Land vollständig in die EU integriert. Mit 11,3 Mrd. Euro würde Ankara das meiste Geld aus dem Strukturfonds erhalten; 4,5 Mrd. gingen in die Landwirtschaft, schreibt das Institut. Mit 1,6 Mrd. würde die EU die Verwaltung unterstützen. Die Türkei selbst wird der Berechnung zufolge 3,4 Mrd. Euro - das wäre ein Prozent des türkischen Bruttoinlandsprodukts - an Brüssel überweisen. Deutschland wäre mit 2,4 Mrd. Euro der größte Zahler für den Beitritt der Türkei, heißt es in der Studie“ (DIE WELT, 20.08.04)

Die Frage nach der europäischen Identität darf aber nicht durch einen Blick ins eigene Portemonnaie beantwortet werden: Geht es den Ländern der EU gut, könnte Europa »größer« gesehen werden, lassen es die wirtschaftlichen Verhältnisse nicht zu, würde »Europa« einfach haushälterisch »kleiner« definiert – eine völlig unangemessene Sichtweise, denn falls ein Land zur EU gehört, dann hat es auch Anspruch auf finanzielle Hilfe selbst dann, wenn das zu Lasten der bisher mit Maximalaufwand geförderten, dann aber möglicherweise aus dem Zielgebiet 1 (Wirtschaftskraft geringer als 75 % des Mittelwertes des EU-Bruttoinlandsproduktes) der Förderung herausfallenden bisher unterentwickeltsten Gebiete in Ostdeutschland, Süditalien, Spanien u.s.w. geht. Die Frage der »Machbarkeit« einer Erweiterung Europas ist eine andere als die nach seiner Identität. Die erstere Fragestellung nach insbesondere der ausreichenden Finanzkraft für mögliche Erweiterungen ist gegenüber der grundsätzlichen nach Europas Identität nachrangig. In dieser Abhandlung soll eine Antwort auf die grundsätzliche Frage nach Europas Identität zu geben versucht werden, weil sie das zentrale Problem darstellt. 

Erst wenn die allem zu Grunde liegende Frage nach der Identität Europas hinlänglich befriedigend beantwortet ist, erhalten wir den meist nur dumpf gefühlten Maßstab für die Beurteilung der sich daran anschließenden Frage, welche Länder zu Europa gehören könnten – und welche eben nicht! Nur ein solcher Maßstab bewahrt uns vor einer unsere Identität als Europäer berührenden oder gar im Inneren treffenden geographischen, von einigen gleichwohl politisch gewollten Überdehnung(!) des​sen, was »Europa« ist. (Mitglieder unter den 45 Ländern des Europarates
, der wohlgemerkt kein Organ der EU ist, sind neben u.a. der mit ihrem dreiprozentigen europäischen Gebietsanteil dazugenommenen Türkei die Ukraine, Moldawien und die drei Kaukasusrepubliken Georgien, Armenien und sogar Aserbaidschan, Länder, die ich – je weiter östlich desto weniger, was insbesondere mit Blick auf Aserbaidschan gilt - auch nicht mehr unbedingt als »europäisch« zu empfinden vermag. Aber das mag mit meiner völligen Unkenntnis insbesondere der drei Kaukasusrepubliken zusammenhängen, da ich noch nicht über sie gearbeitet und sie auch noch nie bereist habe. Ich maße mir nur einen eigenen Standpunkt hinsichtlich der Frage einer türkischen Vollmitgliedschaft in der EU an, weil ich mich mit dieser Problematik schon intensiver beschäftigt habe; und wenn man etwas nicht weiß oder ehrlich zu wissen glaubt, sollte man schweigen! Es ist meiner Ansicht nach ein Fehler, der sich wohl in einiger Zeit rächen wird, dass bei der Auswahl der Mitglieder für den Europarat nicht hinreichend auf das Kriterium der Zugehörigkeit zu »Europa«(?) geachtet wurde. Die meist nur kurzfristig denkenden Politiker haben ohne einen strategischen Gedanken an die Zukunft Europas über diese »politische Unebenheit hinweggenuschelt«.) 

Die Besinnung auf Europas Identität ist unumgänglich, wenn man (noch) der Vision politisch kraftvoller »Vereinigter Staaten von Europa« anhängt und »Europa« nicht auf eine politisch ohne inneren Zusammenhalt agierende bloße Wirtschaftsgemeinschaft oder einen reinen Debattierklub reduziert wissen will, was mit einer um die Türkei erweiterte EU der Fall sein wird; da braucht man keine Kassandra zu sein, um solche Befürchtungen zu hegen! 

Um ein in der Beitritts-/Ausschlussdebatte bezüglich einer abgelehnten EU-Mitgliedschaft der Türkei manchmal benutztes weiteres vordergründig aktuelles Argument gleich im Vornherein abzuhandeln und ad acta zu legen: Als Maßstab einer – um das Schlussergebnis der nachstehend angestellten Überlegungen schon an dieser Stelle vorab zu nennen - abzulehnenden EU-Mitgliedschaft der Türkei kann nicht dienen, dass aus der gesamten islamischen Welt heraus gegenwärtig eine durch Dschihad-Terroristen verübte Terrorwelle den ganzen Globus überzieht oder Teile der Bevölkerung von an der Macht befindlichen islamistischen Fundamentalisten aus religiösen Gründen unterdrückt wurden, wie es z.B. in Afghanistan geschah, da das Zusammenleben auch in islamischen Ländern im Gegensatz zur Anwendung terroristischer Methoden nach dem Demokratieprinzip geordnet sein müsse – was aber fast nirgends der Fall ist. Bisher geht in der politischen Wirklichkeit Islam leider meist mit Demokratieverzicht einher! Doch die Fehler und Verbrechen islamischer Fundamentalisten aus anderen Staaten dürfen nicht der islamischen Türkei als ihre Fehler und Untaten oder ihr das demokratische Europa gefährdende Potential vorgehalten werden. Das wäre sonst so, als wenn im gerade vergangenen Jahrhundert außereuropäische Staatsmänner die Verbrechen der europäischen Kolonialmächte in ihren meist zusammengeraubten Kolonien oder der Nazis in Deutschland und dem von ihnen überfallenen und besetzten Europa nach dem Motto: „Die Weißen/europäischen Kolonialmächte/europäischen (angeblichen) Christen/Eu​ro​päer sind doch alle gleich!“ allen Europäern vorgehalten hätten. Die Türkei ist in ihrem Grundansatz kein fundamentalistisch-islamischer Staat wie es z.B. der schiitische Iran oder das wahhabitische Saudi-Arabien ist, woher wegen seiner fundamentalistischen Staatsdoktrin die meisten der Attentäter des Terroranschlages auf das World-Trade-Center stammten. Und mit Bomben »argumentierende« Verbrecher gibt es leider fast überall auf der Welt. Wenn irgendwo in einem Land verübter Terrorismus ein Ausschlusskriterium wäre, hätte Deutschland in den Zeiten der RAF nicht zu Europa gehört, dürfte Großbritannien mit dem Bombenterror in Nordirland und dürfte Spanien mit dem ETA-Terror im Baskenland nicht zu Europa gehören. Das gilt grundsätzlich auch für den in der Türkei von u.a. religiösen Fanatikern verübten Bombenterror. Aber in Deutschland gab es – im Gegensatz zu der Lage in der Türkei nach religiös motivierten Bombenanschlägen - keine Zustimmung in breiten Bevölkerungskreisen zu dem von wenigen Extremisten verübten RAF-Terror! Ängstigen kann jedoch der hohe Grad der Zustimmung, mit dem extrem-konservatives, immer demokratie​feindliches islamistisches Gedankengut aus dem »geistigen Speckgürtel« der geistigen Zustimmung in (ausweislich der Wahlergebnisse für solche Gruppierungen) rund 20 % der türkischen Bevölkerung gut geheißen wird - selbst dann, wenn es durch Attentate an liberalen und andersgläubigen Türken aus uns »lächerlich« erscheinenden Anlässen zu Tage tritt! Dieses Gefährdungspotential für das demokratische Europa durch demokratiefeindliche islamistische türkische Fanatiker und ihre zahlreichen auf rund 20 % geschätzten Anhänger in der türkischen Bevölkerung kann aber sehr wohl zu Beurteilung der Frage nach einer türkischen Mitgliedschaft in der EU herangezogen werden, wenn man der Beantwortung der grundsätzlichen Frage nach Europas Identität und der sich daraus ergebenden Ablehnung einer EU-Mitgliedschaft der Türkei aus politischer Feigheit ausweicht. So sah z.B. der damalige türkische Staatspräsident Turgut Özal XE "Özal"  "das Jahrhundert der Türken" heraufziehen, in dem alle Turkvölker Asiens unter türkischer Führung erneut geeint werden sollten. 1924 hatte Stalin XE "Stalin"  den einheitlichen Staat Turkestan XE "Turkestan"  in die fünf Teilrepubliken Kasachstan, Usbekistan, Kirgisien, Turkmenistan und Tadschikistan zerschlagen. Warum sollte da die alte und gar nicht so lange vergangene politische Einheit nicht wiederherstellbar sein? (Das persischsprachige Tadschikistan steht bei den Überlegungen zur Gründung eines "gemeinsamen Gottesstaat XE "Gottesstaat"  aller Gläubigen" als Ziel der Islamisten aus den Turkvölkern etwas außen vor.) Der Zusammenbruch des Vielvölkerkoloss’ UdSSR war als Strafe Allahs gegenüber den Gottlosen gesehen und interpretiert worden. Nun hätten sich die Turkvölker auf der Grundlage des Islam wieder zu vereinen. Türkische Fundamentalisten erträumten die Errichtung eines muslemischen "Turan XE "Turan" ", des legendären Groß-Turkestans XE "Groß-Turkestan" , aus dem die Osmanen im 13. Jahrhundert nach Kleinasien gekommen waren und das nach Ansicht einiger politischer Träumer auch das auf chinesischem Territorium liegende Gebiet der Autonomen Region der "ostturkestanischen" Uiguren XE "Uiguren"  Xinjiangs umfassen sollte. Das alles geschähe nach ihren Vorstellungen unter türkischer Führung oder Hegemonie. Entsprechend großsprecherisch und anmaßend waren Özals und seiner Anhänger Reden und Gesten dem Westen gegenüber. Bezeichnend war die Haltung, die die Türkei in der Berg-Karabach-Frage gegenüber dem christlichen Armenien einnahm: Die armenische Enklave Berg-Karabach wird vom islamischen Aserbaidschan umschlossen, und die Aserbaidschaner wollten diese Enklave beenden. Es kam zu militärischen Auseinandersetzungen. Am 23.02.92 hatten Armenien und Berg-Karabach einen Hilferuf an die UNO abgesandt, weil Aserbaidschan der Enklave Berg-Karabach praktisch den Krieg erklärt habe. Nachdem der Rückzug der sowjetischen Truppen aus diesem Gebiet angeordnet worden war, stellten beide Republiken nun mit Blick auf die erwartete kriegerische Auseinandersetzung größere Truppenkontingente auf und riefen die in den Streitkräften der anderen Republiken, insbesondere Russlands, verstreuten Söhne des Landes auf, bei ihren Einheiten fahnenflüchtig zu werden und in ihre Heimatrepubliken zurückzukehren, um dort in die aufzubauenden Truppenkontingente integriert werden zu können. Weil die sunnitische Türkei zur Unterstützung des turkstämmigen islamischen Aserbaidschans mittels einer Blockade zur Durchsetzung eines Embargos gegen Armenien seine Grenzen gesperrt hatte, sah sich daraufhin der schiitische Iran 1992 genötigt, dem christlichen Armenien zu Hilfe zu kommen und öffnete seine Grenzen. „An ihren Taten sollt ihr sie erkennen!“, heißt es ganz richtig in dem Buch der Bücher. 

Die USA verurteilten die Blockade der Türken, bezogen aber ansonsten trotzdem Position für den für sie unverzichtbaren NATO-Partner Türkei und das erdölreiche Aserbaidschan. Armenische Truppen kämpften daraufhin einen bis heute gehaltenen Landkorridor nach Berg-Karabach frei, und seit 1994 besteht praktisch ein Waffenstillstand. 

Nach Behauptungen der Armenier standen auf Seiten Aserbeidschans türkische Militärberater, die anfangs sogar von dem türkischen Militärattache General Haili Kalayci geleitet worden sein sollen. Für den Fall eines Angriffs türkischer Truppen gegen Armenien hatte daraufhin der damalige sowjetische Verteidigungsminister Gratschew den Armeniern Hilfe zugesagt - woraufhin der damalige türkische Ministerpräsident Demirel nolens volens einen militärischen Alleingang seines Landes gegen Armenien ausschloss. 

Man mag das als „olle Kamellen“ ansehen, muss es aber nicht, denn daran kann die kraftmeierische Virulenz des islamistischen türkischen Nationalismus abgelesen werden, den wir uns in Europa einhandeln, falls die Türkei in die EU aufgenommen werden sollte. Illusionäre Beitrittsbefürworter unter den Politikern Europas glauben, durch die Aufnahme der Türkei in die EU diesen gefährlichen islamistischen türkischnationalen Bazillus unter Kontrolle halten zu können. Aber selbst jahrelanges Leben in unserer Gemeinschaft bringt islamistisch-türkischnationale Fanatiker nicht von solchem Gedankengut ab, wie u.a. das Beispiel der »Kalifen von Köln« deutlich macht: Der Vater vertrat und sein Sohn als Nachfolger vertritt weiterhin dieses unser demokratisches Zusammenleben gefährdende Gedankengut. Die Staaten der EU als T-Zellen gegen den islamistischen türkischnationalen Virus! Genial fantastisch! U.a. aus diesem Grund befürworten sie explizit den Westanschluss der Türkei an die EU, den die islamistischen türkischen Nationalisten genau aus diesem Grund schon jahrzehntelang innertürkisch bekämpften. Die Hoffnung der Befürworter eines EU-Beitritts der Türkei aus »medizin-politischen« Gründen muss fehlgehen! Diese Politiker tragen Scheuklappen gegenüber der Denkweise von – in diesem Fall: islamistischen - Fanatikern. Die Hoffnung wird sich als eine ebensolche Fehleinschätzung erweisen, wie sie den Israelis unterlief, als sie die Hamas in deren Anfangsjahren unterstützten, weil sie sich dadurch eine Schwächung der PLO versprachen, wie sie den US-Amerikanern wiederholt unterlief, als sie in Afghanistan öfters die »falschen« Gruppierungen in deren Kampf gegen die nach Afghanistan eingedrungenen Truppen der Sowjets unterstützten, damit die in Afghanistan »ihr Vietnam« erleben sollten - und die USA sich dadurch das Talibanproblem einhandelten. Wie sie den Alliierten Mächten in ihrer Appeasement-Politik gegenüber Hitler durch den Abschluss des Münchner Abkommens am 29.09.1938 unterlaufen war, was Churchill später mit dem Wort kommentierte: „Beschwichtigen heißt: Ein Krokodil zu füttern, in der Hoffnung, dass es einen zuletzt frisst.“

Man muss die Vergangenheit begreifen, um die Zukunft bewältigen zu können. Politiker, die solche geschichtlichen Linien und Prozesse leichtsinnigerweise oder aus geschichtslosem Denken heraus nicht in Rechnung stellen, das Leben nicht »rückwärts verstehen«, versagen vor der Aufgabe der Zukunftsgestaltung, die ihr ureigenster Job sein sollte! Eine Gegenwart, die sich der Vergangenheit nicht bewusst ist, ist kein tragfähiges Fundament für den Aufbau der Zukunft. Die Gegenwart steht in der Fessel der Vergangenheit, sie steht immer zwischen Vergangenheit und Zukunft, sie fußt auf Ersterer und zielt auf Letztere. 

1.1 Das geographische Kriterium

Um nun zum Kern der Dinge vorzudringen und die Eingangsfragestellung zu untersuchen, ob die Türkei zu »Europa« gehört, sollten wir uns zunächst dem geographischen Kriterium zuwenden, weil es am einfachsten zu beantworten scheint. Erst wenn hierauf keine zwingend eindeutige Antwort gefunden werden kann, muss zur Beantwortung der Frage einer eventuellen Vollmitgliedschaft der Türkei in der Europäischen Union eine Antwort auf die Frage nach der Identität Europas gesucht werden, um möglicherweise so ein hinreichend zulängliches Unterscheidungskriterium zur Beantwortung der Fragestellung Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU ja oder nein zu erhalten. 
Bei dem Lösungsversuch, über das geographische Kriterium eine europäische Identität zu bestimmen, könnte zunächst problematisiert sein, ob es auf dem Doppelkontinent »Eurasien« überhaupt zwei verschiedene Erdteile Europa und Asien gibt, oder ob das, was gemeinhin als „Europa“ bezeichnet wird, nicht eigentlich „West-Asien“ oder „Westasiatische Halbinsel“ genannt werden müsste. Ganz eindeutig: Es gibt im Bewusstsein der Menschen auf der ganzen Welt einen eigenen Kontinent „Europa“. So hat zum Beispiel das Olympische Komitee auf Vorschlag des Neubegründers der Olympischen Spiele Coubertin die Olympische Flagge mit fünf Ringen als Symbol für fünf Kontinente gestaltet: einer steht dabei für Europa, ein anderer für Asien. 

Wenn es auf dem eurasischen Doppelkontinent zwei verschiedene Kontinente gibt, dann müssen sie durch eine irgendwo verlaufende Grenze getrennt sein. Gibt es diese Grenze? Wieder ganz eindeutige Antwort: großenteils ja. Sie wurde vor rund 300 Jahren von dem Geographen Philip Johan von Strahlenberg auf Grund von im Auftrag des Zaren vorgenommener Vermessungsarbeiten entlang der Wasserscheide des Uralgebirges, entlang des Uralflusses und durch die Manytschniederung festgelegt und 1730 von der russischen Krone anerkannt. Diese Grenze ist nicht nur unter Geographen unstreitig, sondern auch im Bewusstsein des größten Teiles der Staatenwelt.

Da es so ist, dass sowohl weltweit unter den Geographen wie auch im Bewusstsein der meisten Menschen auf der ganzen Welt unstrittig zwischen Europa einerseits und Asien andererseits geographisch unterschieden wird, schließt sich daran gleich die Frage an, wie der weitere Grenzverlauf zwischen beiden Kontinenten auf dem Doppelkontinent gesehen wird, gesehen werden kann oder gesehen werden muss. Die (deutschen) Geographen rechneten vor 40 Jahren in den von mir besuchten Geographievorlesungen Europa bis hin und entlang des Verlaufes der Wasserscheide des Uralgebirges und dann von dessen Südspitze in einer Linie hin zum Bosporus. Laut Brockhaus (Stichwort „Europa“) gelten als Grenze Europas zu Asien „... herkömmlich das Uralgebirge, der Uralfluss, Kaspisches Meer und die Manytschniederung im nördlichen Kaukasusvorland.“ Fortgesetzt werden muss diese Grenzziehung entlang der Wolga, durch das Asowsche und das Schwarze Meer zum Bosporus. Und nicht weiter östlich! 

Mir ist nicht bekannt, dass der damalige geographische Konsens unter den Geographieprofessoren inzwischen aufgekündigt worden sei. Darum habe ich persönliche Schwierigkeiten, Länder wie (das christliche) Georgien, (das christliche) Armenien und Aserbaid​schan als »Europa« zugehörig anzusehen, auch wenn sie (aus mir unbekannten Gründen) im Europarat vertreten sind. 

So ergibt sich als Antwort auf die Frage: „Gehört auf dem eurasischen Doppelkontinent die Türkei geographisch zu »Europa« oder zu »Asien«?“ unter geographischen Gesichtspunkten die ganz eindeutige Antwort: Die heutige Türkei gehört gerade mal mit einem Gebietszipfel von 3 % ihres Staatsgebietes als historisches Überbleibsel ihrer Eroberungszüge nach Europa zu dem Kontinent Europa, 97 % des türkischen Staatsgebietes liegen in Asien; und der Schwanz bellt nicht mit dem Hund! 

Das sieht u.a. auch der französische Staatspräsident Sarkozy so, der während seines Wahlkampfes im Mai 2007 wiederholt die Meinung vertreten hatte, der Türkei stehe kein Platz in der EU zu, weil sie geografisch nicht in Europa liege. Sarkozy kündigte an, auf dem EU-Gipfel Ende Dezember 2007 eine Grundsatzdebatte über die Grenzen der EU – und damit auch über die Türkei-Frage – führen zu wollen.

Wenn dagegen die gesamte Türkei, die von einigen türkischen und nichttürkischen Beitrittsbefürwortern immer wieder vehement als »europäisches« Land ausgegeben wird, geographisch zu »Europa« gehörte, dann verliefe die Grenze »Europas« gegenüber Asien mitten durch Vorder- und Mittelasien, u.a. teilweise entlang der Staatsgrenzen des Irans und des Iraks: Ein von Portugals Westküste bis zu Irans Westgrenze reichendes »Europa« hat jedoch noch kein europäischer und wohl auch kaum ein außereuropäischer Geograph oder Politiker definiert – außer dem türkischen Ministerpräsidenten Erdogan in einem SPIEGEL-Interview vom 04.10.04, wo er ganz unverfroren kundtat: „Zunächst lehrt uns schon die Geografie, dass die Türkei ein Teil des europäischen Kontinents ist. Die Türkei ist das letzte Tor Europas nach Asien und Asiens Tor zu Europa.“ 

Mit der letzteren Zuordnung der Türkei als „Asiens Tor zu Europa“ mag Erdogan durchaus Recht haben, nur nicht mit der ersten, sehr willkürlich vorgenommenen Zuordnung. Und wenn man das Sprachbild des türkischen Ministerpräsidenten genauer untersucht, dann kommt man zwangsläufig zu dem Ergebnis: Ein Tor, selbst wenn es nur eine Saloon-Schwingtür wie in einem Western wäre, ist immer an einem Gebäude befestigt, und dieses Gebäude, an dem die Türangeln befestigt sind, ist im Falle der Türkei Asien! Nicht aber Europa! Der als Beuterest aus früheren Eroberungen nach Europa hinein ragende Gebietszipfel macht aus der Türkei noch kein europäisches Land, wie es z.B. Ungarn ist; genau so wenig, wie Spanien durch seine afrikanischen Besitzungen Ceuta und Melilla zu einem afrikanischen Land geworden wäre, sondern ureuropäisch geblieben ist! Man darf vermuten: Selbst der auf diesem Gebiet dilettierende »Hobby-Polit-Geograph« Erdogan würde Spanien nicht als afrikanisches Land definieren! Mit welcher Berechtigung sollte im Gegensatz dazu bei annähernd analogen Gegebenheiten – die europäischen Besitzungen der Türkei sind in etwas zum gleichen Zeitpunkt und auf die gleiche Weise zur Türkei gekommen, wie die afrikanischen Besitzungen Ceuta und Melilla an Spanien - die Türkei als europäisches Land angesehen werden?

Die abstrusen Behauptungen von Politikern werden leider zu wenig hinterfragt. Andernfalls käme man unter Einsatz des logischen Verstandes – eine Gehirneigenschaft, die viele Politiker als Berufskrankheit leider verloren zu haben scheinen, wenn man ihr Gerede genauer überprüft – zu dem aufschlussreichen Ergebnis: Nach der verqueren politischen Gebrauchslogik des türkischen Ministerpräsidenten wären Ägypten und der Iran Teile des europäischen Kontinents gewesen, als der Makedonier Alexander der Große über diese Länder geherrscht hatte! 
Und das behauptet nicht einmal Erdogan. 

Daraus ergibt sich die Anschlussfrage: Soll die Türkei als Staat wegen ihres nur dreiprozentigen Gebietsanteils am zunächst einmal rein geographisch definierten »Europa« in der Gesamtheit ihrer Landnasse diesem so definierten »Europa« zugerechnet werden? Eindeutig nein! Wenn ein Baum mit einigen Ästen in den Nachbargarten reicht, so gehört er doch zu dem Grundstück, aus dem heraus sich sein Stamm erhebt und wo möglicherweise der größte Teil seiner Wurzeln verläuft – selbst wenn von den Ästen Früchte auf das Nachbargrundstück fallen. Die Landmasse der Türkei ist geographisch Asien zuzurechnen: Das Gebiet der Türkei bildet den westlichsten Teil Asiens, der von den (europäischen) Geographen als Vorderasien bezeichnet wird. Wie Spanien trotz seiner afrikanischen Besitzungen ein rein europäisches Land ist, so ist die Türkei trotz ihres nach Europa hineinragenden Gebietszipfels ein rein asiatisches Land! 

Das war jedenfalls so lange unstreitig, wie es keine Beitrittsdebatte hinsichtlich einer (un-)möglichen Zugehörigkeit der Türkei zur EU gab, und ist es geographisch auch weiterhin im Fachwissen der Geographen und im Bewusstsein der Weltbevölkerung. Und ein asiatisches Land kann und sollte nicht zu der Europäischen Union gehören! Die Türkei ist trotz ihres dreiprozentigen nach Europa hineinreichenden Gebietszipfels genau so ein asiatischer Staat, wie andererseits Spanien trotz seiner zwei in Nordafrika liegenden Gebietszipfel Ceuta und Melilla unbezweifelbar ein europäischer und kein afrikanischer Staat ist; bei den angesprochenen, jeweils in den benachbarten Kontinent ragenden Gebietszipfeln beider Staaten handelt es sich um Restbesitzungen lange zurückliegender ehemaliger Eroberungen, die weder die grundsätzliche geographische Zuordnung des jeweiligen Landes definieren, noch seine grundlegende »geistige« Ausrichtung bestimmen. Die geistige Ausrichtung Europas und sein Geschichtsbewusstsein hat nie(!) die Türkei mit umfasst, wie andersherum Europa nie(!) zur geistigen Ausrichtung der Türkei und seinem Geschichtsbewusstsein gehört hat! Wieso will die Türkei jetzt auf einmal zu einem Europa gehören, das nach meinen Vorstellungen mehr sein soll als eine reine Wirtschaftsunion? 
Und es ärgert mich die politische Ignoranz, mit der der Europäische Fußballverband 2005 überlegte, die nächste Europameisterschaft an die asiatische Türkei zu vergeben: die Herren haben in ihrer Zeit als aktive Fußballer vermutlich zu viele hart getretene gegnerische Torschüsse mit dem Kopf abgewehrt und davon eine »weiche Birne« erlitten!

Und wie ist es, wenn man das auf eine von Fachleuten verabredete Definition zurückführbare (und deswegen mit vielleicht einem einsichtigen Grund möglicherweise auch anders definierbare) verobjektivierte geographische Argument einen Augenblick beiseite lässt und nach dem rein subjektiven »geographischen Selbstverständnis« der Angehörigen der betroffenen Völker fragt? Was ergibt sich dann? 

Wenn wir nur die West-Ost-Ausdehnung zu Grunde legen, so wird jeder Portugiese, Spanier, Franzose, Deutsche, Pole, Balte, Ungar, Bulgare, Rumäne und wohl auch Russe auf die Frage, auf welchem Kontinent er lebt, nur eine Antwort geben: Europa. Jeder, dessen Land seit Jahrhunderten zu Europa gehört, begreift sich als Europäer. Keine Europäer wird von sich aus sagen, weil er auf dem eurasischen Doppelkontinent lebt, sei er halb Europäer, halb Asiat. Irgendwo und irgendwie, je nachdem welches Kriterium im subjektiven Empfinden in den Vordergrund gerückt wird, um sich als Europäer oder Asiat zu empfinden, verläuft dann die ganz subjektiv empfundene Trennlinie zwischen Europäern und Asiaten, die für die Türkei nicht aufgehoben ist! 

Fragt man hingegen Türken, ob sie zu dem Kontinent Asien oder Europa gehören und sich deswegen als Asiaten oder Europäer empfinden, so erhält man unterschiedliche Antworten: 

a) Die, die neu hierher gekommen sind, empfinden sich genau so Asien zugehörig, wie Deutsche, die frisch nach Südamerika, Asien oder Afrika ausgewandert sind, sich weiterhin als Deutsche und Europäer empfinden. Schwieriger wird es, wenn eine Auswandererfamilie in der x-ten Generation in dem neuen Land lebt: irgendwann empfinden die Nachkommen sich mehr dem für sie lebensbestimmenden Neuen zugehörig als den Wurzeln der Familie. Zur Veranschaulichung sei auf die Deutschstämmigen in Namibia verwiesen. 

b) Diejenigen türkischstämmigen Inhaber eines deutschen Passes oder vielleicht sogar die »Pass-Türken«, die sich als Nachkommen der als ehemalige „Gastarbeiter“ nach Europa gekommenen Türken hier aufhalten, aber – der türkischen Tradition folgend – sich über ihre Familie eine Frau aus konservativer türkischer Familie »besorgt« haben oder sich in dritter oder vierter Generation hier befinden und hier durch unseren europäischen Lebensstil (teilweise nur sehr unvollkommen) europäisch sozialisiert wurden – als Lehrer und Strafrechtler weiß ich, wovon ich rede(!) -, geben sich - mit türkischem oder deutschem Pass oder dem eines anderen EU-Landes, angemaßt oder nicht – oft als Europäer aus, auch wenn diese Jugendlichen auf ihren MP3-Playern großenteils oder überwiegend türkische Musik gespeichert haben. Ein deutscher und damit fraglos europäischer Jugendlicher hat auf seinem MP3-Player (so gut wie) keine vorderasiatische Musik abgespeichert! 

Das die hier lebenden und aufgewachsenen (»nur noch«) türkischstämmigen oder (weiterhin) türkischen »kulturellen Zwitterwesen« sich uns Europäer gegenüber als »Europäer« ausgeben – bei Besuchen in der Türkei mag ihre Definition von sich dort lebenden Türken gegenüber anders ausfallen -, ist aus dem subjektivem Empfinden heraus verständlich, denn man will dort, wo man lebt, fraglos ungefährdet dazugehören und als Mitglied der Gemeinschaft seiner üblichen Lebensumwelt respektiert werden und nicht einen psychologisch unsicheren, mehr oder weniger nur geduldeten Status innehaben. Fast jeder Mensch strebt nach einer gewissen Lebenssicherheit. Daher auch die in den deutschen Medien kolportierte unangemessen heftige Reaktion des Vorsitzenden des Vereins der Türken in Deutschland, Keskin: „Frechheit“ zu dem von der CDU-Vorsitzenden Merkel mit dankenswertem politischen Mut, den die meisten männlichen Kollegen nicht aufbrachten, von »Mann« zu Mann auch direkt in der Türkei unterbreiteten Angebot einer privilegierten Partnerschaft für die Türkei zur EU statt einer Vollmitgliedschaft in der EU. 

c) Doch auf die Meinung der hier lebenden »kulturellen Zwitterwesen«, die sich teilweise zwischen der europäischen und der türkisch-islamischen Kultur hin und her gerissen fühlen und dann an dieser sich für sie daraus ergebenden Spannung leiden, kommt es bei der Bestimmung, ob die in der Türkei lebenden und durch ihre Politiker in die EU drängenden Türken sich als Asiaten oder Europäer empfinden, nicht an. Erhellend für die unter uns lebenden und um die Anerkennung ihres persönlichen Status’ als »Europäer(?)« kämpfenden Türken müsste es sein, als was sich die aus wirtschaftlichen und politischen Gründen in die EU drängenden aber (noch) in der Türkei lebenden Türken subjektiv empfinden: Als Asiaten oder Europäer? 

Um das Ergebnis ganz vorsichtig anzudeuten und mich nicht mit den Befürwortern der skurrilen, ja geradezu abwegigen entgegengesetzten Auffassung, „die Türkei begreife sich als europäisches Land“, um nur gemutmaßte und nicht durch eine detaillierte, das ganze Staatsgebiet der Türkei umfassende Umfrage abgeklärte Prozentzahlen streiten zu müssen: Ich wage zu bezweifeln, dass sich jeder in der Türkei lebende Türke so selbstverständlich als Europäer begreift, wie jeder Skandinavier, Brite, Deutsche, Italiener oder Grieche - um dieses Mal eine exemplarische Aufzählung in grober Nord-Süd-Richtung zu wählen - es mit Recht tun darf und auch tut. 

Bei einer Befragung der in ihrem Land lebenden Türken werden sich die meisten, dessen bin ich mir nach nur wenigen Urlauben in der Türkei sicher, als durch Atatürk dem Westen angenäherte, Asien zugehörige Türken verstehen, da die Türkei auf dem asiatischen Kontinent liegt und weil das im 13. Jahrhundert - als es schon so etwas wie »Europa« gab - aus der Mongolei gekommene, schließlich bis an das Mittelmeer gelangte Turkvolk der Osmanen, welches das griechisch-orthodox geprägte Byzantinische Reich und seine staatstragende christliche Kultur nach 1.000 Jahren seines Bestehens vernichtete, sich an dessen Stelle setzte und den unterworfenen Byzantinern letztlich die islamische Kultur überstülpte, noch viele kulturelle und sprachliche Verbindungen zu den Turkvölkern aus dem Ursprungsgebiet der Mongolei oder auf den Zwischenrastplätzen seiner Völkerwanderung aus seinem ursprünglichen Herkunftsbereich hat. 

Gegen die dümmliche zweckgerichtete Behauptung türkischer Politiker, die Türkei gehöre zu Europa, sei ein Teil Europas, spricht – neben vielen anderen ausschließenden Gründen - schon allein die Tatsache, dass die türkische Sprache nicht zu einer der europäischen Sprachfamilien gehört, sondern ganz eindeutig zu der Sprachfamilie der asiatischen Turkvölker. 

Zu z.B. den Turkvölkern XE "Turkvölker"  der GUS-Staaten zählen mehr als 50 Millionen Bewohner Aserbaidschans XE "Aserbaidschan" , Turkmenistans XE "Turkmenistan" , Usbekistans XE "Usbekistan" , Kirgisiens XE "Kirgisien"  und Kasachstans. Die Türken haben ein (von den US-Amerikanern zur Zurückdämmung des iranischen Einflusses in den GUS-Staaten der ehemaligen Sowjetunion bezahltes) Fernsehprogramm in zum Teil vereinfachtem Türkisch eingerichtet, das bei allen Turkvölkern XE "Turkvölker"  der GUS-Staaten verstanden wird und mit dem die mehr als 50 Millionen Bewohner Aserbaidschans XE "Aserbaidschan" , Turkmenistans XE "Turkmenistan" , Usbekistans XE "Usbekistan" , Kirgisiens XE "Kirgisien"  und Kasachstans XE "Kasachstan"  erreicht und beeinflusst werden. 

Die Türken werden von den führenden Politikern aus den Einzelstaaten der Turkvölker XE "Turkvölker"  in den islamischen GUS-Nach​folgestaaten als Vorbild umschmeichelt: "Auf der türkischen Straße " wolle man marschieren, hat der frühere usbekische Kommunistenführer und jetzige Präsident von Usbekistan, Islam Karimow XE "Karimow" , versprochen; die Türkei sei "das einzige Vorbild", schwärmte der Präsident von Kasachstan, Nursultan Nasarbajew XE "Nasarbajew" ; sie gleiche dem "Morgenstern, der uns den Weg zeigt", liebedienerte der (2005 von seinem Volk verjagte und von dem Oppositionspolitiker Bakijew ersetzte) vormalige Präsident von Kirgisien, Askar Akajew XE "Akajew" . Darum sah der damalige türkische Staatspräsident Turgut Özal XE "Özal"  das "Jahrhundert der Türken" heraufziehen; und das sah er nicht in Europa! Entsprechend waren seine Reden und Gesten dem Westen gegenüber!!!

"Im Galopp kommend aus dem fernen Asien / streckt es sich ins Mittelmeer wie der Kopf / einer Stute! /Das ist unser Land." (Nazim Hikmet, Der Aufruf) 

In der renommiertesten deutschsprachigen weltgeschichtlichen Darstellungsreihe, der von Golo Mann, Alfred Heuß und August Nitschke herausgegebenen  „Propyläen Weltgeschichte - Eine Univer​salgeschichte“ schreibt als renommiertester Islamwissenschaftler der Edinburgher „Professor of Arabic and Islamic Studies“  W. Mont​gomery Watt 1965 in „Summa Historica - Die Grundzüge der welthistorischen Epochen“ in seinem das Verständnis von Zeit und Geschichte, von Religion, Recht und Gesellschaft am Beispiel des »Islam« zusammenfassenden Beitrag (Bd. 11, „Summa Historica“, Kapitel Islam, S. 265): 

„Der Dichter Firdausi (gestorben um 1020) sammelte [nach der im Laufe des 7. Jahrhunderts vorgenommenen Islamisierung des zuvor halb zarathustrischen und halb christlichen Persien durch die militärisch erfolgreichen Araber; der Verf.] in seinem »Buch der Könige« (Schah-Nama) Erzählungen der verschiedenen Regionen Persiens und half damit, das Bewußtsein von einer gemeinsamen Kultur, ja fast von einer persischen Nation wiederzubeleben. Doch all dies vollzog sich in dem vom Islam gesetzten Rahmen. Ein persischer Staat, der zum islamischen Staatensystem in einem Gegensatz gestanden hätte, wäre undenkbar gewesen. Firdausi weckte wieder den Glauben an die alte Sendung des Iran, gegen »Turan« zu kämpfen, Kultur und Zivilisation gegen das Barbarentum der asiatischen Steppen – und dessen Inbegriff, die »Türken« - zu verteidigen, das sie zu verschlingen drohte.“ 

Das Argument des Verteidigens der neu angenommenen islamischen Kultur durch die Iraner gegen die »Türken« legt die nicht ausgeführte Vermutung nahe, dass die den Iran damals bedrohenden Turkstämme möglicherweise zu diesem fraglichen Zeitpunkt noch gar nicht islamisiert gewesen waren. Aber wie dem damals auch gewesen sein mag: unstreitig ist, dass die aus »Turan« stammenden Turkvölker asiatische Reiternomaden aus der Mongolei gewesen waren; und keine »europäischen« Stämme! Da müsste es die intellektuelle Redlichkeit verbieten, von »den Türken« als einem Europa zugehörigen Volk oder der Türkei als einem europäischen Land zu reden!

Für dieses Selbstverständnis »der (in der asiatischen Türkei ansässigen) Türken« als asiatisches Volk spricht vielleicht auch die schon abwertende Bezeichnung, mit der die aus Deutschland in ihr Ursprungs- oder gar Heimatland fahrenden Türken von ihren (dort!) daheim gebliebenen Landsleuten als „Deutschler“ bezeichnet werden. 

Damit ich hinsichtlich der subjektiven Selbsteinstufung »der Türken« als (teilweise behauptete) Europäer oder (tatsächliche) Asiaten nicht nur auf mein Bauchgefühl angewiesen war, startete ich per persönlichem Interview eine Umfrage unter den vielen »Kopftuch-Schülerinnen« meiner Berufsschule: Wenn sie meine Frage nach in der Türkei lebender Verwandtschaft bejaht hatten, fragte ich sie, wie diese sich weiterhin in der Türkei lebenden Verwandten ihrer Meinung nach empfinden: als Europäer oder als Asiaten? Nicht ein einziges Mal wurde mir geantwortet: als Europäer. Wenn ich die Entscheidungssituation auf die Wahl der Zugehörigkeit ausschließlich auf die Alternative Europäer oder Asiaten zuspitzte, wurde mir ausschließlich geantwortet: als Asiaten!!! 

Langer Rede kurzer Sinn: Es gibt geographisch kein Europa bis zum Iran; weder objektiv, noch subjektiv! Auch dann nicht, wenn in Europa lebende Türken - mit kaum erkennbarem schlechten Gewissen und (teilweise unangemessen) viel Verve (noch einmal sei an das keskinsche „Frechheit“ erinnert) – diese intellektuelle Unredlichkeit begehen und das so behaupten und die politische Führungsschicht der Türkei es aus durchsichtigen, insbesondere wirtschaftlichen und dann auch aus politischen Gründen so einfordert.

Was soll man von einem Politiker halten, der sich nicht entblödet, sich die Realität entgegen den Erkenntnissen der Wissenschaft und wider besseres Wissen so zurechtzulügen? Geographisch war die Türkei nie ein Teil Europas! Das Osmanische Reich hatte »nur« große Teile südosteuropäischen Gebietes erobert und einige Jahrhunderte besetzt gehalten, worunter Europa – wie man an den Auseinandersetzungen u.a. im Kosovo sieht - heute immer noch leidet! Und kulturell gehörte ostwärts der Dardanellen in Asien ausschließlich das vom griechischen Geist mitgeprägte und mitgeschaffene Ostrom zu Europa, war Ostrom 1.000 Jahre lang ein Teil der europäischen Kultur, nie aber die nach der Niederwerfung des 1.000-jährigen Oströmischen Reiches sich auf dessen Gebiet niedergelassen habende osmanische Türkei, die im scharfen Gegensatz dazu stand und sich »nur« dessen Siedlungsgebiet durch Eroberung angeeignet hatte. 
Ein Blick auf Russland könnte bei ruhiger Betrachtung den türkischen Zorn möglicherweise etwas mildern: Russland westlich des Urals ist nicht nur geographisch, sondern auch kulturell ein Teil Europas. Große russische Literatur und Kunst ist große europäische Kunst, die – um nur eine kleine Auswahl zu nennen - u.a. von den Literaten Puschkin, Gogol, Turgenjew, Tschechow, Tolstoi, Dostojewski, Gorki, Scholochow, Solschenizyn und Pasternak, neben den Kosakenchören und den gregorianischen Gesängen von den Musikern Rubinstein, Tschaikowski, Rimski-Korsakow, Strawinsky, Prokofieff, Rachmaninow und Schostakowitsch und den Malern Kandinsky und Chagall repräsentiert wird. Und trotz dieser unbezweifelbaren Teilhabe an der europäischen Kultur und des bedeutendsten Gebietsanteils in der Größe von 25 % des riesigen Landes in Europa wird Russland wohl nie Teil der Europäischen Union werden, weil sonst die Grenzen einer solchen Europäischen Union bis an das Westufer des Pazifiks und damit die Ostgrenze Asiens reichen würden. Und da will die Türkei mit dem für die Kultur und die Identität des Landes relativ unbedeutenden Europa zugehörigen Gebietsanteil von 3 % als europäisches Land gelten? Das darf nicht wahr sein! Ist es aber – und zeigt, was an unangemessener Selbsteinschätzung und sich daraus ableitendem Anspruchsdenken auf uns zukommen wird, sollte die asiatische Türkei Vollmitglied der Europäischen Union werden.

Weil das geographische Argument die mit aller Macht und teilweise beleidigtem Stolz in die EU drängenden Türken nicht mehr verstandesmäßig erreicht und die mit einem EU-Beitritt verbundenen wirtschaftlichen Hoffnungen und Erwartungen im politischen Bewusstsein führender türkischer Politiker und vieler in Europa lebender Türken hinsichtlich des vorstehend abgehandelten geographischen Kriteriums eine Amnesie bewirkten, muss nach weiteren Kriterien geschaut werden, wobei fraglich bleibt, ob durch weitere Argumente die jedenfalls aus zunächst rein wirtschaftlichen und möglicherweise auch politischen Gründen gewollte Amnesie aufgelöst werden könnte. 

1.2 Das historische und geistesgeschichtliche Kriterium

Als weitere Abgrenzungskriterien zur Beantwortung der Frage, ob die Türkei zu »Europa« gehört, muss an das Problem mit historischen und geistesgeschichtlichen Kriterien herangegangen werden. Die Frage nach Europas Wurzeln und Identität muss – von der Tagesaktualität losgelöst – grundsätzlich/er untersucht und beantwortet werden, wenn »Europa« mehr sein soll als der diffus-lockere Staatenbund Europarat bestenfalls mit einer gemeinsamen oder sonst ohne eine gemeinsame Verfassung oder gar nur eine bloße Freihandelszone auf multinationaler Basis, eine als bloßer Binnenmarkt organisierte EWG modern und light! Für eine bloße Freihandelszone ohne weitergehenden politischen Anspruch brauchten wir keinen kostenaufwändigen »Wanderzirkus« zwischen Brüssel und Straßburg. Meine Vorstellung von Europa richtet sich auf ein größeres Ziel: wir brauchen ein Europäisches Parlament für den Aufbau einer irgendwie gearteten europäischen politischen Union!
Die Frage nach der Identität Europas spielt auch im Vertrag über die Europäische Union eine wichtige, mehrfach angesprochene Rolle. Eine Identität wird als existent vorausgesetzt und bildet die Basis für den proklamierten Willen zur Integration Europas. Was aber neben den Identitäten der einzelnen Nationalstaaten die gemeinsame Identität Europas ausmacht, worin sie schon jetzt besteht oder erst fürderhin bestehen werde, bleibt gleichwohl letztlich unbeantwortet. 1973 verabschiedeten die EG-Außenminister ein „Dokument über die europäische Identität“, in dem aber auch nur ganz grob ein „gemeinsames Erbe“ angesprochen wird. Worin dieses Erbe aber nun eigentlich bestehe, das bleibt auch in diesem Dokument offen. Pfetsch schreibt in seinem Buch „Die Europäische Union - Eine Einführung“ (S. 99) mit Bezug auf Weidenfelds Aufsatz „Europa – aber wo liegt es?“: „Mit der Frage nach der Identität ist das elementare Konstruktionsprinzip moderner Gesellschaften’ thematisiert. Europa muss mehr sein als ein Konsumenten- und Produzentenmarkt, will es von den Bürgern akzeptiert und damit legitimiert werden; die europäische Identität müßte als eine kollektive Identität entstehen, ...“ Der benutzte Konjunktiv macht deutlich, dass der Autor nicht an die Existenz einer europäischen Identität glaubt. 

Ich sehe es anders und glaube, eine europäische Identität wenigstens der gebildeten Europäer ausmachen zu können. Das soll nachfolgend näher dargestellt werden, nachdem ich kurz aus Pfetsch referiert habe:

„Mit dem Begriff der Identität sind mehrere Dimensionen und Analyseebenen angesprochen; die philosophische (das Mit-sich-eins-Sein), die psychologische (Identitätsbewußtsein, Zusammengehörigkeitsgefühl, emotionale Bindung), die geographische (Grenzen: wo beginnt das Andere?), die kulturelle (Sprache, Religion, materielle und ästhetische Kultur, Geistesgeschichte) oder die historisch-politische (historisches Bewußtsein, Nationalismus, Europa als gegen andere abgrenzbare Idee und Realität). Identität fragt nach der Verbundenheit des einzelnen zu einem Kollektiv, nach dem Zusammenklang persönlicher Eigenschaften und Eigenarten von Individuen mit denen anderer. Dabei werden im Allgemeinen mehrere Bezugseinheiten und Loyalitätsebenen angesprochen.“ Anschließend unterscheidet Pfetsch einen historischen, einen genetischen und einen sozialpsychologischen Identitätsbegriff. Für die historische Betrachtungsweise wird von ihm Karl Jaspers mit dem Satz zitiert: „Europa, das ist die Bibel und die Antike.“ Als Historiker werde ich das Schwergewicht meiner Ausführungen auf den historischen Aspekt legen. 

Der Vollständigkeit halber sei noch referiert, dass unter dem genetischen Identitätsbegriff unter Bezug auf Richard Münchs Aufsatz „Das Projekt Europa. Zwischen Nationalstaat, regionaler Autonomie und Weltgesellschaft“ verstanden wird (S. 102): „Identität 

a) durch Gemeinsamkeit und Wir-Gefühl (innere Homogenisierung), 

b) durch Abgrenzung gegenüber anderen, 

c) durch Einbeziehung von Peripherem ins Zentrum (Inklusion) und 

d) durch Ausgleich innerer Spannungen.“ 

„Beim psychologischen oder sozialpsychologischen Identitätsbegriff geht es um die affektive Bindung einzelner Bürger bzw. Nationen zu einer politischen Gemeinschaft. ... Die europäische Identität richtet sich auf Gemeinsamkeiten, die von den Europabürgern auch als solche empfunden und wahrgenommen werden.“

Nachfolgend möchte ich darlegen, was ich als ein in Europa lebender deutscher Historiker, Politiklehrer und Jurist unter der Identität der Europäer verstehe, wie ich sie erlebe. Andere mögen auf Grund ihrer Herkunft, Ausbildung und ihrer persönlichen Erfahrungen zu anderen Identitätsvorstellungen kommen. Ich werde darum vermutlich auch keine allgemein verbindliche Identität für alle Europäer aufzeigen können, vielleicht aber eine für einen gebildeten Deutschen, wenn er sich seiner historischen und kulturellen Wurzeln bewusst ist. 

Vermutlich müssen wir in Europa unsere europäische Identität so handhaben, wie mir vor fast 50 Jahren einmal ein Waliser seine Identitätsgefühle erklärt hat: „In Großbritannien bin ich Waliser, außerhalb Großbritanniens bin ich Brite.“  

1.2.1 Europäische Identität und Kulturgrenze

Wenn es um die Frage der europäischen Identität geht, dann kann bei der fast geographischen Randlage Europas auf dem eurasischen Doppelkontinent nicht so sehr ein ziemlich willkürlich gewählter geographischer Maßstab - das nicht zu diesem Zweck, aber für eine Abgrenzung nach geographischen Gesichtspunkten prak​ti​scher​weise in Nord-Süd-Richtung verlaufende Uralgebirge und eine gedachte ungefähre Linie von seiner Südspitze zum Bosporus - entscheidend für die Beantwortung der Fragestellung nach der europäischen Identität sein. Es muss eher ein geistiger Maßstab sein, der an die Jahrhunderte der europäischen Geistesent​wicklung und -geschichte, der an die europäische Identitätsbildung angelegt wird. Mit ihm lässt sich vielleicht eine »Kulturgrenze« finden, bis wohin das historisch gewachsene »Europa« reicht.                

Eine solche Kulturgrenze zu überspringen, gelang in der Geschichte bisher nie auf Dauer, wenn es auch wiederholt mit militärischer Macht, Religion, »kultureller Überlegenheit« oder mit Geld versucht wurde: Das Weltreich Alexanders des Großen zerfiel sofort nach seinem Tod, das Kunstgebilde »Jugoslawien« zerfiel sofort nach Titos Tod. Der Sudan kommt bis heute nicht zur Ruhe: Dort herrscht seit ungefähr einem halben Jahrhundert ununterbrochen Bürgerkrieg, in dem der arabisierte islamisierte Norden den mehrheitlich anderen Religionen angehörenden negroiden Süden überfällt oder durch von ihm unterstützte Milizen überfallen lässt, die dann die Dörfer niederbrennen, die Männer töten, Frauen und Kinder vergewaltigen und oft in die Sklaverei führen, von wo sie mit den Geldern europäischer Hilfsorganisationen wieder freigekauft werden. 

Warum konnte das Reich, das die »Heere des Propheten« geschaffen hatten, als sie das christliche Nordafrika mit einem der ersten christlichen Länder der Welt, Ägypten, niederritten und dort überall die bis heute dort etablierte gemeinsame islamisch-arabische Kultur begründeten, trotz gemeinsamer Sprache, Religion und Kultur nicht als Einheit erhalten werden? Die Wiederherstellung eines einheitlichen Reiches der Rechtgläubigen ist der Traum (nicht nur) der arabischen islamischen Fundamentalisten! Nasser war mit seinem Panislamismus gescheitert, als er Syrien und Jemen unter Ägyptens (sprich seiner) Führung vereinen wollte. Nun war Ägypten zwar reich an Kultur, aber arm am Beutel und hatte darum außer der panislamischen Idee nichts zu bieten. Aber auch Ghaddafi scheiterte, als er - mehrfach - versuchte mit den ihm aus der Erdölförderung seines Landes zur Verfügung stehenden Erdöl-Milliarden, andere, arme arabische Staaten zur Erneuerung dieser vormaligen Einheit der Gläubigen (unter seiner Führung) »anzukaufen«, denn das islamisch-religiös-kulturelle Identitätsgefühl ist auch in den arabischen Ländern nicht gleichbedeutend oder gar deckungsgleich mit dem politischen! 
Das gilt nicht nur für den arabischen Raum, das galt und gilt auch für den europäischen: die von Dänemark 1397 gegründete und von ihm dominierte Kalmarische Union mit Schweden (bis 1523) und Norwegen (bis 1814) wurde von der Bevölkerung der mit militärischer Macht integrierten Staaten nicht ertragen, das dänische Großreich zerfiel und hinterließ bei den dann von den Schweden dominierten Norwegern ein bis heute nicht überwundenes politisches Trauma bezüglich ihrer erst 1905 erlangten staatlichen Unabhängigkeit, so dass sie 1972 und 1994 mehrheitlich einen Beitritt zur EU abgelehnt haben, um nicht schon wieder politische Souveränität abzugeben.
Die Erkenntnis daraus ist: Nicht einmal bei gleicher Sprache, gleicher Religion, ähnlicher oder gar gleicher kultureller Tradition und Lebensgestaltung, also bei noch gelebter gleicher Kultur, funktionierte das, was bei einem Anschluss der Türkei an die EU - von wenigen westlich orientierten Ausnahmen in vorwiegend der türkischen Oberschicht abgesehen - sogar eine echte Kulturgrenze überschreiten würde! 

Warum versuchen, ein totgeborenes Kind - »Vereinigte Staaten von Europa« unter Einschluss der (was nachfolgend näher begründet wird) kulturell nicht zu Europa gehörenden Türkei – ins Leben zu rufen? Das kann nicht funktionieren und wird der Europäischen Idee als Friedensidee auf  dem Jahrhunderte als Schlachtfeld geschundenen europäischen Kontinent schaden. Und damit letztlich auch der Türkei, die sich von einem starken Europa wirtschaftliche Hilfe verspricht und dafür in den letzten zwei Jahren politische Veränderungen in Richtung zu mehr Achtung der Menschenrechte und zu mehr Rechtstaatlichkeit vornahm, die von den bis dahin politisch führenden Kräften in der Türkei maximal nur halbherzig oder gar nicht gewollt waren. 

Die politische Umgestaltung der Türkei hätte aber schon aus demokratischem und rechtsstaatlichem Eigeninteresse heraus – ohne die EU als politischem Entwicklungshelfer - seit spätestens den Jahrzehnten der NATO-Mitgliedschaft durchgeführt werden müssen, da die NATO ja auch eine Gemeinschaft zur Verteidigung der Staaten mit gleichen Freiheitswerten zu sein beanspruchte – was man von dem Folterstaat Türkei wirklich nicht sagen konnte: jedes Jahrbuch von amnesty international legte jedes Jahr die systematischen Verstöße staatlicher türkischer Organe gegen die Menschenrechte bloß!

Wegen der Ratifizierung der Europäischen Menschenrechtskonvention 1954, der Antifolterkonventionen der UN und der – nach meinem Dafürhalten systemfremden - Mitgliedschaft der zu 97 % ihres Staatsgebietes asiatischen Türkei im Europarat und der Überleitung der entsprechenden Konventionen durch einen Verfassungsartikel in türkisches Recht hätte in türkischen Gefängnissen seit Jahrzehnten nicht mehr gefoltert werden dürfen, doch es geschah täglich, ja stündlich – und geschieht auch heute noch, nur weniger und verdeckter, diskreter, da mit einem schlechteren Gewissen vorgenommen! 

"Gefolterte Kinder

rtr/dpa Bonn - Weltweit werden nach Angaben von `Amnesty International' Tausende Kinder von Sicherheitskräften gefoltert und ermordet. Besonders schlimm seien die Greueltaten in Brasilien, Guatemala und Peru. Auch in der Türkei gebe es Mißhandlungen von Kindern."  

(Hamburger Abendblatt 21.10.92)

"Wer läßt foltern?

Amnesty warnt türkische Regierung: Immer mehr Gewalttaten

dpa/apf London/Bonn - Die Menschenrechtslage in der Türkei hat sich nach den jüngsten Berichten von Amnesty International im vergangenen Jahr `dramatisch verschlechtert'. Amnesty forderte die türkische Regierung auf, schwere Menschenrechtsverletzungen nicht länger zu leugnen und damit Folter, politische Morde und das `Verschwindenlassen' von Zivilisten durch Sicherheitskräfte zu decken. … Menschen seien politischen Morden zum Opfer gefallen, bei denen zumindest der Verdacht auf eine Mittäterschaft der Sicherheitskräfte bestehe … Sogar Kinder würden schwer mißhandelt und mit Elektroschocks gequält, hieß es. …“
(Hamburger Abendblatt 08.02.95)

Türkische Beamte, die - ganz vereinzelt - wegen der Anwendung von Folter als polizeiliche Verhörmethode angeklagt gewesen waren, wurden hinterher sogar befördert! Die wenigen mutigen türkischen Richter, die die Verfassung ihres Landes ernst zu nehmen gewagt und Folterer verurteilt hatten, waren wegen ihrer der Folter wehrenden Urteile strafversetzt worden. Erst Ende 1999 wagte es der Vorsitzende des obersten Berufungsgerichts der Türkei, eine komplette Überarbeitung der Verfassung der Türkei sowie Menschenrechtsreformen zu fordern, denn die zu damaliger Zeit gültige Verfassung „verteidige nicht die Freiheiten des Individuums, sondern schütze den Staat vor dem Bürger“, kritisierte Sami Selcuk. Amnesty International berichtete wiederholt neben Fällen staatlich verübten Mordes 

„Frau Ciller und die Mordkommandos

ap Ankara – Türkische Staatsorgane haben auf Anordnung oder mit Wissen der Regierung der früheren Ministerpräsidentin Ciller Oppositionelle ermorden lassen und dabei eng mit dem organisierten Verbrechen zusammengearbeitet. Das geht aus einem Regierungsbericht in Ankara hervor.“ (Hamburger Abendblatt 29.01.98)

von der durchgängigen Anwendung der Folter in türkischen Gefängnissen. Eine dort praktizierte besonders widerliche Art der Folter war oder ist die Folterung von Kindern in Gefängnissen zur Erpressung von Aussagen von deren Eltern, die bei der Folterung ihrer Kinder zusehen oder sogar mit Hand anlegen mussten. 

Hoffnungen auf Änderung wurden wach, nachdem der ehemals Vorsitzende Richter am Verfassungsgericht Sezer, der für Rechtsstaatlichkeit, Demokratie und eine dementsprechende Verfassungsreform steht, im Mai 2000 neuer Staatspräsident der Türkei geworden war. 

Einen Dämpfer erhielten die gerade aufkeimenden Hoffnungen, als einen Monat nach dieser Wahl der türkische Parlamentspräsident anlässlich eines ihm überreichten, mit Folterwerkzeugen aus türkischen Gefängnissen als Anschauungsmaterial drapierten Berichts der Menschenrechtskommission des türkischen Parlamentes am 30.05.00 systematische Folter in türkischen Gefängnissen glattweg leugnete. Ganz mochte er aber die allseits bekannten Foltervorkommnisse nicht abstreiten. Er erklärte sie kurzerhand für individuelles Fehlverhalten. Das sah ai aber ein Jahr später ganz anders:

„ai appelliert an die Türkei

MÜNSTER dpa - Die Menschenrechtsorganisation amnesty international (ai) hat die türkische Regierung vor dem Hintergrund des Gefangenen-Hungerstreiks zum Verzicht auf Folter aufgerufen. ... In 125 Staaten der Welt würden Menschen gefoltert, in 70 Ländern sogar systematisch, sagte … [der Vorstandssprecher der deutschen ai-Sektion].   (taz 05.06.01)

Bislang sind staatliche Folterungen in der Türkei noch immer nicht hinlänglich effektiv unterbunden! Nur sprach​lich: Die türkische Regierung spricht nicht mehr von Folter, sondern nur noch von "Misshandlungen, von Einzelfällen". Erdogan: "’Es gibt keine systematische Folter in der Türkei.’ Wer dies behaupte, der lüge und sei beeinflusst von politischen Ideologien oder der PKK, der verbotenen kurdischen Partei. Menschenrechtsorganisationen in der Türkei widersprechen dem jedoch. Hüsnü Öndül, Präsident der Human Rights Association, spricht von 1391 gemeldeten Fällen von Folter im Jahr 2003; und in der ersten Hälfte dieses Jahres seien es auch schon wieder 692 gewesen“ (DIE WELT 05.10.04). „Ob ’unsystematisches Foltern’ in der EU wohl erlaubt sei, fragte sich daraufhin der ehemalige FDP-Wirtschaftsminister Otto Graf  Lambsdorff – und lieferte seine Antwort gleich mit: ’Ein Land, in dem gefoltert wird – ob systematisch oder unsystematisch -, gehört nicht in die EU’“ (SPIEGEL 04.10.04).

Sogar noch kurz vor der Abschlussreise des Erweiterungskommissars Verheugen im September 2004 zur Erstellung des Berichts, auf dessen Grundlage die EU-Kommission über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei entscheiden will, gab es Äußerungen von Yuvas Önen von der türkischen Human Rights Foundation, dass in der Türkei, vor allem aber im von Kurden bewohnten Südosten des Landes, nach wie vor "systematisch gefoltert" werde. Trotz der Reformen der Regierung von Recep Tayip Erdogan mit ihrer angeblichen „Null-Toleranz“ gegenüber Folterungen habe es "keine Veränderung zum Positiven gegeben. Die Zahlen sind die gleichen", sagte Önen dem EU-Kommissar, als der sich in der Türkei aufhielt. Human Rights Foundation mit Sitz in Ankara hat nach Angaben von Önen allein 597 Folterfälle aus der ersten Hälfte des Jahres 2004 dokumentiert. „Sollten sich die Vorwürfe Önens bewahrheiten, stünde die Kommission in der Türkei vor einem Dilemma. Sollte dort tatsächlich immer noch systematisch gefoltert werden, dann brauche man über die anderen Beitrittskriterien gar nicht weiter reden, sagte Verheugen während seines Türkei-Besuchs. Der Beginn von Beitrittsverhandlungen zwischen der EU und der Türkei würde in weite Ferne rücken“ (DIE WELT 09.09.04). 

Der SPIEGEL (51/2004) listete noch nach der offiziellen Fassung des Beschlusses zur Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei in einem Schaukasten (S.29) zusammengefasst als „hässliche Kehrseite“ der Türkei auf:

· Folterungen und Misshandlungen in Polizeigewahrsam
· Anwendung von exzessiver Gewalt gegen Demonstranten

· Schikanen gegenüber Menschenrechtsverteidigern

· Straflosigkeit für Übergriffe seitens der Polizei

· Tötungen unter umstrittenen Umständen

· Geschlechtsdiskriminierende Paragrafen im türkischen Strafgesetzbuch 
· Straffreiheit bei häuslicher Gewalt gegen Frauen

Das deckt sich in den wichtigsten Punkten mit der vorstehenden Bilanz der  türkischen Human Rights Founda​tion: Wieso sollten wir Europäer der Türkei einen anderslautenden, diesen Befund negierenden »Persil-Schein« ausstellen – und damit die verdienstvollen und für den Einzelnen immer noch gefährlichen Bemühungen der türkischen Human Rights Founda​tion negieren, dieser unter persönlichem Einsatz ihrer Mitglieder sich um die Mehrung der Menschenrechte mühenden Organisation in den Rücken fallen? 

Warum wichen die führenden Politiker Europas bei einer solchen, durch die türkische Human Rights Founda​tion so gut dokumentierten Sachlage so feige vor dem sich »machohaft« zelebrierenden und zur Herbeiführung des EU-Beschlusses für eine Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei so unangenehm auftrumpfenden Erdogan zurück, anstatt ihm schon auf Grund seines Benehmens seine Grenzen aufzuzeigen?
Der grundsätzliche Fehler in der von Verheugen geteilten Position ist aber der, dass eine Mitgliedschaft der asiatischen Türkei in der Europäischen Union immer noch und weiterhin für möglich erklärt wird!

Eine sofort entsandte Expertengruppe der EU ging den gemeldeten Menschenrechtsverletzungen nach und verfasste einen abschwächenden Bericht, in dem man nach mehrfacher Prüfung zu dem Ergebnis gekommen war, dass in der Türkei zwar "nicht mehr systematisch", das heißt nach einer Meinung: im Auftrag der Regierung oder der Sicherheitskräfte, gefoltert werde, dass das Instrument der Folter aber "noch immer in weiten Teilen des Landes angewendet" werde. "Es besteht ein klares Implementierungsdefizit" (DIE WELT 28.09.04). Das sehen Menschenrechtsorganisationen in Deutschland auch so, die ihre Beurteilung der Situation der Menschenrechte in der Türkei nicht so sehr an der im Strafgesetzbuch vorgenommenen Erhöhung des Strafrahmens für Folterer orientieren, sondern beim Auftreten von Folter eine effektive Bestrafung nicht nur der Folterer, sondern auch ihrer duldenden Vorgesetzten in den einzelnen Polizeistationen fordern.

Die Brüsseler Beamten hatten in Ankara mit sieben Menschenrechtsorganisationen gesprochen. Amnesty International und Human Rights Watch bestätigten dabei, dass man nicht mehr von "systematischer Folter" in der Türkei sprechen könne, aber Folter weiterhin praktiziert werde. Der Vorsitzende der türkischen Menschenrechtsstiftung (TIHV), Önen, hält die Brüsseler Sicht auf das Foltergeschehen für eine „fatale Fehleinschätzung“ und die „Null-Toleranz-Parolen“ der Regierung Erdogan daher für blanken Hohn (SPIEGEL 27.09.04). Der Präsident der Human Rights Association Hüsnü Öndül wird in demselben Artikel mit dem Statement zitiert: "Die Türkei hat sich in den letzten Jahren sehr gewandelt". Doch noch immer gebe es "systematische Folter". Er frage sich, wie EU-Kommissar Günter Verheugen dazu komme, das Gegenteil zu behaupten. 

Vermutlich hängt das daran, wie die Wortwahl "systematische Folter" definiert - oder wegdefiniert - wird: Während Erdogan bei der Verwendung des Begriffes "systematische Folter" von staatlich angeordneter oder zumindest geduldeter Folter spricht, gehen die Menschenrechtler in Ankara weiter. Für sie gilt Folter als systematisch, wenn sie "kontinuierlich, verbreitet und intentional" ist, wie der Präsident der Human Rights Association, Öndül, erklärte. Dies heiße allerdings nicht, dass in der Türkei Folter ein Teil der Regierungspolitik sei. 

Die von der Human Rights Association gemeldete Zahl von 692 Folterungen allein in den ersten sechs Monaten des Jahres 04 wird von dem offiziellen Menschenrechtsbeirat beim Ministerpräsidenten in seinem Bericht bestätigt: „Von ’Einzelfällen’ könne daher keine Rede sein. … UNO-Vertreter hatten … festgestellt, daß es in den Reihen der Sicherheitsbehörden Widerstand gegen diese Reformen gebe“ (HH Abendblatt 22.10.04).

Und von einer Änderung der Gerichtspraxis, folternde Polizisten nach der vor Abgabe des Fortschrittgutachtens der EU-Erweiterungskommission ganz schnell und mit großem Aplomb und europäischem Medienaufwand (hoffentlich nicht nur als Nebelkerze zur Erreichung der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen) beschlossenen Strafrechtsänderung nunmehr härter zu bestrafen, kann auch nicht unbedingt und uneingeschränkt die Rede sein: 

Folter-Urteil abgemildert

Türkisches Gericht verkürzt Haftstrafe für Polizisten

ANKARA afp Ein türkisches Berufungsgericht hat am Mittwoch eine Gefängnisstrafe von vier Jahren und zwei Monaten für einen Polizisten verhängt, der zusammen mit zwei anderen Beamten einen türkischen Gewerkschafter zu Tode gefoltert hat. 

… Yeter war 1999 im Istanbuler Hauptquartier der Antiterrorabteilung so stark gefoltert worden, dass er an den Folgen starb. Der Polizist war zunächst zu zehn Jahren Haft verurteilt worden; ein zweiter wurde freigesprochen, was das Berufungsgericht bestätigte; der dritte ist weiterhin flüchtig. Die türkische Regierung hatte im September eine Strafrechtsreform beschlossen, die höhere Strafen für Beamte vorsieht, die foltern.   (taz 11.11.04)

Aus diesen beliebig herausgegriffenen Zeitungsmeldungen wird die Kulturgrenze deutlich, die zwischen dem demokratischen Europa  - „Die Union beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedsstaaten gemeinsam.“, heißt es in Artikel 6 des Vertrages zur Gründung der Europäischen Union von 1997 - und der Türkei immer noch besteht. (Wobei ich gerne zugestehe, dass sich erst recht das diabolisch-mörderische Nazi-Regime außerhalb jeglicher demokratischer Wertegemeinschaft befunden hat und zu Recht von der Weltgemeinschaft geächtet und in einer großen weltweiten Kraftanstrengung zum Glück aller, auch der Deutschen, niedergerungen wurde! Aber die Nazis haben sich nie als Verteidiger demokratischer Werte und Freiheiten geriert, die Türkei hingegen tut es, ging seit einem halben Jahrhundert offiziell die Verpflichtung zur Wahrung der Menschenrechte und zur Errichtung eines Rechtsstaates ein und verstieß trotz des Protestes der Weltöffentlichkeit völlig ungerührt dieses letzte halbe Jahrhundert durchgängig gegen die eingegangenen Verpflichtungen zur Wahrung der Menschenrechte. Darin sehe ich eine trotz inzwischen entgegenstehender Gesetze noch immer nicht vollständig beseitigte Unkulturgrenze zum demokratisch verfassten Europa, die aber wohl am ehesten überwunden werden wird. Die Regierung Erdogan kämpft – wegen der kritischen Beobachtung durch die EU gezwungenermaßen - wohl entschiedener als die meisten ihrer Vorgängerinnen gegen Folter durch Polizisten.) 

Und diese das Zusammenleben belastende kulturelle Grenze auf Grund zu divergierender, von der fremden Kultur geprägter moralischer Vorstellungen ist natürlich nicht auf einen zu großen Teil der islamischen Türken beschränkt. Die kulturelle Grenze verläuft schon durch Teile Europas und teilt Gebiete vom »abendländischen Europa« ab, die (zu) lange unter türkischem Einfluss standen und von diesem Einfluss so geprägt wurden, dass daraus in den Jahrhunderten türkischer Herrschaft auf Teilen des Balkans ein uns in Nord-, Mittel- und Westeuropa fremdes »morgenländisches Europa« geworden ist, das nicht immer als Bereicherung empfunden werden kann! Und nach meinem Dafürhalten wegen der dort geltenden zu gröblich von unseren Wertvorstellungen abweichenden eigenen Wertvorstellungen auch nicht Mitglied der EU werden sollte: Ich vermag nicht alle auf dem europäischen Kontinent lebenden Menschen als »Kultur-Europäer« zu empfinden – wie es die Nazis ja auch nicht waren! (Wie Nazi-Deutschland aus einer Europäischen Union zwangsläufig hätte ausgeschlossen werden müssen, so müsste es für die EU Suspendierungs- und letztlich Ausschlussmöglichkeiten geben, wenn sich in ihrem Gebiet solche Vorkommnisse wie in Ex-Jugoslawien, insbesondere im Kosovo, ereignen sollten. Wenn ein Staat Mitglied der EU ist, dann berechtigt das nur zu der Hoffnung, dass sich dessen Regierung und Volk zivilisiert verhalten werden; eine Garantie ist das aber – leider – nicht!)

Die in Europa verlaufende angesprochene kulturelle Grenze macht der folgende (Extrem-)Fall deutlich, der sich in Hamburg-Wilhelmsburg, im so genannten „Balkan des Nordens“, ereignete. Es ist ein Extremfall – in Deutschland aber leider kein Einzelfall: 

Ein in seinem sozialen Umfeld hochangesehener 60-jähriger Kosovo-Albaner in Wilhelmsburg, Vater von vier erwachsenen Kindern, streckte seinen 25-jährigen Schwiegersohn mit zwei Schüssen nieder, weil der seine Tochter wegen einer anderen Frau verlassen wollte, die ihm als Prostituierte ein in jeder(!) Hinsicht angenehmeres Leben versprach. Der Familienpatriarch, der sich in seiner Ehre so schwer verletzt gefühlt hatte, dass er zum Totschläger geworden war, weil es für ihn nach seinem seelischen Erleben keine andere Lösung gab, seine zutiefst erniedrigte Ehre wieder reinzuwaschen, rechtfertigte sich in der Strafgerichtsverhandlung mit dem von ihm seelisch so erlebten Argument, er habe nach dem Kanun, dem albanischen Gewohnheitsrecht, so handeln müssen: In dieser moralischen Werteordnung stelle die Ehre der Sippe den alles überragenden Wert dar. Schwere und schwerste Ehrverletzungen, insbesondere der Sippenehre, wie durch den Schwiegersohn geschehen, könnten nur durch Blutvergießen getilgt werden: „Wasche dein beschmutztes Gesicht mit dem Blut des Schänders der Familienehre.“ Als Familienoberhaupt und damit die oberste moralische und juridische Instanz der Sippe habe er für die Sippenehre einzustehen und die Tötung des Ehrverletzers vorzunehmen gehabt. 

Ein anderer, aus dem Internet gefischter, aber dort inzwischen nicht mehr abrufbarer Fall war
:

 Forum: Balkan-Forum
 Thema: "Ehrenmord" - Kosovo-Albaner ermordet seine Tochter
 Sarah_HrNje_18

Mord an der Tochter im Namen der Ehre?

Weil sie modern gekleidet und geschminkt war, soll ein Albaner die 16-Jährige getötet haben
TÜBINGEN Dass Frauen ermordet werden, weil sie die so genannte Familienehre beschmutzt haben, kommt nicht nur in fernen Ländern vor. Im Kusterdingen soll ein Albaner seine Tochter ermordet haben, weil sie wie ein deutsches Mädchen aufwachsen wollte.

Michael Petersen zeichnete in diesem Beitrag für die Stuttgarter Zeitung den „Ehrenmord“-Fall des 42-jährigen Kosovo-Albaner Latif Z. nach, dem vorgeworfen wurde, seine 16 Jahre alte Tochter Ulrika am 13 März 2003 in Tötungsabsicht ins Untergeschoss des Kusterdinger Wohnhauses der Familie gelockt, ihr dort mit einem stumpfen Gegenstand mehrfach auf den Kopf geschlagen und sie dann stranguliert zu haben. Anschließend habe er die Leiche in einen Bettbezug gewickelt, zum Hirschauer Baggersee gefahren und sie ins Wasser geworfen. 

"Ehrenmorde sind ein weltweites Phänomen", wird die Organisation Terres des Femmes zitiert. Die Gewaltakte würden gegen angeblich "unreine" Frauen "zur Wiederherstellung der Familienehre" begangen. Frauen und Mädchen würden von männlichen Familienmitgliedern getötet, weil sie durch ihre Verhaltensweisen, wie beispielsweise die Freundschaft zu einem Jungen oder das Tragen moderner Kleidung, angeblich die Familienehre verletzten. 
In dem Kusterdinger Fall ist ungewöhnlicherweise die mit ihrem Mann zwangsverheiratete Hanife G., die 35 Jahre alte Mutter von Ulrika, an die Öffentlichkeit gegangen und sogar bei der Kundgebung aufgetreten, um durch ihre Geschichte "andere Frauen und Mädchen vor ähnlichen Schicksalen zu bewahren". Hanife G. war als 17-Jährige zwangsverheiratet worden und hatte ihren Mann erst einen Tag vor ihrer Hochzeit kennengelernt. Seit 1989 lebte die albanische Familie in Deutschland. 
Hanife G. und ihre Töchter strebten ein Leben an, das dem von deutschen Frauen und Mädchen gleiche. Die Mutter unterstützte die Entwicklung ihrer Töchter hin zu modernen Frauen mit Freiheiten, wie sie in unserer Gesellschaft üblich sind, doch  ihr Ehemann Latif Z. versuchte mit Gewalt, seine eigenen Wertvorstellungen für seine Familienmitglieder als verbindlich durchzusetzen. Als er ein Foto entdeckte, dass seine Tochter im Arm ihres Freundes zeigte, stieß er Morddrohungen aus. Die Frauen nahmen die Drohung des Vaters offenbar nicht ernst. Doch am 13. März, als die Mutter weg war, sperrte Latif Z. laut Anklage seine drei jüngeren Töchter in ihren Zimmern ein. Anschließend habe er seine älteste Tochter ermordet. Diesen von langer Hand geplanten Mord hat er gestanden. 
Diese Extremfälle fokussieren unseren Blick auf das so völlig andere, bei einem heutigen Zusammenleben mit uns im »abendländischen Europa« hoch konfliktträchtige Werterleben jenseits der Kulturgrenze schon im »morgenländischen Europa«. Wenn es sich auch in den letzten beiden Fällen um Albaner handelte, die auf Grund ihrer Jahrhunderte langen Besetzung durch das Osmanische Reich der Hohen Pforte in ihren Wertvorstellungen so »türkisiert« worden sind, dass sie deren Wertvorstellungen bis hin zu Ehrenmorden als Wiederherstellung der eigenen »Ehre« übernommen haben, so spielen sich solche Dramen auch innerhalb der türkischen Bevölkerungsgruppe ab. Die vorstehenden Fälle stehen nur pars pro toto, die Nationalität ist auswechselbar. Da die Türken in Deutschland die größte nichtdeutsche Bevölkerungsgruppe bilden, gehen die meisten hier verübten Ehrenmorde auf ihr Konto. Die FAZ vom 11.04.05 berichtete:

Esslingen
Neun Jahre Haft für „Ehrenmord”

11. April 2005 Das Landgericht Stuttgart hat einen 19 Jahre alten Türken zu neun Jahren Haft wegen eines „Ehrenmordes” verurteilt. 

Das Gericht sah es am Montag als erwiesen an, daß der Mann im vergangenen Oktober in Esslingen den 27 Jahre alten Liebhaber seiner in Scheidung lebenden Schwester mit 40 Messerstichen getötet hat. 

Das Gericht stellte fest, dass es der Familie, insbesondere dem ältesten Sohn als Familienoberhaupt nicht gepasst habe, dass die verheiratete Schwester einen Liebhaber gehabt habe. „Auch daß der Ehemann der 27jährigen ebenfalls eine neue Freundin gehabt habe und sich die Ehepartner einvernehmlich scheiden lassen wollten, habe daran nichts geändert.“ 
Nachdem der ältere Bruder den 19jährigen Angeklagten wegen seines Lebensstils scharf kritisiert hatte, habe dieser sich entschlossen, den Liebhaber seiner Schwester zu töten, „um sich zu bewähren und von der Familie bewundert zu werden.” 

Diese Fälle sind referiert worden, weil sie durch Gerichtsverfahren gut dokumentiert sind – und weil ich gegen die Aufnahme von uns hier in Mitteleuropa mit ihren archaischen Ehrvorstellungen zu kulturferne Bevölkerungen in die EU bin, wenn deren Vorstellungen die Männer nach dem Leben anderer trachten lassen: selbst dann, wenn eine Bevölkerung rein geographisch zu Europa gehört! Erst recht aber dann, wenn Asiaten mit solchen archaischen Ehrvorstellungen den Anspruch erheben, in die Europäische Union aufgenommen werden zu wollen! 

Ich lehne nicht »die Türken« ab, bin sogar mit einigen (wenigen) von ihnen ein bisschen befreundet. Ich lehne es aber ab, mit potentiellen Frauen-Quälern und Frauen-Mördern aus - nach subjektivem Wertempfinden - beschädigter oder verlorengeglaubter Ehre zusammenleben zu müssen. Die drei vorstehenden Fälle sollen die aus der Aufnahme zu kulturferner Menschen resultierenden Gefahren für das Zusammenleben in unserer Gesellschaft verdeutlichen.

Dabei wird üblicherweise bei uns über diese Probleme fast ausschließlich nur berichtet, wenn ein Mord passiert ist. Die unterhalb dieser Schwelle liegenden Gewalttätigkeiten werden kaum erwähnt: Die Ärztin und Frauenrechtlerin Casan Bakir aus der Stadt Arbil, die schon mehrmals mit Säureattentaten angegriffen wurde und es daher nicht wagte, sich vom STERN fotografieren zu lassen, weil sie weitere Attentate von Islamisten fürchtete, sammelt in ihrer Praxis Bilder, die Frauen als Opfer männlicher Gewalt zeigen, so z.B. das Bild der Kurdin Kagal Chidir, der von ihrem Mann ein Teil der Nase weggeschnitten wurde, „… weil sie im Hof ihres Hauses mit einem fremden Mann gesprochen hat. Dafür hat ein Mullah Frau Chidir zum Tode verurteilt. Da sie schwanger ist, begnügte man sich vorerst mit der Verstümmelung. Die Todesstrafe soll vollstreckt werden,  sobald ihr Kind geboren ist“ (STERN 37/2000).

Das ist nicht europäischer Standard! Das ist absolute Kulturferne zu den bei uns gelebten Werten! Solche Leute, bei denen aufgrund ihrer tradierten (Un-)Kultur die Gefahr solcher Einstellungen besteht, möchte ich lieber gar nicht erst in Europa wissen, um nicht darauf warten zu müssen, ob die vielleicht ausrasten, wenn ihnen etwas nicht passt!
Noch mehr »Morgenland« als Vollmitglied in der Europäischen Union vergrößert die Diskrepanzen in der EU und verhindert nach meiner festen Überzeugung die als wünschenswertes Fernziel an​zu​strebende Herausbildung der »Vereinigten Staaten von Europa«. Die sich durch die Überschreitung der Ku​l​turgrenze aus einem zu großen Zusammenschluss zu unterschiedlicher Kulturen ergebenden zentrifugal wirkenden Spannungen, die – wie wir nach den Ausbrüchen in den Niederlanden nach dem durch einen als Musterbeispiel einer gelungenen Integration angesehenen Muslim verübten Mord an van Gogh miterleben konnten - eine Gesellschaft explodieren lassen können, weil zwei überkritische Massen zusammenkommen, sollten nicht von »politischen Gutmenschen« als möglicherweise »anregend und bereichernd« schön geredet werden. 
Die bisherigen verbreiteten Integrationsmisserfolge bezüglich auch noch der schon in vierter Generation hier im »abendländischen Europa« Lebenden lassen erwarten, dass – ohne jede Türkei- oder Islamophobie - die mit den nicht hier, sondern jenseits der Kulturgrenze Lebenden vorprogrammierten Spannungen im politischen Gebilde einer durch 70-80 Mill. weitere Asiaten überdehnt erweiterten EU als ständige Störung oder gar als Bedrohung empfunden werden. Es ist zu befürchten, vielleicht sogar zu erwarten, dass das »abendländische Europa« durch den Druck des - mit der Türkei als bald darauf volkreichstem Staat verstärkten - »morgenländischen Europas« irgendwann politisch handlungsunfähig werden wird! Eine solche »politische Supernova« muss in sich zusammenstürzen! Aus einem solchen Zusammenschluss über Kulturgrenzen hinweg kann kein Gebilde der »Vereinigten Staaten von Europa« wachsen, in dem sich dessen Mitglieder als Bürger der »Vereinigten Staaten von Europa« fühlen würden wie sich die US-Amerikaner als Bürger der Vereinigten Staaten von Amerika fühlen. Die Menschen sind so! Darauf muss man sich in seinem politischen Wollen und Handeln einstellen. Man muss »die Menschen mitnehmen«, wenn man ein politisches Ziel anstrebt. Einen Vorgeschmack auf das, was der EU nach einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU bevorstehen kann, einen Einblick auf die dem politischen Gebilde EU schon jetzt immanenten Spannungen, gab das ohne den Blick auf »das neue Ganze« aus zu vielen staatlichen Egoismen gespeiste bisherige Gerangel um eine »Verfassung Europas«. Bei einem - vielleicht ja illusionären - Fernziel der Bildung der »Vereinigten Staaten von Europa« muss die Kulturgrenze zwischen dem »abendländischen« und dem von den Bürgern der EU bezüglich einer Mitgliedschaft der Türkei in diesem Zusammenschluss zu erwartenden politischen Gebilde unbedingt respektiert werden, wenn sich bei den Bürger im »abendländischen Europa« letztlich das für einen politischem Zusammenschluss zu den »Vereinigten Staaten von Europa« bereite Gemeinschaftsgefühl einstellen können soll! Und das wird schon schwer genug sein! Wegen der durch eine Überdehnung der Mitgliedschaften entstehenden Spannungen wird es die »Vereinigten Staaten von Europa« mit einer asiatischen Türkei nicht geben. Die Aufnahme der Türkei in die EU wird für die EU zu einem Pyrrhussiegwerden! Da bin ich mir absolut sicher. Die Menschen sind so. 

Da bleibt nur der kluge Rat von Konrad Adenauer: „Nehmen Sie die Menschen wie sie sind: Sie haben keine anderen.“ „Und richten sie ihre politischen Ziele danach aus“, muss man den weisen Rat des ersten Bundeskanzlers der Bundesrepublik Deutschland ergänzen.

1.2.2 Die Identität Europas liegt in seinem »geistigen Gehalt«

1.2.2.1 Musik

Die Identität Europas, seine Seele, kann nicht in seinen geographischen Grenzen, sondern nur in seinem geistigen Gehalt liegen. Man könnte den Gehalt dessen, was das »geistige Europa« oder den »Geist des alten Europa« ausmacht, vielleicht schon an der Musik als einem möglichen Bezugspunkt festzumachen versuchen: Wer mal an einem Tag von einem islamisch geprägten arabischen oder türkischen Land nach Europa nach Hause zurückgekommen ist, wird das vielleicht auch dann empfunden haben, wenn er nicht morgens Mozart, mittags Beethoven und abends Bach zu hören pflegt. Die musikalische Diskrepanz zwischen diesen Ländern gründet auf so offensichtlich anderen Musikkulturen, die so gut wie nichts miteinander gemeinsam haben. Schon auf dem Gebiet der Musik wird also eine ganz offensichtliche Trennlinie als Musik-Kulturgrenze deutlich. 

Die unterschiedliche Musiktradition grenzt nicht nur islamische Länder von Europa ab: Viele gebildete Japaner z.B. hören gerne Beethoven, trotzdem haben sie ihre so ganz andere, sich von der europäischen Musiktradition auffällig unterscheidende eigene, für unsere auf »abendländische« Musik getrimmten Ohren eigentümliche Musiktradition. Und trotz ihrer Vorliebe für Beethoven käme niemand auf die Idee, dass die Japaner in die EU aufgenommen werden müssten.

Aber viele teilweise aus den USA importierte »europäische Musik« jüngeren und jüngsten Datums wird (wohl nicht nur von mir) als so störend empfunden, dass über den Bereich der Musik vermutlich kein verlässlicher Maßstab dafür zu gewinnen ist, was »Europa« ausmacht. Die akustische Umweltverschmutzung durch »Musikschrott« entwertet diesen Maßstab völlig. Wir brauchen einen anderen. 

1.2.2.2 Religion

Auch eine in der Öffentlichkeit als Staatsreligion oder privat allgemein praktizierte religiöse Überzeugung kann kein verlässlicher Maßstab dafür sein, welches Land zu »Europa« gehören sollte – und welches nicht. Wäre das ein Maßstab, dann dürfte es nach der Wertung, die zum 30-jährigen Krieg geführt und in seinem Verlauf rund ein Viertel (in Deutschland ein Drittel bis zur Hälfte) der damaligen europäischen Bevölkerung das Leben gekostet hatte, kein gemeinsames Europa der vorwiegend katholischen und der im scharfen Gegensatz zu ihnen unter beiderseitigem Einsatz großer Heere herausgebildeten vorwiegend protestantischen Länder geben; von den durch die christlich-orthodoxen Kirchen geprägten Ländern ganz zu schweigen. Es ist die ideengeschichtliche Leistung der auf der Reformation fußenden (und für das osmanische Reich abgelehnten) Aufklärung, dass in Europa (mit Ausnahme des Vatikans) Staat und Religion nicht mehr zwangsläufig aufeinander bezogen gesehen werden, der oberste Herrscher nicht mehr „rex et sacerdos“ (König und oberster Priester) ist, wie es die deutschen Könige des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation seit der Zeit Karls des Großen bis zur Aufgabe dieses Amtsverständnisses zur Hinauszögerung des vom Propheten Daniel prophezeiten drohenden Weltuntergang nach Ende des von ihm und der Kirche so gezählten (römischen) Vierten Reiches zu sein beanspruchten
; dass das „Gottesgnadentum“ der Herrscher abgelöst wurde, dass – insbesondere durch die Arbeiten Kants - Moral auch ohne religiöse Bindung möglich ist und die Religion kein Letztentscheidungsrecht in weltlichen Dingen mehr beanspruchen darf. Religion sollte nicht mehr den Verstand bevormunden! Religion und Staat seien strikt zu trennen! Darum taugt Staatsreligion nach dem Motto des Augsburger Religionsfriedens von 1555: „Cuius regio, eius religio“ („Wem das Land gehört, der darf über die Religion seiner Untertanen bestimmen“) nicht als Abgrenzungskriterium. Dieser Grundsatz wurde in Deutschland 1815 endgültig aufgegeben.

Schon eher kann ein Maßstab sein, welchen Stellenwert Religion als Zugriff auf die Seelen der Menschen in einer Gesellschaft beansprucht, beanspruchen darf, denn dahinter steht die Kernfrage nach der Toleranz in einer Gesellschaft: den allein seligmachenden und alle mehr oder minder zwingend verpflichtenden, einen die Glaubensüberzeugung eines Andersgläubigen achtenden oder einen sogar den Nicht-Glauben Suchender, Gleichgültiger, Ablehnender oder Verzweifelter tolerierenden Stellenwert? 

Von daher ist die Antwort eindeutig: Nach Jahrhunderten blutiger und im 30-jährigen Krieg blutigster Auseinandersetzungen aus (auch) religiösen Gründen, weil schon allein die »andere«, neue, protestantische aber gleichwohl christliche Religion als nicht tolerable Kulturgrenze empfunden wurde, nach Zahlung eines hohen Blutzolls, haben die meisten in Europa unter Anleitung aufklärerischer Denker wie insbesondere Kant sehr mühsam gelernt, dass Glauben absolute Privatsache zu sein hat, da Moral durch ein allgemeingültiges Sittengesetz auch ohne Religion begründbar ist
 – „Handle so, dass die Maxime deines Handelns jederzeit zu​gleich als Prinzip einer allgemeinen Gesetzgebung gelten könne.“ oder  sprichwörtlich platt: „Was du nicht willst, was man dir tu’, das füg’ auch keinem andern zu!“ -, und dass jedem die Möglichkeit gegeben sein muss, »nach seiner eigenen Facon selig« zu werden. So drückte der »Alte Fritz« die von Luther geforderte »Freiheit eines Christenmenschen« aus. Friedrich II. von Preußen war es egal, ob sogar Muslime nach Preußen kämen, wenn sie nur beim Aufbau des preußischen Staates anpacken würden: „Ein jeder kann bei mir glauben, was er nur will, wenn er ehrlich ist. ... Alle Religionen sind gleich und gut, wenn nur die Leute, so sie bekennen, ehrliche Leute sind. Und wenn Türken und Heiden kämen und wollten das Land peuplieren [besiedeln; der Verf.], so würden wir ihnen Moscheen und Kirchen bauen.“, schrieb Friedrich der Große, der auch einen Heeresimam für seine bosnisch-muslimischen Söldner-Truppenteile gegen Österreich gehabt hat. (Inzwischen sind sehr wenige Türken dort in den preußischen Stammlanden, und einige der jetzt lebenden Nachfahren der damaligen Preußen, die nicht unbedingt »reinrassige« Deutsche, sondern ohne weiteres Nachkommen aus dem durch zahlreiche Einwanderung entstandenen Vielvölkergemisch sind, genügen diesem schon vor 250 Jahren aufgestellten Maßstab ihres großen Königs nicht mehr, wie die vielen neonazistischen Gewaltdelikte aus (u.a.) Nordrhein-Westfalen, Brandenburg und Berlin statistisch einwandfrei belegen.)

Diese in Europa durch langwierige kriegerische Konflikte letztlich erkämpfte völlige Religionsfreiheit und Toleranz in Glaubensdingen, die durch die Geltung der Grundrechte auch zu den Kopenhagener Kriterien gehört, existierte nicht wirklich im Osmanenreich und unter den Jungtürken - es gab zwar persönliche religiöse Freiheit – z.B. für Juden zu einer Zeit, als sie in Europa noch verfolgt wurden -, die aber durch hohe Zwangsabgaben erkauft werden musste, so hoch, dass sie mit eine Ursache für den Aufstand der Armenier waren - und existiert in der Türkei noch immer nicht! Dort werden nicht nur islamische Minderheiten wie die Aleviten verfolgt, sondern auch Nicht-Muslime. Laut SPIEGEL-Online vom 03.02.04 werden in der Türkei noch heutzutage „… christlichen Minderheiten vom (laizistischen!) Staat bei ihrer Religionsausübung Hindernisse in den Weg gelegt.“ Ein solches Verhalten ist für einen aufgeklärten Europäer eine absolute Kulturgrenze! Ein gutes halbes Jahr später, am 27.09.04, berichtete der SPIEGEL: „“Noch immer sind manche Pfarrer der protestantischen und katholischen Gemeinden als ’Sozial-Attachés’ europäischer Konsulate getarnt – ein Umweg, so ein Priester, den ’wir sonst nur in Saudi-Arabien gehen müssen’.“

Zur Veranschaulichung des Problems sei auszugsweise aus dem Beitrag „Christen ohne Kirchen“ (Deutsche Welle am 06.10.04) zitiert:

„Die Gemeinden sind rechtlich nicht Eigentümer ihrer Kirchengebäude und bekommen keine Baugenehmigung für Renovierungen. Pfarrer Nollmann musste vor zwei Jahren noch mit Diplomatenpass einreisen, um überhaupt in der Türkei arbeiten zu können. Doch das hat sich geändert, seitdem im letztem Jahr ein neues Ausländer-Arbeitsrecht in Kraft getreten ist, nach dem bestimmte Personengruppen, Seelsorger, Geistliche eine legale Aufenthaltsgenehmigung bekommen können. ’Das haben wir für die Südküste bereits in Anspruch genommen. Wir werden sehen, ob sich das in Zukunft auch als tragfähig hier in Istanbul erweisen kann’, so Nollmann.

In der Touristenstadt Antalya am Mittelmeer gibt es den ersten offiziellen deutschen Pfarrer. Der durfte aber bislang noch kein Kirchengebäude errichten. Die rechtliche Unsicherheit macht auch der griechisch-orthodoxen Kirche in Istanbul zu schaffen. … Der Pressesprecher des Patriarchen [Bartholomäus I., „der nach dem Papst als zweithöchster Bischof der Christenheit gilt“], Pater Dositeos, nennt ein Beispiel, wie die türkischen Behörden die Kirche in der Praxis behindern. Vor einem Jahr wurde bei dem Terroranschlag auf das britische Konsulat in Istanbul auch eine orthodoxe Kirche schwer beschädigt: ’Das englische Konsulat hat sofort Antrag gestellt, um das Konsulat neu zu bauen. Und wir haben Antrag gestellt, um die Kirche (St. Maria) instand zu setzen. Wir haben immer noch keine Antwort. Die anderen haben das Konsulat gebaut. Das sagt eigentlich alles.’

Seit 33 Jahren versucht die griechisch-orthodoxe Kirche ihr Priesterseminar auf einer Insel vor Instabul wieder zu eröffnen. Rund 30 Anträge wurden bislang gestellt. Eine offizielle Antwort gab es nicht. Die Ausbildung von Priestern war nicht-muslimischen Glaubensgemeinschaften untersagt. Der stellvertretende Ministerpräsident der Türkei, Ali Sahin, stellt in Ankara jetzt zumindest eine Prüfung in Aussicht: ’Wenn die Griechisch-Orthodoxen eine Priesterschule eröffnen wollen, dann müssen wir erst einmal prüfen, ob es dafür Bedarf gibt, ob die Gesellschaft diese Priester braucht. Wenn das so ist, dann müsste der Staat die Schule erlauben. Das gehört mit zu den Prinzipen des Laizismus.’

Religionsfreiheit stiefmütterlich behandelt

Die Europäische Union hatte der Türkei in den letzten Fortschrittsberichten nur wenige Fortschritte bei der Religionsfreiheit bescheinigt. …“

Weitere Berichte über die Lage nichtmuslimischer Bekenntnisse, nachdem der Fortschrittsbericht des Erweiterungskommissars die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen empfohlen hatte:

Einem Bericht der FR vom 02.12.04 zufolge beklagt das katholisches Hilfswerk „missio“ die Diskriminierung christlicher Minderheiten in der Türkei und verlangt politischen Druck der EU-Kommission auf die Türkei. Das EU-Parlament solle dafür eindeutige Vorgaben machen. Die Türkei müsse endlich die 0,2 % religiöse Minderheiten rechtlich anerkennen, ihnen erlauben, eigene Gebetsstätten zu besitzen und eigenverantwortlich Priester auszubilden. 
Der Pfarrer der internationalen christlichen Gemeinde in Ankara, Felix Körner, berichtete, dass vereinzelt Christen verhaftet und gefoltert worden seien. Kirchliche und diplomatische Beschwerden würden abgetan; die Polizei verweigere nicht selten Hilfe, spreche von Phantasien oder gebe Folterwunden als Folgen einer angeblichen Sauftour aus. Auch andere nicht-moslemische Religionsgemeinschaften klagten über Diskriminierungen und "Anschläge". …

DIE WELT vom 29.11.04 berichtete für denselben Zeitraum Ähnliches:
Die Christen in der Türkei hoffen, noch immer 

An der Diskriminierung der christlichen Minderheit hat sich trotz Reformen der neuen Regierung kaum etwas geändert

Die WELT zitiert den ökumenischen orthodoxen Patriarchen von Konstantinopel, Bartholomaios I., das geistliche Oberhaupt 350 Millionen orthodoxer Christen und einen ausgesprochenen Befürworter sowohl der Regierung von Ministerpräsident Erdogan, als auch eines türkischen EU-Beitritts: die Lage der christlichen Gemeinden habe sich durch die Politik mächtiger Kreise innerhalb des Staatsapparates bislang "eher verschlechtert als verbessert". "Ich will nicht glauben, daß es der Wille der Regierung ist, uns als Gemeinde auszulöschen", sagt der Patriarch. "Aber in der Praxis läuft es darauf hinaus. Ich sage Ihnen das so deutlich, weil ich es auch den türkischen Behörden so deutlich sagen werde." 

Nichtmuslimische kirchliche Würdenträger beklagen die fehlende Rechtspersönlichkeit ihrer Kirchen, was sich vor allem in der Eigentumsfrage auswirke. 
Zu allem Überfluss würden christliche Organisationen oft als "Ausländer" benachteiligt, auch wenn deren Mitglieder und Vertreter türkische Staatsbürger sind. Das ist ein Überbleibsel aus jener Zeit, da die europäischen Großmächte sich als Protektoratsmächte der türkischen Christen gebärdeten. 

Eine Lösung dieser Probleme für die rund 120.000 Christen in der Türkei - Armenier, Griechen, Syrer, Chaldäer, Katholiken - werde es erst geben, wenn der Staat sie als Kirchen juristisch anerkenne. 
Deshalb empfahl beispielsweise die katholische Kirche, der Türkei am 17.12.04 in Brüssel zwar Beitrittsverhandlungen zu versprechen, einen Termin für deren Beginn aber erst dann zu benennen, wenn alle Mängel, die der Fortschrittsbericht der Europäischen Kommission vom Oktober 2004 aufgelistet hatte, behoben seien.
Unter der Behinderungen der Religionsfreiheit haben nicht nur die abendländischen christlichen, sondern auch die orthodoxen christlichen Kirchen zu leiden: seit Jahrzehnten wird die Rückgabe von konfiszierten Seminargebäuden verweigert. Erdogan äußerte sich persönlich dahingehend, dass das Oberhaupt aller orthodoxen Christen, „Seine Allerheiligkeit, der Patriarch von Konstantinopel“ nicht seinem seit fast einem Jahrtausend bestehenden Titel entsprechend anerkannt werde (Konstantinopel ist erst 1930 in Istanbul umbenannt worden).

Neun Monate nach dem Beschluss der EU-Regierungschefs, Beitrittsverhandlungen mit der Türkei aufzunehmen, berichtet DIE WELT  am 30.09.05, dass die römisch-katholische und die evangelische Religionsgemeinschaft nicht einmal als Minderheiten der nicht-muslimischen Religionsgemeinschaften anerkannt seien. Darum stehe die Rechtsicherheit der religiösen Minderheiten - unter ihnen rund 70.000 armenisch-orthodoxe, 30.000 katholische Gläubige, lutherische Protestanten, missionierende evangelikale Freikirchen und 20 000 Juden - besonders mit Blick auf Eigentumsfragen auf tönernen Füßen. Vor Gericht hätten sie keine Chance: Katholische Gemeinden etwa könnten darum gar nicht als Rechtsperson auftreten, Immobilien kaufen und müssten Strohmänner unterhalten. Darum hatte die EU-Kommission in ihrem letzten regulären Bericht vom Oktober 2004 festgehalten, dass "die Religionsfreiheit verglichen mit europäischen Standards ernsthaft eingeschränkt ist". Dies gründe sich auf die "fehlende Rechtsfähigkeit von Religionsgemeinschaften, das Verbot der Ausbildung und Schulung ihrer Geistlichen und den uneingeschränkten Genuß ihrer Eigentumsrechte". 

In diesem Klima der durch Behinderungen der Religionsfreiheit für nicht-muslimische Religionsgemeinschaften gekennzeichneten mangelnden offiziellen religiösen Toleranz - die Regierung und andere offizielle Vertreter haben wiederholt die Tätigkeit christlicher Missionswerke kritisiert - fühlen sich dann muslimische Extremisten ermuntert, später von offizieller Seite gegeißelte Straftaten gegen Andersgläubige zu begehen: April 07 überwältigten muslimische Eiferer, die zusammen in einem Wohnheim einer islamischen Stiftung lebten,  Angestellte eines Bibelverlages in Malatya nach wiederholten Drohungen von Nationalisten im Vorfeld wegen angeblicher Missionstätigkeit durch Verteilung von Bibeln, was von den Nationalisten als „Versuch zur Unterwanderung der Einheit der Türkei“ gewertet wurde, fesselten die Geiseln und schächteten sie wie Vieh, indem sie den Gefesselten die Kehlen durchgeschnitten haben und sie ausbluten ließen. Sie rechtfertigten ihre „für Vaterland und Glauben“ begangene Bluttat damit, dass sie das für ihre Religion getan hätten: „Wir haben dies nicht für uns, sondern für unseren Glauben getan“, zitierte die Zeitung „Hürriyet“ einen der mutmaßlichen Mörder. „Den Feinden des Glaubens möge dies eine Lehre sein.“ 
 Im Februar 06 war ein katholischer Priester in der Stadt Trabzon am Schwarzen Meer von einem türkischen Jugendlichen erschossen und es waren im gleichen Jahr zwei weitere Priester überfallen worden. 

"In der Türkei haben die religiösen Minderheiten mehr Rechte als in Europa. Was können sie hier nicht ausleben in ihrem Glauben? Reißen wir etwa ihre Kirchen ab?", behauptete der türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan in einem SPIEGEL-Interview. 
Dem stehen aber die Tatsachen gegenüber: „Die staatliche Religionsbehörde verteilte 06 eine Predigt gegen Missionare, in der gegen "moderne Kreuzzüge" gewettert wurde, die das Ziel hätten, "unseren jungen Leuten den islamischen Glauben zu stehlen". Dazu muss man wissen, dass in der Türkei die Predigten vom Ministerium für religiöse Angelegenheiten
 zentral verfasst und von allen Imamen als staatliche Pflichtpredigt vom Blatt abgelesen werden müssen. Der türkische Staatsminister für Religionsfragen warnte im Jahr 2006 vor subversiven Umtrieben christlicher Missionare, die unter dem Deckmantel [als] Lehrer, Ärzte, Krankenschwester ihrem zersetzenden Werk nachgingen“ (SPIEGEL ONLINE 19.04.07).
Selbstkritisch schrieb dagegen HÜRRIYET aus Istanbul anlässlich des Mordes in Malatya über „die dunkle Seele der Türkei“ (so die italienische La Stampa): 
"Niemand kann die Hände in Unschuld waschen. Die Morde sind ein Nebenprodukt unserer kollektiven Stumpfsinnigkeit. Deswegen ein Aufruf an alle verantwortungsvollen Menschen dieses Landes: In Deutschland haben Türken über 3.000 Moscheen eröffnet, wir sind nicht einmal in der Lage, ein paar Kirchen zu dulden und die wenigen Missionare zu ertragen. Wo bleiben Menschlichkeit, die Gedankenfreiheit und unsere schöne Religion?"  Die Türkei trage eine „kollektive Verantwortung“, weil sie bewaffneten Fanatikern das Feld überlasse.
Die ebenfalls in Istanbul erscheinende Zeitung SABAH wies auf ähnliche Fälle hin: "Zuerst ein Pastor in der Schwarzmeerstadt Trabzon, danach der armenische Journalist Hrant Dink - und nun wurden drei Mitarbeiter eines Bibelverlags auf brutalste Weise ermordet. Es ist an der Zeit, dass Politiker und Interessengruppen sich fragen, welchen Anteil sie bei der Entstehung dieses Hasses hatten. Es ist schwer zu verstehen, warum in diesem Land, in dem Jahrhunderte lang Menschen verschiedener Konfessionen zusammen gelebt haben, heute aus Intoleranz Morde begangen werden." 
Aus Sicht der MITTELDEUTSCHEN ZEITUNG aus Halle (19.04.07) sollten die neuerlichen Morde der EU zu denken geben. Sie urteilte: 
"Eben noch hatte der türkische Ministerpräsident Erdogan die Hannover-Messe zum Anlass genommen, abermals den Anspruch seines Landes auf Mitgliedschaft in der Europäischen Union zu bekräftigen - nun lassen die Morde, mutmaßlich von religiösen Fanatikern verübt, das Bild einer modernen, aufgeklärten Türkei trügerisch erscheinen. Wo das Mindeste an Respekt und Toleranz gegenüber Andersdenkenden und Andersgläubigen im eigenen Land offenbar nicht gilt, stellt sich für Europa die Frage nach der Qualität einer Partnerschaft mit der Türkei noch einmal ganz neu." 
„Nach türkischem Gesetz ist Missionierung ein Verbrechen. Das ist aber nicht der Grund, warum der türkische Staat auf die Missionare losgeht. Die Behörden sehen in den Missionaren nichts weniger als das nahende Ende der Türkei. Es ist eines der seltenen Themen, zu denen das säkulare Militär und die islamisch geprägte Regierung einer Meinung sind.“, lautet das Fazit der WELT (19.04.07). Der Nationale Sicherheitsrat hatte im Dezember 02 befunden, dass “die missionarische Tätigkeit in der Türkei eine Bedrohung der nationalen Sicherheit” darstelle. 
Erst Mitte 2006 hat ein deutscher katholischer Geistlicher als Erster eine offizielle Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis als Seelsorger in der Türkei erhalten, weil die EU eindeutig klargemacht hat, dass die Gängelung und Benachteiligung der Christen in der Türkei nicht hingenommen werden wird und sie auf einer angemessenen Regelung der in Europa geltenden Religionsfreiheit auch in der Türkei bestehe. 

Die Freiheit, die die christlich geprägten Staaten den Moslems einräumen, müsse auf Gegenseitigkeit beruhen - auch in der Türkei. 
Es ist - leider - nicht von allen Europäern gelebte, aber letztlich spätestens nach der Niederwerfung des Faschismus und insbesondere des NS-Regimes gesicherte europäische Leitkultur der meisten Europäer, wenn sie keine unverbesserlichen Antisemiten, Rassisten oder (vorgeblich) von ihrer Heilsmission erfüllte, aber vornehmlich an der Aufrechterhaltung ihrer Privilegien und der politischen Vorrangstellung orientierte vernagelte »Glaubensstreiter« sind wie z.B. die Protestanten in Nord-Irland: Die soziale Stellung eines Menschen in der europäischen Gesellschaft darf nicht (mehr) u.a. über die Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, zu einer bestimmten Glaubensüberzeugung definiert werden! 

Auch die verbliebenen Christen in Europa haben noch nicht in allen ihren Teilen gelernt, friedlich ohne Diskriminierung miteinander zu leben. Aber sie dominieren das politische Geschehen Europas nicht mehr. Europa ist auf religiösem Gebiet toleranter geworden. Nur noch 12 % der Bevölkerung des „alten Europas“ glauben, dass Politiker, die nicht an Gott glauben, für öffentliche Ämter ungeeignet seien, im „neuen Europa“ der 2004 hinzugekommenen Beitrittsländer sind das 18,5 %. In der Türkei aber sind mehr als 62 % der befragten Bevölkerung dieser Ansicht! Die Beantwortung der Frage, welchen Einfluss Religion auf die Politik eines Gemeinwesens ausüben dürfe, ist signifikant für die politische Kultur des untersuchten Gemeinwesens; man denke nur z.B. an das Ayatollahsystem im Iran, an das ehemals alles gesellschaftliche Leben erstickende Talibanregime in Afghanistan, an die Macht der Religionspolizei in Saudi-Arabien und auch an den die Wahlen zur us-amerikanischen Präsidentschaft (mit-)entscheidenden unsäglichen religiösen Fundamentalismus der Baptisten aus dem Bibel-Gürtel der USA. Von Religion dominierte Politik ging zum Schaden der ihr unterworfenen Menschen meist auf Kosten der Freiheit und der Toleranz. Und da soll ein eine solche Kulturgrenze - wie sie aus dem Befragungsergebnis nach der für notwendig erachteten religiösen Bindung eines Politikers als unabdingbar angesehene Voraussetzung für die Übernahme eines öffentlichen Amtes ersichtlich ist - überschreitendes Zusammenleben gewagt werden? In der Türkei ist eine Renaissance der islamischen Religion zu beobachten. So eine Geisteshaltung stellt Ansprüche an Politiker und die von ihnen vertretene Politik. Bei so unterschiedlich stark ausgeprägten Ansichten kann ein tolerantes, welt- und religionsoffenes Zusammenleben keine Aussicht auf Erfolg haben!

Natürlich sehen es rechtsextremistische Gewalttäter z.B. in Nordirland aus ihrer sozial ungesicherten Stellung heraus nicht so, dass die soziale Stellung eines Menschen in der europäischen Gesellschaft nicht (mehr) u.a. über die Zugehörigkeit zu einer Religionsgemeinschaft, zu einer bestimmten Glaubensüberzeugung definiert werden darf, weil rechtsex​tremistische Gewalttäter ein Abgrenzungskriterium benötigen, um ihr »Underdog-Wir-Gefühl« entwickeln und aufrechterhalten zu können. Aber für den Mob, den es in jeder Gesellschaft gibt, gilt sowieso das 2.000 Jahre alte Wort von Horaz: „Odi profanum vulgus et arceo“ („Ich hasse den Pöbel und hüte mich vor ihm“).

1.2.2.3 Das Werden »Europas« als Kriterium für die Zugehörigkeit zum historisch-kulturellen »geistigen Europa«
Wenn wir bisher keinen Maßstab für die Beurteilung der möglichen Zugehörigkeit eines Landes zu Europa gefunden haben, dann sollten wir uns der Frage zuwenden: „Wie wurde Europa überhaupt?“, um - vielleicht - an die Wurzeln einer europäischen Identität zu gelangen. Damit wird selbstverständlich dem historischen Argument großes Gewicht gegeben. Ein solcher Blick auf die historischen Wurzeln und das Werden einer »Kultureinheit Europa« ist kein unzulässiger Griff in einen im Verlauf der Beitrittsdiskussion von Politikern ohne historische Bezüge abschätzig so bezeichneten und mit der gewählten Bezeichnung bewusst diffamierten »Vergangenheitsfundus«. Mit einem derartigen Ansatz sucht man die Wurzeln und wendet von dort den Blick aufs Jetzt. 

Das mögen die Leute, denen das sich daraus ableitende Ergebnis aus politischen Gründen nicht genehm ist, für falsch halten und sie empfinden die Anlegung eines historischen Maßstabes als eine Überbewertung des Historischen – „Was interessiert mich die Vergangenheit, lasst uns nach vorne in eine gemeinsame Zukunft schauen!“ -, aber sie können mit ihrem Blick von einem von ihnen vorgegeben-gewollten zukünftigen Ergebnis her auf die jetzige Entscheidungssituation hin keinen (mich) überzeugenderen Maßstab vorweisen. Weder im Baskenland, in Nord-Irland, den arabischen Ländern, dem Iran, Indien, … sind die Konfliktparteien bereit, unter Hintanstellung der Vergangenheit „…nach vorne in eine gemeinsame Zukunft zu schauen!“ So ein Sprüchlein sagt sich leicht für den in einem Konflikt besser Gestellten, wird aber dem bisher Benachteiligten oder dem sich nur benachteiligt Wähnenden meist nicht gleichermaßen und damit der Gesamtsituation nicht gerecht und funktioniert daher meist nicht. 

Man muss die Vergangenheit begreifen, um die Zukunft bewältigen zu können. Eine Gegenwart, die sich der Vergangenheit nicht bewusst ist, ist kein tragfähiges Fundament für die Zukunft. Die Gegenwart steht immer in der Fessel der Vergangenheit! Die Gegenwart steht immer zwischen Vergangenheit und Zukunft; sie fußt auf Ersterer und zielt auf Letztere. „Das Leben kann nur rückwärts verstanden werden, es muss aber vorwärts gelebt werden“ (Kierkegaard). Schweigen oder Verschweigen bewältigt keine Vergangenheit - und Vergessen oder Verdrängen erst recht nicht. „Die Vergangenheit ist niemals tot; sie ist nicht einmal vergangen“ (William Faulkner). Sich der Wurzeln in der Vergangenheit bewusst zu werden, ist kein mit einer flotten Formulierung abzubügelndes „Kramen im Vergangenheitsfundus“, sondern fördert das Verständnis der gegenwärtigen Situation! Man muss die Vergangenheit kennen, das in ihr angelegte Zukunftspotential richtig deuten, um die Gegenwart zeitangemessen richtig beurteilen und sich in ihr gesellschaftskonform verhalten zu können. Bemühte Kulturvergessenheit hingegen und damit die Negierung des über Jahrhunderte gemeinsamer Geschichte und gemeinsamer Entwicklung geschaffenen kollektiven Bewusstseins versucht, ein Problem zu bagatellisieren, das bemühte Kulturvergessenheit nicht lösen kann. Irgendwann wird ein solchermaßen unterdrücktes Problem virulent! Das fällt in das Forschungsgebiet von Sozialpsychologen. 

Nicht nur in der islamischen Welt: auch in Europa wird uns diese Erkenntnis, dass unterdrückte gravierende Probleme irgendwann virulent werden, heute noch durch Nachrichten über Terror in Nord-Irland und dem Baskenland ins Gehirn gebombt. Dem historischen Argument muss also hinreichend Beachtung geschenkt werden!

Es ist historisches Allgemeingut aller gebildeten Europäer: Wie der westliche Teil Asiens vorherrschend vom Islam und der östliche u.a. von Buddhismus und Hinduismus geprägt sind, so ist Europa ganz entscheidend von der griechisch-römischen Antike (bis zum Untergang des Weströmischen Reiches mit der Absetzung des letzten weströmischen Kaisers durch den ersten germanischen Heerführer als auch von Ostrom anerkannten Herrschers über Westrom, Odoaker, 476 n.Chr.) und dem in den letzten Jahrhunderten der Antike entstandenen und sich dann im »Abendland« ausbreitenden Christentum geprägt worden. Der Aufbau Europas nördlich der Alpen im sich anschließenden Mittelalter wurde insbesondere durch die vorbildliche Arbeit der Klöster christlicher Orden im Zuge der Christianisierung Europas und der oft damit einhergehenden Ostkolonisation vorangetrieben; beides eine gesamteuropäische Kulturleistung. Länder, die im Laufe des geschichtlichen Prozesses für »Europa« teilweise mit dem Langschwert gewonnen wurden, wurden durch »das Christentum« als einigende Grundidee (teilweise in Glaubenskriegen) gewonnen - wie der Islam die einigende kulturelle Grundidee aller arabischer Staaten ist (die in Glaubenskriegen mit dem Krummschwert ausgebreitet wurde). 

Die auf christlichem Fundament erbrachte Aufbauleistung dessen, was dann »Europa« geworden ist, festzustellen, ist keine von Beitrittsbefürwortern abwertend so bezeichnete „romantisch-historistische Stilisierung des Zeitablaufs“ - ein »Totschlagsargument« -, sondern eine schlichte historische Tatsache, die nichts mit einem ihr teilweise vorgeworfenem »christlichen Fundamentalismus« zu tun hat: Ein weiteres »Totschlagsargument«, um eine historische Tatsache, die jeder Student der mittelalterlichen Geschichte spätestens im zweiten Semester gelernt hat, nicht zur Kenntnis nehmen zu müssen. 

Der Aufbau Europas und die gesamte europäische Kultur des Mittelalters sind ohne Christentum nicht denkbar: Antike und Christentum bilden das Fundament der europäischen Identität und  prägten das Bewusstsein der Menschen in Europa – selbst das der in den Nazis als Judenmörder und Antichristen verkörperten Gegner des Christentums: Als die Nazis die Errichtung ihres Tausendjährigen Reiches propagierten, griffen sie damit auf die in den dem Lieblingsjünger Christi, dem Juden Johannes, zugeschriebenen Offenbarungen begründete chiliastische Idee eines nach Christi Wiederkehr noch vor dem Weltuntergang beginnenden Tausendjährigen Reiches irdischer Glückseligkeit auf Erden zurück und missbrauchten diese jüdisch-christliche Idee für ihre Propagandazwecke! Von einer solchen grundlegenden christlich geprägten geistigen Durchformung des Denkens der Menschen in der Türkei sprechen selbst türkische Politiker wie Erdogan nicht.

Der Mediävist Ferdinand Seibt fasste die Erkenntnisse seines langen Forscherlebens in dem Buch „Die Begründung Europas – Ein Zwischenbericht über die letzten tausend Jahre“ zusammen und beginnt seine historische Darstellung über das Werden Europas mit den Sätzen: „Europa ist nicht die Erfindung moderner Politiker. Es entstand auch nicht 1952 mit den Römischen Verträgen. Europa besteht als politische Größe seit mehr als tausend Jahren. Es unterscheidet sich allerdings von jenem alten, vom klassischen Europa in der antiken Welt vor zwei-, vor dreitausend Jahren, das man gern als seine Grundlage bezeichnet … Das neuere Europa … entwickelte sich zum größten Teil nördlich der Alpen. Es … galt lange Zeit als »die katholische Christenheit« oder  »das lateinische Abendland«. … Karl  »der Große« hat… das römische Kaisertum durch die historisch nicht recht korrekte Vermittlung der Päpste übernommen und damit seine Herrschaft im Westen des Kontinents, im künftigen Europa, sozusagen römisch legitimiert, … Seine Hofpoeten nannten ihn deshalb auch schon den  »Vater Europas«, »pater Europae«.“
 
Und daran hatte das islamisch-asiatische Osmanenreich keinerlei Anteil! 

Wegen der intellektuellen Unredlichkeit empört es mich als Historiker (mit dem Schwerpunkt Mediävistik), wenn der ehemalige polnische Außenminister Bronislaw Geremek, ebenfalls Professor für mittelalterliche Geschichte und MdEuP, Verfasser eines Kommissionsberichts über die Lage in der Türkei, in der taz vom 08.09.04 die abstruse Meinung vertrat, dass die Türkei in die EU aufgenommen werden müsse, weil „die Wiege des christlichen Europa auf dem Gebiet der heutigen Türkei liegt“ und „die Türkei aus der europäischen Geschichte nicht wegzudenken“ sei. Diese Argumentation ist ein hanebüchenes historisches Argument, das Geremek in den Augen eines jeden Historikers als Historiker, Geschichtsprofessor gar, diskreditieren, disqualifizieren muss, denn die kurz nach Christi Geburt durch die Missionstätigkeit des Apostel Paulus in den griechischen Städten Kleinasiens begründete Kultur des christlichen Europas wurde ja nicht von den erst 1.400(!) Jahre später aus der Mongolei gekommenen, im 15. Jahrhundert erst in Kleinasien eingedrungenen turkstämmigen Osmanen getragen!!! Die haben diese „Wiege des christlichen Europa“ ja gerade vernichtet! 
Die Entwicklung und Herausbildung einer europäischen Identität hat überhaupt nichts mit der geistigen Entwicklung im osmanischen Reich zu tun! 

Das islamisch-osmanische Reich der Hohen Pforte sah sich nach eigenem Selbstverständnis selbst nicht in der Tradition des byzantinischen Reiches und des Byzantinismus: Byzanz war Mittelpunkt des frühen Christentums gewesen und der Patriarch von Konstantinopel konkurrierte mit dem Patriarchen und Bischof von Rom, der sich noch nicht als „Papst“ und damit Oberhaupt der Christen hatte durchsetzen können – das geschah erst, als der oströmische Kaiser Johannes VIII. 1437 nach Italien reisen musste, um den Papst um Waffenhilfe gegen die sein Reich bedrohenden Seldschuken und die anderen nachstürmenden Türken zu bitten -, um die Vormachtstellung in der Führung der Christenheit. Die Hauptstadt von Byzanz, Konstantinopel, war zuvor als das „neue Rom“ gesehen und apostrophiert worden. Der oströmische Kaiser, der Basileus, so seit dem 7. Jahrhundert sein offizieller Titel, nannte sich u.a. auch „Kaiser der Römer“ und seine überwiegend griechisch sprechenden Untertanen nannten sich „Rhomaios“ („Römer“). Der Basileus, der sich nach der Absetzung des letzten weströmischen Kaisers Romulus Augustulus 476 n. Chr. durch den Germanen Odoakar als einziger in ungebrochener Nachfolge auf Cäsar und Augustus als Begründer des römischen Kaisertums zurückführte und dessen Oberhoheit die Germanen nicht antasteten, sondern sich von ihm als dessen Statthalter in Italien bestätigen ließen, bedurfte, um Kaiser zu werden, nicht der Salbung durch den Patriarchen von Rom, wie es für die deutschen Kaiser als Herrscher über das „Heilige Römische Reich Deutscher Nation“ erforderlich war. Der Basileus titulierte sich u.a. auch als „Stellvertreter Christi auf Erden“ und lud zu herausragenden Festen zwölf Große seines Reiches an seine Tafel, wie es Jesus mit seinen Jüngern zu tun pflegte. Im Byzantinischen Reich galt das von dem oströmischen Kaiser Justinian im „Corpus Juris Civilis“ zusammengefasste Römische Recht. Kurz: Der Anspruch des Basileus war, das antike römische Weltreich fortzusetzen. Das Byzantinische Reich war nie eine Bedrohung für das werdende »Europa« gewesen – im Gegenteil hatte es sich jahrhundertelang als festes Bollwerk gegen die von vielen Völkerschaften, insbesondere den Seldschucken und Türken, drohende Gefahr aus dem asiatischen Osten bewährt! Aus all diesen exemplarisch angeführten Gesichtspunkten ergibt sich, dass Byzanz zum »antiken Europa« gehörte. 

Die antike Tradition Byzanz’ wurde aber von den Osmanen nicht fortgesetzt: Kein Osmanenherrscher führte z.B. in Nachfolge des Basileus die Titel „Kaiser der Römer“ oder „Stellvertreter Christi auf Erden“! Zur antiken Tradition von Byzanz gehörte z.B. auch nicht der Verwandtenmord im Herrscherhaus, der im osmanischen Reich offizielle Politik war: der tatkräftigste, hinterhältigste und verschlagenste der von den als Sklavinnen gehaltenen Haremsdamen geborenen Söhne sollte sich durch die Ermordung seiner Mitbewerber als kraftvoller neuer Patischah durchsetzen! Verwandtenmord war kein Verbrechen, sondern Staatsdoktrin!
Sicher ist „die Türkei aus der europäischen Geschichte nicht wegzudenken“: als Antithese zu all dem, was zur Bildung Europas, insbesondere zu seiner Identitätsbildung führte! 
Schlimm ist es, wenn ein Geschichtsprofessor statt redlicher Argumente einen solchen Quatsch von sich gibt!

Um die Schiefheit des Pseudo-Arguments auch einem Nicht-Historiker deutlich zu machen: Als der noch immer als Befreier Südamerikas von der spanischen Kolonialherrschaft gefeierte südamerikanische Nationalheld Simon Bolivar die Spanier aus Hispano-Amerika vertrieb, wollte er einen großen südamerikanischen Einheitsstaat gründen. Die Geschichte verlief anders und lokale Führer wollten in einem eigenen Staat herrschen. Wenn nun aber die Südamerikaner das »Vermächtnis« ihres Nationalhelden erfüllten und sich doch noch zu einem großen politischen Gebilde zusammenschlössen, dann müsste, der verqueren Logik des ehemaligen polnischen Außenminister und Geschichtsprofessors folgend, Spanien zwangsläufig Mitglied dieses supranationalen südamerikanischen Staatengebildes werden, denn „die Wiege des christlichen Hispano-Amerika liegt in Spanien“ und „Spanien ist aus der südamerikanischen Geschichte nicht wegzudenken“. 
Die Südamerikaner würden sich bedanken; das haben sie deutlich zum Ausdruck gebracht, als sie gegen die 500-Jahrfeier der (Wieder-)Entdeckung Südamerikas durch Kolumbus mit allen ihren Schrecken für die Südamerikaner protestierten!

Den Gegnern einer Aufnahme der Türkei in die EU »christlichen Fundamentalismus« vorzuwerfen ist überdies eine falsche Begriffsbildung, denn der Begriff „Fundamentalismus XE "Fundamentalismus" “ stammt aus der nordamerikanischen Kir​chen​geschichte und wurde auf die Protestanten gemünzt, die, besonders seit 1910, mit der Bibel in der Hand die Unfehlbarkeit der Heiligen Schrift – auch in naturwissenschaftlichen Fragen und insbesondere gegenüber der darwinschen Evolutionstheorie - behaupteten. Nach der Sprachprägung westlicher Intellektueller wurde der damals gefundene Begriff in den siebziger Jahren des gerade vergangenen Jahrhunderts auf rigoros korangläubige Muslime übertragen, weil auch sie eine historisch-kritische Exegese ihrer Heiligen Schrift, des Korans, als völlig undenkbar ablehnen. Ein Wörtlichnehmen von Bibel- oder Korantext hat aber nichts damit zu tun, wie der europäische Urwald östlich vom Rhein und insbesondere von der Elbe, der zuvor nur entlang der großen Flüsse durchquert werden konnte, gerodet, das Land urbar gemacht worden ist, wie Städte und Dörfer gegründet wurden, wie von den christlichen Klöstern getragene Kultur »Europa« als gesamteuropäische Kulturleistung werden ließ. Schriftlichkeit, Voraussetzung jeder Hochkultur, wurde in der Zeit der Entstehung dessen, was einmal Europa werden sollte, durch die Klöster und die von Karl dem Großen gegründeten Klosterschulen entwickelt, bewahrt und verbreitet. 

Diese das Werden »Europas« prägende, ihm seine Identität spendende Rolle des zunächst asiatischen, dann aber vom Westen übernommenen und ihm so zu Weltgeltung verhelfenden Christentums als historische Tatsache zu sehen und zu werten ist ein Gebot der intellektuellen Redlichkeit und keine „romantisch-historis​ti​sche Stilisierung des Zeitablaufs“.

Im weiteren Verlauf der Geschichte gab es im zerrissenen, sich untereinander - meist aus Glaubensabgründen - bis aufs Blut befehdenden christlichen Abendland nichts anderes Verbindendes als das in seiner Auslegung Jahrhunderte lang heftigst umkämpfte, sich ständig irrende und seine zentralen Gebote der Nächsten- und Feindesliebe ständig verraten habende Christentum; aber diese nach vielen innerchristlichen Glaubenskriegen auf dem römisch-katholischen Christentum gründende Grundgemeinsamkeit gab es eben doch. Darüber hinaus gab es weiterführend die im Investiturstreit gipfelnde Trennung von weltlicher und geistlicher Macht, die vom römisch-katholischen Christentum geprägte höfische Kultur des abendländischen Rittertums mit ihrer Minnedichtung, die Entwicklung der europäischen Stadtkulturen mit ihren Münstern, Domen, Kirchen und dem freien Bürgersinn der besser gestellten ihrer Bürger mit der Verheißung: „Stadtluft macht frei“ für alle unter absolutistischer Gewalt Leidenden, die Städtebünde freier Bürger insbesondere der Hanse der europäischen Fernhandelskaufleute, die Befreiung des christlichen Glaubens aus dem zu eng gewordenen Korsett der römisch-katholischen Amtskirche im Norden und Nordwesten Europas durch die Reformation, die Befreiung des forschenden Geistes aus dem religiösen Kerker der Papstkirche und dadurch das Entstehen von die ganze übrige Welt in ungeheurer Weise befruchtender Wissenschaft in Europa, so dass, wer Wissen erlernen wollte, nicht mehr auf damals wesentlich weiter entwickelte »isla​mi​sche« Universitäten angewiesen war, die Lösung der Menschen aus dem kirchlichen Joch durch die Aufklärung und die Säkularisierung mit der Abschaffung der religiös begründet gewesenen Folter – „Der Mensch könne nicht das Rechte tun und die Wahrheit sagen, wenn Satan ihn ihm wohne und aus ihm heraus spreche. Durch Folter müsse der Teufel(!) gezwungen werden, den von ihm in Besitz genommenen Körper eines Menschen wieder zu verlassen, damit der Mensch als Kind Gottes dann wieder zu seinem Gott finden könne.“ - und der Entwicklung der Gedanken, die zur Französischen Revolution und deren zunächst nicht eingelösten Freiheitsversprechen geführt haben und als Quintessenz aus all dem die bis ins 20. Jahrhundert dauernde Entwicklung einer auf der Basis der Achtung der Menschenrechte gegründeten politischen Freiheit aller ihrer Bürger und einem effektiven Minderheitenschutz ruhenden, von Rechtsstaatlichkeit getragenen wirklichen Demokratie als die Teilhabe aller Bürger – auch des von Männern aus Dominanzstreben lange für dümmer erklärten und darum (zu) lange vom Wahlrechts ausgeschlossenen, oft schöneren Teils - an der politischen Macht in dem Gemeinwesen, in dem sie lebten: Demokratie – und das heißt immer auch: Freiheit aller ihrer Bürger(!) - als das Geschenk Europas an die Welt. Heinrich Heine dichtete: 

„Die Jungfer Europa ist verlobt
mit dem schönen Geniusse

der Freiheit, sie liegen einander im Arm,

sie schwelgen im ersten Kusse.“

Fast alles davon waren – bis auf die damals größere Freiheit des Forschens in der Wissenschaft - dem religiös-islamisch legitimierten Kalifats-Sultanat der Hohen Pforte, der den Arabern Jahrhunderte lang mit politischer Vorherrschaft aufgedrängten Schutzmacht des Islam nach dem Niedergang der arabischen Hegemonie bis zur Abschaffung des Kalifats-Sultanats durch Kemal Atatürk vor rund 80 Jahren (1922 Abschaffung des Sultanats und 1924 des Kalifats), völlig undenkbare Entwicklungen. An keiner der das Entstehen des »geistigen Europas« über viele Jahrhunderte prägenden Entwicklungen und Traditionen hatte die Türkei auch nur den geringsten Anteil, die aber das europäische Geschichtsbewusstsein und damit die emotionale Gesinnungsgemeinschaft »Europas« ausmachten und weiterhin ausmachen, denn aus der europäischen Erinnerungsgemeinschaft kann kein Europäer aussteigen! Die Türkei hat somit keinerlei Anteil an der Entwicklung der geistigen Identität, an dem geistigen Erbe Europas! Sie gehörte nie dazu. Die Türkei war im Gegensatz zum „Abendland“ immer faszinierendes, kulturfremdes „Morgenland“ – das man gerne »bereiste«, weil die Aussicht, dort so wundervolle Schätze erhandeln (Fernkaufleute) oder rauben (Kreuzritter) zu können, die man in Europa nicht kannte, so verlockend war. Die europäische Kulturgemeinschaft, die, wie bei allen Völkern, auch ihr Geschichtsbewusstsein umfasst, ist ohne die Türkei ausgebildet worden! Sie ist sogar als Abgrenzung explizit gegen die Osmanen ausgebildet worden!

Und es stimmt darüber hinaus, was kaum jemand anzusprechen für opportun hält: Der christliche Grundkonsens Europas wurde in dem Abwehrkampf gegen den Islam mit geschaffen durch die gemeinsame Abwehr des zunächst von Westen über Spanien nach Europa eindringenden Islam seit dessen Einfall in Europa mit der Überquerung der Meerenge von Gibraltar 711 n.Chr., nach der Eroberung Spaniens durch die Mauren dann in der Doppelschlacht von Tours und Poitiers 732 n.Chr. unter Führung des Franken Karl, der für seinen Sieg den Ehrennamen „Martell“ („der Hammer“) erhielt, mit dem er das vermutlich nur auf einen Beutezug in das Christengebiet ausgerückte Heer der Mauren zerschlagen habe, die während des Mittelalters im Rolandslied in Frankreich, England und Deutschland gedichtete und viel besungene Abwehr der „Sarazenen“ (als Sinnbild der Araber, Muselmanen und aller anderen Nichtchristen, gegen die das Kreuz gepredigt wurde), weiter über die Rückeroberung Spaniens von den Mauren (die 1492 abgeschlossene „Reconquista“, die in Spanien noch heutzutage in Volksfesten gelebte Geschichte ist) und dann nach dem Fall des 1.000-jährigen oströmischen Reiches mit seiner Hauptstadt Konstantinopel 1453 das Eindringen der aus der Mongolei auf einem langen Treck nach Westen eingedrungenen Turkvölker und mit ihnen des Islam von Osten in den Bereich Ostroms über den Balkan bis zur zweifachen Belagerung Wiens 1529 und 1683 durch die muslimischen Heere der osmanischen Hohen Pforte, von wo sie letztlich durch eine gesamteuropäische Kraftanstrengung der von Papst Innozenz XI. initiierten Heiligen Liga von 1684 (bestehend aus dem Heiligen Stuhl, den direkt angegriffenen Habsburger Landen und den anderen Teilen des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation, Polen und Venedig) zurückgeschlagen wurden, zwischen den beiden Belagerungen Wiens 1571 in der Seeschlacht von Lepanto/Naupaktos (Griechenland), der letzten Galeerenschlacht und mit 50.000 Toten der bisher größten und opferreichsten Seeschlacht der Kriegsgeschichte, und dann die Zurückdrängung der osmanischen Truppen vom Balkan im 18. und 19. Jahrhundert bis zu dem von anderen europäisch-christlichen Ländern bei aller sonstigen Gegensätzlichkeit unterstützten Freiheitskampf der Griechen 1821-29 gegen die Türken. 

Die Bannung der „Türkengefahr“ wurde wegen ihrer ernsthaften Bedrohung der christlich-abendländi​schen Staatengemeinschaft von vielen europäischen Mächten über Jahrhunderte als abendländische Gemeinschaftsaufgabe verstanden und wahrgenommen und wurde so auch mit identitätsstiftend für die Kultur- und emotionale Gesinnungsgemeinschaft »Europa«; man wusste nach innen, wer zu Europa gehörte, und nach außen ganz genau, wer nicht dazu gehörte: die Türkei! Diese abendländische Gemeinschaftsaufgabe wurde als so identitätsstiftend empfunden und wirkt weiterhin so fort, dass der niederländische EU-Kommis​sar Bolkestein den Erweiterungskommissar Verheugen nach seiner vorlauten Erklärung vor Abgabe des Fortschrittsberichts, nach dem Besuch Erdogans in Brüssel und dessen (dann eine Woche später umgesetztes) Versprechen, die türkische Strafrechtsreform binnen kürzester Zeit doch noch zu verabschieden, seien alle Beitrittshemmnisse aus dem Weg geräumt, angiftete: „Wenn es durch den EU-Beitritt der Türkei eine ’Islamisierung’ Europas gebe, … dann wäre die Abwehr der Belagerung Wiens durch die Türken im Jahre 1683 „vergebens gewesen’“ (SPIEGEL 27.09.04). 

Wenn mir dieses – von konservativen türkischen Islamisten möglicherweise durchaus angestrebte -Schreckensszenario einer „Islamisierung Europas“ bei nüchterner Betrachtung auch völlig übertrieben erscheint, so wurde und wird eine Re-Islamisierung zumindest der Türkei, an deren konkreter Umsetzung der aus der bis zu ihrer Auflösung durch das Militär dezidiert antieuropäischen Vorgängerpartei der AKP, der Refah-Partei, stammende Erdogan meist durch die vielleicht sogar rabiat säkularistisch ausgerichtete Militärspitze gehindert wurde, von ihm und seiner AKP angestrebt: So wollte Erdogan das an öffentlichen Einrichtungen wie türkischen Schulen und Universitäten bestehende Kopftuch-Verbot für die Universitäten aufheben und er wurde nur durch den türkischen Staatspräsidenten mehrfach daran gehindert, bei offiziellen Anlässen seine Frau mit Kopftuch auftreten zu lassen, obwohl er das in der Türkei herrschende strikte Verbot selbstverständlich genau kennt! Seine Töchter studieren – gesponsert von einem türkischen Industriellen – in den USA, damit sie mit Kopftuch bekleidet studieren können oder sollen. Das alles kann man noch als Verwirklichung der - bei uns im Gegensatz zur Türkei grundgesetzlich geschützten - Religionsfreiheit ansehen, die den Türken und auch Erdogan persönlich unbenommen bleiben sollte. Erdogan wollte aber darüber hinaus die bisher in Sommerkursen unterrichtenden Koran-Schulen ganzjährige erlauben und den Absolventen religiös orientierter Oberschulen, der sogenannten Imam-Hatip-Schulen, die er selbst besucht und als Prediger abgeschlossen hat, über das Studium der islamischen Theologie hinaus uneingeschränkte Studienberechtigung zu jedwedem Universitätsfach zuerkennen. Beim Direktorat für Religiöse Angelegenheiten, das die Moscheen des Landes betreibt, sollten jährlich bis zu 15.000 neue Planstellen ausgeschrieben werden, fast zehnmal mehr als die jetzigen 1.600. Statt einer allgemeinen Förderung aller Schulen sollten private islamische Schulen Regierungsgelder erhalten, um 10.000 Kinder bedürftiger Eltern aufnehmen und zu islamischen Predigern ausbilden zu können. Schließlich sollte die von 1926 bis 1996 bestehende Strafbarkeit des Ehebruchs wieder eingeführt werden. Für Erdogan ist der EU-Beitritt seines Landes ein Weg, die Türkei zu modernisieren und zugleich ihre islamische Identität zu stärken. Und damit verlässt er die Ebene der persönlichen Glaubensüberzeugung, die ihm völlig unbenommen bleiben soll, und wirkt unangemessen Einfluss nehmend in den öffentlichen Raum. Die regierungskritische Tageszeitung "Cumhuriyet" erinnerte an ein Interview, das Abdullah Gül, enger Kampfgefährte Erdogans, 1995 dem englischen "Guardian" gegeben hatte. Darin äußerte dieser Sätze wie "Dies wird das Ende der türkischen Republik sein" und "Wir wollen definitiv das säkulare System ändern". Die Sorgen um ein Ende der Republik sind also begründet. Auch wenn Gül selbst sich mittlerweile in der Öffentlichkeit von diesen Aussagen distanziert (SPIEGEL ONLINE 12.05.07).
All diese Vorstöße mussten letztlich auf Druck entweder der aus historischen Gründen eine "sehr rigide Haltung gegenüber der Religion" (so im später abgeänderten Entwurf zum Bericht des außenpolitischen Komitees des europäischen Parlaments zum EU-Beitritt der Türkei vom März 2003) einnehmenden Militärspitze, der türkischen Öffentlichkeit oder der EU von der AKP wieder zurückgezogen werden – und Erdogan ist die AKP! Er steht – wie von einem Absolventen der Imam-Hatip-Schulen und Prediger nicht anders zu erwarten -, zusammen mit teilweise noch wesentlich radikaleren Glaubensbrüdern, die wie er und 86 Abgeordnete der AKP dem einflussreichen religiösen Naksibendi-Orden angehören, persönlich hinter diesen Re-Islamisierungs​be​stre​bun​gen in der Türkei. Die gehen, vom Ausland fast unbemerkt, u.a. so weit, dass, wie eine in Deutschland geborene und in der Türkei lebende türkische Autorin am 20.07.07 im ZDF als ein Schlaglicht für die schleichende Islamisierung des Landes für deutsche Medien öffentlich machte, innerhalb eines Jahres 14.000 Grundschulrektoren ab- und an ihrer Stelle islamistische Kader eingesetzt worden seien!
Da aber in Europa nach einem schmerzhaften Reifungsprozess, der mit dem Dreißigjährigen Krieg nicht abgeschlossen war, inzwischen Übereinstimmung darüber hergestellt ist, dass in einem säkularen Staat Religion ausschließlich Privatsache zu sein hat, damit „jeder nach seiner Facon selig werden“ könne, und der Staat sich nicht vor den Karren einer religiösen Überzeugung spannen lassen dürfe, stößt es politisch zumindest unangenehm auf, wenn jemand die Anliegen seiner Religion mit staatlichen Machtmitteln so fördern will, wie Erdogan es versucht hat! Es ist in unangenehmer Erinnerung, dass Erdogan vor seiner Inhaftierung wegen staatsgefährdender Volksverhetzung – er hatte aus einem mindestens 100 Jahre alten, im Prozess gegen ihn vom Gericht als „staatsgefährdend“ eingestuften Gedicht, das früher zum offiziellen Schulstoff gehört hatte, die Zeilen zitiert: "Die Minarette sind unsere Bajonette, die Moscheekuppeln unser Helm, die Moscheen sind unsere Kasernen, die Gläubigen unsere Soldaten.", und, das war dann wohl zuviel, an dieses Zitat die Warnung geknüpft, wer die Religion in der Türkei ersticken wolle, der werde es mit einem "explodierenden Vulkan" zu tun bekommen - dem britischen "Guardian" zufolge so bedenkliche Sätze sagte wie: "Gott sei Dank bin ich für die Scharia" und "Man kann nicht gleichzeitig Säkularist und Moslem sein" (DIE WELT 08.10.04). Ob er durch Verurteilung, Gefängnis und Haftentlassung vom Saulus zum Paulus gewandelt wurde, der nun einen gemäßigteren, pragmatisch orientierten "Neuen Islam" vertritt und jetzt – für das weiterhin wachsame Militär? – laut Turkish Daily News vom 11.12.02 Sätze von sich gibt wie: "Meine politischen Ideale sind Demokratie, Freiheiten, Toleranz, Menschenrechte und Säkularismus", und wie er solche Äußerungen meint, bleibt abzuwarten. „Wie dem auch sei - Erdogan ist auf jeden Fall ein gewiefter Pragmatiker, sieht sich aber zugleich als ein Mann von Prinzipien. Wo diese wirklich liegen, kann man schlechterdings nicht wissen. Da Verfassung und Militär immer noch jegliche radikalere Äußerung mit dem politischen Aus bestrafen können, gibt es Dinge, die ein Ministerpräsident in der Türkei einfach nicht sagen oder gar tun darf, wenn er die Macht nicht verlieren will. Erdogan ist politisch eingeklemmt zwischen den Ansprüchen der Militärführung und aufbrodelnden islamistischen Kräften. Die Mehrheit der westlichen Diplomaten und Politiker ist nach anfänglicher Skepsis jedoch zunehmend der Meinung, daß Erdogan wirklich ein toleranter Moslem ist, der eine demokratische Politik betreibt. Erdogan selbst vergleicht sich gern mit Christdemokraten - konservativ und demokratisch. Als gemäßigt versteht er sich jedoch nicht. Am 14. Juni, zu Besuch in den USA, wurde er regelrecht ärgerlich, als eine US-Politikerin ihn als gemäßigten Moslem pries. Noch ärgerlicher wurde er, als der Islam-Experte Bernard Lewis von "islamischem Terror" sprach. Es könne weder einen moderaten noch einen extremen Islam geben, sagte Erdogan. Sondern, so muß man wohl folgern, nur einen Islam“ (DIE WELT 08.10.04). Das gilt nicht nur für die Türkei, das strahlt über das türkische Religionsministerium – stellen Sie sich so ein auch die Glaubensinhalte regelndes Ministerium einmal  in einem EU-Land vor und die Kulturgrenze wird ganz praktisch sichtbar – nach Europa aus und hier wegen des größten türkischen Bevölkerungsanteils in Europa insbesondere nach Deutschland. Die unbestritten größte muslimische Organisation in Deutschland, die Türkisch-Islamische Union der Anstalt für Religion (Ditib), eine von der Regierung in Ankara abhängige Institution, die hierzulande rund 870 Mitgliedsvereine kontrolliert und die für sich die Deutungshoheit über den von den hiesigen Türken zu lebenden Islam beansprucht, agiert sehr politisch als Propagandainstrument für den türkischen Wunsch nach Aufnahme in die EU (DIE WELT 02.09.05).

Der türkische Politologie-Professor Burhanettin Duran mahnt in seinem kürzlich erschienenen Buch "Turkey and European Integration": "’Die neuen islamischen Definitionen konfrontieren die Europäer mit der Möglichkeit, daß eine türkische EU-Mitgliedschaft den Islam zu einem Werkzeug politischer Mobilisierung in Europa machen könne’. Mit anderen Worten, die 15 Millionen Muslime, die heute schon in den 25 Staaten der EU leben, könnten in einem EU-Mitglied Türkei ihren Fürsprecher sehen, und die Türkei könnte diese Gruppen benutzen, um eigene politischen Forderungen wirkungsvoller durchzusetzen“ (DIE WELT 08.10.04). 

Die Fraktionsvorsitzende der Grünen, Künast, vertrat auf dem Bundesparteitag der Grünen im September 06 die Ansicht, eine Integration der Muslime hier sei ohne eine Aufnahme der Türkei in die EU nicht denkbar.  
Die zunächst im »finsteren Mittelalter« Europas von arabischen Wissenschaftlern – insbesondere der arabischen Mauren-Gebiets​herr​schaften in Spanien - mit dem von den Arabern (nicht den Türken) bewahrten und von ihnen weiterentwickelten Wissen der Antike nach der Eroberung Konstantinopels und dem damit verbundenen Drängen der nunmehr heimatlos gewordenen christlichen Gelehrten in die Gebiete des Weströmischen Reiches geistig befruchteten europäischen Gelehrten entwickelten in der Neuzeit, insbesondere in der der Renaissance mit dem Humanismus als geistiger Hauptströmung folgenden Zeit der Aufklärung, die den die Wissenschaft gängelnden verkündeten Glauben mehr und mehr durch das erforschte Wissen ersetzte, unter Beschreiten auch vieler Irrwege Geistes-, Staats- und damit auch Rechtsideen, an denen weder der arabische Islam noch die Türkei teilhatten. Deren Staatsverständnis zielte ja gerade darauf, dass sich solche reformerischen Ideen nicht durchsetzen sollten, die unweigerlich den Machtanspruch der Hohen Pforte beschnitten hätte. Geistes-, Staats- und damit auch Rechtsideen, an denen nach Vermutung des VG Köln in dem Abschiebungsverfahren Kaplan die Türkei selbst im Jahre 2003 nicht teilhatte: Anders ist es nicht zu erklären, dass der fundamentalistische derzeitige aber nun entmachtete „Kalif von Köln“, Kaplan, nach Verbüßung seiner 4-jährigen Gefängnisstrafe (wegen des anlässlich einer Hochzeit vorgebrachten und daraufhin in die Tat umgesetzten Mordaufrufs gegenüber seinem ideologischen Gegenspieler) zunächst nicht dem Wunsch der Bundesregierung und der Türkei entsprechend in die Türkei abgeschoben werden durfte, weil ihm dort wegen seines Zieles der Errichtung eines islamischen Gottesstaates in Form des von Kemal Atatürk abgeschafften Kalifates ein Hochverratsverfahren bevorsteht, von dem die deutschen Verwaltungsrichter der ersten Instanz annahmen, dass es nicht in rechtsstaatlichen Bahnen verlaufen werde, obwohl die Türkei auf Drängen der EU mit Blick auf Gerichtsverfahren gegen Kurden schon die Todesstrafe abgeschafft und als Voraussetzung für eine Auslieferung Kaplans der Bundesregierung die Durchführung eines rechtsstaatlich einwandfreien Verfahrens schriftlich zugesagt hatte! Aber die Verwaltungsrichter sahen die sehr reale Gefahr, dass in den Hochverratsprozess gegen Kaplan zuvor unzulässig erlangte »Beweismittel« eingebracht werden könnten, die durch die Folterung von Kaplan-Anhängern erlangt worden waren, als die 1998 ein Flugzeug (angeblich) für ein Attentat auf die am Atatürk-Mausoleum in Ankara versammelte Staatsspitze hatten entführen wollen: An den Schultern aufgehängt zu werden und dann mit verdrehten Armen hängend die Hoden gequetscht oder mit Stromstößen malträtiert zu bekommen, so die Feststellungen des OVG Düsseldorf 2003 in dem Auslieferungsverfahren Kaplan, macht beflissen gesprächsbereit! Das kann jeder Leser an sich selbst ausprobieren, ohne zusätzlich unter der Decke zu hängen. Bei Anwendung solcher bisher typischer türkischer Vernehmungsmethoden erzählt man alles, was die Vernehmenden hören wollen – wenn nur der Schmerz aufhört! 

Die Berufungsinstanz glaubt nach den Zusicherungen der Türkei, gegen Kaplan nur ein rechtsstaatlichen Grundsätzen genügendes Verfahren durchführen zu wollen, den Hassprediger ausliefern zu können und sieht in der »Berühmtheit« des Angeklagten einen hinreichenden Schutz für ihn, ließ aber die Revision beim Bundesverwaltungsgericht zu. Das sah auf Grund von Kaplans »Lackmus-Funktion« auf die Glaubwürdigkeit der von der türkischen Regierung eingeleiteten Justizreformen ein rechtsstaatliches Verfahren für gewährleistet und billigte unter dieser Prämisse die Auslieferung Kaplans an die Türkei.

Ein weiterer Beleg für die Mängel des in der Türkei praktizierten Rechtssystems ist die Tatsache, dass die Mehrzahl der prozentual wenigen bei uns erfolgreich einen Asylantrag stellenden und daraufhin anerkannten Asylanten aus der Türkei kommt!!!

Wie sollte man den im Osmanischen Reich nie aufgekommenen Geist der Aufklärung mit der sich gegen borniertes Christentum allmählich entwickelnden, das Wesen der Aufklärung kennzeichnenden Toleranz in religiösen Fragen und der Abschaffung der Folter besser beschreiben, als es Lessing mit seinem Werk „Nathan der Weise“ getan hat? Diese Geisteshaltung über europäische Landesgrenzen hinweg als sich gegenseitig befruchtende europäische Geistesleistung in einem sehr schwierigen und sehr oft sogar blutigen Toleranzfindungsprozess insbesondere seit dem Aufkommen der Reformation letztlich doch entwickelt zu haben, macht europäische Identität aus! Und dazu hat die – nie antisemitische - Türkei keinen Beitrag geleistet, daran hatte sie keinen Anteil: weder einen gestaltenden, noch einen antizipierenden. Sie war selbst von den bedeutendsten europäischen Geistesströmungen, der geistigen Unruhe, dem Aufbruch im Denken und Entdecken und der Wissensexplosion der sich entwickelnden Naturwissenschaften völlig abgekoppelt. Die Türkei hat nicht Teil an Europas kulturellem Gedächtnis! Goethe ließ im Faust einen Bürger auf dessen Osterspaziergang sein Behagen darüber äußern, wie schön es sei, „wenn hinten, weit, in der Türkei, die Völker auf einander schlagen“. Dieses Bild wird im Faust so für völlige Ferne benutzt, wie wir manchmal sagen: ob dieses oder jenes geschieht oder in China ein Spaten umfällt, beides betreffe uns gleich wenig, weil es für uns gleich bedeutungslos sei. 

Die Türkei ist erst durch die große staatspolitische Leistung Kemal Atatürks der europäischen Ideenwelt angenähert und dadurch modernisiert worden; erst dadurch wurde sie mit den fundamentalen Prinzipien der Aufklärung vertraut gemacht. Da kann man nicht geschichts- und damit wahrheitswidrig eine gemeinsame Geschichte behaupten, die zwangsläufig den Anschluss der Türkei an die EU nach sich ziehen müsse! 

Auf Grund der Tatsache, dass die Geschichte des Abendlandes auch die Geschichte der gemeinsamen Abwehr des Okzidents gegen den Islam ist und dass die Türkei an der europäischen Geistesentwicklung der von Historikern ab 1453 – der Eroberung des fast 1.000-jährigen oströmischen Kaiserreiches mit seiner Hauptstadt Konstantinopel durch die islamischen Heere der Osmanen - datierten Neuzeit in keiner Weise teilhatte, gehört selbst die heutige Türkei nach den 1920 eingeleiteten Atatürkschen Reformen mit der - im bewusst gewählten schroffen Gegensatz zum Kalifats-Sultanat angeordneten – (angeblich) strikten (aber schon durch die Institution des Religionsministeriums mit über 90.000 Beschäftigten – der Historiker Winkler spricht von einer „Verstaatlichung des Islam“ - letztlich nicht vollzogenen) Trennung von Staat und Religion als fundamentalem Baustein und der seit ca. 2000 inzwischen eingeleiteten Hinwendung zu demokratischeren Staatsstrukturen weder aus historischen noch aus kulturellen Gründen mit zu Europa, wie auch z.B. Japan trotz Einführung der Demokratie 1945 nicht zu Europa gehört! Auch Japan, Au​stralien, Kanada und die USA erfüllen die Kopenhagener Kriterien von 1993, ohne dass jemand auf die Idee käme, für einen Beitritt Japans oder der anderen genannten Staaten zur EU zu plädieren. Für die Türkei gilt: Man kann ohne weiteres aus einer anderen Kultur etwas einem sinnvoll Erscheinendes übernehmen, ohne dass man damit Mitglied dieser in Jahrhunderten gewachsenen Kulturgemeinschaft wird. Man adaptiert, wird aber dadurch nicht von der anderen Kultur adoptiert und nicht mit einem harten Bruch der eigenen Vergangenheit Wesensteil der anderen Kultur, von der man sinnvoll erscheinende Anleihen entnommen hat. Eine Annäherung an bis dato völlig fremde kulturelle Werte – und mehr als eine bloße Annäherung ist es selbst heute noch nicht, wenn man die nachfolgend noch zitierte Beurteilung von Rumpf und Steinbach in ihrem Beitrag „Das  politische System der Türkei“ zu Grunde legt - ist keine Teilhabe an deren identitätsstiftendem kulturellen Werden! Das ist z.B. der Unterschied der auch nicht von Anfang an bestanden habenden Zugehörigkeit Ungarns zu »Europa« und der Nicht-Zugehörigkeit der Türkei. Auch wenn sich die Lebensbedingungen im Zuge der Globalisierung in groben Zügen angleichen, bedeutet das kein Aufgehen in einer gemeinsamen Kultur: „Wir leben alle unter demselben Himmel, aber wir haben nicht alle den gleichen Horizont“ (Konrad Adenauer). Fast überall auf der Welt trägt man inzwischen Jeans, aber man denkt und fühlt deshalb noch lange nicht gleich!

Es gibt meines Wissens und dem daraus resultierenden Dafürhalten kein einziges historisches oder kulturelles Argument, das die Zugehörigkeit selbst der heutigen Türkei zu Europa zu stützen in der Lage wäre! Es reicht für eine überstrapazierend gewollt angenommene und damit nur behauptete wenigstens partielle kulturelle »Gemeinsamkeit« zwischen europäischer und osmanischer oder seit rund 80 Jahren kemalistisch-türkischer Identität nicht aus, dass das Osmanische Reich einst auf dem Balkan große Gebiete Europas beherrscht hatte und damit eine nicht nur in Vorderasien, sondern auch in Europa agierende islamische Macht gewesen war, die auch in ihrem europäischen Herrschaftsgebiet islamisch prägend gewirkt hat, worunter dieses Gebiet Europas noch vor ein paar Jahren in seinen auch an den jeweils eigenen oder fremden religiösen Überzeugungen orientierten Kriegen zwischen Serben, Kroaten und Albanern litt, als dort bis hin zum Völkermord gekämpft wurde. (Das Morden wurde dann auch unter Einsatz von Truppen des NATO-Mitglieds Türkei beendet, was der Türkei auf massiven Druck der USA auf die EU-Staaten 1999 das Angebot einbrachte, sie als Beitrittskandidaten zur EU zu behandeln. Das war der damals von den USA politisch so gewollte und von den europäischen Staaten gehorsam nachvollzogene, den Rahmen einer europäischen Union sprengende Systemfehler!) In den kriegerischen Auseinandersetzungen in den Gebieten des ehemaligen Jugoslawiens wurde die alte Kulturgrenze schlaglichtartig sichtbar. Es sei an den schon einmal zitierten Satz von William Faulkner erinnert: „Die Vergangenheit ist niemals tot; sie ist nicht einmal vergangen.“ Da wurde nichts „historisierend betrachtet“ und nicht bloß „im Vergangenheitsfundus gekramt“ oder wie die abbügelnd-beschönigenden Floskeln sonst lauten, sondern es wurde in einem beginnenden Völkermord gnadenlos abgeschlachtet, bis – viel zu spät – von außen eingegriffen und dem Morden ein Ende bereitet wurde, auch wenn der Hass aufeinander immer wieder aufflammt und es durch nicht bewiesene aber nur zu gern geglaubte Latrinengerüchte, wie z.B. letztens der Kolportage, dass zwei albanische Kinder deswegen in einem Fluss ertrunken seien, weil Serben sie in das Wasser gehetzt hätten, immer wieder zwischen den an beiden Seiten einer Kulturgrenze lebenden Völkern zu menschenlebenfordernden Auseinandersetzungen kommt. Die Kulturgrenze wurde und wird seitdem immer wieder eruptiv virulent. Und es zeigte sich wieder einmal, dass man selbst in dem alten, nach zwei Weltkriegen und der Überwindung der kommunistischen Diktatur als befriedet eingeschätzten Europa Kulturgrenzen nicht ungestraft negieren darf. (Mit der strafrechtlichen Aufarbeitung ist der Haager Gerichtshof sicher noch einige Jahre beschäftigt.)

1.2.2.4 Historisch-kulturelle und politische Argumente gegen eine Mitgliedschaft der Türkei in der EU

Selbst wenn es (nach meinem Dafürhalten) kein einziges historisches oder kulturelles Argument gibt, das die Zugehörigkeit der heutigen Türkei zu Europa zu stützen in der Lage wäre, so gibt es aber viele historisch-kultu​rel​le und weitere politische Argumente gegen eine Mitgliedschaft der Türkei in der EU. Terroristische Islamisten u.a. der "Organisation islamische Bewegung XE "Organisation islamische Bewegung" " und der "Organisation islamische Rache XE "Organisation islamische Rache" " begingen in der Türkei 1990 über 10 Politmorde XE "Politmorde"  und gaben in Bekennerschreiben als Begründung an, "die Hinrichtung der Ungläubigen erfolgte wegen ihrer Meinung zur islamischen Bekleidung". Wegen einer solchen in Europäeraugen belanglosen Nichtigkeit wurde in der Türkei engagierten Menschen ihr Leben genommen, die in ihrem Land eine Demokratisierung der Lebensverhältnisse anstrebten, um durch die Umsetzung, neudeutsch: Implemantierung, »europäischer«, dem Land großenteils immer noch fremder demokratischer Strukturen in die alltäglich Lebenswirklichkeit die Lebensumstände in ihrem Land lebenswerter zu gestalten! Das Beängstigende daran sind nicht die wenigen Verbrecher aus ideologischer Verblendung, die gibt es überall, auch bei uns - erinnert sei an die RAF -, sondern dass eine beunruhigend hohe Anzahl konservativ-gläubiger Türken bis in die Regierung – siehe den ständigen Kampf konservativ-islamischer Minister, trotz Verfassungsverbots als politische Demonstration ihre Frauen mit Kopftüchern zu offiziellen Anlässen erscheinen zu lassen, was sich der Staatspräsident bisher jedes Mal ausdrücklich verbitten musste(!) und das Verhalten des türkischen Ministerpräsidenten, der seine Töchter durch das Sponsoring eines reichen Fundamentalisten in den USA studieren lässt, damit sie mit Kopftüchern in die Universität gehen können - dass also eine beunruhigend hohe Anzahl konservativ-gläubiger Türken bis in die Regierung dem fundamentalistischen Gedankengut sehr nahe steht und ihm auch anhängt, einem Gedankengut, das in seiner extrem intoleranten Ausprägung mit Bombenterror seine religiös-kulturellen Anschauungen für andere verbindlich machen will: Diese zahlreichen Glaubensfanatiker und ihre noch zahlreicheren geistigen Sympathisanten, die das nach Jahrhunderte langen Kämpfen inzwischen zur europäischen Identität gehörende Toleranzgebot völlig negieren, sollen wir mit einem Beitritt der Türkei in die EU sehenden Auges zwangsläufig mit aufnehmen? 

Mich beunruhigen, wie gesagt, nicht die wenigen ihre Vorstellungen mit Bombenterror ausdrückenden Verbrecher, sondern der hohe Prozentsatz der deren Vorstellungen Nahestehenden, die solche Anschläge »mit klammheimlicher Freude« zur Kenntnis nehmen. 

Mich beunruhigt, dass sie nicht das Tischtuch zwischen sich und den religiösen Ex​tremisten zerschneiden! Ein Schlaglicht auf die Denkkategorien der konservativen heimlichen Sympathisanten der Extremisten warf die Meldung vom 09.04.97, gerade nur sieben Jahre vor der Entscheidung der EU über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei bezüglich einer Vollmitgliedschaft: Der türkische Ministerpräsident Erbakan, der geistige Ziehvater des gelernten Imam und jetzigen Ministerpräsidenten Erdogan, hatte in Ankara auf einer Feier beim Absingen der Nationalhymne die Frauenstimmen in einem Jugendchor verbieten und stattdessen eine Kassette mit reinen Männerstimmen abspielen lassen. Das ist Ausdruck der türkischen Identität in tonangebenden konservativen Kreisen. Zur europäischen Identität gehört aber die Gleichberechtigung von Frau und Mann! Die ist jedoch in der kulturellen Tradition der den Ton angebenden konservativen Kreise in der Türkei – und der rund 31.000 konservativen Türken in Deutschland nur allein rund um Milli Görüs mit ihrem Ziel der „Eroberung Europas durch den Islam“ und der Errichtung einer streng islamischen Gesellschaftsordnung mitten in Deutschland! – nicht existent. Erschütternd die 2004(!) von Amnesty International in ihrem Jahresbericht erfolgte Zusammenfassung über die familiären Umstände der Frauen in der Türkei:

Türkei: Gewalt gegen Frauen
Weit über ein Drittel aller türkischer Frauen wird Opfer familiärer Gewalt. Dies ist das Ergebnis eines neuen ai-Berichts, den amnesty international Anfang Juni in Istanbul vorstellte. Danach werden Frauen zwangsverheiratet, misshandelt, vergewaltigt und ermordet. Noch immer gilt Gewalt in der Familie als „Privatsache“. Es fehlt an angemessenen staatlichen Schutzmaßnahmen und Behörden gehen Anzeigen von Frauen nur ungenügend nach. Wenn es überhaupt zu einer Anklage kommt, werden die Täter häufig zu milden Strafen verurteilt. „Es ist ein Skandal, dass ein Vergewaltiger ohne Strafe davonkommt, wenn er sich bereit erklärt, sein Opfer zu heiraten. Die betroffene Frau dagegen wird doppelt bestraft, denn sie ist ihrem Peiniger im schlimmsten Fall lebenslang ausgeliefert“, erklärte Amke Dietert, Türkei-Expertin von ai.

(amnesty news Heft 2, Juni 2004)

"Es muss für jeden neuen Deutschen klar sein, dass bei uns das Gewaltmonopol des Staates gilt und nicht etwa das Gewaltmonopol des türkischen Mannes." Wer die Geschichte und die Werte Deutschlands nicht kenne und die Gleichberechtigung von Mann und Frau nicht akzeptiere, könne nicht Deutscher werden. (Stoiber in BILD im März 06)
Eine Türkin, die den Mut besessen hatte, im türkischen Fernsehen über die von ihr erlittene häusliche Gewalt nur zu berichten, ist daraufhin von ihrem Vater aus dem Deklassierungserlebnis heraus, das viele türkische Männer zur Gewalt bis hin zu „Ehrenmorden“ greifen lässt, erschossen worden: 

Vater erschießt Tochter nach Fernsehauftritt 

Türkei

Eine Türkin ist von ihrem Vater erschossen worden, weil sie in einer Fernsehsendung zum Thema Gewalt in der Familie von ihren eigenen Erfahrungen erzählt hatte. "Du hast uns blamiert", beschimpfte der Vater die 32jährige vor den tödlichen Schüssen, wie türkische Zeitungen am Freitag berichteten. Die zweifache Mutter aus der Kleinstadt Catalca bei Istanbul war in der Fernsehshow mit einer Perücke aufgetreten, um nicht erkannt zu werden. dpa 

DIE WELT 12.11.05

Es war die dritte Frau, die nach einem Fernsehauftritt in dem türkischen Sender Star-TV von einem ihrer Angehörigen erschossen worden ist, weil sie über die erlebte häusliche Gewalt berichtet haben. Um nicht weiter in dem Tod von mutigen Frauen mitschuldig zu werden, hat der Sender nach dem dritten Mord die Sendung eingestellt; auch eine Lösung. Nun erleben die Frauen weiterhin die häusliche Gewalt, ohne dass sie sie publik machen können, um so vielleicht eine Änderung ihrer Lebensverhältnisse herbeiführen zu können.

Und diese Verhaltensweisen werden ja nicht abgelegt, wenn die türkischen Männer ihre Frauen aus entweder der Türkei holen oder sie sich hier in Deutschland im türkischen Milieu suchen: 

„Regierung legt Papier zur Integration von Moslems vor

von Martin Lutz

Berlin -  In Deutschland lebende türkische Migrantinnen sind oft schwerer häuslicher Gewalt ausgesetzt. Sie werden nicht nur häufiger geschlagen oder sexuell mißbraucht als deutsche Frauen, in der Regel sind die Verletzungen auch schlimmer. "Die Gewaltbelastung von Frauen in türkischen Familien ist deutlich höher als in deutschen Familien", sagte die Migrationsbeauftragte der Bundesregierung, Marieluise Beck (Grüne), der WELT. … Nach einer aktuellen Studie des Bundesfamilienministeriums … waren bezogen auf die erlebten Gewalthandlungen die Anteile der Betroffenen, die verprügelt, gewürgt, mit einer Waffe bedroht oder denen eine Ermordung angedroht wurde, bei den Türkinnen jeweils fast doppelt so hoch wie bei den von körperlicher Gewalt betroffenen Frauen der Hauptuntersuchung. Als besonders bedrückend werden Zwangsheiraten empfunden, … Etwa ein Viertel der Frauen, deren Partner durch die Verwandten ausgewählt wurde, waren vor der Eheschließung nicht nach ihrer Meinung zu dem zukünftigen Ehepartner gefragt worden. …“ (DIE WELT 24.11.04)

Ein so hoher Prozentsatz von Gewalt gegenüber Frauen lässt sich nicht mehr durch individuelles Fehlverhalten, das es in jedem Volk gibt - auch in Deutschland gibt es (zu wenige) Frauenhäuser zum Schutz von Frauen vor der Gewalt auch deutscher Männer -, erklärend beiseite schieben. Ein so hoher Prozentsatz von Gewalt gegen Frauen ist eine Frage der Umgehens(un)kultur, einer aus überzogenem Männlichkeitswahn geborenen Mentalität, die in der europäischen Kultur nicht mehr geduldet wird – auch wenn sie partiell geschieht. Aber sie wird unter Europäern wenigstens nicht mehrheitlich gebilligt, ist strafrechtlich sanktioniert und Frauen können strafrechtlichen Schutz in Anspruch nehmen, was Türkinnen in der Lebenswirklichkeit weniger leicht möglich ist. Auch wenn es zu viele türkische Männer (noch) nicht wahrhaben wollen: Auch Frauen sind Menschen! Da liegt eine der zuvor schon wiederholt angesprochenen Kulturgrenzen, weswegen kein Land, in dem solche Verhaltensweisen sozial gebilligt werden, in die EU aufgenommen werden darf! 
Am 16.11.04 trat in der Fernsehsendung PAROLI! Polittalk von NDR III die in Deutschland geborene und hier aufgewachsene Türkin Seraph Cileli auf. Sie berichtete aus der patriarchalischen Parallelgesellschaft hier in Deutschland: von ihrer Zwangsverlobung mit 12 Jahren, ihrer Zwangsverheiratung mit 15 Jahren in die Türkei, Schlägen durch den Ehemann und jahrelanger Vergewaltigung durch den ihr fremden Mann, von dem sie nichts anderes wollte, als von ihm wegzukommen, den typischen klischeehaft realen Fehlentwicklungen in der patriarchalischen, machohaften, Frauen herabwürdigenden bis Frauen verachtenden türkischen Parallelgesellschaft, für die das Tragen eines Kopftuchs zum Symbol geworden ist, wofür die Autorin und Stückeschreiberin Berg den Vergleich fand: "Das ist, als wärest du ein Schwarzer und du siehst deine Brüder in Ketten an dir vorbeigehen."; ein nicht auf alle Muslima zutreffender Vergleich, weil einige den Schleier aus (teilweise allerdings nur eingeredeter) Überzeugung tragen, um in ihrem sozialen Umfeld nicht verachtete zu werden.

Als sie es geschafft hatte, von ihrem Mann wegzukommen, wurde sie von ihrer Familie für tot erklärt und enterbt. Einer der vielen Artikel in seriösen Publikationsorganen mit bundesweiter Beachtung zu ihrem von ihr zum Aufrütteln der Deutschen offensiv in die Öffentlichkeit getragenen Schicksal:

„Getürktes Eheglück“ (DIE WELT 30. Juli 2005)
(http://www.welt.de/print-welt/article685917/Getuerktes_Eheglueck.html )

Ihr Vater zwang sie zur Heirat in der Türkei, ihr Mann ließ sie und ihre beiden Kinder hungern. Erst als sie mit Selbstmord drohte, erlaubte ihre Familie die Trennung. Die Deutsch-Türkin Serap Cileli kehrte zurück nach Deutschland und erzählt ihre Geschichte. 

Cileli wurde von ihrem Vater bedroht, in eine Ehe gezwungen und unter dem Konzept der Ehre entrechtet. Cileli sieht die Lage der in der Bundesrepublik lebenden Türkinnen sehr pessimistisch:
"’Die Mehrheit der Türken in Deutschland lebt bewußt traditionell und patriarchalisch geprägt.’ Geprägt werde diese Welt von nach Deutschland importierten Imamen, die ’in den Hinterhöfen andere Werte predigten als die westlichen’. Es sei eine Welt, die westliche Werte als bedrohlich ansehe und in der die Ehre des Mannes von der Reinheit und Keuschheit der Frau abhänge. ’Ein bloßer Verdacht, ein dummes Gerücht’ reiche schon aus, die Ehre des Mannes zu beschmutzen. ‚Deshalb verhüllen wir unsere Frauen auch.’" 

"Jede Frau, die von zu Hause flüchtet, ist von einem Ehrenmord bedroht." 104 Fälle von Zwangsheirat, Unterdrückung im Namen der Ehre oder konkreter Ehrenmord-Gefahr bearbeitete die Organisation allein im Jahr 2004 bundesweit. 
Cileli hilft heute auch im Auftrag von Terre des Femmes türkischen Frauen und Mädchen, betreibt Aufklärung in Brennpunktschulen oder liest aus ihrem Buch "Serap - Wir sind eure Töchter, nicht eure Ehre", das inzwischen bereits in dritter Auflage erschienen ist. 
Cileli gibt den Deutschen eine gewisse Mitschuld an den Verhältnissen, in denen Türkinnen in der Bundesrepublik leben müssen, weil die aus „Multikulti-Toleranz“ heraus dem Treiben "einfach nur zugeschaut" hätten. 

Andere junge Frauen berichteten – mit graduellen Abstufungen - Ähnliches. Drei deutsch-türkische Autorinnen, die Berliner Rechtsanwältin Seyran Ates
 (”Große Reise ins Feuer”), Necla Kelek (”Die fremde Braut”) und Serap Cileli (”Wir sind eure Kinder, nicht eure Ehre”), beschreiben in ihren Büchern das Gefangensein türkischer Mädchen im engen Ehrenkodex ihrer Familien, die Unterdrückung türkischer Frauen durch ihre Männer und die ihren Recherchen nach auch unter Türken in Deutschland weit verbreiteten „arrangierten Ehen” und Zwangsheiraten -  und wurden darum seit Ende Februar 05 von dem auflagenstärksten konservativ-nationalistischen türkischen Boulevardblatt in Deutschland, „Hürriyet”, verunglimpft. Die Frauenrechtsorganisation „Terre des Femmes” spricht gar von einer „Gefährdung dieser Frauen” durch die Artikel. Einen lesenswerten Bericht dazu brachte die FAZ vom 19.04.05 unter dem Titel:
Türkische Medien in Deutschland

Unfaire Berichterstattung

Von Uta Rasche

http://www.faz.net/s/RubFC06D389EE76479E9E76425072B196C3/Doc~E7B10E04D87F245DDB320EDA403122D74~ATpl~Ecommon~Scontent.html
Darin heißt es u.a.:

„Die Zeitung warf ihr sinngemäß vor, türkische Frauen zu beleidigen, die türkische Gemeinschaft schlechtzumachen und durch Verallgemeinerungen Vorurteile der Deutschen gegenüber Türken zu erhärten. Insbesondere Ates' Aussage in einem Gespräch mit der „Tageszeitung”, daß zwangsverheiratete Frauen „Sklavinnen auf dem muslimischen Ehemarkt” seien, erregte den Widerspruch von „Hürriyet”. Als sie überdies sagte, viele türkische Mädchen müßten sich „auf Analverkehr mit Jungs einlassen”, weil dies die Jungfräulichkeit schütze und als beste Verhütungsmethode gelte
, war die Empörung perfekt.“
Die Hamburger Soziologin Necla Kelek erklärt sich die Reaktion der Zeitung so: „Türken dürfen nichts Schlechtes über Türken sagen und schon gar nicht gegenüber Deutschen.” Immer schwinge der Gedanke der muslimischen „Umma” mit: „Wir Muslime sind gut, ihr Ungläubigen seid schlecht.” 

Die bis 2001 andauernde grundsätzlich unfaire Berichterstattung durch „Hürriyet“ musste auch der türkischstämmige frühere Bundestagsabgeordnete Cem Özdemir (Grüne) erdulden, als er gleiche Rechte für die alevitische Religionsgemeinschaft forderte und die Türkei für ihren Umgang mit dem Völkermord an den Armeniern kritisierte. 

Längst nicht allen hier aufwachsenden türkischen Mädchen oder den hier lebenden türkischen oder türkischstämmigen Frauen wird das angetan, aber zu vielen; die in der Fernsehsendung berichteten Schicksale sind beileibe keine Einzelfälle! Fachleute schätzen die Anzahl der Zwangsheiraten im islamischen Milieu Deutschlands mit entsetzlichen menschlichen Tragödien auf ungefähr 30.000 (DIE WELT 11.11.04). Viele türkische Mädchen würden, wenn sie in die Pubertät kommen, zur (Um-)Er​ziehung zu Verwandten in die Türkei gebracht, um sie für türkische Macho-Männer gebrauchsfähig zu erziehen, da sich vor allem junge Türken an der oft von körperlicher Gewalt geprägten Machokultur als Leitbild orientieren. Das muss eine von unseren Vorstellungen tangierte, möglicherweise von Gleichberechtigung in der Partnerbeziehung träumende junge Frau erst einmal aushalten lernen! Gegen die Anpassungsschwierigkeiten an türkische Standards hilft dann das familiäre (Um-)Erzie​hungs​programm in einer türkischen Familie in der Türkei. Das vertreibt mögliche Flausen aus dem Kopf. Zwangsheiraten werden zwar von den Familien als ein Akt vorbeugender Schadensbegrenzung zum Schutze der in der bis zur Hochzeit zu bewahrenden Jungfräulichkeit der Töchter kulminierenden Familienehre angesehen, sind für die zwangsweise verheirateten jungen Frauen aber eine legalisierte Form der Vergewaltigung. Nach einer Zwangsheirat kann die Ehre der Eltern nicht mehr durch noch so harmloses, aber von der Primärgruppe als unzüchtig verurteiltes Herumscharwänzeln verletzt werden, da nach der Gruppennorm ab dem Zeitpunkt der Heirat der Ehemann für das Verhalten seiner Frau in der Öffentlichkeit als verantwortlich angesehen wird. Durch Zwangsheiraten – eine reine Familienangelegenheit ohne persönliche Entscheidungsmöglichkeit: jede vierte Türkin in Berlin hat ihren Mann vorher nicht gekannt, für jeden zweiten heiratenden Türken hat seine Familie die zukünftige Schwiegertochter ausgesucht – entlasten sich die Eltern gegenüber den Mitgliedern ihrer Bezugsgruppe auf Kosten ihrer Kinder. 

Gegen das soviel Leid verursachende Übel der Zwangsehen erwägt die Bundesregierung seit April 2006 rechtliche Maßnahmen zu ergreifen. Zwangsverheiratung durch das Eingehen von Zwangsehen solle nicht mehr als besondere kulturelle Ausprägung angesehen, sondern als ein besonders schwerer Fall der Nötigung mit Verbrechenscharakter gewertet werden, für den über den Nötigungsparagraphen hinaus möglicherweise ein eigener Strafrechtsparagraph mit einer Strafdrohung von einem bis zu fünf Jahren Freiheitsstrafe geschaffen werden soll. Aber wenn eine junge Frau so unter der keine eigene Entscheidung zulassenden Gewalt letztlich ihres Vaters steht, dass sie eine Zwangsehe eingeht, weil sie keinen Ausweg aus dieser auf sie zukommenden Tragödie der übergroßen Drangsalierung sieht - eine Studie im Auftrag des Bundesfamilienministeriums kam zu dem Ergebnis, dass ein Viertel der türkischen Frauen in der Bundesrepublik ihren ihr von den Eltern ausgesuchten Ehemann erst am Tag der Hochzeit kennenlernt -, dann kann kaum davon ausgegangen werden, dass eine solche Frau ihren Vater, der sie in ihre Zwangsehe gezwungen hat, anzeigen wird. Die Strafdrohung des angedachten Paragraphen wird mehr oder minder leer laufen: Es ist etwas anderes, aus einer Zwangsehe auszubrechen, wegzulaufen und sich in Frauenhäusern oder in einer anderen Stadt zu verstecken, als seinen Vater anzuzeigen und zu wissen, dass man ihn damit bis zu fünf Jahre ins Gefängnis bringen könnte! Und wer sind mögliche Mittäter? Der Ehemann, die Familienmitglieder der Familie des Ehemannes, die über den Abschluss der Zwangsehe von der Seite des zukünftigen Ehemannes her zu bestimmen haben? Trotzdem ist die Einführung eines solchen Paragraphen richtig: erstens schafft und schärft Strafrecht Bewusstsein, und zweitens gibt ein solcher Schutz durch das Strafrecht jungen Frauen, die zwangsverheiratet werden sollen, ein Druckmittel in die Hand, um sich gegen diese verbrecherische Zumutung besser wehren zu können.

Eine der in der Sendung „’Hasret’ heißt Sehnsucht“ (ZDF 16.11.04) zu Wort gekommenen Türkinnen berichtete das türkische Sprichwort: „Frauen sind Dreck an Männerhänden!“ - und so wurde diese Frau von ihrem Ehe​mann und dessen Eltern hier in Deutschland behandelt. Auch unter Deutschen gibt es recht vereinzelt solche Fälle, unter Türken aber gehäuft, weil es Ausfluss der Erziehung zum türkischen Macho ist. In Arte vom 08.02.05 wurde ein türkischer Junge gezeigt, der in seiner ihm anerzogenen Machohaftigkeit von sich gab: „Ich bestimme, wen meine Schwester heiratet!“ 

Der türkische Erziehungsminister çelik wird im STERN vom 06.04.06 mit der schonungslosen Analyse zitiert: Wenn bei uns ein Kind zu laufen anfängt, bekommt es Schläge von den Eltern. Dann geht es in die Schule, und bekommt vom Lehrer eine gelangt, auch wenn das nur noch selten vorkommt. Wenn junge Leute auf der Straße protestieren, werden sie von der Polizei verprügelt. Wir müssen endlich ein Land werden, in dem endlich keine Prügel eingesteckt oder ausgeteilt wird.“ Eine schonungslose Analyse der Ursachen der gewaltlegitimierenden Männlichkeitsform, die insbesondere durch den Perspektivmangel bei sozialer Benachteiligung verstärkt wird. Die türkische Kultur der »Ehre« und der »vergeltenden Gewalt« hat in einer Gesellschaft, in der wenig staatliche Hilfe zu erwarten ist und man sich zur Vermeidung der Gefährdung der eigenen Existenz und des Ansehens in der eigenen Primärgruppe selbst helfen muss, ein kulturgefordertes Sozialverhalten hervorgebracht, dass geprägt ist durch ein gewaltlegitimierendes Männlichkeitsverhalten. Die Abwesenheit und die Nichtverfügbarkeit von staatlichem Schutz entscheiden über die Demonstration von männlicher Stärke als Form der Selbstwerterhaltung in der Gruppe und erzeugen dadurch wie in einem Regelkreis rückwirkend eine gewaltgeprägte Gruppenerwartung. Das scheint insbesondere für die von türkischen Kurden bewohnten Gebiete Ost-Anatoliens zu gelten, woher die meisten türkischen Armutsimmigranten stammen. Gewalt wird als Mittel der (Zurück-)Gewinnung von sozialer Anerkennung gesehen, ist zumindest latent verbreitet vorhanden und wird von türkischen Kurden und anderen Türken wegen derer vielfältig erfahrener Anerkennungsdefizite und Ausschlusserlebnisse in unserer Gesellschaft leichter eingesetzt als von Deutschen. Hinzu kommt für Türken: Je niedriger das Bildungsniveau, desto mehr gelten »Ehre« und Religiosität.

Die selbst erfahrene gewaltgeprägte türkische Erziehungstradition wird von den hier lebenden Eltern aus meist der türkischen Unterschicht bei der Erziehung ihrer Kinder beibehalten. Als türkische Jugendliche aus Hauptschulen im Zuge der 2006 ausgebrochenen Gewaltdiskussion nach ihrer Einstellung zur Gewalt gefragt wurden, sagten sie: "’Unsere Väter haben uns eingeflößt, wie man sich als echter Mann behaupten muß, in unserer Kultur ist das so.’ Gewalt sei ein Mittel zum Zweck, sagen die drei, ’und wer uns schief kommt, wer uns nicht genügend Respekt erweist, der bekommt die Quittung’" (DIE WELT 01.04.06).

Die türkischstämmige Soziologin Necla Kelec wird über die türkischen und türkischstämmigen jugendlichen Möchtegern-Machos in unserem Land, die mit übertriebenem Imponiergehabe ihre u.a. durch mangelhafte Sprachkenntnisse verursachte Verliererrolle verdecken wollen, in demselben STERN-Artikel vom 06.04.06 mit der schonungslos analysierenden Worten zitiert: „ Sie sind nichts als die Wächter der Ehre ihrer weiblichen Verwandten. Dafür verlangen sie Essen, Trinken, Bedienung, Respekt, nein, Unterwürfigkeit. Dann kommen sie in die Schule, und dort verlangt man von ihnen - den jungen Herren – dass sie nur sprechen und aufstehen, wenn sie aufgefordert werden, dass sie andere Menschen achten, Hauaufgaben machen und ihren Verstand gebrauchen.“ Kein Wunder, dass sie in der Schule scheitern, kommentiert der STERN diese von unserer Kultur so verschiedenen Verhaltensweisen. 
Die sich in vielen Facetten spiegelnde Kulturferne »der Türken«, die von Beitrittsbefürwortern bewusst wahrheitswidrig geleugnet wird, ist neben den anderen grundsätzlichen Gegenargumenten gegen einen Beitritt aus z.B. Geographie und Geschichte, die nicht unbedingt ein gemeinsames Zusammenleben aktuell belasten müssen – dafür sind insbesondere historische Argumente selbst vielen Deutschen nicht gedanklich präsent –, das Hindernis, das zu den kaum zu lösenden Schwierigkeiten im gemeinsamen Zusammenleben führt, so dass bei uns unkontrollierbare Nebenwelten mit all ihren negativen Auswirkungen entstanden sind und sich verstärkt bilden würden, wenn die Türkei vollberechtigtes EU-Mitglied werden dürfte. 
Dabei gestehe ich gerne zu, dass eine ganze Anzahl von Frauen in der Türkei mit das freiheitlichste Leben führen, das in einem islamischen Land Asiens geführt werden kann. In Afghanistan z.B. ist es wesentlich schlimmer, wie ai in seinem um Spenden bittenden Anschreiben „Kinderrechte – ein unerfüllbares Versprechen?“ am Beispiel eines afghanischen Mädchens deutlich gemacht hat, das im Alter von neun Jahren von ihren Eltern gegen ihren Willen an einen über 80-jährigen Mann verheiratet worden war und, als sie die gewalttätige Atmosphäre in ihrem neuen Zuhause nicht mehr aushielt, weglief, woraufhin Eltern und Ehemann Anzeige erstatteten, das Mädchen verhaften ließen und das Mädchen zu einer dreijährigen Gefängnisstrafe verurteilt wurde, weil in Afghanistan „Weglaufen von zu Hause“ ein Verbrechenstatbestand erfüllt! Trotzdem, obwohl in der Türkei freiere Zustände herrschen, weil der Staat häuslicher Gewalt entfliehende Mädchen und Frauen nicht kriminalisiert, besteht in den zahlenmäßig starken und politisch einflussreichen konservativen Kreisen ein islamisches Frauenbild, das keine Gleichberechtigung »der Frauen« gegenüber »den Männern« zulässt: Der Islam lehrt, dass Allah Mann und Frau mit einer je eigenen Natur (fitra XE "Fitra" ) geschaffen habe und dass nur der Islam dem Menschen eine Ordnung anbiete, in der er in Einklang mit seiner jeweiligen Fitra leben könne. Ein Ver​stoß gegen die Fitra bedeutet eine Versündi​gung gegen Gott. Weiter ist der islamischen Orthodoxie zufolge die Frau XE "Fitra, unterlegene der Frau"  emotional, willen​los und leicht beeinflussbar - obwohl das von der Frau des Propheten und auch von seiner Tochter Fatima nicht gesagt werden kann! Eine seelisch gesunde Frau verlange nach ei​nem Mann, dem sie gehorchen kann und muss. 

Nach traditionell männlich-islamischer Über​zeugung müssen die Frauen mit einem Gen der Unterwerfung geboren sein. Da die "Frauen die Fangschlingen des Teufels sind" (Y. Anwar), ist der Umgang zwischen den Ge​schlechtern außerhalb der Familie zum Wohle von Mann und Frau nicht erlaubt. Der ange​messene Lebens​bereich der Frau sei das Haus, ihre Erfüllung finde sie in Ehe und Mut​terschaft. Aufgrund seiner überlege​nen Fitra XE "Fitra, überlegene des Mannes"  soll nun der Mann seine Frau ver​ständnisvoll ertragen und ihre Eigenheiten mit Nachsicht hinnehmen. Dahinter steht ganz nackt das männ​liche Dominanzstreben XE "Dominanzstreben" . Das ist das Bild, das islamisch-konservative Männer von den Frauen ihrer Gesellschaft haben. Der Prozentsatz islamisch-konservativer Kreise lässt sich im Fall der Türkei u.a. an der Zustimmung zu dezidiert islamistischen oder, wenn die verboten sind, zu dezidiert islamischen Parteien ablesen. Aus u.a. dieser traditionell männlich-islamischen Über​zeugung heraus wird ein Drittel der türkischen Frauen in der von Amnesty International angeprangerten Form behandelt. Das ist der heute auch in der zweiten oder dritten Generation bestehende Hintergrund, der vor Jahrzehnten zu dem von einem Türken gedrehten anklagenden Film geführt hatte: „40 m2 Deutschland“. 
Was in der Türkei der Staat nicht mehr »leistet«, um Frauen in die Gewalt der Männer zurück zu zwingen, da dort das Weglaufen nicht (mehr) als Vergehen oder gar Verbrechen kriminalisiert ist, dass leisten insbesondere in den der kurdischen Tradition verhafteten ostanatolischen Familienverbänden die sozialen Sanktionen durch Familienmitglieder bis hin zu „Ehrenmorden“!

So lange politischer Islam bis rauf zu Regierungsmitgliedern mit dem Kopftuch seiner Frauen um Machtpositionen im Staate kämpft – und wie in Frankreich dem Staat wegen des Verbotes des Tragens auffälliger religiöser Symbole (sowohl des christlichen Kreuzes wie auch der Kopftücher der strenggläubig auftretenden islamischen Frauen) in Schulen mit Bombenterror droht und ihn zu einer den Islamisten genehmeren Gesetzesänderung zu nötigen versucht, was auch uns in der Bundesrepublik noch bevorstehen kann, wenn Kopftuchverbote für öffentlich Bedienstete durch Ländergesetze beschlossen worden sind -, so lange Glaubenstoleranz in der Türkei nicht allgemein akzeptierte, selbstverständliche Geisteshaltung ist und im Extremfall menschenmordende Wertvorstellungen aus religiösen Gründen dort recht weit verbreitet virulent oder in größeren gesellschaftlichen Schichten gelitten sind, ist die Türkei nicht reif für Europa, so man überhaupt der - hier abgelehnten - Meinung ist, die Türkei gehöre zu Europa wie der Schwanz zum Hund (denn zum Herzen kann eine uns so fremde Kultur nie werden, auch wenn die Türkei durch einen bei den gegenwärtigen politischen Strömungen möglicherweise nicht mehr zu verhindernden Beitritt in einigen Jahrzehnten das volkreichste Land der EU werden und dann einen dieser Zahl »angemessenen« dominanten Einfluss fordern würde; wie fordernd türkische Politiker – und führende Türkenvertreter in der Bundesrepublik, wie ihr Verbandsoberster Keskin, tun es ihnen gleich und sprechen von „Frechheit“, wenn ihrer Forderung nach Vollmitgliedschaft in der EU in der gegenwärtigen Diskussion auch nur ansatzweise widersprochen wird – wie fordernd türkische Politiker jetzt schon auftreten, ohne dass die Türkei bereits Mitglied der EU ist, erleben wir in ihrem Auftreten in der aktuellen Debatte um die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen, und dieser unangenehme Vorgeschmack lässt für den Fall einer Vollmitgliedschaft Schlimmes befürchten). 

Ungeachtet der seit der Schlacht von Kerbela 636 n.Chr. zwischen Arabern und den damals unterlegenen (und deswegen als kulturelle Auswirkung des Schlachtausganges islamisierten, gleichwohl aber - so wurde in einschlägigen Berichten über das Verhältnis des Irans zu Khomeinis Zeiten zu z.B. Saudi-Arabien immer wieder kolportiert - seitdem miteinander verfeindeten und dadurch in gegenseitigem, seit diesem Ereignis das kollektive kulturelle Bewusstsein ihrer Völker seit 1.300 Jahren prägenden abgrundtiefen, dort eine Kulturgrenze bildenden Hass wie zwei ermattete Ringer aneinander festhängenden) Iranern bestehenden sonstigen Konkurrenz streben die Staaten Iran und Saudi-Arabien beide eine weitere Vertiefung des islamischen Charakters der Türkei an und stärken ihre dortigen fundamentalistischen Anhänger XE "Fundamentalisten" . Die machen mit Anschlägen von sich reden, wie u.a. der "Islamische Heilige Krieg XE "Islamischer Heilige Krieg" ", der z.B. vor einigen Jahren mit Attentaten gegen die Nahost-Konferenz in Madrid protestierte. Zuletzt mussten die Türken 2003 den Anschlag der "Front der Vorkämpfer für einen Großen Islamischen Osten" (IBAD-C) erleiden. Über den Kreis der Verbrecher aus überspannten religiösen Motiven hinaus gibt es viele radikale türkische Fundamentalisten, die zwar die Wahl der Mittel nicht (unbedingt) billigen, aber die gleiche Stoßrichtung zu den gleichen Zielen eingeschlagen haben, eine islamisierte(re) Türkei und die Einführung der Scharia in der Türkei fordern! 

Diese radikalen türkischen Fundamentalisten wollen den durch Atatürks laizistische Reformen des türkischen Staatswesens von ihnen so empfundenen Verrat an der Religion des Propheten  rückgängig machen und die ihnen zu verwestlichte Türkei für den "wahren Islam“ - iranischer oder saudischer Prägung(?) - zurückgewinnen. Seit 1980 ist eine vom Militär zunächst geför​derte Islamisierung XE "Islamisierung"  im Sinne der sunnitischen Orthodoxie zu beobachten gewesen. Inzwischen gilt die türkische Polizei laut Warnung des ehemaligen türkischen Geheim​dienstchefs Koman als fundamentalistisch zersetzt, denn die meisten Bewerber für die Polizeischulen kommen von islamistischen Imam-Hatip-Schulen. Bei dieser Infiltration des Sicherheitsbe​reiches durch religiöse Fanatiker verwundert es nicht, dass die vier Morde 1990 an promi​nenten Gegnern islamistischer Strömungen und engagierten Verfechtern des von Atatürk ge​prägten Laizismus XE "Laizismus"  von der Polizei nicht einmal ansatzweise aufgeklärt worden sind. Die als eines der vier Opfer ermordete Theologiepro​fessorin Ücok XE "Ücok"  hatte in einem für die oppositio​nelle „Sozialdemokratische Volkspartei XE "Volkspartei, Sozialdemokratische" “ (die dem Fundamentalismus wehren und die laizi​stische Verfassung der Türkei bewahren will und deren Abgeordnete dafür teilweise mit anonymen Morddrohungen überzogen wurden) verfass​​ten Bericht geschrieben: "Der Fundamentalismus XE "Fundamentalismus"  gedeiht unter den schützenden Flügeln der Regierung, ja die Regierung ist dessen trei​bende Kraft." Das kostete sie ihr Leben.

Auch die höhere türkische Administration wird in zunehmendem Maße durch aus Imam-Ha​tip-Schulen hervorgegangene strenggläubige Islamisten unterwandert. 

Fundamentalistische Pressionen sind wohl auch als Hintergrund für die Meldung zu vermuten, dass 1991 der schei​dende Präsident des Bundesverwaltungsge​richtes in Berlin ohne Darlegung näherer Um​stände in einem Jahresüberblick laut einer nicht weiter herausgestellten Meldung eher beiläufig mitteilte, sein Gericht sei in jenem Jahr u.a. mit dem Fall von Zwangs(!)be​schnei​dungen XE "Zwangsbeschneidungen"  christli​cher(!) Wehrpflichtiger in der Türkei befasst gewesen. Es wirft ein grelles Licht auf die politische Situa​tion eines Landes und ist demaskierend für den in offiziellen Reden sicher erhobenen To​leranzanspruch der oberflächlichen türkischen »Formal-Demokratie«, wenn ein vom eigenen Selbstverständnis her laizistischer Staat (höchstwahrscheinlich aus religiösen Gründen) religiös motivierte Zwangsbeschneidungen an den Mitgliedern einer religiösen Minderheit seines Landes vor​nehmen lässt, wenn sie zum Militär eingezogen werden! 

An solchen Beispielen wird wieder schlaglichtartig die Kulturgrenze zwischen Europäern und Türken deutlich. Und diese Auseinandersetzungen mit türkischen Fanatikern selbst in staatlichen Machtpositionen soll sich Europa durch ein Ignorieren der bestehenden Kulturgrenze aufhalsen? Gott bewahre!!! 

Der vorstehend nachgezeichnete Prozess einer schon über ein Vierteljahrhundert andauernden verdeckten und schleichenden Islamisierung der Türkei scheint sich – trotz gegenteiliger, vermutlich gewollt einschläfernder Bekundungen des Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan und seiner offizieller Bemühungen um mehr EU-Kompatibilität der Türkei 2004 verstärkt fortzusetzen. DIE WELT schrieb zwei Monate vor der Wahl zum Europäischen Parlament am 14.05.2004 in dem Artikel: 

„Erdogan fördert schleichende Islamisierung (Evangelos Antonaros ) 

http://www.welt.de/print-welt/article313600/Erdogan_foerdert_schleichende_Islamisierung.html
In der Türkei stehe wieder einmal eine Machtprobe zwischen dem weiterhin mächtigen Militär und der demokratisch gewählten Regierung bevor, weil die religiös angehauchte Gerechtigkeits- und Entwicklungspartei (AKP) sich über den verbissenen Widerstand der Armeespitze und des säkularen Establishments hinweggesetzt und vom Parlament eine Bildungsreform mit politischem Zündstoff hat verabschieden lassen,  dass künftig auch Absolventen der so genannten Imam-Hatip-Schulen, die Prediger für den Staatsdienst ausbilden und wo auch der Premier Erdogan seine Ausbildung erhalten hat, den Zugang zu den staatlichen Universitäten erhalten sollen - und zwar zu allen Fakultäten. 

Ende der neunziger Jahre hatten die Generäle nach dem von ihnen erzwungenen Rücktritt des islamistischen Premiers Erbakan den Absolventen von Koranschulen das Hochschulstudium - mit Ausnahme der Theologie - verboten, da aufgefallen war, dass immer mehr Hochschulabsolventen mit islamistischen Tendenzen zu Beamten wurden. Mit diesem Verbot sollte die Unterwanderung des Staatsdienstes durch eingefleischte Islamisten gestoppt werden. 

Erbakans damaliger Mitstreiter Erdogan wollte den religiösen Schulen dieses Recht nun wieder einräumen.
An den Predigerschulen hatten zeitweise Hunderttausende von Jungs und Mädchen studiert - was äußerst paradox war. Denn einerseits gab es erheblich mehr Schüler an den Imam-Hatip-Schulen, als jemals in der Türkei als Prediger gebraucht würden. Andererseits studierten dort auch Mädchen, obwohl Frauen als Imame nicht zugelassen sind. 
Dieses antisäkularistisch orientierte, auf eine religiöse Ausrichtung ihres Staates abzielende, latent demokratiefeindliche islamistische Potenzial würde sich die EU durch einen Beitritt der Türkei aufhalsen! Um dieser absehbaren, sich schon über ein Vierteljahrhundert abzeichnenden Entwicklung gegenzusteuern, plädieren die Zauberlehrlinge der Befürworter eines Beitritts der Türkei ja gerade für die Beitrittsoption, kennen aber den Zauberspruch nicht, mit dem die Gefahr einer Überschwemmung der EU mit demokratiefeindlichem Gedankengut wieder rückgängig gemacht werden könnte: „Ach! Nun wird mir immer bänger! / Welche Miene! Welche Blicke! / O du Ausgeburt der Hölle! / Soll das ganze Haus ersaufen? / ... Helft mir, ach ihr hohen Mächte! / ... Welch entsetzliches Gewässer! / ... Herr, die Not ist groß! / Die ich rief, die Geister, / werd ich nun nicht los!“, heißt es bei Goethe.

Die türkische Gesellschaft muss für sich selbst entscheiden, ob sie aus eigenem Demokratiebedürfnis und demokratischem Antrieb heraus mindestens so säkularisiert bleiben will, wie Kemal Atatürk ihr vor rund achtzig Jahren per Ordre de Mufti den Weg gewiesen hat, oder ob sie ins religiöse Lager ihrer Geschichte zurückdriften will, wie es starke innertürkische Kräfte immer noch oder schon wieder für erstrebenswert halten. Dabei ist die Wahl für die Türken schwer, denn die nach Aussage und Wertung ihres Parteivorsitzenden Erdogan analog der stark katholisch orientierten CSU in Bayern bislang nur als dezidiert islamisch
 aber nicht fundamentalistisch ausgegebene Regierungspartei AKP ist mit ihren Reformgesetzen, deren Durchsetzung vor dem Regierungsantritt von Ministerpräsident Erdogan niemand für möglich gehalten hatte, das Beste, was der Türkei in ihrer momentanen Situation passieren konnte, weil unter den bisherigen Regierungen - von Einzelfeldern abgesehen - der notwendige Reformprozess der Türkei kaum ernsthaft in Angriff genommen worden ist!

Es ist aber nicht die Aufgabe der in einer Jahrhunderte dauernden, teilweise schmerzhaften Entwicklung säkularisierten europäischen Staaten, diesen Prozess jetzt in der asiatischen Türkei als ein innereuropäisches Problem in Angriff zu nehmen! Der Blick auf das undemokratische Regime in Weißrussland lehrt: Mehr als unterstützende begleitende Partnerschaft bei der Demokratisierung eines Landes durch die in dem jeweiligen Land in der Verantwortung stehenden Politiker kann und sollte die EU sich nicht aufbürden. Genauso wenig, wie sie den innerweißrussischen Reformprozess lösen kann, genauso wenig kann sie den innertürkischen lösen! Innerstaatlich woran auch immer gemessen »gerechte«(?) gesellschaftliche Verhältnisse herzustellen, ist die ureigenste Aufgabe der Elite jeder Gesellschaft, eine Aufgabe, die diese Gesellschaft selber lösen muss, wenn die Gesellschaft nicht erstarren soll und dann durch eventuell sogar eine Revolution radikal umgestaltet wird, wie es sehr blutig durch die Französische Revolution und völlig unblutig durch die Ostdeutsche Revolution geschehen war. Wenn die Unterstützung von Demokratisierungsbestrebungen innerhalb einer Gesellschaft als Aufgabe der EU mit Beitrittsgarantie für den jeweils zu unterstützenden Staat definiert würde, dann müssten wir die Grenzen der EU sofort über den Iran hinaus bis in fast alle Staaten Asiens und über den Irak und Ägypten hinaus bis in fast alle Staaten Schwarzafrikas ausdehnen! Eine „Stabilisierung der Region“ als weiteres oft gebrauchtes Argument für einen Beitritt gilt für fast alle Staaten Asiens und Afrikas. Versucht wird sie im Rahmen des „Barcelona-Prozesses“ mit Mittelmeeranrainern in der europäisch-mediterranen Zusammenarbeit einer umfassenden Partnerschaft zwischen der EU und den südlichen und östlichen Anrainerstaaten des Mittelmeers, mit Ägypten, Algerien, Israel, Jordanien, dem Libanon, Marokko, der Palästinensischen Autonomiebehörde, Syrien, der Türkei und Tunesien geschlossen: Libyen genießt seit 1999 Beobachterstatus im Barcelona-Prozess. Da gehört eine Zusammenarbeit mit der Türkei hin, nicht aber in die Schublade „Mitgliedschaft“!

Die Demokratisierung ihrer Gesellschaft müssen -  wie es die Europäer in ihren jeweiligen innerstaatlichen Gesellschaften auch selber tun mussten - die Türken in ihrem ureigensten Interesse selber leisten, wenn der Reformprozess gesellschaftlich verankert sein soll. Diese notwendige Zurückhaltung von außen und allein die innerstaatliche Bewältigung eines anstehenden gesellschaftlichen Reformprozesses ist die einzig angemessene Haltung. 
Das müssen die US-Amerikaner sehr schmerzhaft im Irak lernen, die mit dem naiven Sendungsbewusstsein angetreten waren, von den Irakern in tiefer Dankbarkeit als Befreier bejubelt zu werden, wenn sie das verbrecherische Regime Saddam Husseins beseitigt haben und die Iraker (teilweise mittels Folter!) Demokratie und Rechtsstaat lehren, so dass eine neue irakische Gesellschaftsordnung nach us-amerikanischen Vorstellungen wie ein Leuchtturm in die autoritär organisierten arabischen Staaten strahle und durch diese Leuchtkraft alle anderen arabischen Staaten nach der neuen Dominotheorie der US-Amerikaner in Demokratien westlichen Zuschnitts verwandle. Nach diesen naiven us-amerikanischen Vorstellungen solle die (islamische) Türkei als Leuchtturm der Demokratie in die (islamischen) arabischen Länder strahlen.

Das zeigt die Geschichtslosigkeit im us-amerikanischen Denken: Nach dem 400 Jahre langen Vegetieren der Araber unter der osmanischen Knute herrscht zwischen Türken und Arabern ein annähernd gleich feindliches Verhältnis wie zwischen Iranern und Arabern - oder wie zwischen Einbrecher und Dobermann! Nie werden Araber die sie Jahrhunderte lang unterjocht habende Türkei als Vorbild ansehen! Und deren Mitgliedschaft in der NATO und (leider irgendwie präjudizierend) ebenfalls im Europarat hatte bisher auch keine Strahlkraft entwickelt.

Was von dem angeblichen »Vorbild-Argument« zu halten ist, hätte die us-amerikanische und die deutsche Regierung im Internet sehr schnell widerlegt bekommen können: mit ein paar Klicken zu und in Wikipedia hätten sie finden können: 

Das Argument, ein Beitritt der Türkei wäre Vorbild für andere "islamische" Staaten (http://www.oic-oci.org/) und ein Zeichen der Kooperationsbereitschaft des Westens mit diesen, ist nicht schlüssig, da die Türkei nach Eigendefiniton ein laizistischer Staat ist und zudem in der arabisch-islamischen Welt aus historischen (osmanischer Imperialismus), ethnischen (hier Türken dort Araber) und religiösen Gründen (Türken werden wegen ihrer relativen Liberalität oft nicht als "echte Muslime" bzw. Sunniten angesehen, und auch mit den Shiiten verbindet sie nichts) isoliert ist.

Oft wird auch das Argument vorgebracht, man würde die Türkei seit 40 Jahren hinhalten. Tatsache ist jedoch, dass es die EU als politische Europäische Union noch gar nicht solange gibt und man bis 1999 immer wieder das Ansuchen der Türkei auf Mitgliedschaft zuerst der EG später der EU zurückgewiesen hat. Zudem hat die türkische Regierung selbst 1997 die Gespräche über eine Mitgliedschaft abgebrochen.

Wikipedia

Es gibt viele demokratiefeindliche Staaten in Asien: Die können doch nicht alle zur Domestizierung ihres antidemokratischen Potenzials in die EU aufgenommen werden! 

Wir Europäer sollten asiatische Demokratieprobleme partnerschaftlich unterstützend zu lösen helfen, weil wir jedem Menschen auf der Welt gönnen, in einer Demokratie westlichen Zuschnitts leben zu dürfen. Wenn uns ein asiatisches Land besonders nahe steht, wie es auf Grund der vielfältigen Verbindungen zur Türkei der Fall ist, dann können wir es auch gerne privilegiert partnerschaftlich unterstützen, aber auf keinen Fall innereuropäisch! Damit übernehmen wir uns, denn wir würden uns wie der Goethesche Zauberlehrling verhalten, der eine momentan zwar kurzfristige, letztlich aber kurzsichtige Lösung ohne Blick auf die Spätfolgen seines Tuns anstrebte.

Das Fehlen historisch-kultureller Argumente für eine mir unmöglich erscheinende kulturelle Zugehörigkeit der Türkei zur EU, einer fehlenden Zusammengehörigkeit durch kulturelle Gemeinsamkeit, kann auch nicht dadurch geheilt werden, dass dort möglicherweise irgendwann einmal die Menschenrechte bis in die abgelegenste Polizeiwache Geltung erlangt haben könnten und die Gerichte sie beherzigen werden: Dass die Europäer durch die vor Wien geschlagenen Türken als Beute deren Kaffee kennen gelernt haben und sich daraus die Wiener Kaffeehauskultur entwickelt hat, reicht jedenfalls nicht als tragfähiges Argument einer gemeinsamen kulturellen Basis. Zählte das als Argument, müsste auch China zu Europa gehören, denn Europäer tragen – wie ich u.a. aus meinem eigenen Kleiderschrank weiß - wenigstens ab und zu  auch mal Seidenhemden und/oder Seidenschlipse und Europäerinnen – wie ich aus eigener Augenscheinseinnahme erinnere - Seidenblusen und/oder -höschen. 

Und bloß freundschaftliche diplomatische Beziehungen begründen auch nicht eine kulturelle Zugehörigkeit eines außereuropäischen Landes zu Europa; solche Beziehungen haben wir schließlich auch zu Australien und Ozeanien.  

Wenn alle außereuropäischen Randstaaten - und als einen solchen außereuropäischen Staat muss man die Türkei trotz oder wegen ihres rechnerisch unbedeutenden dreiprozentigen europäischen Gebietszipfels schon allein aus geographischen, mehr noch aber aus kulturhistorischen und kulturellen Gründen ansehen - in die EU aufgenommen werden sollten: wo verliefe da die Grenze Europas? Am Nordrand der Sahara, da auch schon Marokko in die EU drängte (aber mit der - auch für die Türkei - zutreffenden geographischen Begründung abgelehnt wurde, Marokko sei „kein europäisches Land“)? An der Grenze zum Irak und zum Iran? Warum gerade dort, wenn wir das Argument der Beitrittsbefürworter einen Schritt weiterdenken und der Iran auch in die EU drängen sollte? Der Iran hat mit der Bildung der europäischen Identität genau so viel zu tun, wie die Türkei: nämlich rein gar nichts! Wie der Iran nicht zu Europa gehört, so gehört auch die Türkei nicht dazu!

Was sollte über das negierte geographische Unterscheidungskriterium hinaus das einigende historisch-kulturelle Band einer solchen wie ein kaputtes Kniegelenk überdehnten Europäischen Union sein? Das ergäbe eine sehr hinkende Gemeinschaft! Und ein anderes einigendes Band hätte eine solchermaßen politisch überdehnte Union nicht, wenn man von dem nach dem Zweiten Weltkrieg im Europa außerhalb des kommunistischen Machtbereiches selbstverständlich gewordenen Leben in einer demokratisch organisierten Gesellschaft einmal absieht. Eine demokratisch verfasste Staatsstruktur ist sehr viel wert, besonders für ihre Bürger, kann aber als alleinige Basis einer solchen politischen Supernova nicht ausreichend, denn dann müssten wir ja schon längst Bürger aller demokratisch verfassten »Vereinigten Staaten von Amerika, Australien und Europa«, einer »Union aller demokratischer Staaten der Welt«  sein, soweit Länder auf diesen Kontinenten demokratisch verfasst sind und die Kopenhagener Kriterien erfüllen. Worin läge dann Europas kulturelle Identität, seine Seele? Und was hätte die Türkei damit zu tun?
Wenn außereuropäische Staaten in die Europäische Union aufgenommen würden, was wäre an diesem politischen Gebilde dann allen dazugehörenden Staaten gemeinsam »europäisch«? So schmerzlich es für die nach Europa drängenden Türken auch sein mag: Ein außereuropäisches Land kann wegen der fehlenden Zugehörigkeit zu Europa höchstens ein irgendwie der EU assoziiertes, ihr meinetwegen in privilegierter Partnerschaft verbundenes Land, nicht aber ein Vollmitglied irgendeiner oder der schon existierenden (rein) Europäischen Union sein! Eine politisch reformierte und nicht nur in ihrem Verfassungsanspruch, sondern auch in ihrer Verfassungswirklichkeit irgendwann vielleicht einmal demokratische Türkei - was sie jetzt beileide noch nicht ist und was mangels des zur Verfügung stehenden Platzes nur mit dem später noch angeführten Zitat aus dem Beitrag von Rumpf und Steinbach „Das politische System der Türkei“ nachgewiesen sein soll – könnte maximal zu einer (vielleicht irgendwann einmal erst noch zu bildenden) »Union aller demokratischer Staaten der Welt« gehören, wenn es die je geben sollte. Sie könnte aber mangels »Europa-Eigenschaft« nicht Mitglied einer europäischen Union welcher genauen politisch-rechtlichen Ausgestaltung im Einzelnen auch immer sein. Und weil das ausweislich solcher Kommentare wie des keskinschen „Frechheit“ zu Frau Merkels 2004 in Ankara vorgebrachtem Angebot einer »privilegierten Partnerschaft« der Türkei zur EU an Stelle der von den Türken schon jetzt mit unangenehm berührender Anmaßung beanspruchten politischen Vollmitgliedschaft in der EU wegen der schon angesprochenen vermuteten politischen Amnesie nicht gleich in jedes von einer europäischen Vision für die Türkei vernagelte türkische Hirn reinzugehen scheint, sei es noch einmal anhand eines kleinen Gedichts von Wilhelm Busch erklärt: „Wenn einer, der mit Mühe kaum gekrochen ist auf einen Baum, nun meint, dass er ein Vogel wär’, so irrt sich der“. Wie in der zu dem Gedicht gehörenden Illus​tration aus einem auf einen Baum gekletterten und dort von oben abspringenden Frosch nie ein Vogel werden kann, so kann aus einem asiatischen Volk nie ein europäisches werden, das darum schon der Definition nach begrifflich nicht zu einer europäischen Union gehören kann, denn sonst ist die ursprünglich (rein) europäische Union nach ihrer außereuropäischen Überdehnung keine (rein) europäische mehr!

1.3 Politische Scheinargumente für eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU, insbesondere ihre behauptete Brückenfunktion zur islamischen Welt

Gibt es vielleicht in Ermangelung historischer und kultureller andere durchschlagende Gründe für eine EU-Mitglied​schaft der Türkei? 
Politische? Für viele andere sei Soli Özel, Professor für Politik an der Istanbuler Bilgi-Universität zitiert: „Die Aufnahme der Türkei wäre das Symbol für ein gewaltiges und spannendes Projekt: Kann hier bewiesen werden, dass der Krieg der Zivilisationen nicht stattfinden muss? Sind die Europäer und damit der Westen in der Lage, zu Muslimen eine gleichberechtigte Beziehung aufzubauen? Gerade jetzt ist es unendlich wichtig, dass Europa sich dieser Herausforderung stellt. Läuft die EU hingegen vor ihr weg, wären nicht nur die Türken, sondern über eine Milliarde Muslime weltweit davon überzeugt, dass dies hauptsächlich ’religiöse Gründe’ habe - ’ein verheerendes Signal’" (STERN 09.06.04)

Ein hergesuchtes Argument: Man kann eine gleichberechtigte Beziehung auch anders als durch eine Vollmitgliedschaft aufbauen: „Männer und Frauen sind gleichberechtigt“ heißt es in Artikel 3 Absatz 2 Satz 1 unseres Grundgesetzes. Das lebe ich. Trotzdem konnten - bedauerlicherweise - nicht alle netten Frauen eine Vollmitgliedschaft zu mir als Familie aufbauen, sondern nur die eine, die ich geheiratet hatte. Dieses (bestimmt etwas albern wirkende) veranschaulichende Argument von der privaten auf die staatliche Ebene übertragen, wo es hingehört: Zu z.B. Japan und Indien, ja sogar zu dem wahabbitisch-erzkonservativen Saudi-Arabien und dem erzkommunistischen China haben nach allem, was ich weiß, die christlich geprägten Erdteile und Länder Europa, die USA, Kanada und Australien eine gleichberechtigte Beziehung. Trotzdem erwägt niemand, Japan, Indien, Saudi-Arabien oder China in die EU aufzunehmen. Und dem liegen keine religiösen Vorbehalte zu Grunde, obwohl man sie bewusst missverstehend bei einigen dieser Staaten hineininterpretieren könnte. 

Als einmal ein hervorgehobener saudischer Prinz in Washington einschwebte, ließ er ausrichten, dass unter den Fluglotsen keine Frau sein dürfe, denn er wolle nicht, dass sein Flugzeug von einer Frau angesprochen und durch ihre Anweisungen runtergeleitet werde, woraufhin auf dem Tower schnell Personalauswechselungen vorgenommen wurden. Zweites Beispiel: Der Rolls-Royce wurde an arabische Ölpotentaten mit abgeänderter Kühlerfigur verkauft: Wenn sich Ölpotentaten einen Rolls-Royce XE "Rolls-Royce"  mit vergoldetem Kühler be​stellten, dann war darauf nicht die stehend-schwebende "Flying Lady" oder der "Spirit of Ecstasy" als das Firmenzeichen dieses Lu​xusgefährts in seiner Originalversion zu se​hen. Weil es von islamischen Ölpotentaten als unschicklich empfunden wird, wenn eine Frau vor ihnen steht - sie hat zu knien -, kniet die Spezial-"Flying Lady" der Orientversion XE "Flying Lady der Orientversion"  vor ih​nen auf dem Kühlergrill. Wie war das mit der gleichen Augenhöhe? 

Für die Begegnung von Deutschen mit Muslimen – eine »verschrobene« Gegenüberstellung - auf gleicher Augenhöhe und dafür, dass Muslime nicht grundsätzlich ihrer Religion wegen abgelehnt werden, spricht, dass Muslime mit deutschem Pass in unserem Bundesparlament und in einigen Landesparlamenten saßen, sitzen und auch in Zukunft sitzen werden. Niemand ist bei einer Kandidatur für einen Parlamentssitz verpflichtet, sein religiöses Bekenntnis zu offenbaren; das wird von den Kandidaten aber gerne gemacht, um als offenbarter Vertreter einer Minderheit, auf deren Stimmen man reflektiert, einen Platz weiter vorn auf der Kandidatenliste zu erhalten.

Und im Übrigen ist man nie gegen bewusst missverstehende Interpretation gefeit. In dem Fall einer Ablehnung des Beitrittswunsches wird Özel Recht haben, wenn er meint, dass „... nicht nur die Türken, sondern über eine Milliarde Muslime weltweit davon überzeugt [sein würden; der Verf.], dass dies hauptsächlich ’religiöse Gründe’ habe“. Gleichwohl muss diese in der islamischen Welt sicher missinterpretierte Überzeugung nicht richtig sein. 

Warum sollte aber diese von Özel aufgezeigte gewollte Missinterpretation uns daran hindern, das Richtige zu tun, so dass die EU dem Wunsch der Türkei auf eine Vollmitgliedschaft eine ehrliche und abschließende Antwort gibt: In die Europäische Union können nur europäische Staaten aufgenommen werden! Eine ehrliche Antwort hat die Türkei nach dieser überlangen Schwebephase mehr als verdient! 
Im April 07 mäkelte der türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan, er sei von der deutschen EU-Ratspräsidentschaft, von der er sich mehr erwartet habe, enttäuscht: "Wenn uns die EU nicht will, soll sie das jetzt klar sagen. Wenn wir nicht gewollt werden, brauchen beide Seiten nicht länger ihre Zeit mit Verhandlungen zu verschwenden“. Aber der deutsche Außenminister Steinmeier eierte wieder rum und sagte, eine türkische EU-Mitgliedschaft könne positiv in die islamische Welt ausstrahlen. Darum - aus schlechtem Gewissen wegen der langen und immer noch aufrecht erhaltenen Unklarheit heraus - das Angebot einer irgendwie privilegierenden Partnerschaft.

Volker Rühe (CDU), Vorsitzender des Auswärtigen Ausschusses im Bundestag ist im Gegensatz zu seiner Parteichefin Merkel, die der Türkei »nur« eine „privilegierte Partnerschaft“ zugestehen will, dafür, die Türkei in die EU zu holen. "Europa würde eine Brücke zur arabischen Welt schlagen und zeigen, dass Islam, Moderne und Demokratie vereinbar sind." 

Auch ein falsches Argument: Es ist erstens nicht Aufgabe der Europäer zu zeigen, dass in der arabischen Welt „Islam, Moderne und Demokratie vereinbar sind". Das ist allein Aufgabe der islamischen Staaten, die daran aus wohlverstandenem Eigeninteresse heraus interessiert sein und ihre politischen Systeme demokratisieren müssten! Wir Europäer können nicht deren demokratische Defizite beseitigen! Seine gesellschaftspolitischen Kernpro​bleme muss eine jede staatliche Gesellschaft selber lösen! Und die Türkei hat die ihren selbst nach Meinung türkischer Autoren nicht gelöst: Der große Druck, möglichst rasch, also in zehn bis 15 Jahren, der EU beizutreten, könnte das Land überfordern, meint der aus Istanbul stammende und in Berlin lebende Komponist, Pianist und studierte Wirtschaftswissenschaftler Tayfun. Mancher Beitrittsbefürworter, auch in Deutschland, propagiere Utopien, die die Differenzen zwischen den Gesellschaftsmodellen übertünchten.
Tayfun schrieb in der FR vom 15.12.04:

„Die Türkei im Übergang

Der angestrebte rasche EU-Beitritt des Landes könnte die stark gemeinschaftlich organisierte Gesellschaft und ihre Menschen überfordern

VON TAYFUN
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http://www.politikforum.de/forum/archive/index.php/t-88458.html
Die Türken lebten seit über 250 Jahren ständig in dieser Atmosphäre: "Ich-bin-so-scharf-darauf-endlich-auch-so-wie-die-Europäer-sein-zu-dürfen". Tayfun zitiert ein altes türkisches Sprichwort, das diese symptomatische Haltung charakterisiere: "Das hungrige Huhn träumt davon, dass es in der Hirsekammer verweilt."


Tayfun gibt seiner Ansicht Ausdruck, dass die Türkei im Ganzen noch nicht zu einem der essentiellen Bestandteile einer "europäischen" Identität zu gehören scheine. Warum nicht?


Der ’quasi-kollektive' Rahmen der osmanischen Gesellschaft basierte nicht auf einem ’individuellen Wesen' und habe darum auch keine selbständigen Individuen produziert. Dort sei jahrhundertelang das Gemeinschaftswesen ("cemaat") das Prägende gewesen und nicht, wie in Europa, das Individuum und die Eigeninitiative! Diese Konstellation lebe auch heute noch, in jedem Winkel des alltäglichen Lebens und in sämtlichen Institutionen der Türkei weiter. In der Ökonomie, in der Familie, auf dem Markt, auf ihren Hochzeitsfeiern, in ihren Knästen, bei der Todeszeremonie und in ihrer Religion. So stellt sich für Tayfun die "Frage des Tages", ob die ’Gesellschaften des Individuums' mit denen des Gemeinschaftswesens zusammen passen. Er ist der Ansicht, dass auch heute noch, nach all den Bemühungen eines gigantischen Transformationsprozesses von über 200 Jahren, es unser Land - leider - noch nicht geschafft hat, wenigstens das sozio-ökonomische Niveau eines Kleinstaates wie Tschechien oder auch Griechenland zu erreichen. Darum gibt er den Skeptikern eines EU-Beitritts der Türkei wie Helmut Schmidt und Giscard d’Estaing Recht: Die Türkei werde auch in 15 Jahren nicht beitrittsfähig sein!
Aber losgelöst von der möglicherweise erforderlichen Zeitspanne für einen von den Befürwortern propagierten Beitritt der Türkei zu der EU: Was ist das für ein nur halb durchdachtes verschleierndes Argument, wir müssten die Türkei in die EU aufnehmen, um dort den Demokratisierungsprozess zu fördern! 

Und was ist mit den anderen asiatischen Ländern ohne ausreichende Demokratisierung? Was ist z.B. mit Myanmar? Die dortige Militärjunta setzt die Oppositionsführerin Aung San Suu Kyi, die die Präsidentschaftswahlen gewonnen hatte, dann aber durch einen Militärputsch an der Übernahme des Amtes gehindert worden war und der aufgrund ihres Kampfes gegen dieses Militärregime der Friedensnobelpreis zuerkannt wurde, immer wieder gefangen oder stellt sie monatelang unter Hausarrest: Soll darum jetzt - nach dieser Logik - Myanmar Mitglied in der EU werden? Werden müssen???

Und zweitens kann die seit den Zeiten des Osmanischen Reiches der Hohen Pforte in den arabischen Ländern wegen ihrer kolonialen Vergangenheit verhasste Türkei diese von den Beitrittsbefürwortern ins Blaue hinein behauptete Brückenfunktion gar nicht einnehmen! Um das nachzuvollziehen, braucht man sich nicht erst den Film „Lawrenz von Arabein“ anzusehen, sondern muss sich nur das kollektive Langzeitgedächtnis der Araber einerseits und als Beispiel für gelebte gegenseitige Feindschaft die Feindschaft zwischen Persern und Arabern andererseits vergegenwärtigen, die seit der Schlacht von Qadissiaja XE "Qadissiaja"  bei Kerbela 636 n.Chr. besteht. Die fast eintausendvierhundertjährige gemein​same arabisch-persische Ge​schichte ist eine Geschichte der gegenseitigen Rivalität, ja des gegenseitigen Hasses. Die Ursache für die Gefühle der gegenseitigen Ablehnung liegt im kollektiven Bewusst​sein geschichtlicher Erinne​rungen. In dieser Region ha​ben die Menschen ein (zu) gutes historisches Gedächt​nis, wenn es um Jahrhunderte oder gar mehr als ein Jahrtausend zurückliegende wirkliche oder auch nur vermeintliche nationale Schmach geht, weil Geschichte für sie immer auch Heilsgeschichte ist! Und da hatte das Osmanische Reich der Hohen Pforte ungefähr ein halbes Jahrtausend die Araber zur Not mit Folter beherrscht, bis die europäischen Großmächte Großbritannien und Frankreich im Kampf gegen das Osmanische Reich über das Gebiet der Araber herfielen. Die Zeiten des erbarmungslos unterdrückenden türkischen Kolonialismus sind in Arabien längst nicht vergessen! 

Die These einer Brückenfunktion würde also voraussetzen, dass die Türkei in jenen Ländern, für die sie diese Rollen angeblich spielen können sollte, Vertrauen und Ansehen genösse. Das ist jedoch bei ihren Nachbarn überwiegend nicht der Fall: 

In weiten Teilen der islamischen Welt gilt die Türkei zunächst wegen ihrer seit Atatürks Reformen recht strikten Trennung von Staat und Religion nicht als Vorbild sondern als Fremdkörper. 

Hinzu kommen historische Altlasten: Die Türkei war 500 Jahre lang Kolonialmacht über die Araber, die sich erst unter der Anleitung von Lawrenz von Arabien von der türkischen Oberherrschaft freigekämpft haben. Verglichen mit diesem langen Zeitraum von ungefähr einem halben Jahrtausend stellt die  in den arabischen Ländern immer noch verhasste Kolonialherrschaft der Briten und Franzosen nur einen Wimpernschlag im Ablauf der Geschichte dar! Bei einer solchen historischen Belastung der Beziehungen, wie sie zwischen der Türkei und den von ihr so lange mit Folter beherrschten arabischen Ländern besteht, können nur historische Nihilisten von einer angeblichen »Brückenfunktion« der Türkei in die arabischen Länder faseln! Aber die wenigsten Menschen sind so geschichtsvergessen wie die Verwender dieses uns blödsinnigerweise aufgetischten Argumentes; und man muss ja nicht so dumm sein, alles für bare Münze zu nehmen, was uns unsere »politischen Eliten« an intellektuellem Fastfood zumuten! 

Die Beziehungen der Türkei zum Iran, Irak und zu Syrien sind – u.a. wegen der Kurdenfrage - chronisch gespannt und trotz mancher Annäherungsversuche in jüngster Zeit weit von einer Normalisierung entfernt.   

Das gilt auch für das Verhältnis zu den EU-Mitgliedern Griechenland und Zypern. Mit der Inselrepublik, in deren Norden zur Verhinderung der damals durch das griechische Obristenregime nach dessen Austritt aus der NATO drohenden Annexion seit 1974 rund 38.000 türkische Besatzungssoldaten stehen, unterhält Ankara keine diplomatischen Beziehungen, erkennt es nicht einmal als Staat an. Seit die Mittelmeerinsel der EU angehört, hält die Türkei damit Teile des EU-Gebiets besetzt. Die Türkei ist das einzige Land, das den unter türkischer Herrschaft stehenden Nordteil als eigenständigen Staat anerkannt hat. Beigetreten ist am 01.05.04 die gesamte Insel, das EU-Regelwerk wird im türkischen Norden lediglich nicht angewandt. Dieser völkerrechtlich ungewöhnliche Umstand ist eine Belastung für die EU und ein Stolperstein für Ankara.

Das Verhältnis zu Armenien ist seitens der Türkei ebenfalls von offener Feindseligkeit bestimmt, die Grenze abgeriegelt. Auch da wird sich keine »Brückenfunktion« auftun, im Gegenteil!

Das KRISTELIGT DAGBLAD aus Kopenhagen meinte in diesem Zusammenhang am 08.11.06:
"Der Widerwille gegen eine türkische EU-Mitgliedschaft wächst in Europa. Auch der neue Bericht der EU über den großen moslemischen Kandidaten ist von Skepsis geprägt: Nach wie vor ist Kritik am türkischen Staat verboten und die Religionsfreiheit im Land begrenzt. Die Türkei verletzt Menschenrechte, indem sie Gefangene foltert. Auch das EU-Mitglied Zypern erkennen die Türken immer noch nicht an. Die Vorstellung, die Türkei könne zu einer Brücke in die moslemische Welt werden, ist naiv: Im Karikaturenstreit und der Krise nach der Papstrede war das Gegenteil der Fall. Auch Ministerpräsident Erdogan hat den Streit noch angefacht. In der EU hat die Türkei deshalb nichts zu suchen"
Nur in einem Punkt hat sich die Türkei den arabischen Staaten politisch genähert: die Regierung Erdogan geht zunehmend auf Distanz zu Israel.

Eine Aufnahme solcher vorderasiatischer Staaten in die Europäische Union würde nicht nur die Grenzen Europas bis an die Westgrenze des Iran definieren – eine in ihrer geographischen Unrichtigkeit lächerliche Definition -, sondern auch das Wesen dessen, was vielleicht schwer zu definieren ist, aber trotzdem das Wesen Europas ausmacht, vergewaltigen. „Die Türkei als Brücke - aber wohin?“, fragte Höhler in einem Aufsatz in der FR vom 15.12.02 und verwies darauf, dass, anders als Beitrittsbefürworter meinen, Ankara zu all seinen Nachbarn schlechtere Beziehungen habe als die EU! Die angebliche "Brückenfunktion" des Landes in die arabischen Länder vermag er nicht zu sehen: „Die Vorstellung, die Aufnahme der Türkei werde der EU außen- und sicherheitspolitisch eine neue Dimension öffnen, die islamischen Nachbarn der Türkei enger anbinden und politisch stabilisieren, klingt in der Tat verlockend. Sie ist allerdings ein Glaubenssatz. Die Realität sieht anders aus.“ Das hätten die Türken bei ihrem weitgehend gescheiterten Versuch, nach der Auflösung des Sowjetimperiums größeren Einfluss in Mittelasien zu gewinnen, selbst erfahren. Zwar schien der Umstand, dass die Region überwiegend von Turkvölkern bewohnt ist, gute Voraussetzungen dafür zu bieten, aber tatsächlich seien die Gemeinsamkeiten weitaus geringer, als von den Türken erhofft und vermutet. Sogar die sprachliche Verständigung mit den ethnischen Türken der ehemaligen UdSSR sei schwierig. Die Türkei musste feststellen, dass sich die zentralasiatischen Republiken wieder stärker Moskau zugewandt hätten. Russland, nicht die Türkei könnte ihre Brücke sein. „Die These einer Brückenfunktion setzt voraus, dass die Türkei in jenen Ländern, für die sie diese Rollen spielen will, Vertrauen und Ansehen genießt. Das ist jedoch bei ihren Nachbarn aus religiös-ideologischen und aus historischen Gründen überwiegend nicht der Fall.“ Für die trotz des gemeinsamen Glaubens des sunnitischen Islam bestehenden religiös-ideologischen Ablehnungsgründe zwischen Türken und Arabern sieht Höhler folgende Gründe: Nach der strikt monotheistischen islamischen Lehre ist nach der Überzeugung der Islamisten der Islam XE "Islam"  "din wa daula", Religion und Staat in einem, in dem es keinen von Gottes Willen losgelösten Freiraum für das einzelne Individuum geben kann. In weiten Teilen der islamischen Welt gelte darum die Türkei wegen ihrer durch Atatürk verordneten strikten Trennung von Staat und Religion nicht als Vorbild sondern als Fremdkörper. „Islamische Fundamentalisten, deren Anteil an der türkischen Bevölkerung nach den Wahlergebnissen für religiöse Parteien auf rund 20 % geschätzt werden kann, lehnen eine Trennung von Staat und Religion, lehnen individuelle Freiheit als Ziel staatlicher Organisation und die vorrangige Beachtung der Menschenrechte ab und sehen darüber hinaus eine Verschwörung des Westens am Werk, die jeden islamisch-kulturellen Aufbruch verhindere. Es wird kein weltliches Rechtssystem mit klarer Trennung zwischen Staat und Religion anerkannt. Alles wird an der Elle der Religion gemessen.“ Für Höhler ist die Kulturverschiedenheit der alles andere überragende Ablehnungsgrund für eine Mitgliedschaft der Türkei in der EU. Die Ablehnung unserer durch Jahrtausende gewachsenen kulturellen Werte durch die islamischen Fundamentalisten und die archaischen Kulturvorstellungen größerer Bevölkerungsgruppen in der Türkei seien mit unseren Wertvorstellungen nicht kompatibel. Darum sollte man sich genau überlegen, mit wem man ins Bett geht!

Die unüberbrückbare Kulturverschiedenheit der konservativ islamischen bis islamistischen Kreise in der Türkei ergebe sich aus deren Einstellung zur Religion und die sich daher ableitenden Einflüsse auf die Politik: Nach Meinung der Islamisten sei der Koran als vom Erzengel überbrachtes Wort Gottes wörtlich zu nehmen und nicht säkularisierbar. Daher definiere sich der Islamismus dem Westen gegenüber als radikale Absage an die Moderne seit der europäischen Aufklärung. Strenggläubige Muslim um den „Islam-Fanatikers Erbakan“ XE "Erbakan"  und islamische Fundamentalisten in ihm nahe stehenden Parteien versuchten, die von Atatürk, dem Gründer der modernen Türkei, verfügte strikte Trennung von Staat und Religion rückgängig zu machen und der Scharia XE "Scharia"  wieder Geltung zu verschaffen. Atatürk XE "Atatürk"  hatte die Türkei zum ersten laizistischen Moslemstaat gemacht, um seine Landsleute vom "Geist der islamischen Despotie" zu befreien. „Die Despotie der türkischen Fundamentalisten XE "Fundamentalisten"  will diese Grundentscheidung des modernen türkischen Staates in einer ’schleichenden Entwestlichung’ XE "Entwestlichung, schleichende"  revidieren.“ Durch eine weitgehende Politisierung des Islam werde eine De-Säkularisierung der Türkei angestrebt. 
Hinzu kämen historische Altlasten. Die Beziehungen zu Iran, Irak und Syrien sind chronisch gespannt und trotz mancher Annäherungsversuche in jüngster Zeit weit von einer Normalisierung entfernt. Das gilt auch für das Verhältnis zu den EU-Mitgliedern Griechenland und Zypern. Mit der Inselrepublik, in deren Norden 38.000 türkische Besatzungssoldaten stehen, unterhält Ankara nicht einmal diplomatische Beziehungen. Das Verhältnis zu Armenien ist seitens der Türkei ebenfalls von offener Feindseligkeit bestimmt, die Grenze abgeriegelt.


Für die Spannungen zwischen der Türkei und ihren Nachbarn sieht Höhler vor allem zwei Gründe: Die Völker des Nahen Ostens und des Balkans sähen in der Türkei die Nachfolgerin des Osmanenreiches, also der einstigen Besatzer. Jeder Versuch Ankaras, wirtschaftlich und politisch in der Region Einfluss geltend zu machen, stoße deshalb auf Misstrauen. Man empfinde die Türkei eher als latente Bedrohung denn als kooperativen Partner. Hinzu komme, dass das Verhältnis zu Armenien seit fast 90 Jahren vom Streit um den in der Türkei offiziell geleugneten Völkermord an den Armeniern vergiftet sei. Und die Beziehungen zu Moskau würden von den Sympathien belastet, die Ankara für die Unabhängigkeitsbestrebungen der Tschetschenen deswegen zeige, weil die Vorfahren vieler Türken aus dem Kaukasus stammten.

Angesichts dieses engen Geflechts von Spannungen, in das die Türkei mit fast allen ihren Nachbarn verstrickt sei, müsse man fragen, wie sich das Land im Falle eines EU-Beitritts überhaupt in die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der Union integrieren ließe. Die EU habe nach Höhlers Einschätzung zu allen unmittelbaren Nachbarn der Türkei und zu den meisten islamischen Ländern bessere Beziehungen als Ankara selbst. Deshalb falle es auch schwer, an die oft beschworene "Brückenfunktion" der Türkei zu glauben. Im Gegenteil: die EU müsste sogar befürchten, dass mit einer Aufnahme der Türkei bestehenden Brücken abgebrochen würden.

Am 18.02.06 machte die FR zusätzlich darauf aufmerksam, dass ein ethnisch und politisch so zerrissenes Land wie die Türkei gar nicht als Brücke tragfähig sein könne. Als Beleg wurde u.a. darauf hingewiesen, wie im Regierungsauftrag in einer beim Ministerpräsidentenbüro angesiedelten Kommnission gehandelt habende Wissenschaftler für die Ergebnisse ihrer Untersuchungen von der Justiz verfolgt wurden: Das Landgericht Ankara verhandelte gegen den Politologen Baskin Oran, Professor an der Universität Ankara, und den Juristen Ibrahim Kaboglu von der Marmara-Universität, zwei prominente Professoren, die im Auftrag der Regierung ein Gutachten über die Situation der Minderheiten in der Türkei vorgelegt und sich in einem Gutachten für mehr Minderheitenrechte ausgesprochen hatten. Die Professoren regten unter anderem an, den Kurden den Status einer geschützten Minderheit zu geben, und empfahlen, die Benachteiligung von Nicht-Moslems zu beseitigen. Ihnen drohten aufgrund der Anklage nach dem Strafrechtsparagrafen 301 wegen "Herabsetzung des Türkentums" und nach Artikel 216 wegen "Volksverhetzung" daraufhin bis zu fünf Jahre Haft.

Nach drei Landesberichten im DLF vom 11.12.04 über die Nachbarländer der Türkei und deren an einen EU-Beitritt der Türkei geknüpfte Erwartungen wollen die Nachbarn Syrien und Aserbaidschan letztlich die Türkei als Schlupfloch für einen eigenen EU-Beitritt nutzen. Sie seien ja auch islamisch. Sie empfänden es als Diskriminierung, wenn sie nach einer Aufnahme der Türkei nicht ebenfalls in die EU dürften. Mit welchem Argument sollte man den Beitrittswunsch asiatischer und nordafrikanischer Länder nach der mit zutreffender Begründung erfolgten Ablehnung Marokkos – „Marokko ist kein europäisches Land“ – weiterhin ablehnen können, wenn die Europäische Union die asiatische Türkei aufnimmt? Syrien will trotz unausgeräumter Gebietsansprüche an die Türkei – die damalige Kolonialmacht eines Teils der ehemals osmanischen Gebiete Frankreich hatte die nordsyrische Provinz Eskanderon an die Türkei »verschenkt« und Syrien beansprucht die Rückgabe - nach dem Abschluss eines Freihandelsabkommens mit der Türkei zollfrei in den EU-Markt und letztlich in die EU. Syrische Politiker weisen schon jetzt darauf hin, dass Syrien wie die Türkei ebenfalls ein asiatisches und islamisches Land sei. Die gleichen Ambitionen wie Syrien hegen u.a. das seit 1998 durch ein Militärabkommen mit der Türkei verbundene Israel und das von der Türkei im Kampf gegen den alten Feind Armenien unterstützte Aserbaidschan. Israel argumentiert dabei: Wenn Israel und Palästina über die Türkei in die EU gelangten, dann könnte die EU den Frieden zwischen Palästina und Israel garantieren. Ebenso will Aserbaidschan den Konflikt mit Armenien um Berg-Karabach gelöst sehen. Die Nachbarn der Türkei wollen so der EU den Palästina- und den Kaukasus-Konflikt als Mühlsteine an den Hals hängen: und was wollen wir? 

Ich jedenfalls will das nicht, denn das würde die Kräfte der EU nach meiner festen Überzeugung bei weitem überfordern!

Dass meine Befürchtungen hinsichtlich weiterer in die EU drängender nichteuropäischer Staaten nicht aus der Luft gegriffen sind, macht insbesondere der letzte Satz der nachfolgend wiedergegebenen dpa-Meldung deutlich:
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Russland/Pressestimmen/EU/Türkei/

«Kommersant»: EU mit Türkei wäre Vorhut der modernen Welt =

   Moskau (dpa) - Zur bevorstehenden Entscheidung der Europäischen Union (EU) über Beitrittsverhandlungen mit der Türkei schreibt die Moskauer Tageszeitung «Kommersant» am Donnerstag:    «In den letzten Jahren hat sich die Konzeption der EU grundlegend geändert. Immer stärker versteht sich die EU als Macht, die über Europa hinaus eine wichtige Rolle spielen will. Eine Aufnahme der Türkei gäbe der EU nicht nur die einzigartige Chance, bis an die Grenze des strategisch wichtigen Nahen Ostens heranzurücken. Sie würde den Nachbarn das Signal geben, dass die Vorhut der modernen Welt bereit ist, alle aufzunehmen, egal woher sie geschichtlich und zivilisatorisch kommen.»
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„Alle aufzunehmen, egal woher sie geschichtlich und zivilisatorisch kommen.“ Genau das ist die Gefahr der relativen Beliebigkeit des dadurch entstehenden politischen Gebildes »Vereinigung demokratischer Staaten Europas, Asiens und Afrikas«, an der die EU als politische Kraft zwangsläufig zu Grunde gehen muss!

1.4 Schröders, Fischers, Prodis und anderer hanebüchene Unlogik der Entscheidung: „Türkei ja, Ukraine nein“

Frau Merkel vertritt im Gegensatz zu Rühe die Ansicht "’Wenn die Türkei in die EU kommt, habe ich doch kein Argument mehr gegen die Ukraine und Moldawien.’ Darin ist sie sich mit CSU-Chef Edmund Stoiber einig“ (STERN 09.06.04). 

Bisher habe ich von Politikern noch kein Argument gegen die Möglichkeit einer Mitgliedschaft der Ukraine in der EU gehört, geschweige denn ein einleuchtendes, denn die Ukraine gehört mit dem von den Wikingern gegründeten 1.000-jährigen Kiew und seiner christlich-orthodoxen Kultur seit diesen 1.000 Jahren auf jeden Fall zum christlich-europäischen Kulturkreis; wenn auch nicht zum katholischen, so doch zum orthodoxen.  Und da Europa sich nicht römisch-katholisch, ja nicht einmal mehr christlich definiert, sondern nur auf christlich-antiken Wurzeln aufgebaut wurde, sehe ich keinen generellen Ausschließungsgrund gegenüber einer Mitgliedschaft der Ukraine in der EU; ich sehe aber viele überwiegende Ausschließungsgründe hinsichtlich einer Mitgliedschaft der Türkei! Der Historiker Wehler gibt in dem nachfolgend noch wiedergegebenen Aufsatz „Das Türkenproblem“ als Gründe gegen eine Mitgliedschaft u.a. der Ukraine an: „Die Ukraine, Weißrussland und Russland sollten zwar an Europa gebunden, ihre Stabilisierung nach Kräften unterstützt werden. Sie sind indes kein Teil Europas und gehören deshalb nicht in die EU. Sie haben Europa zwar manchmal massiv beeinflusst, aber die jüdisch-griechisch-römische Antike, die protestantische Reformation und die Renaissance, die Aufklärung und die Wissenschaftsrevolution haben diese Länder nicht geprägt. Diese Einwände gegen einen EU-Beitritt stechen noch mehr, wenn es um die Türkei geht.“ 

Ich teile nicht die Wehlersche Sicht der von ihm so gesehenen Europaunverträglichkeit der U​kraine, denn auf jeden Fall ist die West-Ukraine als ehemaliges Habsburger Land Teil Mittel- und Osteuropas gewesen, aber eines ist auf jeden Fall klar und müsste jedem einleuchten, der ein wenig Hirn auf diese Überlegung zu verwenden in der Lage ist: Man kann als Politiker nicht die zwar am Rande des europäischen Kulturkreises gelegene, ihm aber seit 1.000 Jahren verbundene Ukraine aus nicht genannten grundsätzlichen Erwägungen aus der EU ausschließen, wie es - neben anderen: siehe Merkel und Stoiber - der vormalige Präsident der EU-Kommission Prodi (in von mir nicht nachvollziehbarer politischer Sichtweise: „Ein Anschluss der Ukraine an die EU wäre für mich zu vergleichen mit einem Anschluss Neuseelands an die EU.“), Bundeskanzler Schröder und Bundesaußenminister Fischer tun und gleichzeitig die Aufnahme der asiatischen Türkei in die Europäische Union fordern! Dieses aberwitzige Verhalten verstößt gegen jede intellektuelle Redlichkeit. Um diese Position einzunehmen, muss man sich in die eigene Tasche lügen – und von uns Wählern verlangen, dass wir einen solchen Schwachsinn akzeptieren! 

Für wie bescheuert halten uns die Politiker der SPD und der Bündnisgrünen eigentlich? 

Gegen einen solchen ärgerlich machenden (gemeint ist: uns verarschenden) Schwachsinn kann man sich nur bei der nächsten Wahl durch gezielte Stimmenverweigerung für SPD und Bündnisgrüne wehren: Mir ist es z.B. relativ gleichgültig, welches Modell sich in welcher Reinheit letztlich im Gesundheitswesen durchsetzen wird, ob „Kopfprämie/Kopfpauschale“, „Bürgerver​si​che​rung“ oder ein „solidarisches Gesundheitsprä​mi​en-Modell mit Arbeitgeberanteil“ als irgendwie strukturiertes Mischmodell; das ist nicht so wichtig, bindet uns und prägt unsere Gesellschaft nicht sehr entscheidend und wird unser Land nicht so verändern, wie die uns von unseren Politikern gegen unseren Mehrheitswillen aufgenötigte verfehlte Entscheidung, die in keiner Beziehung je zu Europa gehört habende asiatische Türkei in die Europäische Union aufzunehmen, die EU verändern wird!  

1.5 Gravierende praktische politische Gründe gegen eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU.

Doch es sprechen außer dem Fehlen der Teilhabe an einer europäischen Identität bei der Türkei auch gravierende praktische politische Gründe gegen eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU. Altkanzler Helmut Schmidt warnt davor, "eine Tür zu öffnen für eine ähnlich plausible Vollmitgliedschaft anderer muslimischer Staaten in Afrika und in Nahost". Das war zu Anfang auf der juristischen Ebene mit dem Hinweis auf die analoge Anwendung des Grundsatzes der »Selbstbindung der Verwaltung durch vorgängiges Verwaltungshandeln« erklärt worden: Wie will man dem einem Staat etwas zugestehen, wenn man das Zugeständnis bei annähernd gleicher Sachlage anderen Staaten verweigert, verweigern muss? Wir dürfen keinen Präzedenzfall schaffen, indem wir die asiatische Türkei in die Europäische Union aufnehmen – und uns dann vielleicht anderen in die EU drängenden Staaten Vorderasiens und Nordafrikas gegenüber argumentativ auf den dreiprozentigen Gebietszipfel der Türkei zurückziehen, um mit einem Rest-Anschein von Glaubwürdigkeit das Aufnahmebegehren anderer Staaten als angeblich andersgeartet abzulehnen. Außerdem fürchtet Schmidt, dass noch mehr Türken nach Deutschland kämen und "die dringend gebotene Integration der bei uns lebenden Türken und Kurden aussichtslos" werde (STERN 09.06.04). Wer wollte dem damit angedeuteten Fehlschlagen der nur über Bildung und beruflichen Erfolg möglichen  bisherigen Integrationsbemühungen widersprechen! Auch damit wird Helmut Schmidt Recht haben!


1963 unterschrieben Türken und Europäer das "Abkommen von Ankara", um die "Möglichkeit eines Beitritts der Türkei zur Gemeinschaft zu prüfen". Und mehrere CDU(!)-Kanzler, CSU(!)- und FDP-Minister der CDU-geführten Koalitionsregierungen machten der Türkei immer wieder Hoffnungen auf eine Vollmitgliedschaft, wenn die gleichzeitig gesehenen Demokratiedefizite behoben seinen – vermutlich in der Annahme, dass sich der Folterstaat Türkei nicht wandeln und keine Menschen- und Minderheitenrechte anerkennen werde. „Die Menschen glauben fest an das, was sie wünschen“ (Julius Cäsar 100-44 v.Chr.). Man machte sich auf Seiten der CDU- und der CSU-Führung nicht die Mühe, die sich mit einer EU-Vollmitgliedschaft der Türkei auftuenden, in diesem Beitrag aufgezeigten Probleme grundsätzlich zu durchdenken und nach genauer Prüfung den Beitrittswunsch offen und ehrlich abzulehnen. Zu Recht hob Außenminister Fischer in der Türkei-Debatte im Deutschen Bundestag am 28.10.04 hervor: Während ihrer insgesamt vier Jahrzehnte währenden Regierungszeit habe die CDU/CSU, angefangen vom späteren Kommissionspräsidenten Hallstein über Helmut Kohl bis hin zum stellvertretenden Unionsfraktionsvorsitzenden Glos immer wieder Bekenntnisse zur Beitrittsperspektive der Türkei abgegeben. Nun hingegen wolle sie der Türkei statt dessen nur eine privilegierte Partnerschaft anbieten und versehe diese Kehrtwendung, die am Donnerstag in Form eines CDU/CSU-Entschließungsantrags im Bundestag die Grundlage der Debatte bildete, auch noch mit der Überschrift „für ein glaubwürdiges Angebot der EU an die Türkei”. In dieser Debatte warnte Schäuble, die Regierung solle „den Fehler nicht fortsetzen”, vor allem die Beitrittsfähigkeit der Türkei zum Kriterium zu machen, als ob es nicht entscheidend auf die Frage der Aufnahmefähigkeit der EU ankomme. Schäuble begründete seine Ablehnung der EU-Mitgliedschaft der Türkei auch kulturell und geographisch: Europa reiche nicht an die Grenzen Irans und des Iraks. 
Und das hat man in Unionskreisen vorher nicht gewusst, sodass die CDU/CSU Politiker Hallstein, Kohl und Glos der Türkei 40 Jahre lang eine Mitgliedschaft in der EU als möglich vorgegaukelt haben? 
Aber besser eine späte Einsicht auf den allerletzten Drücker in einen gerade noch vermeidbaren Fehler als ein dummes Perpetuieren des Fehlers durch die SPD-Grünen-Regierung! 

Schäuble sagte ferner, die Antwort, „die wir heute für die Türkei finden, muss auch halten, wenn eines Tages Russland die Frage nach der Aufnahme in die EU stellen sollte”. Und Russland sei zu einem größeren Teil ein europäisches Land als die Türkei, doch könne sich niemand eine EU vorstellen, die bis nach Wladiwostok reiche.

1.6 Notwendigkeit einer den Wunsch der Türkei auf Vollmitgliedschaft ablehnenden ehrlichen Antwort nach 40 Jahren politischer Drückebergerei der verantwortlichen europäischen Politiker

Nun beginnt die Türkei sich unter der islamischen Führung der AKP zu wandeln. Darum muss spätestens jetzt die Antwort gegeben werden, die von Anfang an fällig gewesen und im Vergleich zur verfahrenen heutigen Situation so leicht zu geben gewesen wäre - die die von CDU-/CSU-dominierten Regierungen aber zu geben bewusst vermieden hatten: Der bayerische Ministerpräsident Stoiber ist ja nicht erst seit 2004 im politischen Geschäft! Nun aber scheint der Heilige Geist über ihn und Teile der CDU gekommen zu sein. Vielleicht hat der von Karl Valentin beschriebene aus dem Himmel zurückgekehrte Bayer ja inzwischen doch den Weg vom Hofbräuhaus zur Staatskanzlei des Landes Bayern geschafft: „’Luja’ sog i!“ Da erscheint es nur fair, wenn CDU und CSU diese von ihnen seit 1963 selbst eingebrockte Suppe nach der Bundestagswahl 2005 auch selbst auslöffeln müssen: Ein Löffelchen für den Edmund, ein Löffelchen für die Angela, ...

Aber wir brauchen bis dahin kein Wort aus dem Mund des CSU-Vorsitzenden Stoiber als göttliche Erleuchtung hinzunehmen, denn der Heilige Geist scheint ihn schon wieder verlassen zu haben: Als Bundeskanzler Schröder und der französische Staatspräsident ihm 2004 den einflussreichsten Posten der EU, den des nächsten Präsidenten der EU-Kommission anboten, zögerte er fünf lange Monate mit einer Antwort und lehnte dann – zu einer nunmehr alsbaldigen Antwort genötigt - das auf einem Silbertablett gereichte Angebot ab, obwohl er sich in dieser Position Verdienste um Europa dadurch hätte erwerben können, dass er die drohende Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU verhindert hätte: Bayern brauche ihn mehr als die EU!
„Der Politiker denkt an die nächsten Wahlen, der Staatsmann an die nächste Generation“ (William Gladstone 1809-1898). „Die Tragödie sei: Die Politiker denken nur in Monaten, sie wollen gar nicht den großen Wurf, sie seien wie kleine Kinder: ’Die schießen den Ball weg und brüllen laut ’Tor’“, fasste der STERN (16.04.03) das Gesprächsergebnis mit dem Politikprofessor Schmid über seine als Mitglied der Rürüp-Kommission zur Rettung unseres Sozialstaates durch die Sanierung unserer sozialen Sicherungssysteme gesammelten Erfahrungen mit Politikern zusammen. Diese Erkenntnis über zu kurzfristige »Politiker-Denke« auf das Problem einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU übertragen: Man wollte den NATO-Partner Türkei damals nicht vor den Kopf stoßen und lavierte so sich und die 2004 in Bonn regierende Koalition aus SPD und Grünen in die unangenehme Lage, nunmehr die politische Lüge, die Türkei gehöre zu Europa wie alle anderen Staaten der EU, zu perpetuieren; was die »politischen Gutmenschen« aus der aus SPD und Grünen gebildeten Regierungskoalition auch dummerweise tun und womit sie nicht nur nach Ansicht des CSU-Chefs Stoiber „die Axt an die EU legen“ (STERN 09.06.04)! Und warum verhinderte Stoiber es dann nicht, als ihm die Chance dazu auf einem silbernen Tablett gereicht wurde, indem ihm über den SPD-Kanzler Schröder die höchste in Europa zu vergebende Position, die des Kommissionspräsidenten, angeboten wurde, die er ängstlich-schnöde ausschlug? Aus politischer Feigheit oder Verantwortungslosigkeit heraus Deutschland und Europa gegenüber? „Hic Rhodos, hic salta!“ Wer den Mund so voll nimmt – und dabei das Richtige sagt -, der muss auch springen! Im Wahlkampf zur Europawahl 2004 als Tiger losgesprungen – und ein paar Wochen später als Bettvorleger gelandet! Schlecht gebrüllt, Löwe!

Trotzdem blieb Stoiber einer der »Lieblingsfeinde« zumindest der türkischen Massenmedien: Sie bejubelten darum seinen Sturz – und die Landrätin Pauli, die "den Türkei-Gegner Edmund Stoiber gestürzt" habe.

Die seit 1963 bestehende Assoziierung mit der EG und die seit 1996 bestehende Zollunion mit der EU müssen nicht zwangsläufig zu einer Vollmitgliedschaft ausgebaut werden – auch wenn die Türkei behauptet, das nur so sehen und verstehen zu können: Die Assoziierung wurde zu einer reinen Wirtschaftsgemeinschaft vorgenommen, der EWG. Europa als politische Union gab es noch gar nicht, wurde nur von einigen kühnen Visionären gedacht. Und aus dieser damaligen Vision einiger politisch weitblickender Europäer, die über die real existierende Wirtschaftsgemeinschaft weit hinaus ging und die damals nicht einmal unter dem politischen Establishment der europäische Länder Allgemeingut war, leitete die Türkei jahrelang vehement vorgetragene Ansprüche auf eine Mitgliedschaft in der später real gewordenen Vision der politischen Union der EU ab. Dieses aus türkischem Selbstverständnis gespeiste anmaßende Verhalten der Türken lässt Schlimmes befürchten, wenn die Türkei - wie zu befürchten steht - einmal Vollmitglied der EU sein sollte und mit ihren Problemen den Charakter Europas sprengen wird! 

Und die seit 1996 bestehende Zollunion mit der EU ist auch nur eine wirtschaftliche Verbindung, die nicht auf eine politische Mitgliedschaft zielt! Die EU hat mit vielen nichteuropäischen Staaten Verträge zur Erleichterung der wirtschaftlichen Verbindungen geschlossen, ohne dass daraus ein Anspruch auf politische Mitgliedschaft in der EU abgeleitet würde; nur die Türkei leitete daraus weitergehende Ansprüche ab. Der gravierende politische Fehler geschah 1999 in Helsinki auf Druck der USA mit der Zusage auf Prüfung der Möglichkeit einer Mitgliedschaft. Der uns Europäern damals statt einer klaren Absage von den USA als Mühlstein an den Hals gehängte, der Türkei gewährte Kandidatenstatus wird die EU als Vision der »Vereinigten Staaten von Europa« im Interesse allein der USA Wasser ziehen!

„Eine demokratische Türkei wäre ein Aushängeschild für die gesamte arabische Welt“, lautet ein Argument des Ministerpräsidenten Luxemburgs, Junkers, und des deutschen Außenministers Fischer sowie des Bundeskanzlers Schröder. Das kann schon sein: Aber muss deswegen die Türkei in die EU als Vollmitglied aufgenommen werden, wie sie es 1987 das erste Mal – vergeblich - beantragt hat? (Der Antrag wurde zwei Jahre später 1989 aus politischen Gründen nur der Demokratiedefizite wegen abgewiesen, ohne der Türkei,  wie vordem Marokko – vermutlich aus Rücksicht auf die gemeinsame NATO-Mitgliedschaft -, reinen Wein einzuschenken, dass sie als asiatischer Staat nicht in einen europäischen Staatenverbund aufgenommen werden könne. Jetzt beharrt die Türkei darauf, dass die ihr damals vorgehaltenen Demokratiedefizite abgebaut würden und sie dann in einem von ihr behaupteten Automatismus ein Anrecht auf eine Vollmitgliedschaft habe! Die Türkei kann sich aber doch und sollte sich aus Eigeninteresse in enger Anlehnung an Europa demokratisieren - ohne deswegen in einem zwangsläufigen Prozess Vollmitglied der EU zu werden! Dass dieses gutgläubig behauptete oder nur vorgeschobene »Demokratie-Argument« nicht trägt, hat Bundeskanzler Schröder nicht ganz zwei Wochen nach der Veröffentlichung des im Ganzen die Aufnahme von zur Vollmitgliedschaft führenden Verhandlungen befürwortenden Gutachtens bewiesen. Ich zitiere eine Meldung aus dem Hamburger Abendblatt vom 18.10.04:

„Schröders Zusage an Algerien

Algier – Deutschland will Algerien auf seinem Reformkurs hin zu mehr Rechtsstaat, Demokratie und Marktwirtschaft unterstützen. Das sagte Bundeskanzler Gerhard Schröder in Algier dem algerischen Staatspräsidenten Abdelaziz Bouteflika zu. Es war der erste Besuch eines Bundeskanzlers  in Algerien seit 30 Jahren. (afp)“

Es ist also doch möglich, dass ein Land „auf seinem Reformkurs hin zu mehr Rechtsstaat, Demokratie und Marktwirtschaft unterstützt“ werden kann, ohne(!) dass es dafür Vollmitglied der EU werden muss! 

Wo ist bitte der qualitative Unterschied in Bezug auf eine Mitgliedschaft in der Europäischen Union, wenn es um die Unterstützung eines asiatischen Landes, insbesondere der Türkei, aber auch Syriens, des Libanon, Jordaniens, oder eines afrikanischen Landes, insbesondere Marokkos, Algeriens Tunesiens und vielleicht auch Ägyptens, geht? Wieso müsste die Türkei zur Stärkung des Reformprozesses (angeblich) Vollmitglied werden, wenn es im Falle Algeriens ohne eine Vollmitgliedschaft, ja sogar ohne eine privilegierte Partnerschaft geht? 

Die EU kommt in einen Begründungsnotstand, wenn sie von arabischen Staaten Afrikas und Asiens gefragt wird: Wieso wird die Türkei aufgenommen und wir nicht? Warum werden wir Araber diskriminiert? 

Fragen über Fragen, die von den den unangebrachten türkischen Beitritt forcierenden Politikern totgeschwiegen werden!

Noch im Dezember 1997 hatte sich der Europäische Rat in Luxemburg dagegen ausgesprochen, die Türkei in die Reihe der »Kandidaten« aufzunehmen, was die USA in Ansehung (ihrer Ölversorgungsinteressen über die durch das Gebiet der Türkei führenden Pipelines und) des Beitrags der Türkei im Balkankrieg und im Kosovo-Konflikt mit Unverständnis und Unwillen registrierten. Der »Sündenfall« geschah daraufhin im Herbst 1999 in Helsinki auf massiven Druck der USA hin, wo der Türkei nach (bislang ausstehender) Erfüllung der „Kopenhagener Kriterien“ eine Vollmitgliedschaft in Aussicht gestellt worden ist. Und dieser Fehler soll nun perpetuiert werden, weil man ohne Gesichtsverlust für eine der Seiten aus dem vorlaut abgegebenen Versprechen nicht mehr herauskommen zu können glaubt! Dabei haben sich die politischen Verhältnisse in der Türkei zwar gebessert, trotz großer Anstrengungen bisher aber nicht durchgreifend demokratisiert. Als Beleg sei auf den Beitrag von Rumpf und Steinbach „Das politische System der Türkei“ in dem 2004 in 2. Auflage erschienenen und von Ismayr herausgegebenen Sammelband „Die politischen Systeme Osteuropas“ verwiesen. Wenn man einmal von der »geistigen Unzucht« absieht, dass – vermutlich aus dem Drang heraus, unbedingt publizieren zu wollen – in einem Sammelband über Osteuropa die Verhältnisse in der asiatischen Türkei mit abgehandelt werden, die kein ernst zu nehmender Historiker und kein Geograph als Europa oder insbesondere Osteuropa zugehörig ansieht, weil »die Türkei« trotz ihres 3-%igen nach Europa hineinragenden Gebietszipfels das westlichste Land Asiens und nicht das östlichste Land Europas ist, dann findet sich dort die folgende Zusammenfassung (S. 852):

„Ein nach wie vor unzureichend gelöstes Problem ist das kritische Verhältnis zwischen Verfassung und Verfassungswirklichkeit. … Selbst dort, wo sich das Verfassungsgericht intensiv bemüht hat, durch Auslegung und Konkretisierung von Verfassungsnormen den Verfassungsalltag grundrechteorientiert zum Leben zu bringen, scheiterte dies gelegentlich an der mangelnden Bereitschaft der übrigen zur Anwendung der Verfassung berufenen Organe, den Sprüchen des Verfassungsgerichts konsequent Folge zu leisten, weil die Bestimmungen der Verfassung als unerwünschte Begrenzung ungehinderter Ausübung von Herrschaftsgewalt angesehen werden. Dies ist z.B. der Fall, wenn die türkische Nationalversammlung gesetzliche Vorschriften, die durch das Verfassungsgericht als verfassungswidrig aufgehoben worden sind, einfach noch einmal verabschiedet; wenn eine Regierung Rechtsverordnungen mit Gesetzeskraft, die das Verfassungsgericht wegen gravierender Verstöße gegen die Verfassung aufgehoben hat, in gleicher Form erneut erläßt; wenn ein Präsident der Republik einen Hochschullehrer zum Verfassungsrichter ernennt, der die Voraussetzungen für das Amt noch nicht erfüllt oder wenn ein Parlamentspräsident einen Abgeordneten unter seinen ’persönlichen Schutz’ nimmt und ihn sein Mandat ausüben läßt, obwohl das Verfassungsgericht die betreffende Partei verboten hat. Weitere Fälle von Diskrepanz zwischen Verfassung und Verfassungswirklichkeit ließen sich beliebig aufzählen. Genauso besteht dieses Problem des Ungehorsams der Exekutive gegenüber der Justiz im Bereich der Verwaltungsgerichtsbarkeit, die regelmäßig damit zu kämpfen hat, daß Richtersprüche von der Verwaltung nicht umgesetzt werden.“

Vergessen zu erwähnen wurde bei dieser zusammenfassenden Beurteilung die Tatsache, dass die Mehrzahl der bei uns anerkannten Asylanten – nur 3 % aller Asylbewerber werden bei den scharfen Prüfungen überhaupt als Asylanten anerkannt - aus der Türkei kommt!!! Als ein Asylgrund unter anderen werden in dem Anerkennungsverfahren glaubhaft gemachte Folterungen durch Polizisten anerkannt.

Der Präsident des türkischen Anwaltvereins berichtete in der Sendung Report Mainz vom 05.07.04, dass es in der Türkei noch 2003/04 Hunderte von Folterungen in Gefängnissen gegeben habe!

Ein solches im demokratisch organisierten Europa undenkbares Verhalten von Verfassungsorganen und anderen staatlichen Institutionen macht auf dem Gebiet des Rechts deutlich, wo die Kulturgrenze zwischen Europa und der der europäischen Rechtskultur nicht zugehörigen Türkei verläuft! Jüngstes Beispiel: Leyla Zana, die bekannteste Figur des friedlichen kurdischen Widerstands und 1993 zur Abgeordneten der Stadt Diyarbakir gewählt, war 1994 - auf dem Höhepunkt des Krieges mit der kurdischen Guerilla - aus dem Parlament heraus verhaftet und wegen Unterstützung der PKK zu 15 Jahren Haft verurteilt worden.

Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat gegen die erneute Verurteilung der kurdischstämmigen Ex-Parlamentarierin Leyla Zana durch das im Zuge der Aufnahmebemühungen mittlerweile abgeschaffte Staatssicherheitsgericht wegen der Verletzung der Verteidigerrechte protestiert. Die Ex-Abgeord​nete des türkischen Parlaments war vom Staatssicherheitsgericht in einem vom Europäischen Menschenrechtsgerichtshof erzwungenen Wiederaufnahmeverfahren wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung erneut, wie 1994, zu 15 Jahren Haft verurteilt worden, von denen sie schon 10 abgesessen hat. Das Europaparlament, viele EU-Regierungen und auch die wegen des Beitrittswunsches zur EU neuerdings auf Europa-Kompatibilität - und das heißt auch effektiver Minderheitenschutz - bedachte türkische Regierung hatten deutlich gemacht, dass sie die Freilassung von Leyla Zana erwarteten, die – das war ihr Vergehen – bei ihrer Vereidigung im türkischen Parlament 1991 kurdisch gesprochen
 und damit einen Skandal ausgelöst hatte. Zanas Verbrechen war es gewesen, von türkisch-kurdischer Brüderschaft zu sprechen, allerdings in kurdischer Sprache und im türkischen Parlament. Wegen dieses Tabubruchs war die Abgeordnete Zana 1994 verurteilt worden, wobei man ihr – zur Absicherung des Urteils – noch ein paar andere strafbare Handlungen wie die Unterstützung einer terroristischen Vereinigung (durch die Wahrnehmung berechtigter kurdischer Belange) angedichtet hatte. Das Gericht hob das Schandurteil nicht auf. 

Inzwischen ist sie etwas später zusammen mit den drei anderen ehemaligen Abgeordneten des türkischen Parlamentes Hatip Dicle, Selim Sadak und Orhan Dogan, die der gleichen Verbrechen beschuldigt worden waren und auch langjährig für die berechtigte Wahrnehmung kurdischer Minderheitenanliegen hatten büßen müssen, dann doch nach langjähriger Haft - zunächst einmal vorläufig - freigekommen. Grundlage für ihre Haftentlassung ist eine Forderung der Generalstaatsanwaltschaft nach Annullierung ihrer erneuten Verurteilung in einem Verfahren vor den mittlerweile abgeschafften Staatssicherheitsgerichten. Am 8. Juli will das Oberste Gericht bekannt geben, ob ein neues Verfahren gegen Zana eröffnet wird oder ihre Freilassung endgültig ist.

1.7 Junkers und andere: Die Türkei sei seit dem 16. Jahrhundert (angeblich) eine „europäische Macht“ und die EU ist „kein Christenverein“ 

Der luxemburgische Ministerpräsidenten Junkers sieht in der EU darüber hinaus laut Interview im DLF am 03.09.03 „keinen Christenverein“. Diese unangemessen salopp formulierte Sichtweise ist richtig, denn Europa definiert sich heute nicht mehr über die Zugehörigkeit zur christlichen Religion. Auch die Kopenhagener Kriterien bestimmen durch den Rekurs auf die – die Religionsfreiheit mit umfassenden – Grundrechte indirekt, dass die religiöse Ausrichtung der Bevölkerung eines Landes keinen Hinderungsgrund für eine Aufnahme in die EU darstellen dürfe. 

Junkers liegt aber falsch, wenn er die vom Christentum grundlegend mitgeprägte Identität Europas wegbügeln will und darüber hinaus behauptet, dass die Türkei seit dem 16 Jahrhundert eine „europäische Macht“ sei, um damit wahrheitswidrig geschichtsklitternd den angeblichen historischen Anspruch der Türkei auf eine Teilhabe an dem, wie Europa geworden ist, was seine Kultur und Identität ausmacht, zu begründen. Aber seine – nach allem, was ich von europäischer Geschichte weiß: verfehlte - Sichtweise muss man ja nicht teilen, ohne zu der Front derer zu gehören, die in dem Land nichts weiter sehen als ein "780576 Quadratkilometer großes Kopftuch", wie die "Süddeutsche Zeitung" schrieb. 

Europa entstand aus dem von Junkers abschätzig so bezeichneten „Christenverein“, der seine ursprüngliche Identität ausmacht; und eine zeitweise nach Teilen Europas gegriffen habende Macht ist damit noch lange keine „europäische Macht“: andernfalls wären die auf ihren Raubzügen bis Mittelfrankreich eingedrungenen Hunnen ja auch eine Zeit lang bis zu Attilas Tod eine „europäische Macht“ gewesen. Hunnen und Türken waren keine „europäischen Mächte“, sondern einige Zeit lang zu Europa gehörende Gebiete beherrscht habende Mächte. Das ist ein gewichtiger Unterschied! 

Es hätten, so Junkers Analyse weiter, in Europa schon immer Völker mit unterschiedlicher religiöser Ausprägung zusammen gelebt. Sicher, deswegen hatten und haben wir ja auch so viele (mit anderen Motiven durchsetzte) »Religionskriege« in Europa bis zu dem Krieg vor ein paar Jahren im Kosovo! Und das oft nur unter denjenigen, die sich als Christen - mit dem sie an sich verpflichtenden zen​tralen Gebot des Christentums: der Feindesliebe - begriffen. Religiöse Toleranz herrscht - cum grano salis und der Ausnahme Nordirlands - unter den Christen erst, seitdem die Religion offiziell zur Privatsache geworden ist. Das ist heutige kulturelle und rechtliche Identität Europas! Religion als Privatsache, ein Grunderfordernis europäischer Identität, das ist im Islam nach dessen Grundannahme, dass Religion und Staat eins zu sein hätten und die von Allah als dem Weltenherrscher gestiftete, vom Erzengel Gabriel Gotteswort für Gotteswort dem Siegel der Propheten übermittelte und von Muhammed (nur) getreulich aufgeschriebene Religion die Politik zu dominieren hätte, aber gar nicht möglich! Was sollen wir uns mit noch mehr islamistischen Fundamentalisten belasten, die in der Türkei ihr teilweise mörderisches Unwesen treiben, um in Ablehnung der von ihnen so empfundenen gottlosen westlichen Moderne mit all ihren schlimmen Auswüchsen wie McDonald’s, Coca Cola und Pornographie, Säkularismus und Demokratie die Vorrangstellung des Korans in ihrer dem 7. Jahrhundert zugewandten Blickrichtung vor jeglicher zivilen Regelung herbeizubomben? Beispiele gab es zuhauf, dass dort Andersdenkende umgebracht wurden, indem z.B. den Islamisten zu liberale Parlamentsangehörige ermordet wurden, ein Hotel angezündet wurde, in dem dann viele der dort versammelten kritischen und teilweise kurdischen Schriftsteller verbrannten, ... 

Und Erdogan spielt auf perfide Art und Weise die religiöse Karte, benutzt sie als Totschlagsargument: Am 29.06.05, als die EU-Kommission trotz der auch aus Gründen des drohenden EU-Beitritts der Türkei in Frankreich und den Niederlanden negativ verlaufenen EU-Verfassungsreferenden keine politische Atempause einlegte und als Vorlage für ein Treffen der Regierungschefs die Aufnahme der Verhandlungen mit der Türkei „mit dem Ziel einer Vollmitgliedschaft“ ausdrücklich bekräftigte, alles also im türkischen Sinne verlief, warnte Erdogan die EU vor einer – gar nicht existierenden(!) – „Christenclub-Mentalität“, unterstellte damit den Gegnern eines Beitritts der Türkei zur EU mit diesem Argument eine Islamophobie, baute so einen nicht vorhandenen Popanz auf und schlug dann auf diesen von ihm errichteten Popanz ein, in dem er die politische Forderung aufstellte: Wenn die Gemeinschaft seinen (unberechtigten) Vorwurf entkräften wolle, dann müsse(!) sie sein Land aufnehmen (DLF 29.06.05). 

Wenn wir Europäer nicht die Asiaten aus der Türkei aufnehmen, dann seien wir ein als solcher zu diffamierender islamophobischer „Christenclub“? Da sollte Erdogan einmal an einem beliebigen Sonntag außerhalb der Weihnachtszeit in einem nichtkatholischen Land Europas, in dem also für die »Rest-Kirchengänger« keine glaubensmäßige Gottesdienstbesuchspflicht besteht, in eine Kirche gehen: Er würde sich wundern, was für ein exklusiver Club das dort ist! Und warum ist – die Richtigkeit von Erdogans so gemeinter Diffamierung unterstellt – der „Christenclub“ ohne UN-Mandat und damit offiziell völkerrechtswidrig - nach wegen des ausgebliebenen Mandats viel zu langem Zögern - den christlichen Serben in den meuchelnden Arm gefallen, als die in dem größten seit dem Zweiten Weltkrieg in Europa stattgefundenen Völkermord in Srebrenica die albanischen Moslems zu Tausenden abgeschlachtet hatten und weitermordend die von den Moslems in Ex-Jugoslawien bewohnten Gebiete überranten? Als „Christenclub“ hätten sie in der von ethnischem und insbesondere religiösem Hass getragenen Auseinandersetzung zwischen christlich-orthodox geprägten Serben und islamisch-albanischen Bosniern die Partei der (unchristlich handelnden) »christlichen« Serben durch bequemes Nichteingreifen unterstützen müssen, da sie sich zu ihrer Exculpierung ja sehr bequem und völkerrechtlich unangreifbar auf den ausgebliebenden UN-Beschluss zum Eingreifen hätten berufen können: Sie würden aus mitmenschlichen Gründen ja gerne eingreifen, aber das Völkerrecht verbiete ein Eingreifen, wenn die UNO kein Mandat dazu erteile. Ihnen seien damit - leider, leider – aus übergeordneten juristischen Gründen die Hände gebunden! 

Wer ein religiös toleranter Europäer ist, der müsse(!) – nach Erdogans Unterstellung - zwangsläufig die Türkei in die EU aufnehmen? Wie kommt der in der Türkei zum muslimischen Prediger ausgebildete Absolvent einer Imam-Hatip-Schule, Erdogan, dazu zu versuchen, mich durch mein Aufwachsen in Deutschland christlich geprägten Europäer als einen intoleranten Menschen diffamieren zu wollen? Wo ist seine religiöse Toleranz, die er von uns Europäern einfordern zu müssen glaubt; wo doch er in seinem Land, in dem er als Ministerpräsident die entscheidenden Weichen stellen kann und nicht erst seit gestern stellt, bisher nicht für die religiöse Toleranz gesorgt hat, den christlichen Kirchen in der Türkei ein paar unabdingbare Rechte zuzugestehen, die es den dort vertretenen christlichen Kirchen ermöglichen würden, in der Türkei ihre Priester auszubilden und sich ohne staatliche Drangsalierung um ihre Gläubigen kümmern zu können? Wie es Erdogans Mitprediger der Imam-Hatip-Schulen z.B. in Deutschland können! 

Da kann man nur mit Trapattoni empört äußern: „Was erlauben sich Erdogan!“ 

Wieso muss ich meinen politischen Verstand einem von Erdogan unsachlich vorgebrachten religiösen Totschlagsargument beugen?

Oder wir uns seinen Pressionen? In dem jetzt leider nur noch gegen Gebühren einsehbaren Artikel der FAZ vom 20.06.05 „Gedenkpraxis der Türkei - Erdogan kritisiert Schröder: „Kein Rückgrat”, teilweise nachzulesen unter http://www.armeniandiaspora.com/forum/showthread.php?t=30589,  hat der türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan den Bundestagsbeschluss zur Armenierfrage als „falsch und häßlich” kritisiert. Nach der Rückkehr von einem Besuch im Libanon äußerte sich Erdogan besonders enttäuscht von Bundeskanzler Gerhard Schröder, weil der seine positive Haltung der Türkei gegenüber nicht erneut klargestellt habe. Das hätte er machen müssen, habe es aber nicht getan. müssen, sagte. „Ich schätze eher Politiker mit Rückgrat”, rüffelte Ministerpräsident Erdogan Bundeskanzler Schröder, weil der Bundestag mit den Stimmen aller Fraktionen eine Entschließung zum Gedenken an die türkischen Massaker an den Armeniern im Jahr 1915 verabschiedet hatte. In der Resolution selbst war zwar nicht von „Völkermord” die Rede, wohl aber in der Antragsbegründung. Und dieses Reizwort bringt nicht nur die offizielle Türkei stets auf die Palme!
Die Türkei drohte daraufhin mit Konsequenzen für die deutsch-türkischen Beziehungen. 

In dem gemeinsamen Antrag aller Fraktionen wurde bedauert, dass in der Türkei eine umfassende Diskussion über die „fast vollständige Vernichtung der Armenier in Anatolien” vor 90 Jahren im Osmanischen Reich nicht möglich sei. „Mit tiefer Sorge” sehe es der Bundestag, „dass die Armenier-Konferenz international angesehener türkischer Wissenschaftler, die vom 25. bis 27. Mai 2005 in Istanbul stattfinden sollte, durch den türkischen Justizminister unterbunden wurde und die von der türkischen Regierungsmeinung abweichenden Positionen dieser Wissenschaftler als ,Dolchstoß in den Rücken der türkischen Nation' diffamiert wurden.”

Die türkische Regierung hatte schon vor der Verabschiedung scharf auf den Antrag reagiert und vor seiner Verabschiedung gewarnt. Außenminister Gül, der nun zum Staatspräsident gewählt werden soll, bezeichnete den Text als „verantwortungslos, bestürzend und verletzend”. „Es gab keinen Völkermord an den Armeniern”, sagte er u.a. der „Hannoverschen Allgemeinen Zeitung”. Die Integration der Türken in Deutschland werde durch die Konfrontation der deutschen Öffentlichkeit mit dem Thema Armenien erschwert.

In der Antragsbegründung heißt es: „Insgesamt wird das Ausmaß der Massaker und Deportationen in der Türkei immer noch verharmlost und weitgehend bestritten.” Eine ehrliche Aufarbeitung der Geschichte sei aber notwendig, besonders „im Rahmen einer europäischen Kultur der Erinnerung, zu der die offene Auseinandersetzung mit den dunklen Seiten der jeweiligen nationalen Geschichte gehört”. Der Bundestag sei sich „aus langer eigener Erfahrung” bewusst, „wie schwer es für jedes Volk ist, zu den dunklen Seiten seiner Vergangenheit zu stehen”. Das war nicht nur mit Blick auf die NS-Verbrechen der Deutschen gesagt, denn der Bundestag erinnerte mit diesem Beschluss auch an die „unrühmliche Rolle des Deutschen Reiches, das angesichts der vielfältigen Informationen über die organisierte Vertreibung und Vernichtung von Armeniern nicht einmal versucht hat, die Gräuel zu stoppen”. 

Oder sollten wir uns den von den Äußerungen der türkischen Regierung aufgeputschten Demonstranten, Mitgliedern einer nationalistisch geprägten Gewerkschaft, in der Türkei beugen, die vor der deutschen Botschaft in Ankara über "Hitlers Bastarde" krakeelten und vor der deutschen Botschaft in Ankara aus Protest einen schwarzen Kranz niederlegten? http://www.smokers-board.de/board/archive/index.php/t-40154.html und http://www.d-armenier.de/cms/html/index.php?module=pagesetter&tid=1&page=38 
Die meisten Türken wollen keine Erinnerung an die an den Armeniern verübten Gräuel, nachdem die Welt vorher schon und insbesondere seit 1915 gleichgültig weggeschaut hat. „Dabei hatte der Großwesir Damad Ferid Pascha am 11.06.1919 die Verbrechen der Armee [an den Armeniern; der Verf.] öffentlich eingestanden. Und im Erlaß des damaligen Innenministers Talaat Pascha hieß es, die Regierung des Osmanischen Reiches habe beschlossen, ’alle Armenier, die in der Türkei wohnen, gänzlich auszurotten’.“ Das mürbe Osmanische Reich fürchtete damals den sich längst abzeichnenden Zerfall und strebte einen ethnischreinen Nationalstaat an. Zwischen 1894 und 1896 hatte der türkische Sultan Abdülhamid bereits bis zu 200 000 Armenier ermorden lassen. 1895 „… schrieb die amerikanische Missionarin Corinna Shattuck, die in der Stadt Urfa miterlebt hatte, wie verfolgte Armenier in einer Kirche verbrannt wurden, im Brief an ihre Schwester »von dem unbeschreiblich krank machenden Geruch des großen Holocaust in der gregorianischen Kirche«. Und schon 1933 nannte der der jüdische Dichter Franz Werfel  in seinem Roman Die vierzig Tage des Musa Dagh die armenischen Todeskarawanen prophetisch »wandernde Konzentrationslager«. Die Türkei aber, genauer: ihre Herrschsaftselite und die Beamten aller Ränge, streitet bis heute die Fakten wie den Völkermord kategorisch ab“, weil der Genozid mit der Modernisierung des Landes, mit der Transformation des multi-ethnischen Osmanischen Reiches in einen Nationalstaat mit pantürkischer Ideologie zusammenfiel: Es habe keinen Völkermord gegeben, nur „tragische Folgen einer Zwangsumsiedlung, die infolge der Kriegsereignisse erforderlich geworden waren“, vielleicht ja auch Massaker, aber keinen Völkermord, der voraussetzt, dass die Vernichtung einer Bevölkerungsgruppe staatlich gelenkt sei. Offiziell wird von einer Vielzahl Armenier und Türken gesprochen, die bei Partisanenkämpfen ums Leben kamen, die teilweise in russischen Uniformen gegen die Türken gekämpft hätten. So die bisherige offizielle Lesart, die auch von vielen im Ausland lebenden oder türkischstämmigen Neubürgern in ihrem jeweiligen neuen Land geteilt wird, wie die Auseinandersetzung im Zuge der Kandidatenaufstellung zur Wahl des niederländischen Nationalparlaments deutlich macht, in deren Folge Kandidaten wegen dieser Haltung von ihren Parteien – zwei bei der sozialdemokratischen Partei, was der eine Drohung des Wahlboykotts von türkischstämmigen Wählern einbrachte, einer von der christlichen Partei - von der Kandidatenliste gestrichen wurden, was sie als ungerecht empfanden: „Was können wir dafür, was eine fremde Regierung vor 90 Jahren gemacht hat?“ Aber zu einer Verurteilung der Massaker an den Armeniern als „Völkermord“ fanden sie sich nicht bereit. „Zuzugeben, dass die Gründer der modernen Türkei die heute als Helden gelten, Komplizen des Bösen waren, könnte die Legitimation des Staates infrage stellen.“, sieht der an der Universität von Minnesota lehrende türkische Historiker Taner Akçam als Grund für den bis heute als »Staatswahrheit« durchgehaltenen Vertuschungsversuch der offiziellen Türkei an (DIE ZEIT 23.03.05). Von 1894 an wurden die Armenier in der Türkei ständig drangsaliert: 1909 starben bei Pogromen im Raum Adana noch einmal mehr als 20 000 Armenier. Doch das Schlimmste stand den Armeniern noch bevor. Im Sommer 1915 schreibt der deutsche Botschafterin Konstantinopel, Hans Freiherr von Wangenheim, an den Reichskanzler Theobald von Bethmann Hollweg: „Die Austreibung der armenischen Bevölkerung aus ihren Wohnsitzen in den ostanatolischen Provinzen (…) wird schonungslos durchgeführt.“ Der damalige Innenministers Talaat Pascha hatte zuvor in einem Erlass angeordnet, was die Regierung des Osmanischen Reiches beschlossen hatte, nämlich ’alle Armenier, die in der Türkei wohnen, gänzlich auszurotten’. Und wenn die Regierung das beschließt, dann ist das Kriterium der Verfolgung durch den Staat erfüllt und Völkermord gegeben! Wenig später formuliert der Diplomat, der von dieser Anordnung nichts wusste, als Quintessenz seiner eigenen Beobachtung: ’Die Art, wie die Umsiedlung durchgeführt wird, zeigt, daß die Regierung tatsächlich den Zweck verfolgt, die armenische Rasse im türkischen Reich zu vernichten. … Wer nicht gleich einem der vielen Massaker zum Opfer fiel, wurde auf Todesmärschen Richtung Aleppo nach Süden geschickt, direkt in die leere Wüste. Es gab den ausdrücklichen Befehl, möglichst wenige überlebende ankommen zu lassen. Der Name des Wüsten-Todeslagers Deir es Zor hat für die Armenier eine ähnliche Bedeutung wie Auschwitz für die Juden. … ’Die armenische Frage ist erledigt’, erklärte Innenminister Pascha kalt gegenüber deutschen Diplomaten“ (HH Abendblatt 22.04.05). Und dann war der Beschluss des Deutschen Bundestages nach der Polemik des türkischen Ministerpräsidenten Erdogan „falsch und hässlich“?
Die Haltung der türkischen Regierung in der Armenienfrage wird aus dem Interview der WELT http://www.welt.de/print-welt/article682595/Wir_haben_keinen_Genozid_begangen.html 

mit dem Chefhistoriker der Regierung Erdogan deutlich :

"Wir haben keinen Genozid begangen" 

Ein Gespräch mit Hikmet Özdemir, dem Chefhistoriker der türkischen Regierung, zur Aufarbeitung des Völkermordes an den Armeniern

Özdemir äußert die Ansicht, die armenische Diaspora habe die Welt von der Genozid-These überzeugt. Da die Türkei diese Ansicht nicht teile, fordere sie eine offene, internationale Diskussion dieser Frage. Er bestreitet, dass es in der Türkei politischen Druck in der Armenier-Frage gäbe – obwohl kurz zuvor eine internationale Konferenz zu diesem Thema in Istanbul abgesagt worden war, nachdem der Justizminister sich in wüstesten Verbalattacken gegen die Organisatoren ergangen hatte. 

Er wirft dem Deutschen Bundestag vor, dass er, ohne die Türkei angehört zu haben, ein einseitiges Urteil gefällt habe. Die Genozid-These würde er nur dann akzeptieren, wenn jemand ein Dokument zeigen könnte, aus dem hervorgehe, dass die türkische Regierung die Vernichtung der Armenier beabsichtigte habe. Aber das Gegenteil sei der Fall, denn die Armenier hätten gegen die Türkei gekämpft und darum sei ihre Deportation aus rein militärischen Gründen notwendig geworden. Es gehe (angeblich) aus allen türkischen Dokumenten hervor, dass die Regierung um den Schutz der Zivilisten bemüht gewesen sei, „sogar die Vertreibung vom Winter auf den Frühling verschoben“ habe, um die Menschen zu schonen. Dass so viele starben, sei eine (reine) Folge der Kriegswirren, der Witterung, der primitiven Umstände gewesen, nicht aber beabsichtigter Genozid! 

DIE WELT hält dem Chefhistoriker der türkischen Regierung unter dem Verweis auf den Historiker Erich Zürcher viele andere entgegen, dass es zwei Operationen gegeben habe: Die Vertreibung, die für sich genommen noch nicht zum Völkermord führen musste, und eine verdeckte Operation der regierenden Jungtürken, die die Aufgabe hatte, die Vertreibung zum Todesmarsch zu machen. 

Özdemir verbeugt sich verbal vor allen armenischen Opfern, gibt aber zu bedenken, dass allein 1915 mehr als 102 000 Türken von Armeniern getötet worden seien; insgesamt belaufe sich die Zahl der türkischen Opfer auf 570 000. 
Was Erdogan und seine Regierungsmitglieder in ihrer Empörung über den "hässlichen" Beschluss des Deutschen Bundestages nicht so deutlich sagen können, sagen andere für sie:
Türkendemo Berlin Armenienfrage

Großkundgebung des Türkentums 

Türkische Nationalisten bereiten "Marsch auf Berlin" zu Ehren des Großwesirs Talat Pascha vor

von Mariam Lau

http://www.welt.de/print-welt/article199800/Grosskundgebung_des_Tuerkentums.html
Unter der Parole "Nimm deine Fahne, komm nach Berlin" hatte eine Gruppe türkischer Nationalisten für den 18. März 2006 zu einer Großdemonstration zu Ehren des Großwesirs Talat Pascha in der Bundeshauptstadt aufgerufen. Talat Pascha gehörte zu den Drahtziehern des Völkermords an der armenischen Bevölkerung im Osmanischen Reich 1915/16. Vor 85 Jahren war er von einem armenischen Studenten in der Nähe des Berliner Steinplatzes erschossen worden. 
Die türkischen Nationalisten fühlen sich von der Armenien-Resolution des Deutschen Bundestags und der Erwähnung des Völkermords in deutschen Schulbüchern provoziert. 
Dogu Perinçek, einer der Köpfe der Talat-Pascha-Bewegung, drohte auf einer Pressekonferenz in einem kleinen Schöneberger Restaurant: "Ich warne die deutsche Öffentlichkeit. Wenn wir vernichtet werden, werdet auch ihr vernichtet." Hätte es die Resolution nicht gegeben und die Schulbücher "mit diesen Lügen", wäre auch keine Demonstration nötig. 

Perinçeks „ideologisches Amalgam aus krudem Drittwelt-Sozialismus, türkischem Nationalismus und inzwischen sogar Islamismus ist … repräsentativ für die Stimmung, die auch hinter ’Tal der Wölfe’ steht. … Im Ersten Weltkrieg haben wir unser Vaterland verteidigt", erklärte Perinçek, die Armenier seien von den Imperialisten, dee "Super-Nato" der USA, benutzt worden. 
Auch Kenan Kolat, der Vorsitzende der Türkischen Gemeinde Deutschlands, äußerte die Auffassung, der Bundestag müsse seine Resolution zurückziehen. 

Den Aufruf zur Demonstration in Berlin haben unter anderem die regierungsnahe religiöse Organisation DITIB sowie die Türkischen Sozialdemokraten, ein Verein zur Förderung des Gedankenguts Kemal Atatürks und ein türkischer Elternverband unterzeichnet. 
Auch wenn die türkische Regierung jetzt nur demonstrieren ließ, so engagiert sie sich sonst sehr dezidiert, wenn in anderen Ländern vom „Völkermord an den Armeniern“ gesprochen wird: Die Brandenburgische Regierung, die in den Geschichtslehrplänen beispielhaft den Völkermord an den Armeniern behandeln lassen wollte, war unerklärlicherweise vor einem geharnischten Protest des türkischen Botschafters eingeknickt und hatte in einer Art Selbstzensur die Streichung der Erwähnung der Armenier zugesagt. Als daraufhin die armenische Botschafterin in Potsdam vorsprach, wurden die Armenier wieder erwähnt, allerdings nunmehr flankiert von der Erwähnung der Genozide in Kambodscha und in Ruanda.
Und das sind nicht die einzigen Interventionen der türkischen Regierung in Deutschland, wenn irgendwo der Völkermord an den Armeniern thematisiert wird: So musste „im Sommer 2004 nach türkischem Einspruch die Aufführung des Dramas Beast on the Moon von den 17. Europäischen Kulturtagen in Karlsruhe abgesetzt werden“ (DIE ZEIT: Wer am Leben blieb …). 

Ähnlich rigoros reagierte die Türkei, als die französische Nationalversammlung im Januar 2001 eine Deklaration verabschiedet hatte, die den Völkermord offiziell anerkannte. Die türkische Regierung zog vorübergehend „ihren Botschafter ab, rief zum Boykott französischer Produkte auf, stornierte Wirtschaftsaufträge an französische Unternehmen in Höhe von Hunderten Millionen Dollar.“

Das international isolierte, aber mit der Türkei militärisch zusammenarbeitende Israel verzichtete nach Drohungen aus der Türkei darauf, den Völkermord, wie geplant, in die israelischen Schulbücher aufzunehmen.

„In den USA brachte türkischer Protest im Jahre 2000 eine Resolution des Kongresses zu Fall, in der die Ereignisse von 1915 als Völkermord eingestuft werden sollten. Präsident Clinton intervenierte in letzter Minute »wegen bedeutsamer nationaler Interessen«. Die türkische Regierung hatte gedroht, die Luftwaffenbasis Inçirlik für die USA zu schließen.“, und den USA war das Verhältnis zu dem NATO-Partner Türkei, den die USA in die EU zu drängen bemüht sind, zu wichtig.
Auf dieser offiziellen politischen Linie der Türkei „Wir haben keinen Genozid begangen“ – obwohl an der Bochumer Ruhr-Universität 139 Lebensberichte von Überlebenden der Todesmärsche und damit Augenzeugen der begangenen Gräueltaten vorhanden sind, die das Gegenteil bezeugen, bezeugen, wie Menschen z.B. ohne Wasser und Nahrung nackend in die Wüste getrieben wurden, wie sie umgebracht wurden, wie Frauen die Bäuche aufgeschlitzt worden sind, weil man annahm oder sie durch Folter zu dem Eingeständnis gebracht hatte, dass sie Goldmünzen verschluckt hatten - auf dieser offiziellen politischen Linie der Türkei handeln dann die Staatsorgane der »Militärdemokratie« unterhalb der politischen Führung des Landes:

Türkisches Gericht klagt Pamuk
 an 

Dem Schriftsteller droht wegen einer Armenien-Äußerung Haftstrafe

von Boris Kalnoky

http://www.welt.de/print-welt/article162579/Tuerkisches_Gericht_klagt_Pamuk_an.html
Istanbul - In ihrem ehrgeizigen Streben, eines Tages zur europäischen Staatenfamilie gehören zu dürfen, macht die Türkei vieles eindrucksvoll richtig. Mancher Schritt geht freilich so arg daneben, daß selbst wohlgesinnte Beobachter Bauchgrimmen bekommen. Der bislang schrillste Mißklang ist die Entscheidung eines Istanbuler Staatsanwaltes, 
Der international anerkannteste Schriftsteller der Türkei, Orhan Pamuk, war vor einem Istanbuler Gericht wegen des Vorwurfs angeklagt worden, die "türkische Identität verunglimpft" zu haben, weil er öffentlich zu sagen gewagt hatte, in der Türkei seien 30 000 Kurden und eine Million Armenier getötet worden und niemand rede darüber. Ihm drohten damit sechs bis 36 Monaten Gefängnis. 

Die türkische Regierung bestreitet, dass eine Vorgängerregierung die Vernichtung der armenischen Zivilbevölkerung anordnet und organisiert habe, obwohl die Opfer ohne Verpflegung oder Infrastruktur bewusst in die Gluthölle der syrischen Wüste gebracht worden waren, wo sie dann zu Zehntausenden umgekommen sind. 

Seit Monaten läuft in der Türkei eine staatlich organisierte und koordinierte Kampagne in der Genozid-Debatte. Die Regierung hat erkannt, dass das internationale "Vorurteil", es habe einen Genozid an den Armeniern gegeben, potentiell zu großem politischen Schaden führen kann, und ist nun bemüht, die Initiative zu ergreifen, um die Genozid-These zu entkräften. In diesem Rahmen ist das Verfahren gegen Pamuk und vor einiger Zeit die Torpedierung der Historikerkonferenz zu sehen. 
„Pamuk sieht sich übrigens nicht nur juristisch unter Druck. Rechtsextreme Kreise wie die ’Idealisten’ (einst besser als ’Graue Wölfe’ bekannt), aber auch große Massenzeitungen wie ’Hürriyet’ beschimpfen ihn, ein ’Nestbeschmutzer’ zu sein, ein Schwarzmacher, ein Lügner, ein Untürke. Der Rufmord an Pamuk ist in den Massenmedien längst vollzogen. Der Schriftsteller, den schrille türkische Schreiberlinge schon so lange an den Pranger stellen, wird nun anläßlich seines Verfahrens erst recht öffentlichen Haßtiraden preisgegeben sein. Da kann man nur hoffen, daß nicht eines Tages die häufigen anonymen Drohungen wahr werden, er solle darauf achten, was er sagt, um nicht zu Schaden zu kommen. 

Die Europäische Union ihrerseits wird interessiert beobachten, wie ein Land, welches der europäischen Wertegemeinschaft angehören will, einen Schriftsteller verfolgt, der seine Meinung zu sagen wagt“ (DIE WELT 02.09.05).
Orhan Pamuk ist wegen seiner die Seele der Konservativen verstörenden Äußerungen – „Was Pamuk von sich gibt, ist ein Messerstich in den Rücken der türkischen Nation!“, so der Rechtsanwalt Kerinçsiz
, Mitglied der ultrarechten „Partei der nationalistischen Bewegung“ MHP, der Pamuk angezeigt hat und den Prozess gegen ihn forcierte - über die Ermordung von 30.000 Kurden und 1.000.000 Armenier, aber auch, weil er darüber hinaus zu sagen gewagt hatte, dass weniger die Islamisten und mehr die Militärs eine Gefährdung der Demokratie in der Türkei darstellen, wegen Verstoßes gegen den »Gummiparagrahen« § 301 türkisches Strafgesetzbuch "Herabsetzung des Türkentums, der Republik und der Nationalversammlung" nach der Entscheidung des zuständigen Richters nach dem zur Zeit der Begehung geltenden alten Strafrecht angeklagt worden. 
Nach diesem alten Recht ist aber eine Genehmigung des türkischen Justizministers unabdingbare Prozessvoraussetzung. Die lag jedoch zu Prozessbeginn nicht vor, weil die Justiz diesen Antrag bis zum Prozesstermin am 16.12.05 noch gar nicht eingereicht hatte. Darum war auf Februar umterminiert worden. 
Ebenfalls nach diesem Gummiparagraphen 301 „Beleidigung/Erniedrigung des Türkentums“ des für den EU-Beitritt reformierten türkischen Strafgesetzbuches war im Oktober 2005 der sich zur Armenierfrage geäußert habende armenische Journalist und Chefredakteur der armenisch-türkischen Wochenzeitung „Agos“, Hrant Dink, zu sechs Monaten auf Bewährung verurteilt worden. Im Mai 2006, vier Tage nach Überreichung des Henri-Nannen-Preises für Pressefreiheit für diesen journalistischen Mut, wurde er angeklagt, dass er die türkische Justiz habe beeinflussen wollen: Dink hatte aber nur seine Verurteilung kritisiert. Das ertrug die türkische Justiz nicht. Selbst türkische Blätter wandten sich gegen das Verfahren. „Während er in Deutschland für Pressefreiheit geehrt wird, soll er in der Türkei verurteilt werden“, schrieb dazu das türkische Magazin „Aktüel“ (STERN 24.05.06). Dink ist dann in letzter Instanz von dem obersten türkischen Gerichtshof der Türkei zu sechs Monaten Haft auf Bewährung verurteilt worden, weil er in seinem Artikel von dem „vergifteten Blut“ zwischen Türken und Armeniern geschrieben und damit „ohne Zweifel“ das Türkentum erniedrigt habe. „Groteskerweise kam das Gericht zu dem Schluss, er habe behauptet, türkisches Blut sei vergiftet. Sogar der Staatsanwalt hatte Freispruch gefordert“ (STERN 20.07.06). Die Zeitspanne der Bewährungsstrafe hat Dink dann nicht mehr überlebt: Wegen seiner kritischen Haltung ist er am 19.01.07 vor dem Gebäude seiner Redaktion durch einen Anschlag ermordet worden. In Medien haben sich rechtsgerichtete türkische Kreise ein Bild von Dinks Leiche publiziert und als Text geschrieben: "Wenn einer das Vaterland verrät, dann ist er erledigt. Die türkische Nation duldet keine Erörterung der Armenierfrage!"
Nach der Ermordung Dinks ist Pamuk von denselben Kreisen bedroht worden, die für Dinks Ermordung verantwortlich gemacht werden. Hintergründe zu dieser Bedrohung, die ein Schlaglicht auf die türkische Gesellschaft werfen, werden in dem Artikel der WELT 01.02.2007
Türkei

Warum Nobelpreisträger Pamuk um sein Leben fürchten muss 

Nach massiven Drohungen gegen ihn sagt der Schriftsteller einen geplanten Deutschland-Besuch ab. Seine Bedenken und der Mord am Journalisten Hrant Dink zeigen, welch feindlichem Klima kritische Stimmen in der Türkei ausgesetzt sind.

Von Boris Kalnoky
http://www.welt.de/print-welt/article715894/Warum_Nobelpreistraeger_Pamuk_um_sein_Leben_fuerchten_muss.html
dargestellt. 
Pamuk hatte in Berlin die Ehrendoktorwürde der Freien Universität erhalten und danach in mehreren anderen deutschen Städten aus seinen Werken lesen sollen. Wegen erhaltener Attentatsdrohungen, u.a. von Yasin Hayal, der gestanden hatte, die Ermordung des armenischstämmigen Journalisten Hrant Dink in Istanbul organisiert zu haben, hatte er die geplante Vortragsreise abgesagt.
Dinks geplante Ermordung war der türkischen Polizei schon ein Jahr zuvor bekannt gewesen. Er war dann von einem 17-jährigen Arbeitslosen erschossen worden, der von Hayal Geld und die Tatwaffe erhalten hatte. In Pamuks Gerichtsverfahren war dann Veli Kücük erschienen, der in der Türkei als Inbegriff des "tiefen Staates" gilt, „worunter man ein undurchdringbares Geflecht von Sicherheitskräften, Justiz, Verwaltung und organisiertem Verbrechen versteht - ein Milieu, in dem angeblich ’Staatsinteressen’ notfalls durch Mord gewahrt werden, wenn die Politik vermeintlich versagt.“
An den wiedergegebenen kritischen Äußerungen über die "tief gestaffelten Staatsorgane" scheint etwas dran zu sein, denn im November 2005 haben zwei türkische Gendarmerieoffiziere und ein Polizeispitzel als Teil des „tiefen Staates“, einer zumindest geistigen Allianz aus Militärs, Sicherheitskräften, Geheimdienstlern, Mafiosi, Richtern und hohen Militärs, in der Stadt Semdinli im kurdischen Südosten des Landes in einer Bücherei namens „Hoffnung“ Bomben gezündet, die einen Menschen töteten, um das Land durch ethnische Unruhen zu destabilisieren, eine Hetzkampagne gegen Kurden in Gang zu setzen und vermutlich auch, um das Land durch die anzuzetteln versuchten Unruhen für einen EU-Beitritt zu disqualifizieren! Im Südosten des Landes lieferten sich 2006 Kurden mit türkischen Sicherheitskräften die schlimmsten Straßenschlachten seit mehr als zehn Jahren (SPIEGEL ONLINE 17.04.06).
Beitrittsbefürworter kämpfen für den EU-Beitritt der Türkei, damit diese Kräfte neutralisiert werden:

Türkei

Kommentar: Die leise Stimme der Vernunft 
http://www.welt.de/print-welt/article715902/Kommentar_Die_leise_Stimme_der_Vernunft.html
Kommentar in DIE WELT 01.02.2007

Es gebe den Kampf der Kulturen, der den türkische Literaturnobelpreisträger Orhan Pamuk aus Angst vor Gewalt zum zweiten Mal eine geplante Deutschlandreise hat absagen lassen.

Die Identitätsprobleme der Türkei seien die Folie fast aller seiner Werke: Die schwierige Mittelexistenz zwischen Orient und Okzident ist ein zentrales Thema Pamuks. (Nach der Auszeichnung mit dem Literaturnobelpreis verstieg sich Pamuk in einem Interview bei SPIEGEL ONLINE am 04.05.07 über die von ihm bisher empfundene Mittelexistenz hinausgehend sogar zu der Behauptung: „Die Türkei ist ein Teil Europas.“ Wenn er da man nicht irrt!) Und weil er ein Mittler zwischen den Traditionen der beiden Welten sein will, hat er lange schon Anstoß erregt, denn er habe sich als Bürger nie gescheut, „die national-kollektivistischen Mythen des türkischen Staates als das zu bezeichnen, was sie sind: Verzerrungen der Geschichte im Namen einer herrischen Staatsräson. Er hat den Mord an den Armeniern Mord genannt, er hat den Umgang des Staates mit seinen Kurden kritisiert und er hat nach der Ermordung des Journalisten Hrant Dink von einer Mitschuld der gesamten Gesellschaft gesprochen. In seiner leisen, entschiedenen Art hat er immer wieder festgestellt, dass die - von weiten Teilen der Bevölkerung getragene - nationalistische Selbstglorifizierung der Türkei nicht zu ihrem Wunsch passt, zu Europa zu gehören.“ 

In der Türkei sei einst der Nationalismus von einer modernistisch orientierten Elite zu einer Art Staatsreligion erhoben worden, die im Zweifelsfall höchst militant werden könne. Dem stehe ein kräftiger, neu erblühter Islamismus gegenüber, der in gleicher Weise zur Militanz neige. Zwischen beiden eingeklemmt, habe die bürgerliche Vernunft nicht viel zu melden. Denn sie sei im lauten Kampf der Kulturen eine leise Stimme. 

„Klar, dass bei einer solchen gesellschaftlichen Situation türkische Demokraten ihre Hoffnung auf eine EU-Mitgliedschaft setzen – genau so wie marokkanische, algerische, tunesische und syrische Demokraten zur Verbesserung der demokratischen Situation in ihrem jeweiligen Land.“
Mich stört an dieser Argumentation die Zumutung, dass wir Europäer – würde man der Argumenta​tionslogik pro Aufnahme der Türkei in die EU zwecks Demokratisierung der türkischen Gesellschaft folgen – die Verpflichtung haben sollen, praktisch den gesamten nahen und fernen Osten und die meisten Staaten Afrikas in die EU aufzunehmen, damit die jeweiligen Gesellschaften demokratisiert werden: Das kann nicht das Ziel der Vereinigung europäischer Staaten zur EU sein! Wo sollte die Abgrenzung zu z.B. Marokko, Tunesien,  dem Libanon, Syrien und Israel erfolgen: Alles Staaten, deren Mitgliedschaft schon in der politischen Diskussion angedacht worden ist, die teilweise schon diesbezüglich vorgefühlt oder sich gar teilweise schon um eine EU-Mitgliedschaft beworben haben. Da Türken, Marokkaner, Tunesier und Syrer aber allesamt keine Europäer sind, dürfen die Asiaten und Afrikaner nicht in die Europäische Union aufgenommen werden!

Wo bliebe da die mühsam zu belebende europäische Identität; und ohne eine verbindende Identität hat keine Gemeinschaft Bestand!
Nach Pamuk wurde die Autorin Ipek Calislar wegen "Beleidigung des Türkentums" angeklagt, weil sie in ihrer Biografie der ersten Ehefrau von Mustafa Kemal Atatürk den Staatsgründer der Türkei dadurch in seiner Ehre gekränkt habe, dass sie in einem Kapitel ihres Buches die historisch belegte Flucht Atatürks aus dem Präsidentenpalast beschreibt. Sie schrieb, der Staatsgründer habe ein Attentat befürchtet und sich daher mit einem Tschador, einem Ganzkörperschleier, als Frau verkleidet. Das brachte einen Leser auf die Palme - Atatürk hätte so etwas nie getan – und auf seine Anzeige hin leitete die Staatsanwaltschaft ein Verfahren gegen die Autorin ein. Aus läppischen Anlässen, die in westlichen Ländern höchstens eine Diskussion unter Historikern als Strohfeuer entflammen würden, werden in der Türkei nach diesem ominösen § 301 "Beleidigung des Türkentums" Leute verfolgt und mit bis zu vier Jahren Haft bedroht!

Auch das Atatürk ein armenisches Mädchen als Adoptivtochter aufgenommen hat, darf in der Türkei nicht gesagt werden.

1.8 Aufgedrängte Mitgliedschaft der Türkei in der EU wegen strategischer Interessen der USA trotz Integrationsunwilligkeit der Mehrheit der hier lebenden Türken auf Grund ihrer nicht europakompatiblen Wertvorstellungen und der Lehren des Korans
Eine Mitgliedschaft der Türkei in der EU wurde und wird sehr stark von den USA aus deren geostrategischen Interessen heraus von konservativen Amerikanern »gepuscht«. Durch massive Intervention der USA wurde der NATO-Partner Türkei den Europäern als potentieller Beitrittspartner aufgedrängt; dazu fällt mir als Jurist sofort die zivilrechtliche Kategorie einer von Gerichten immer abgelehnten „aufgedrängten Bereicherung“ ein! Und empören muss die Europäer, dass laut einer Nachricht im DLF der Türkei anlässlich des zweiten Irak-Krieges 2003 von den USA unverschämterweise eine Mitgliedschaft in der EU versprochen wurde, um sie in den Krieg gegen den Irak Saddam Husseins zu locken. 
[Es wurde in Europa allgemein als politische Reife gewertet, dass sich das türkische Parlament von diesem Versprechen nicht hatte locken lassen, wurde aber auch als dessen Rücksichtnahme aus religiösen Gründen auf das »islamische Brudervolk« der Iraker gesehen! Dass dann am 04.07.03 US-Soldaten am us-ameri​kani​schen Nationalfeiertag im Nordirak nahe der Stadt Süleymaniye in ihrer schon fast grenzenlosen chauvinistischen Ignoranz allem Nicht-US-Amerikanischem gegenüber – „Warum hassen sie uns?“ – einen türkischen Stützpunkt einnahmen, zehn türkische Offiziere einer Eliteeinheit verhaftet – was hatten die aber im Nordirak zu suchen, waren die schon ein Vorauskommando zur Planung eines Einmarsches türkischer Truppen in irakisches Kurdengebiet, weil die USA die Sorgen der Türkei wegen der PKK-Rückzugsgebiete im Norden des Irak schlicht ignorierten, oder hatten sie »nur« als Kommandounternehmung einen Anschlag auf einen ihnen missliebigen Kurdenführer geplant??? –, ihnen Kapuzen über den Kopf gestülpt und sie so dann gefangen gesetzt hatten, wurde von der türkischen Öffentlichkeit als Bestrafungsaktion für den die Unterstützung verweigernden Parlamentsbeschluss empfunden – was es ja vermutlich auch mit sein sollte – und führte zu einer Entfremdung zwischen den USA und der Türkei, deren Folgen letztlich noch gar nicht abzusehen sind. (Ministerpräsident Erdogan sprach 2007, als er sich von den USA noch mehr enttäuscht gefühlt hatte, von dem "angeblichen" Verbündeten USA.) Von der Türkei werde immer erwartet, mit Truppen und Landerechten auszuhelfen, aber als Partnerin konsultiert werde sie nicht, lautet eine der Beschwerden der traditionell prowestlich eingestellten Militärs. Die Türkei litt an einer von ihr so interpretierten Ungleichbehandlung, denn sie mache doch nur das, was die Israelis, von den USA gebilligt, im Libanon vorexerzierten. Die türkische Armee und »die Türken« fühlten sich durch die Militäraktion der USA gegen ihre Eliteeinheit - völlig zu Recht - in ihrer Ehre verletzt; was wiederum den ungeheuren Erfolg des auf diesem als „Sack-Affäre“ bekannt gewordenen Vorfall basierenden äußerst kruden türkischen Films „Im Tal der Wölfe“ in der Türkei und unter der türkischstämmigen Bevölkerung der Bundesrepublik Deutschland erklärt: Der mit 10 Mill. $ teuerste türkische Film aller Zeiten, in dem alles Türkisch-islamische verherrlicht und alles andere (insbesondere Westliche, Christliche, Jüdische) verteufelt wird, streichelt die chauvenistisch-türkisch-islamische Seele sehr vieler Türken – wie Rambo-Filme viele us-amerikani​sche Seelen, wenn der Einzelkämpfer nachträglich ganz alleine den Vietnam-Krieg gewinnt. Der türkischstämmige Europaparlamentsabgeordnete Özdemir erklärte in einem Beitrag für den SPIEGEL am 16.02.06 die Darstellung der erfundenen(!) filmischen Geschichte, wie ein türkischer Geheimdienstoffizier die Gefangennahme der zehn türkischen Elitesoldaten räche, für unerträglich. Der Ehrenvorsitzende der liberalen türkisch-deutschen Vereinigung, Mehmet Daimagüler, bezeichnete ein Verbot als kontraproduktiv. Er sei aber besorgt, dass so viele "türkische Familien in die Kinos pilgern". In der Türkei forderte die Vorsitzende des Kinderschutzvereins "Cocuk-Der" den sofortigen Stopp des Films und erstattete Strafanzeige bei der Staatsanwaltschaft.] 
Unverschämt wäre es, wenn die USA – wie vom DLF gemeldet - Versprechungen zu Lasten Dritter gemacht haben sollten, denn sie haben die sich daraus ergebenden Probleme ja nicht auszubaden. Die USA aber würden es sich höchlichst verbitten, wenn die EU Puerto Rico eine Angliederung an die USA als Bundesstaat verspräche, geschweige denn Mexiko, um so die mexikanischen Wirtschaftsprobleme, insbesondere das von deren Wanderarbeitern, auf diese Weise zu lösen! 
Der Vergleich des Verhältnisses der Türkei zur EU mit dem Verhältnis Mexikos zu den USA liegt aus mehreren Gründen sehr nahe: Beide Male macht das Wohlstandsgefälle zu schaffen, das zu Immigrationsbestrebungen in das besser gestellte Land führt. Beide, Mexiko in Bezug auf die USA und die Türkei in Bezug auf die EU, üben nicht nur durch illegale Einwanderungsversuche einen enormen demografischen Druck auf die Gesellschaft des Nachbarlandes aus, sondern auch durch die entstandenen Parallelgesellschaften, da viele der meist legal Eingewanderten nicht bereit sind, sich zu assimilieren oder gar zu integrieren. In einigen südlichen Staaten der USA wurden schon politische Bestrebungen unternommen, Spanisch als zumindest zweite Amtssprache zu erklären, das in der Verfassung des jeweiligen Bundesstaates abzusichern und die Nationalhymne in spanischer Version zu singen! Das haben die USA wegen der dadurch entstehenden politischen Spannungen bisher nicht zugelassen; und das katholische Mexiko steht den religiös protestantisch-bigott frömmelnden USA kulturell wesentlich näher als der EU die islamische Türkei – oder viele der in Deutschland lebenden Türken mit ihrem religiös geprägten Politikverständnis z.B. der »Grauen Wölfe« von Milli Görüs, die sich jetzt „Idealisten“ nennen, ein Politikverständnis, das der (islamischen) Religion einen viel größeren Einfluss auf die Politik zugesteht oder ihr gar zuweist, und einem Gesellschaftsverständnis mit im Extremfall sich dann teilweise frauenmordend auswirkenden kulturell geprägten teilweise aberwitzigen Ehrvorstellungen! 

Um zu verdeutlichen, was gemeint ist, sei aus einer beliebigen Zeitung ein x-beliebiger Artikel zu der Pro​blematik des Zusammenlebens – und der auf den Lehren des Korans in Sure 5/51: "Nehmt euch nicht Juden und Christen zu Freunden" und Sure 8/55: "Als die schlimmsten Tiere gelten bei Gott die Ungläubigen" teilweise religiös gegründeten Integrationsunwilligkeit – vieler zumeist konservativer bildungsferner bis -un​williger Türken in Deutschland aus dem fundamentalistischen Dunstkreis von Milli Görüs herausgegriffen, deren Integration nach der von der Fraktionsvorsitzenden der Grünen, Künast, auf dem Bundesparteitag ihrer Partei im September 06 vertretenen Meinung nicht denkbar sei, wenn die Türkei nicht in die EU aufgenommen werde; eine Position, die aber selbst in ihrer teilweise dem Multi-Kulti-Überschwang verpflichteten Partei keine einheitliche Zustimmung fand. 
Die in dem Artikel geschilderten Verhältnisse könnten in anderen Artikeln anderer Zeitungen aus anderen (Groß-)Städ​ten Deutschlands genau so berichtet werden, und werden es wohl auch. So ein auf die Alltagsmühsal der großenteils erfolglosen Integrationsbemühungen eingehender Artikel fand sich im Hamburger Abendblatt vom 29.12.03. In ihm heißt es unter der Überschrift „Schwimmen – für Mädchen verboten“ u.a.:.
„Veddel / Die Schule am Slomanstieg hat einen Ausländeranteil von 80 Prozent. Lehrer kämpfen um Integration – häufig vergebens. Die Jungen dürfen am Schwimmunterricht teilnehmen, die Mädchen nicht. Sie sitzen am Beckenrand. Die Väter wollen es so. Ihre Töchter sollen keine nackte Haut zeigen. Die Mädchen müssen Kopftücher tragen, auf Klassenfahrten dürfen sie nicht – sie könnten sich mit den Jungs treffen. Alltag an der Grund- und Hauptschule Slomanstieg. An einer Schule auf der Veddel mit einem Ausländeranteil von 80 Prozent. Ein Brennpunkt, an dem Welten aufeinander treffen: Christentum auf Islam, abendländisches Bildungssystem auf Werte aus dem Morgenland. ... Die meisten einheimischen Eltern ziehen weg, wenn ihre Kinder ins schulpflichtige Alter kommen. ... Das Sprachproblem ist in den Griff zu bekommen, die Kulturunterschiede nicht. ... Es ist die Einstellung vieler - vor allem muslimischer - Eltern, die den Pädagogen das Leben schwer macht: ’Wir haben große Schwierigkeiten, den Wert von Bildung und Schule zu vermitteln ... Das Grundpro​blem sind die unterschiedlichen Wertvorstellungen. Es gibt Menschen, die den Islam so auslegen, dass sie mit unseren Werten in Konflikt geraten. ... Sie leben ihren Glauben anders aus als in der Türkei selbst.’ ... Was für die meisten Hamburger Mädchen selbstverständlich ist, ist für die muslimischen Teenager auf der Veddel ein Problem. ... Kopftücher tragen hier fast alle Mädchen. ‚Dabei ist das in der Türkei verboten’ ... ‚Deutschland ist das islamischste Land, das ich kenne. Hier kann ich meine Religionsfreiheit besser ausleben als in der Türkei, im Iran oder in Saudi-Arabien’, sagte Ahmed Yazici, Vorsteher der islamischen Gemeinde auf der Veddel, gegenüber dem NDR (in der viel beachteten Reportage ‚Nix Deutsch – Eine Schule kämpft für Integration’ von Rita Knobel-Ulrich). In Hamburgs Pro​blemstadtteil haben Männer wie Ahmed Yazici das Sagen. ... Ahmed Yazici ... akzeptiert das deutsche Grundgesetz – nicht aber die Lehrpläne in den Schulen.“ 

Mit dem Hinweis auf die tolerante Haltung der Deutschen und des Grundgesetzes hinsichtlich der Religionsfreiheit hat der Imam der Veddeler Gemeinde Recht. Religiös-konservative Türken sagen unumwunden: „Deshalb sind wir ja nach Deutschland gekommen, damit wir hier unsere Religion richtig leben können.“ 

Eine so umfassende Religionsfreiheit gibt es in der Türkei nicht:

Türkei: Kopftuch chancenlos

ISTANBUL afp [image: image2.png]


Das türkische Verfassungsgericht hat die islamisch geprägte Regierung von Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan vor dem Versuch gewarnt, das Kopftuchverbot durch Gesetzesänderungen auszuhebeln. Ein solcher Versuch würde gegen das Prinzip des Laizismus und gegen die Verfassung verstoßen, sagte Gerichtspräsident Mustafa Bumin türkischen Medien zufolge gestern in Ankara. Kopftücher sind in öffentlichen Einrichtungen und in Universitäten der Türkei streng verboten. Erdogan hatte im Wahlkampf versprochen, das Kopftuchverbot lockern zu wollen. Ohne Erdogans Regierungspartei AKP beim Namen zu nennen, sagte Bumin, mit entsprechenden Initiativen werde versucht, die Religion für politische Zwecke auszunutzen. taz 26.04.05
Hinsichtlich des koedukativen Sportunterrichts und insbesondere des Schwimmunterrichts scheint sich – zumindest in Hamburg - eine vorsichtige Richtungsänderung anzudeuten. Das Verwaltungsgericht Hamburg scheint die bisherige Rechtsprechung zu dieser Problematik in Richtung auf mehr Integration hin aufweichen zu wollen: 

„Muslimin (9) muß am Schwimmen teilnehmen

Urteil: Politiker aller Parteien begrüßen Entscheidung des Hamburger Verwaltungsgerichts.

http://www.abendblatt.de/daten/2005/04/20/423767.html
Das Verwaltungsgericht Hamburg hat laut einem Bericht des Hamburger Abendblattes vom 20.04.05 entschieden, dass ein neun Jahre altes Mädchen pakistanischer Herkunft am Schwimmunterricht in der Schule zusammen mit Jungen teilnehmen müsse. In dem Streit zwischen Bildungsbehörde und strenggläubigen Muslimen ist es das erste Urteil für ein Kind dieser Altersgruppe. Gegen die Entscheidung des Verwaltungsgerichts haben die Eltern des Mädchens sofort Beschwerde beim Oberverwaltungsgericht eingelegt. 
Die Eltern, die der Glaubensrichtung der Ahmadiyya angehören, die Ende des 19. Jahrhunderts in Indien entstand ist, hatten die Teilnahme ihrer Tochter am Schulschwimmen mit der Begründung verweigert, dass das nach ihrer Religion eine Sünde sei. Das Tragen von Badekleidung widerspreche den Vorschriften des Islam. 
Das Verwaltungsgericht hat in seiner bahnbrechenden Entscheidung deutlich gemacht, dass die Schulpflicht das Schulschwimmen umfasse. In der Abwägung zwischen dem Erziehungsauftrag des Staates und der Religionsfreiheit gebühre dem schulischen Erziehungsauftrag der Vorrang. Der Sportunterricht erfülle dabei wichtige Erziehungsaufgaben. Der gemeinsame Unterricht von Jungen und Mädchen diene auch dazu, die Gleichberechtigung von Mann und Frau zu verankern. 

Das Verwaltungsgericht lavierte mit seiner Entscheidung zwischen den bisher ergangenen gegenteiligen Entscheidungen, indem es darauf verwies, dass das Mädchen erst neun Jahre alt sei, die Bekleidungsvorschriften des Korans aber nicht für Mädchen vor der Geschlechtsreife gelten würden. So befand es sich weiterhin im Einklang mit der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts, das zugunsten der Familie eines älteren muslimischen Mädchens entschieden hatte, das vom Schwimmunterricht befreit worden war. 

Zu Beginn des Schuljahres hatten sich die Eltern geweigert, ihr Kind am Schwimmunterricht der dritten Grundschulklasse teilnehmen zu lassen. Gespräche der Schulleitung und von Mitarbeitern der Beratungsstelle REBUS mit den Eltern waren erfolglos verlaufen. Schließlich hatte die Behörde ein Bußgeldverfahren eingeleitet, dass vor dem Verwaltungsgericht mit der Klage bisher erfolglos angegriffen worden war. 

„In der Abwägung zwischen dem Erziehungsauftrag des Staates und der Religionsfreiheit gebühre dem schulischen Erziehungsauftrag der Vorrang.“ Das sind wahrlich neue Töne! Ob das BVerfG, das letztlich über die Teilnahmeverpflichtung am Sportunterricht als Ausfluss des Erziehungsauftrags des Staates in Abwägung zur Religionsfreiheit verbindlich wird urteilen müssen, das genau so zu sehen vermag, steht dahin!

Die Abwägungen des BVerfGs sind oft nicht vorhersehbar und seine Entscheidungen nicht immer nachvollziehbar!

Die geschilderten gesellschaftlichen und insbesondere die schulischen Zustände sind keine Hamburger Spezialität wie meinetwegen Labskaus. Solche Zustände finden sich in der ganzen Welt überall dort, wo wegen der Integrationsunwilligkeit und/oder -unfähigkeit Parallelwelten entstehen, bei uns halt türkische Parallelwelten. Die SZ vom 13.11.04 griff diese Problematik in ihrem Artikel
Organisierte Verweigerung

Viele Muslime lehnen Bemühungen um Integration ab – Gefahr einer islamischen Parallelgesellschaft. 
Von Annette Ramelsberger 

http://www.sueddeutsche.de/ausland/artikel/908/42866/
auf, indem sie Artikel  der  Zeitschrift Milli Gazete, die der islamistischen türkischen Massenorganisation Milli Görüs mit ihren 27.000 Mitgliedern nahe steht, analysiert. 

Da heißt es etwa: „Dutzende von perversen Institutionen, allen voran Juden- und Christenkomitees, lauern nur auf eine günstige Gelegenheit, um uns unsere Kinder abspenstig zu machen. Werfen wir unsere Kinder jenen verirrten Ungeheuern nicht zum Fraß vor!“  

In einem anderen Artikel warnt ein Milli Görüs nahe stehender Imam seine Glaubensgenossen davor, sich ins Feindesland der Christen vorzuwagen. Muslime sollten nicht unter Deutschen, sondern sich abschotten und in der Nähe von Moscheen leben.
Lehrer und Sozialarbeiter registrieren, wie sich muslimische Familien aus dem Zusammenleben mit Deutschen zurückziehen. Sie beklagen, dass türkische Mädchen immer seltener an Klassenfahrten teilnehmen dürfen und Kinder immer dann krank werden, wenn Sexualkunde auf dem Lehrplan steht. Im Sommer waren nach Auskunft des Berliner Ausländerbeauftragten allein in Kreuzberg 70 Mädchen vom Biologie- oder vom Sportunterricht abgemeldet.  

Der leise Rückzug, der zur Verweigerung werden könne, gebe Anlass zur Sorge. Seit einigen Jahren beobachte die in Kreuzberg arbeitende eingedeutschte Diplom-Pädagogin Alev Kubat-Celik, wie junge Türken und Araber plötzlich von „den Deutschen“ reden, als sprächen sie von Gegnern. „Die ausländischen Familien schotten sich ab, wir bekommen keinen Zugang mehr“, sagt Kubat-Celik. Schon Kleinkinder gingen jetzt in die Koranschulen und Grundschüler fasteten im Ramadan.  

Weil viele Grundschulen in deutschen Großstädten einen Ausländeranteil von teilweise 80, 90, manchmal 100 Prozent haben, werde Integration fast unmöglich. Deswegen wird die Sprachfertigkeit der ausländischen Kinder immer geringer. 
An der nach dem Hilferuf der Lehrer bundesweit bekannt gewordenen Rütli-Hauptschule in Neukölln wurden seit mehr als zehn Jahren keine Klassenfahrten mehr veranstaltet, weil die Eltern sich weigern, ihre Kinder mitzuschicken. 
Die Verweigerung türkischer Eltern wird nach Erkenntnis der SZ mittlerweile oft regelrecht organisiert. An Schulen kursieren vorgedruckte Entschuldigungszettel mit Hinweisen auf entsprechende Urteile, auf denen türkische Eltern nur noch den Namen ihres Kindes einsetzen müssen. 
DIE WELT fasst zusammen:
„Dafür, daß die türkischen Kinder am schlechtesten abschneiden, haben Soziologen eine einfache Erklärung: Sie bilden mit 1,88 Millionen die größte ausländische Bevölkerungsgruppe in Deutschland (25,6 Prozent). Wenn eine ethnische Gruppe relativ groß ist, ist weltweit der gleiche Effekt zu beobachten: Die Gruppe schließt sich zusammen, interethnische Kontakte nehmen ab, mit entsprechenden Folgen für den Spracherwerb. Die große linguistische Differenz zwischen deutscher und türkischer Sprache kommt noch hinzu.“

DIE WELT 26.02.06

Für diese fehlende Integrationswilligkeit und -bereitschaft scheinen konservativ geprägte Türken ihre Religion als Begründung in Anspruch zu nehmen. Der in Ankara geborene und in Berlin lebende Schriftsteller und Publizist Zafer Senocak analysierte am 10.11.04 nach dem Mord an dem niederländischen Filmemacher van Gogh in „DIE WELT“: 

„Nach der islamischen Tradition hat sich ein Muslim, der außerhalb der islamischen Welt lebt, grundsätzlich an die Gesetze seines Gastgeberlandes zu richten. Doch viele Muslime in Europa orientieren sich zunehmend weniger an den Gesetzen der demokratischen, pluralistischen Gesellschaft. Sie fühlen sich ja auch nicht mehr als Gäste, sondern als Mitglieder einer Minderheit, die verbissen um ihre Rechte streitet. 

Dieses neue Selbstbewußtsein der Muslime führt keineswegs zu der erwünschten gesellschaftlichen Integration, sondern in den direkten Konflikt mit der Mehrheitsgesellschaft. Denn nicht selten nutzen radikale Muslime die Toleranz und die Werte- und Meinungsfreiheit aus, um letztendlich dagegen zu agieren. Ein solches Verhalten muß unterbunden werden, wenn wir unsere Demokratien erhalten wollen. Wer seinen Töchtern eine rigide Sexualmoral aufzwingt, die immer das weibliche Geschlecht benachteiligt, kann sich nicht auf demokratische Grundrechte berufen. Wer die Freiheit der Meinung und des künstlerischen Ausdrucks einschränken möchte, ist ein Feind der offenen Gesellschaft. Europa kann und sollte nicht die mühsam errungenen Werte der Aufklärung einem falsch verstandenen Toleranzbegriff opfern. …“

In diesem Zusammenhang der Kommentierung der Ermordung van Goghs kann auf ein Zitat aus einer Publikation von „Vakit“, der deutschen Ausgabe der türkischsprachigen Tageszeitung „Anadoluda Vakit“, der Stimme Anatoliens, verwiesen werden:

„Nicht alle Tötungsdelikte sind auch Morde. Angreifer, Besatzer und Provokateure sollten in den Filmen, die sie drehen, in Büchern, die sie schreiben, und in Kolumnen, die sie verfassen, darauf achten, dass die Geduld der Menschen … eine feine Grenze hat. … Es gibt etwas wie legale Selbstverteidigung“ (STERN 18.11.04). 

Wer so das Abstechen und anschließende Durchschneiden der Kehle eines Islamkritikers zu rechtfertigen sucht, hat in unserem Land nichts zu suchen! Solche Türken sind uns zu kulturfern. Keine Toleranz gegenüber den Redakteuren und Abonnenten solcher Pamphlete!  

Die Deutschen seien aber zu „multi-kulti-tolerant“, warf ihnen der Islamwissenschaftler Bassam Tibi am 10.12.06 in DIE WELT vor; so übertolerant, dass er Deutschland nach seiner Pensionierung enttäuscht verlassende und in die USA gehende werde:
„Als der Filmemacher Theo van Gogh in Amsterdam unter dem Vorwurf des Unglaubens von einem global vernetzten Islamisten (keinem Einzeltäter, wie deutsche Feuilletonisten mildernd schrieben) öffentlich hingerichtet wurde, befestigte der Mörder Mohammed Bouyeri mit seinem Messer einen Brief an der Leiche mit der Warnung: "Europa, jetzt bist Du dran". In den Niederlanden erwachte die ganze Nation und revidierte ihre bisherige multikulturelle, wertebeliebige Gesinnungsethik. Und in Deutschland? Deutschlands Intellektuelle verraten Europa. Das sage ich als Araber, der aus dem islamischen Orient voller Bewunderung nach Deutschland kam.“ 

Im Übrigen: Die Beurteilung des Vorstehers der islamischen Gemeinde, dass Muslime ihre Religionsfreiheit in der Bundesrepublik Deutschland wesentlich geschützter ausleben können, als in der Türkei, stimmt: In der Türkei z. B. dürfen Predigten nur fünf Minuten dauern. In dieser knappen Zeit wird der Text vorgelesen, den das Religionsministerium vorgegeben hat: für alle Moscheen! Kopftuchtragen wird in der Türkei wesentlich rigider reglementiert als bei uns.
Die Parallelwelten entstehen und existieren nicht nur in der Bundesrepublik. Es sind wenigstens aus islamisch dominierten Vorstädten in Frankreich Fälle publik geworden, dass streng muslimische Mütter ihre (angeblich) »wilden« Töchter, die einen Jungen ein paar Sekunden zu lange angeschaut, gar mit ihm gesprochen, geschweige denn mit ihm geflirtet haben, nicht nur damit bedroht haben, dass sie fünf Kerle holen würden, damit diese die nach den überzogenen Maßstäben der Familienehre »ehrvergessene« Tochter zur Strafe vergewaltigen, sondern diese Drohung auch in die Tat umgesetzt haben. „Die Familienväter in den Einwandererfamilien verloren mit dem Arbeitsplatz nicht nur ihren Job. Sie büßten auch ihre Autorität in der Familie ein. Ihren Platz haben die ältesten Söhne eingenommen. Auch sie finden zwar auf dem offiziellen Arbeitsmarkt keinen Job. Doch in ’Parallelökonomien’ - sprich durch Autodiebstahl und Drogenhandel - erwirtschaften sie nun das Familieneinkommen. Mit der so errungenen Autorität zwingen sie ihrem sozialen Umfeld die eigenen konservativen Vorstellungen von Religion und Moral auf. Ihre geistige Nahrung beziehen sie von islamischen Fundamentalisten, deren Einfluß wächst. Für die Mädchen des Viertels bedeutet dies: Sie sollen sich ’züchtig’ kleiden, nicht ausgehen und vor allem bis zur Ehe Jungfrau bleiben. Dies gilt nicht nur für muslimische Mädchen. Die Minderheit der jungen maghrebinischen Männer kommandiert auch die nichtislamische Bevölkerung in den Vororten - afrikanische Immigranten und Franzosen aus der Unterschicht. Häufige Strafe für widerspenstige Mädchen sind im schlimmsten Fall Gruppenvergewaltigungen“ (DIE WELT 07.11.05).
Frauen werden in traditionell geprägten islamischen Familien „auf ihr Jungfernhäutchen reduziert“ (so die zwangsbeschnittene, vor einer Zwangsheirat in die Niederlande geflohene ehemalige somalische Muslimin und dort zum Christentum konvertierte niederländische Parlamentsabgeordnete Ayaan Hirsi Ali, die aus ihrer Erfahrung als Muslimin heraus konstatiert: "Frau sein im Islam heißt Unterordnung: unter Gott, Vater, Bruder, Familie und Clan", und die an unsere Gesellschaft und wohl zu vorderst an die Politiker die Forderung richtet: "Zur Demokratie gehört auch die legitime Intoleranz. Das nicht Tolerierbare darf nicht toleriert werden. Wir müssen den Kampf aufnehmen gegen die islamistische Propaganda. Warum sollen wir ignorieren, dass mitten unter uns Frauen unterdrückt, geschlagen, versklavt werden? Warum sollen wir ignorieren, dass Hass gepredigt und unser Untergang beschworen wird?" fragt die Politikerin und fordert die westlichen Gesellschaften auf, eine strikte Integration der Zuwanderer durchzusetzen. Einige Zeit nach dem Mordanschlag auf ihren Mitstreiter van Gogh ist sie – u.a. wegen einer spät entdeckten Schummelei in ihren Angaben bei der Einreise in die Niederlande, was zur Aberkennung ihres niederländischen Passes führte - in die USA ausgewandert.) 
Die Familienehre kulminiert im Jungfernhäutchen der Töchter, Gruppenvergewaltigungen als Drohung zum Schutz der Familienehre sind laut SPIEGEL 29.09.03 durchaus gebräuchlich und werden auch in Deutschland praktiziert! [In Frankreich nicht nur das: Am 4. Oktober 2002 wurde in Vitry-sur-Seine, einer Trabantenstadt von Paris, die 18-jährige Sohane Benziane, Tochter algerischer Einwanderer, bei lebendigem Leib verbrannt. Täter waren zwei gleichaltrige Männer maghrebinischer Herkunft. Das Mädchen habe sich nicht den "Normen des Viertels" unterworfen.]
An die zuvor schon mitgeteilte, im Jahresbericht 2004 publizierte Beurteilung von Amnesty International über die Lage türkischer Frauen sei noch einmal erinnert! Ein Türke, der seine Nichte vergewaltigt hatte, was das Vergewaltigungsopfer zu erzählen aus Scham sich nicht getraute, setzte das Mädchen auch danach weiterhin unter Druck, indem er der Mutter, einer in zweiter Generation in Deutschland lebenden Türkin, erzählte, er sehe ihre Tochter mit Jungen rumstehen, woraufhin die Mutter laut SPIEGEL-Bericht der Tochter drohte, sie hole „fünf Männer, die vergewaltigen dich dann, und ich selbst werde dabei deine Hände festhalten“, wenn die Tochter weiterhin der Familie Schande mache. 

Es gibt also im islamischen Kulturkreis in Europa Mütter, die aus Gründen der von ihren Familien kulturell so stringent interpretierten Familienehre Männer zu einem der schwersten Verbrechen an ihren Töchtern anstiften, dem sie selber nicht ausgesetzt werden möchten! Die dafür gehaltene Familienehre steht in dem Werterleben dieser Leute höher als zur Disziplinierung eingesetzte Vergewaltigung, Totschlag oder gar Mord: Solche kulturellen Vorstellungen sind aber nicht deckungsgleich mit »unseren« europäisch-abendländischen Vorstellungen! Was für eine verschrobene gesellschaftliche Wertordnung jenseits unserer (nord-, mittel- und west-)europäischen Kulturgrenze! In Europa werden »wilde Töchter«, wenn sie sich nach Meinung ihrer Eltern zu sehr gegen die Familienehre vergangen haben sollten, maximal enterbt: Das ist ein gravierender weil lebensbewahrender kultureller Unterschied!

Um nicht missverstanden werden zu können: Solche zu „Ehrenmorden“ führenden Ansichten haben nicht zwangsläufig etwas mit »den Türken« oder »dem Islam« zu tun. Und ein freundlicher Muslim, der nach seinen Glaubensvorstellungen lebt, sich aber auch hier integriert hat, ist mir durchaus willkommen: Als ich einen türkischen Freund und seit langen Jahren allein lebenden Rentner zu Weihnachten eingeladen hatte, war es für ihn keine Schwierigkeit, dass ich Weihnachten feierte, und für mich keine Schwierigkeit, dass er an der Feier teilnahm; er hatte nur den Wunsch geäußert, dass ich ihm kein Schweinefleisch vorsetzen werde, und selbstverständlich hatte ich etwas gekocht, was wir gemeinsam essen konnten. 

Was das Zusammenleben so schwer macht, ist nicht unbedingt eine Religions-, sondern die massive Kulturgrenze nicht anpassungs- und integrationsbereiter Türken! Die Organisation ‘Sentinelles' beschrieb 1984 in einem Bericht zwanzig exemplarische Fälle aus Ägypten, Irak, Saudi-Arabien, Syrien und den von Israel besetzten Gebieten, in denen Frauen von Familienangehörigen oder gedungenen Mördern getötet worden seien. Keineswegs also verübten allein Moslems Verbrechen dieser Art; man tötet in jenen Ländern auch Frauen christlichen Glaubens - eine solche Handlungsweise habe dort eine uralte Tradition (FR 13.09.84). Was beängstigend ist, ist also nicht die Religions-, sondern die an solchen Beispielen deutlich werdende Kulturgrenze. Mit Leuten mit solcher kulturellen Tradition möchte ich als aufgeklärter Europäer aber nicht zusammenleben! 

Und damit ich nicht an anderer Stelle falsch interpretiert werden kann, sei ebenfalls ausdrücklich hervorgehoben: Mit den vorstehenden Hinweisen auf bestehende massive kulturelle Divergenzen zu islamischen Eltern ist nicht gesagt, dass alle türkischen Eltern ihre Töchter vergewaltigen oder umbringen lassen, wenn die durch Gespräche mit einem jungen Mann außerhalb der Familie nach dem Empfinden der Eltern oder der Brüder gegen die »Familienehre« verstoßen haben. Aber der hohe Prozentsatz der Zustimmung bei Wahlen in der Türkei für dezidiert islamische (ca. 20 %) oder gar islamistische Parteien (ca. 2,5 %), deren radikale Mitglieder solches Gedankengut vertreten, leben und im Extremfall sogar die Scharia einführen wollen, ist beängstigend hoch. Es handelt sich nicht nur um einen Bodensatz von Radikalen, den es in jeder Gesellschaft gibt. Der hohe Grad der Zustimmung im »geistigen Speckgürtel« rund um den islamistisch politisierten Islam ist ein Lackmustest für die Anzeige der Kulturgrenze zwischen europäischer und ihr fremder Kultur! „… «Der Islam fordert seinen rechtmäßigen Platz in der Türkei zurück», sagt Kenan Alpay vom islamischen Freiheitsbund. «Wir waren schon zu lange am Rand der Politik und der Gesellschaft.» Eine Unterstützung militanter Gruppen lehnt Alpay aber ab. «Noch sind die wirklich militanten Gruppen in der Türkei nur eine Randerscheinung», sagt Metin Heper von der Bilkent-Universität in Ankara. «Die Frage ist aber, wie man sicherstellen kann, dass sie dies auch bleiben.» Für viele lautet die Antwort: Mit Hilfe der EU.

Sollte die Europäische Union der Türkei nicht die Türe öffnen, würden radikale Bewegungen versuchen, mit der These der Unvereinbarkeit der muslimischen und christlichen Welt zu punkten, meint Ali Bardakoglu, Präsident des türkischen Rats für religiöse Angelegenheiten. «Der rationale Blick würde getrübt.»“ (dpa-Meldung 14.12.04).

Zustimmung der Türken zur EU sinkt drastisch 

Nur noch 57 Prozent wollen laut Umfrage den Beitritt - 65 Prozent würden ihre Tochter keinem "Ungläubigen" geben (von Boris Kalnoky)
http://www.welt.de/print-welt/article223164/Zustimmung_der_Tuerken_zur_EU_sinkt_drastisch.html 
In diesem Schlaglichtartikel der WELT vom 15.06.06 werden die Ergebnisse von Umfragen zitiert, denen zufolge z.B. 65 Prozent der befragten Türken ihre Tochter keinem Nichtmoslem zur Frau geben würden und nur noch 57 Prozent den EU-Beitritt (im Vergleich zu 74 Prozent im Jahr 2002) befürworten würden, 56 Prozent der Meinung seine, die Türkei könne ihre Probleme selbst lösen, und nur 29 Prozent gaben an, dass die Pro​bleme durch einem EU-Beitritt gelöst werden könnten. Wenn der Trend sich fortsetze, könnte es dazu kommen, dass es in der Türkei bald keine Mehrheit mehr für eine EU-Kandidatur gebe. 

Diesen verstärkt auf die Türkei und die dort gelebten Wertvorstellungen bezogenen Ansichten entspricht anscheinend ein Trend zu religiösen Anschauungen: 68 Prozent meinen, dass Studentinnen Kopftuch tragen sollten, 65 Prozent würden ihre Tochter keinem "Ungläubigen" zur Frau geben, und ebenfalls 65 Prozent fordern, missionarische Tätigkeiten nichtislamischer Religionen einzuschränken. 31 Prozent wollen die Geschlechter in den Schulklassen trennen. 

In diesen Zahlen spiegelt sich ein gewisses Maß an Argwohn gegenüber dem Westen: 42 Prozent sagen, der massive Tourismus bedrohe ihre Moral, 46 Prozent sind der Meinung, Ausländer in der Türkei bedrohten die türkische Kultur, und 67 Prozent sehen einen Generationenkonflikt, weil "die Jugendlichen den Westen bewundern". 
Zusammenfassend kann gesagt werden, der Rückhalt in der Bevölkerung für eine Westorientierung der Politik geht zurück, und jene Stimmen werden lauter, die in der westlichen Kultur eine Gefahr sehen – mögen sie noch in der Minderheit sein. 
Am beängstigend ist meines Erachtens, dass 51 Prozent der Befragten sagten, im Interesse des Landes dürfen Menschenrechte verletzt werden (DIE WELT 15.06.06). 
Gegen den Widerstand der fundamentalistischen Ränder muss sich der Islam in seiner Breitenwirkung noch liberal läutern, und ein geläuterter Islam, der seine Anhänger nicht mehr gegen die politische Kultur von Freiheit, Gleichheit, rechtsstaatlicher Demokratie und Liberalität aufpeitscht, muss Allgemeingut werden. Der in Ankara geborene und in Berlin lebende Schriftsteller und Publizist Zafer Senocak analysierte am 10.11.04 nach dem Mord an dem niederländischen Filmemacher van Gogh in „DIE WELT“ den islamistischen Terror als Grundproblem des islamischen Glaubens: 

„Es fehlt die Bereitschaft zur Kritik der eigenen Traditionen 

Muslime verurteilen den Mord an Theo van Gogh. Aber sie erkennen in dem Terror kein Grundproblem ihres Glaubens

Muslimische Intoleranz und Gewalt gegen Andersgläubige oder auch gegen Kritiker des Islam gehören in vielen islamischen Ländern zum Alltag. … Sogar in einem säkularen Land wie der Türkei gab es noch in den neunziger Jahren religiös motivierte Mordanschläge. … 

Die Muslime in Europa brauchen dringend eine Charta, in der die verbindlichen Regeln des Zusammenlebens mit Nichtmuslimen in einer demokratischen, offenen Gesellschaft festgeschrieben werden müssen. Wer sich nicht an diese Charta hält, müßte aus der Gemeinschaft der Gläubigen verstoßen werden und dürfte sich auch nicht auf die in der Verfassung garantierte Glaubensfreiheit berufen. Ein solcher Wertekanon aber kann nur dann entstehen, wenn es eine innere Debatte über die Konflikte des muslimischen Glaubens mit der Moderne gibt. Viele Muslime sind nicht einmal bereit, einen solchen Konflikt zu erkennen. Sie sind nicht bereit zur kritischen Analyse der eigenen Tradition, zu einer schonungslosen Gegenüberstellung ihres Glaubens mit der Lebenswirklichkeit in modernen Gesellschaften. …“

Solche Kulturgrenzen erlebt jeder, der in einer Großstadt lebt, je nach Einzugsgebiet mit unterschiedlicher Intensität; nicht nur im schulischen Bereich, aber dort alltäglich und - nach Schulzweig abgestuft - teilweise äußerst belastend bis brutal, was dann zwangsläufig zu den hohen Frühpensionierungsraten der Lehrer führt. 

Die kulturellen Vorstellungen (nicht nur) türkischer oder türkischstämmiger Kinder sind leider sehr oft nicht deckungsgleich mit »unseren« abendländischen Vorstellungen! Das wurde in diversen Artikeln beschrieben, u.a. bei SPIEGEL ONLINE vom 28.04.06 in dem Artikel über zwei 18-jährige türkischstämmige Schülerinnen - eine mit deutschem, die andere mit türkischem Pass - der Jahrgangsstufe elf der Bertolt-Brecht-Gesamtschule in Bonn, die mit einem Ganzkörper-Schleier, der überwiegend in Afghanistan getragenen Burka, erschienen und daraufhin nach dreitägiger erfolglos verlaufener Diskussion vom Unterricht ausgeschlossen worden waren, weil der Schulleiter durch deren »Kostümierung« den Schulfrieden gefährdet sah.
SCHULAUSSCHLUSS WEGEN BURKA

http://www.spiegel.de/schulspiegel/0,1518,413819,00.html
"Die Lehrerinnen und Lehrer sehen sich außerstande, Schüler zu unterrichten, denen man nicht ins Gesicht schauen kann", erklärte Schulleiter Stahnke. Auch sei der Unterricht in Fächern wie Sport, Chemie oder Werkkunde wegen der Gewänder praktisch nicht möglich: "So gesehen können wir die Leistungen der Schülerinnen nicht sachgemäß beurteilen."

Für die Schule sei nicht nachvollziehbar, was die beiden Schülerinnen in den Osterferien "zu diesem doch sehr drastischen Schritt" bewogen habe. "Wenn man in Mitteleuropa plötzlich mit einer solchen Kleidung in die Schule kommt, dann überlegt man sich doch vorher, was für Reaktionen man damit auslöst." Er sei von Schülern und Lehrerkollegen einhellig aufgefordert worden, die Burka-Auftritte zu untersagen, sagte Stahnke. "Es gab keinen im Kollegium, der die Entscheidung kritisiert hat." Ob die Burka etwas mit Religion zu tun habe, sei hier nicht das Thema.
Auch der Zentralrat der Muslime in Deutschland hat das Auftreten der beiden Schülerinnen kritisiert. Die islamische Lehre sage nichts über die Ganz-Verschleierung des Gesichts, so der Vorsitzende Ayyub Axel Köhler im Sender RBB. "Ich bin der Ansicht, dass ein Lehrer in das Gesicht des Schülers oder der Schülerin sehen muss." Das Unterrichtsverbot sei angemessen. "Ich würde raten, dass die Mädchen sich theologisch von einem Fachmann beraten lassen, dahingehend, dass sie dann das Gesicht im Unterricht wieder frei machen", sagte Köhler.

Im europäischen Ausland wird die Sachlage ähnlich gesehen, wie von der Schulverwaltung der Stadt Bonn: An Frankreichs Schulen sind Burkas seit 2004 verboten, in der belgischen Stadt Antwerpen droht Trägerinnen der Burka eine Anzeige wegen des Vermummungsverbots.

Im Gegensatz zu den meist wenigen afrikanischen oder asiatischen Schülern wollen viele der zu zahlreichen türkischstämmigen Kinder diese ihnen von ihren Familien vermittelten Wertvorstellungen notfalls auch mit Gewalt in der Schule und später dann auch in der Gesellschaft durchsetzen; darin sind ihnen gehäuft auftretende Aussiedlerkinder
 von Russlanddeutschen oder aus der GUS, die hier insbesondere auf Grund ihrer Sprachprobleme und/oder der Nichtanerkennung ihrer Ausbildungsabschlüsse den gesellschaftlichen Anschluss nicht finden, nicht unähnlich. Das Problem entsteht und verstärkt sich aber durch die hohe Zahl. In ihr besteht ein Teil des Problems eines weltweit zu beobachtenden Phänomens: Wenn eine ethnische Gruppe relativ groß ist, schließt sie sich unter sich enger zusammen, bildet Parallelgesellschaften, interethnische Kontakte nehmen mit entsprechenden Folgen für den Spracherwerb ab und die Integrationsnotwendigkeit und dann auch die Integrationswilligkeit nimmt insgesamt ab, denn man lebt ja in seiner eigenen kleinen Welt und kann sich dort arrangieren. Darum ist der schon zitierte Satz des ehemaligen Sprechers des ehemaligen Innenministers Otto Schily, der erklärte: „Machen Sie einen Spaziergang durch Kreuzberg, dann sehen Sie, dass es keine Parallelgesellschaften gibt.“, absoluter Unsinn! Als Gegenbeweis führe ich zwei Leserbriefe zu dem Artikel im STERN „Unbekannte Nachbarn“ (12.10.06) an. In diesen Leserbriefen heißt es (STERN 26.10.06):

Kürzlich besuchten wir eine Moschee in Berlin-Neukölln, die zum Tag der offenen Tür geladen hatte. Die Gastgeber und der Imam waren freundlich und blieben es auch, als Besucher kritische Fragen stellten, beispielsweise nach ihrer Haltung zu Selbstmordanschlägen oder dem Dschihad. Die Antworten waren allerdings eher ausweichend, und wir fühlten uns unwohl. Wir spürten, dass die Freundlichkeit nur gespielt war. Beim Verlassen der Moschee sprach uns draußen ein etwa 20-jähriger Muslim an: „Wenn eure Enkel groß sind, besuchen wir vielleicht eure Kirchen, aber dann sind wir die Mehrheit, dann bestimmen wir.“ Wir waren sprachlos und wütend und hatten den Eindruck, an diesem Tag doch noch auf eine ehrliche Meinung unserer unbekannten Nachbarn gestoßen zu sein.
Gerhard und Karin Held /Berlin

Man mag dieses Erlebnis der integrationsaufgeschlossenen Deutschen, die ja völlig freiwillig mit ihrem Moscheebesuch auf ihre muslimischen Nachbarn zugehen wollten, und die in der anmaßend-feindlichen Äußerung zum Ausdruck kommende Ablehnung unserer Gesellschaft durch den - nicht unbedingt türkischen - jungen Muslim aus Berlin-Neukölln für einen bedauerlichen Einzelfall halten: Nationalistisch eingestellte überhebliche Spinner gibt es in jeder Nationalität, da braucht man sich bloß die deutschen Rechtsextremisten zu vergegenwärtigen! Und außerdem: Von n = 1 kann man keine statistische Aussage machen! Ich kenne - hauptsächlich durch meine berufliche Tätigkeit als Lehrer - andere Muslime! Man fragt sich dann höchstens: Warum lebt ein solcher Mensch dann hier? Zur Übernahme der politischen Macht in Deutschland durch die Muslime, wie es von radikalen Muslimen, von Islamisten propagiert wird? „Unsere Vorfahren sind schon bis Tours und Poitiers gekommen: Jetzt erobern wir Europa für den Islam!“
Von diesem bedauerlichen Einzelfall abgelöst sind die vielfältigen und darum verallgemeinerbareren Erfahrungen, die in dem anderen Leserbrief ihren Ausdruck gefunden haben: 

Ich betreibe eine Apotheke in einem Kölner Stadtteil mit hohem Anteil türkisch-stämmiger Bewohner. In den vergangenen Jahren musste ich leider feststellen, dass ein ganz bestimmter Anteil dieser Gruppe zunehmend aggressiv auf alles reagiert, was nicht türkisch ist. Dass diese Leute uns regelmäßig anspucken und sich von meinen nicht türkischstämmigen Mitarbeiterinnen und mir nicht bedienen lassen, daran haben wir uns schon lange gewöhnt. Eine tunesische Mitarbeiterin wurde als deutsche Hure beschimpft, weil sie nicht türkisch spricht, „obwohl sie doch so aussieht“. Eine türkischstämmige Rechtsanwältin aus der Nachbarschaft beschimpfte mich kürzlich als Nazischwein, weil ich mich weigerte, ihr die Pille ohne Rezept zu verkaufen. Sie drohte mir: „Bald geht es euch deutschen Schweinen hier wie den Armeniern.“ Man schwärmt übrigens immer nur von unserem bunten und multikulturellen Stadtteil.
Heinz Jürgen Schäfer / Köln

Ebenfalls von Einzelfällen verallgemeinernd beschreibt der nachfolgende Artikel aus dem STERN vom 31.03.04 sehr eindringlich die türkischen Parallelgesellschaften in Deutschland mit dem in der Überschrift (unzulässig?) auf die Religion fokussierten Titel
„Eine Religion unter Verdacht“
http://www.stern.de/politik/panorama/:%0A%09%09stern-Serie%0A%09%09%09-Die-Weltreligionen/522169.html?eid=532139&s=4
über eine Reise durch die Ghettos einer entwurzelten Minderheit. Wer nach der Lektüre solcher Artikel das Bestehen von aus eigenem Erleben möglicherweise nicht bekannten Parallelgesellschaften bestreitet, wie es der Sprecher des Bundesinnenministers tat, macht das nicht aus gutem Glauben, sondern böswillig; Nichtwissen kann nicht der Grund für eine so wirklichkeitsblinde Beurteilung der wahren Sachlage sein!
In dem Artikel wird u.a. von einer türkischen Frau berichtet, die als Kleinkind aus der Türkei nach Deutschland gekommen war, hier zur Schule gegangen ist – und in Deutschland ihr Deutsch verlernt hat, nachdem sie mit 16 Jahren geheiratet hatte. Ihr Kontakt zur Bundesrepublik beschränkt sich auf Elternabende. 
Die in dem Aufsatz beschriebenen konservativen Türken sind froh, in der Bundesrepublik zu leben, denn
"In Deutschland kann jeder seine Kultur bewahren und glauben, was er will." Und weil der Vater glaubt, dass muslimische Mädchen ihr Haar bedecken sollten und nicht mit jungen Männern zum Schwimmen gehen oder auf Klassenreise fahren dürfen, hat sich die Tochter nach diesen engen Wertvorstellungen zu richten. In der laizistischen Türkei hätte sie kein Kopftuch in der Schule tragen dürfen! Aber vielleicht auch nicht am Schwimmunterricht teilnehmen müssen, den sie hier so verweigert wie die Teilnahme an Klassenfahrten.
Es gibt hunderte von Wilhelmsburgs in Deutschland, und Hunderttausende von Menschen, die wie die beschriebene Familie leben. „Es ist eine Welt, in der die Eltern auf alle schwierigen Fragen des Lebens eine klare Antwort haben, aber die einfachsten Dinge nicht lösen können. Sie wissen genau, wen ihre Kinder eines Tages heiraten sollen, sind aber nicht in der Lage, ihnen bei den Hausaufgaben zu helfen. Eine Welt, in der Frauen, junge Mädchen und manchmal selbst Sechsjährige nur verhüllt das Haus verlassen dürfen, während ihre Söhne und Brüder gegeltes Haar, Ohrringe und Skater-Klamotten tragen. Eine Welt, in der fünfmal am Tag gebetet wird, derweil unablässig halb nackte Moderatorinnen der türkischen Privatsender über den Bildschirm flimmern. In der die Männer von spärlich bekleideten Busenwundern wie der türkischen Chansonette Sibel Can schwärmen und von ihren Frauen Unterwerfung verlangen. In der die Kinder es besser haben sollen als ihre Eltern, aber nie an deren Autorität zweifeln dürfen. Und es ist auch eine Welt ohne Einsamkeit und mit unendlich viel Liebe und Solidarität.“ …
„Es ist ein volkstümlicher und friedfertiger Islam. Anders als seine zunehmend radikaler werdende arabische Variante spielt bei ihm der Nahostkonflikt ebenso wie der Hass auf den Westen kaum eine Rolle. Er ist so einfach wie die türkischen Migranten, die über zwei Drittel der Muslime hierzulande ausmachen. Alles wird mit ihm gerechtfertigt - die arrangierte und oft erzwungene Ehe mit Importpartnern aus der alten Heimat, die Unterwerfung der Töchter, die Aufwertung der Söhne zu den Sittenwächtern der Schwestern. Die Religion, sie ist der Zement, der die fragile Existenz der Entwurzelten bindet, das Einzige, an dem man sich festhalten kann auf der glatten Oberfläche eines sonderbaren Landes mit bizarren Prioritäten. … Die Glaubensfreiheit ist zu einem Recht auf Abkapselung degeneriert.“ …
„Anders als Frankreich, das durch seinen Staatslaizismus klare Linien vorgibt und von all seinen Bürgern Anpassung fordert, anders als Großbritannien, das sich als multikulturelle Gesellschaft versteht, in der jede ethnische Minderheit tun und lassen kann, was sie will, hat die Bundesrepublik einen obskuren Sonderweg eingeschlagen, der in einer Sackgasse zu enden droht. Denn die Integration macht hier keine Fort-, sondern Rückschritte. 40 Prozent der türkischstämmigen Schulabgänger finden keinen Ausbildungsplatz; in Berlin verlässt ein Viertel aller Migrantenkinder ohne Abschluss die Schule, nicht einmal jeder dritte Schüler schafft die mittlere Reife, nur acht Prozent machen Abitur.“ …
Milli Görüs bietet diesen Mitbürgern in ihrer Parallelewelt ein komplettes Freizeitangebot von der Wiege bis zur Bahre: Koran- und Arabischkurse für Kinder, fromme Ferienlager im Sommer, Gesprächskreise für Frauen, Teestuben für Rentner. 

Ein 34-jährige türkischer oder türkischstämmiger Hamburger Allgemeinarzt zeigt die Widersprüchlichkeit im Verhalten und der Einstellung der Deutschen gegenüber den Mimgranten auf. "Heiraten wir Deutsche, durchrassen wir sie, heiraten wir Türken, überfremden wir Deutschland. Engagieren wir uns politisch, unterwandern wir Parteien, tun wir es nicht, sind wir nicht integriert. Kopftücher in Putzkolonnen und Fabriken stören niemanden, in der Schule werden sie zum Ärgernis." …
Abschließend wird auf die teilweise unhaltbare Lage türkischer „Importbräute“ in Deutschland verwiesen.
„Die Glaubensfreiheit ist zu einem Recht auf Abkapselung degeneriert.“, hieß es vorstehend. Das wird am Verhalten des Verbandes der Islamischen Kulturzentren (VIKZ) besonders deutlich (SPIEGEL 13.11.06):
Der mit 300 Moschee-Gemeinden drittgrößte Verband der Muslime in Deutschland, der mehr Muslime vertritt als der Zentralrat der Muslime, unterhält - teils illegal - viele Heime, in denen die Abschottung der Migrantenkinder praktiziert wird. Der Direktor des Zentrums für Türkeistudien, Faruc Sen, kam in einer Untersuchung nach einer Befragung zu dem Ergebnis, dass sich seit dem Jahr 2000, innerhalb der letzten sechs Jahre also, der Anteil der Muslime, die sich als „sehr religiös“ einstufen, von 8 auf 28 % gestiegen sei. „Mitglieder von Moschee-Verbänden sind dabei strikter als Nichtmitglieder: Und am konservativsten von allen: die Mitglieder des VIKZ.“, fasst der SPIEGEL zusammen. Er zitiert die Erkenntnisse der Marburger Islamwissenschaftlerin Ursula Spuler-Stegemann, einer ausgewiesenen Kennerin des VIKZ, die sie teilweise in einem Gutachten für das hessische Sozialministerium als Genehmigungsbehörde für die Einrichtung von Heimen im Lande Hessen zusammengestellt hat: „Ich habe kein einziges Heim finden können, bei dem es keine gravierenden Täuschungen gegeben hat.“ Die Schüler würden dort in einem „strengstens Scharia-orientierten“ Islam „hinein-indoktriniert und gegen das Christentum wie auch gegen den Westen ebenso immunisiert wie gegen unser Grundgesetz.“ Unser Grundgesetz ist nach dem Motto aufgebaut: Bei grundsätzlicher Freiheit - nicht nur der Religionsausübung, sondern auch der politischen Betätigung - aber keine Freiheit den Feinden der Demokratie! Und trotzdem fordern fundamentalistische Muslime laut STERN vom 14.06.07 bereits: "dem wachsenden Einfluss des Islam müsse in naher Zukunft Rechnung getragen werden. Gedanken der Scharia sollten in das Grundgesetz aufgenommen werden."
Dieses sich schon auf Grund absoluter Zahlenwerte überall auf der Welt in gemischten Gesellschaften einstellende Integrationsproblem wird in Deutschland mit seinem hohen Türkenanteil durch den sich ständig vergrößernden prozentualen Anteil der türkisch oder türkischstämmigen Bevölkerung verstärkt: Aufgrund der »Gebärunwilligkeit« der deutschen Bevölkerung (8,7 Lebendgeborene pro tausend Einwohner) werden in ca. 20 Jahren um das Jahr 2025 herum ca. 50 % der Kinder in Deutschland türkisch (Türkei: 19,8 Lebendgeborene pro tausend Einwohner) oder türkischstämmig sein! (Wenn die »hochwachsen« und es gäbe dann eine Volksabstimmung, könnte die Bundesrepublik Deutschland zu einer Provinz der Türkei oder könnten die türkischen Provinzen ein Teil der Bundesrepublik Deutschland werden, wie es Ost- und Westpakistan über eine längere Zeit – vergeblich – versucht haben.)
Als Prozessbeobachtung in dem Mordprozess gegen den „S-Bahn-Schubser“ Ugur, der für Außenstehende völlig unmotiviert in Hamburg – von der Bahnsteigkamera fotografiert und so seine Identifizierung ermöglichend – morgens früh nach durchfeierter Nacht aus »notgeilem« Frust heraus, weil er keine Freundin abbekommen hatte, lächelnd eine junge Frau vor die anfahrende S-Bahn gestoßen hatte, schrieb der SPIEGEL über die sich selbst im Gerichtssaal während der Strafprozessverhandlung unangemessen auffällig bewegenden türkischen Freunde des Angeklagten: „Es ist ein kleiner Kampf der Kulturen, der da ausgetragen wird im Landgericht Hamburg, ein Kampf, der jeden Tag stattfindet, in Schulen, Discotheken, auf der Straße. Auf der einen Seite stehen türkische Jungs, erzogen im Glauben an die männliche Überlegenheit und bis zur Unterlippe voll mit Testosteron. Burschen wie sie, Vertreter des pubertierenden Patriarchats, sehen in Jennifer kein Opfer, sondern die Täterin: Was macht sie nachts ohne Freund, ohne Bruder auf der Reeperbahn? Warum zieht sie sich so aufreizend an? Und warum jammert sie? Es ist doch nichts passiert. Nicht einmal einen blauen Fleck hat sie gehabt. Auf der anderen Seite steht eine junge Frau, die das Recht haben will, auch morgens um fünf Uhr unbehelligt nach Hause fahren zu dürfen.“ (SPIEGEL Online 06.09.04). Diese in dem Verhalten der von dem SPIEGEL-Reporter genau beobachteten Prozesszuschauer zum Ausdruck kommende und treffend geschilderte Haltung vieler türkischer Jugendlicher als Vertreter des pubertierenden Patriarchats, die beileibe nicht jeder türkische Junge an den Tag legt, die aber selbst unter hier mitten unter uns aufwachsenden türkischen Jungen und männlichen Jugendlichen leider zu gehäuft anzutreffen ist – wobei ich gerne zu Protokoll gebe, dass ich die drei Male, die ich als Lehrer von Schülern bis hin zu einem Angriff mit einem Butter​fly-Messer tätlich angegriffen worden bin, von deutschen Hauptschülern angegriffen wurde -, diese Macho-Haltung macht schlaglichtartig die von mir als größtes Hindernis für eine Integration angesehene Kulturverschiedenheit deutlich. 

Ende März 2006 wurde bekannt, dass in einer Kölner Gesamtschule den Grauen Wölfen nahe stehende Jugendliche Terror gegenüber türkischstämmigen Lehrern ausüben (von dem die des Türkischen unkundigen deutschen Lehrkräfte bis dahin nichts mitbekommen hatten): Sie zwangen diese Lehrer, im Unterricht die türkische Nationalhymne zu singen; wer sich zu weigern versuchte, wurde als »Türken-Verräter« beschimpft, diffamiert und drangsaliert!

Diese Kulturverschiedenheit ist leider nicht auf die pubertierenden Türkenmachos beschränkt, die zum Teil auch in Hamburg-Wilhelmsburg den Anschlag auf die Zwillingstürme in New York am 11.09.01 bejubelt haben. Sie gilt genauso für Mädchen, die aus verhetzenden Elternhäusern unter uns lebender Türken kommen: Als relativ „harmlos“ mag es ein Außenstehender ja noch ansehen, wenn türkische Mädchen an einem Gymnasium auf dem „Balkan des Nordens“, in Hamburg-Wilhelmsburg, mit der Deutschzensur nicht einverstanden waren und darum nicht nur im gesamten Stadtteil, sondern dann auch deren Eltern bis hoch zur Schulbehörde des Landes Hamburg das diffamierende Gerücht verbreiteten, die rassistisch eingestellte Kollegin habe ihnen aus rassistischen Gründen eine schlechte Note gegeben, und sie zur Unterstützung ihres Anliegens eine Unterschriftensammlung in der Elternschaft starteten; Pech für die Eltern und ihre Kinder war, dass der zuständige Oberschulrat der vorherige Leiter dieses Gymnasiums gewesen war und darum aus eigenem Erleben wusste, dass die erfahrene und langjährig bewährte Kollegin erstens nicht rassistisch ist, sie sich zweitens bei ihrer Notengebung ausschließlich von fachlichen Gesichtspunkten leiten lässt und sie drittens mit einem Burmesen verheiratet gewesen war und deswegen drei „Mischmasch“-Söhne hat, bei denen der väterliche asiatische Gen​anteil unverkennbar durchgeschlagen ist. Über eine solche Frau in der Stadtteilöffentlichkeit zu verbreiten, sie sei rassistisch, nur um sie zu diffamieren und ihr damit aus Rachsucht das Leben schwer zu machen, fördert nicht die Integration der daran beteiligten Türken in unsere Gesellschaft. Über die Dummheit der Schülerinnen mag man ja noch hinwegsehen, wenn man selber nicht betroffen ist, die Haltung der Eltern aber ist von mir nicht mehr nachvollziehbar! 

Im Gegensatz dazu als nicht mehr so „harmlos“ ist es nach meinem Dafürhalten aber anzusehen, wenn dieser Kollegin in einer 6. Klasse ein »Freundschaftsalbum« mit der Bitte um einen Eintrag vorgelegt wird. Diese Alben sind die »Nachfolger« der früher gebräuchlichen Poesiealben mit ehedem freier Eintragungsmöglichkeit. In diesen neuen Freundschaftsalben sind pro Seite immer die gleichen Rubriken mit »Kapitelüberschriften« vorgesehen, in die Einträge vorgenommen werden sollen. Eine dieser Überschriften lautet: „Was ich dir wünsche:“. Zu diesen Überschriften ist dann ein Eintrag möglich und wird erbeten. Beim Durchblättern fand die Kollegin, dass eine türkische oder inzwischen eingedeutschte türkischstämmige Klassenkameradin und beste Freundin der türkischen oder inzwischen eingedeutschten türkischstämmigen Eigentümerin des Albums unter dieser Rubrik als innigen Herzenswunsch ins Stammbuch geschrieben hatte: „Tod allen Christen!“ 

Auch mir waren früher Poesiealben mit der Bitte um einen Eintrag vorgelegt worden. Aber so etwas Schlimmes habe ich bei deutschen Kindern nicht gelesen! Das erfüllt schon fast den Straftatbestand der Volksverhetzung.

Von irgendwem müssen diese mitten unter uns lebenden 11-jährigen türkischstämmigen Mädchen der vierten oder fünften Einwanderergeneration mit der daraus ersichtlichen Einstellung – selbst die türkische Zeitung „Hürriet“ sprich bei Betrachtung der Situation in Europa laut DLF vom 20.11.04 von einem „Kulturkampf“ -  ja infiziert worden sein: von ihren Eltern. Von wem sonst kommt der unter Türkenkindern auch noch jüngeren Alters bei Auseinandersetzungen durchaus gebräuchliche, als »Totschlagsargument« verwendete »Kampfvorwurf«: „Du bist ja keine richtige Muslima: Ihr feiert ja Weihnachten!“, obwohl Jesus als „Is(s)a“ im Islam ja als einer der herausragenden Propheten verehrt wird. 
Am Kiwi-Gymnasium in Hamburg-Wilhelmsburg beschwert sich ein Schüler bei einer Lehrerin über einen  Mitschüler: „Der hat mich beleidigt!“

„Was hat er denn gesagt?“

„Du Christ!“

Wie soll bei einer solchen Kulturverschiedenheit eine Integration möglich werden, wenn Kinder der vierten/fünften türkischen Einwanderergeneration von den aus der dritten/vierten Einwanderergeneration stammenden türkischen oder inzwischen eingedeutschten türkischstämmigen Eltern so verhetzend aufgezogen werden? Solche Eltern sind - auch - Hassprediger! Und nicht nur Imame in Moscheen, die, wie in der Berlin-Kreuzberger Mevlana-Moschee vom ZDF gefilmt, nicht nur verkünden: „Diese Deutschen, diese Atheisten, rasieren sich nicht unter den Armen. Ihr Schweiß verbreitet einen üblen Geruch, und sie stinken. … Im Jenseits kann der Deutsche wegen seiner Ungläubigkeit nur das Höllenfeuer erwarten.“; worüber ich nur mit den Schultern zucken kann, wofür ich bei dieser möglicherweise zu erwartenden Gesellschaft sogar dankbar wäre (dieser Imam, der – vielleicht sogar mit deutscher Staatsbürgerschaft(?) - schon 30(!) Jahre in Deutschland lebte und daher wissen konnte erstens: wovon er sprach  und zweitens: wie man sich, wenn weiterhin mit türkischer Staatsbürgerschaft, als Gast in einem fremden Land, das ihn gastfreundlich aufnimmt und solche Freiheiten gewährt, wie es das Grundgesetz tut, zu verhalten hat, wurde nach seiner Hetzpredigt von der Islamischen Föderation (IFB) von seinen Ämtern suspendiert) -, sondern die zum Kampf gegen die westliche Gesellschaft aufrufen, in die sie sich als Kuckuck eingenistet haben. Viele Eltern sind die alltäglichen Hass-Prediger, an denen mit Sicherheit jede Inte​gra​tionsbemühung vorbei gegangen ist! 

In diesem geistigen Klima und mit diesem strafrechtlich relevanten Gedankengut der Volksverhetzung wird mitten unter uns ein Teil der türkischen Schüler von ihren Eltern aufgezogen: Wie soll da Integration Früchte tragen? 
Durch Landsleute wird gegenüber den in diesen Ghettos lebenden Türkinnen ein starker alltäglicher Druck ausgeübt, sich gruppenkonform zu verhalten; andernfalls droht soziale Ächtung. Ausdruck dafür ist oft die Haltung zum Kopftuch. Das war wieder einmal überdeutlich zu sehen, als die türkischstämmige Bundestagsabgeordnete der Grünen Ekin Deligöz die in der Bundesrepublik lebenden türkischen Frauen aufrief, in unserer gesellschaftlichen Wirklichkeit anzukommen und als Zeichen dafür das Kopftuch abzulegen. Die dadurch hervorgerufenen Hassreaktionen reichten bis zu Hass-E-Mails und Morddrohungen, laut Interview im SPIEGEL (23.10.06) überwiegend aus der Türkei: „Ich habe noch nie eine Aggression erlebt wie in den vergangenen Tagen. … Aber die Debatte ist nach diesen Drohungen ja eine andere. Die eigentliche Frage lautet mittlerweile, ob man überhaupt noch Kritik üben kann oder nicht. Es wird immer sehr viel Toleranz eingefordert, aber diese Leute sind selbst nicht tolerant gegenüber anderen.“  Sie ist das einzige Mitglied des Deutschen Bundestages, das daraufhin Personenschutz erhalten hat und dessen offizielle Bundestags-E-Mail-Adresse aus der offiziellen Website des Deutschen Bundestages herausgenommen werden musste, um sie vor solchen weiteren E-Mails zu schützen! DIE WELT vom 20.10.06 schrieb dazu in dem Artikel:
Integration

Drohbriefe gegen Kopftuch-Gegnerin 

Die Integrationsministerin nimmt türkischstämmige Grünen-Politikerin Ekin Deligöz nach einem öffentlichem Aufruf in Schutz.

http://www.welt.de/print-welt/article88513/Drohbriefe_gegen_Kopftuch-Gegnerin.html
Die Grünen-Bundestagsabgeordnete Ekin Deligöz erhielt auf Grund ihrer Aufforderung an die Türkinnen, ihr Kopftuch abzulegen, Drohbriefe und Schmähungen per E-Mail - "zu 90 Prozent von Männern". Die islamistisch-nationalistisch geprägte türkische Zeitung "Yeni Mesaj" (Neue Nachricht) warf Deligöz und Lale Akgün (SPD) vor, sie seien in Deutschland zu Deutschen gemacht worden, die meilenweit von der türkischen und islamischen Identität entfernt und nur noch dem Namen nach Türkinnen seien, und setzte sie mit Nazis gleich.
Für die Journalistin Yasmin Alibhai-Brown hat "eine Gehirnwäsche stattgefunden, sodass junge Frauen, die frei geboren sind, freiwillig in Ketten gehen. Es bricht einem das Herz. Abgerichtete Kreaturen ziehen es auch oft vor, in ihren Käfigen zu bleiben. Das nenne ich nicht Wahlfreiheit." 
Das Kopftuch wird von vielen Türkinnen aus religiösen Gründen getragen; "der Einfluss männlicher Familienmitglieder spielt demgegenüber eine untergeordnete Rolle". Allerdings, darauf weist die Studie der Konrad-Adenauer-Stiftung unter Kopftuchträgerinnen hin, "sind die Frauen in einem Umfeld sozialisiert, in dem alle Frauen ein Kopftuch tragen, sodass mit Sicherheit ein hoher normativer Druck vorliegt". 

Dieser hohe normative Druck wird indirekt bestätigt durch die Interview-Aussage des seit seinem neunten Lebensjahr 1971 in Deutschland lebenden und hier studiert habenden Politologen Ali Kizilkaya, der seit 2002 den 1986 gegründeten Islamrat für die Bundesrepublik Deutschland führt. Der aus dem Umfeld von Milli Görüs stammende Kizilkaya war zuvor war dessen Generalsekretär. Seine Aussagen repräsentieren das Denken der Milli-Görüs-Anhänger. 

Der Islamrat vertritt 37 Mitgliedsvereine mit rund 130 000 Mitgliedern und ist damit die größte Interessenvertretung der Muslime in Deutschland. Er ist aber auch der umstrittenste Verband, weil etwa die nach wie vor vom Verfassungsschutz beobachtete Islamische Gemeinschaft Milli Görüs (IMGMG) dazugehört. Milli Görüs wird vorgeworfen, gegen die freiheitlich-demokratische Grundordnung zu sein. 
In einem Interview mit der WELT vom 22.12.06 vertrat Kizilkaya im Zusammenhang mit dem Verbot des Tragens von auffälligen religiösen Zeichen in manchen Bundesländern auf die Frage, ob das Tragen eines Kopftuches ein religiöses Gebot sei, die Ansicht: "Ein islamisches Gebot. Es gibt natürlich Mehrheits- und Minderheitsmeinungen. Aber weil man etwas verbieten will, bedient man sich hier der extremsten Minderheitsmeinung. Unfassbar!"

Für mich ist unfassbar, dass der Vorsitzende des Islamrates erstens die nirgendwo im Koran als von Allah erlassenes Gebot belegbare Meinung vertritt, dass für Musliminnen das Tragen eines Kopftuches ein verpflichtendes religiöses Gebot sei, sodass jede Muslima, die kein Kopftuch trägt, automatisch als nicht rechtgläubig, da spinnert ausgegrenzt wird, und dass er zweitens das Nichttragen eines Kopftuches als - wörtlich - "extremste Minderheitsmeinung" abqualifiziert! Schon der Augenschein lehrt den Besucher arabischer Länder und der Türkei ein Anderes. 
Aber wer das Nichttragen eines Kopftuches als "extremste Minderheitsmeinung" ausgibt, zeigt, wes Geistes Kind er ist und mit welchem enormen normativen Druck auf die Musliminnen der zu dem Verband gehörenden Familien innerhalb des größten islamischen Verbandes in der Bundesrepublik gearbeitet wird!!!
Es bedarf einer starken Persönlichkeit, sich dem Gruppendruck zu widersetzen und die sich dadurch zwangsläufig ergebenden Nachteile für ein bisschen Normalität, ein bisschen Freiheit in Kauf zu nehmen. Ein Brief der zuvor schon angesprochenen in dem Hamburger Problemstadtteil Wilhelmsburg unterrichtenden deutschen Lehrerin, die in diesem Stadtteil arbeitet, macht das an einem kleinen Beispiel deutlich, das zum Glück nicht lebensbedrohlich für die türkische Frau ausgeht:

„Als ich heute meinen Spiegel am Kiosk kaufte, hatte ich ein interessantes Gespräch mit der Verkäuferin. Ihr und ihrem Mann gehört der Kiosk seit Jahren und sie war mir schon aufgefallen, weil sie gut aussieht, kein Kopftuch trägt und ausgesprochen offen wirkt. Heute fragte sie mich, ob ich den Spiegelartikel von letzter Woche über die muslimischen Frauen gelesen habe und erzählte dann: Ihrem Mann musste sie mit der Scheidung drohen, dass er endlich Vernunft annahm und es akzeptierte, dass sie kein Kopftuch trägt und im Kiosk verkauft, nett zurecht gemacht und für alle sichtbar. Von den türkischen Frauen im Bahnhofsviertel besuchen sie nur drei, die anderen finden sie zu modern, bzw. ihnen wird von ihren Männern der Kontakt mit ihr verboten, weil sie Angst hätten, dass sie sie infizieren könnte. Die Männer, so meinte sie, benutzten die Religion, um ihr Macho-Gehabe ausleben zu können. Ihre Tochter wollte in München studieren und hat es sich von der Familie ausreden lassen, weil es nicht angeht, dass sie als junge Frau allein lebt. Die Großmutter hatte sich angeboten, als Anstandswauwau mit ihrer Enkelin nach München zu gehen, da diese aber auch als zu modern eingestuft wurde, half es nicht und die Tochter blieb hier, sehr gegen den Willen der Mutter. Die Türken in Wilhelmsburg, meinte sie, seien in den 60 Jahren hierher gekommen und hätte den Anschluss an moderne Entwicklungen in der Türkei verpasst.  Eine tolle Frau!!!

Gesa“

Die als Überschrift eines Artikels in der taz vom 08.01.04 genommene wörtliche - wenn auch vermutlich in dem Zusammenhang großmäulig zu wertende - Äußerung eines türkischstämmigen Jugendlichen der vierten Generation mit deutschem Pass: „Wenn meine Schwester Sex vor der Ehe
 hat, schlitz ich die auf, ganz klar“ macht schon allein in seiner Überschrift auch wieder schlaglichtartig die (bisher jedenfalls) fehlgeschlagene Integration und die Kulturverschiedenheit vieler der in Deutschland geborenen Türken der vierten(!) Generation, zu der dieser zitierte Berufsschüler gehört, deutlich. 

Eine vergleichbare Äußerung habe ich von Deutschen, insbesondere deutschen Schülern, nie zu hören bekommen. Solche Äußerungen haben nicht unbedingt etwas mit der jeweiligen Glaubensausrichtung zu tun, sondern mit der Sozialisation in einer anderen Kultur jenseits einer von uns tolerablen Kulturgrenze, deren Wertvorstellungen im Extremfall bis hin zu „Ehrenmorden“ zur Wiederherstallung der eigenen und der Familienehre reichen, die zu Beginn des Jahres 2004 ein die Türken über Monate bewegendes Thema in türkischen Massenblättern waren. 

Einer der Fälle wurde im STERN vom 27.05.04 nachgezeichnet und zur Illustration dessen, was ich unter der uns Europäer von den Türken und/oder den in der Türkei lebenden Kurden trennenden »Kulturgrenze« verstehe, an das Ende dieser Ausarbeitung gestellt.

„Ehrenmorde“ werden dann verübt, wenn die überinterpretierte Familienehre die Tötung eines Mädchens (angeblich) gebiete: sei es, dass man das Mädchen, für das kein oftmals die wirtschaftliche Situation einer Familie sanierender Brautpreis von teilweise mehreren Tausend Euro mehr erzielt werden kann, weil für ein »entehrtes« Mädchen kein »Neupreis« mehr erlangt werden kann, umbringt, oder dass man Rattengift an einer auffälligen Stelle so hinstellt, dass es von dem Mädchen gesehen werden muss, damit es weiß, was es zu tun hat, was die eigene Familie von ihm erwartet! Diese letztere Form der strafrechtlich so zu wertenden mittelbaren Täterschaft der familiären Täter hinter der Täterin, wobei das Opfer gleichzeitig als doloses (bösgläubig wissendes) Werkzeug der eigenen Ermordung eingesetzt wird, wird man auch durch die Strafrechtsänderung des Fortfalls der bisher geltenden Privilegierung nicht in den Griff bekommen, wenn nicht das durch kollektiven Familienzwang zu seiner vermeintlich freiwilligen Selbsttötung gezwungene Mädchen vor der Einnahme des Giftes einen erläuternden Brief an die Justiz abschickt. Wie soll anders als durch eine Mitteilung des Mädchens ein auf die Selbsttötung abzielender kollektiver Familienzwang nachgewiesen werden? Jedes Familienmitglied wird die Ausübung direkten Zwanges bestreiten: wer soll dann mit welchem Anteil für die Tötung haftbar gemacht werden? Direkte Ermordungen werden also künftig ab- und angeblich freiwillig verübte Selbsttötungen zunehmen, da sich durch die Änderung des Strafgesetzes nicht die archaische Mentalität der Menschen dieses Kulturkreises ändert!

3Sat zeigte am 05.05.04 Interviews mit u.a. türkischen Mädchen, die sich vor ihren männlichen Familienangehörigen in Deutschland auf der Flucht befinden und teilweise in Frauenhäusern verstecken, weil sie ihre Ermordung durch Vater oder Brüder fürchten, da sie aus von der UNO 2001 als „moderne Form der Sklaverei“ gegeißelten Zwangsehen flüchteten, damit aber (nach den zu traditionellen Vorstellungen ihrer Familienangehörigen) die Familienehre befleckten und nun die Reinigung der so befleckten Familienehre durch das Vergießen ihres Blutes, sprich: ihre Ermordung, befürchteten: „Mir war es wert wegzugehen und das Risiko einzugehen, dass mein Vater mich umbringt.“ Die Frauenhäuser in Deutschland sind zu einem Drittel von mit Gewalt bis hin zum Tod bedrohten türkischen Frauen belegt: Erklärlich, da nach einer Untersuchung des Bundesfamilienministeriums jede zweite Türkin angab, ihre Eltern hätten ihren Ehemann für sie ausgesucht, jede vierte kannte ihn vor ihrer Hochzeit nicht. Zur Bekämpfung dieses Missstandes mit (auch) strafrechtlichen Mitteln soll nach neuesten Überlegungen in unserem Strafrecht als ein Fall besonderer Nötigung ein Schutzparagraph gegen Zwangsehen eingeführt werden!
Ein ähnlicher Bericht war die Reportage in ARD-exclusiv vom 17.09.04: „Wenn der Vater zum Feind wird – Zwangsehe und Ehrenmord“ über albanische und türkische Väter, die mit ihren archaischen Vorstellungen hier in der BRD mitten unter uns leben und ihre Söhne gemäß dem türkischen Sprichwort: „Der Himmel der Mädchen liegt unter den Füßen der Väter“,  in eben dieser Richtung erziehen, wie er von der taz berichtet worden ist – und die ihren Töchtern nach dem Leben trachten, weil sie die Familienehre verletzt hätten, da sie nicht den vom Vater ausgesuchten Mann heiraten wollten, so dass der wütend auf den schon ausgehandelten Brautpreis verzichten musste. Einem in dieser Reportage interviewten Kriminalbeamten, der sich für von ihren männlichen Familienmitgliedern verfolgte Mädchen engagiert und deswegen von solchen Vätern schon mehrfach bedroht worden ist, sagte einer dieser Väter: „Ihr habt eure Gesetze, wir haben unsere.“ Auf die Gegenfrage des Kriminalbeamten, was er denn glaube, welche Gesetze hier in der Bundesrepublik gelten, schwieg er lieber vielsagend, da er nicht annahm, dass er dem deutschen Polizeibeamten seine kulturellen Wertvorstellungen würde verständlich machen können. 
In der Sendung „Frontal21“ wurde am 15.02.05 mit Bezug auf die Frauenschutzorganisation „terres des femmes“ berichtet, dass hier in Deutschland 30.000-40.000 jezidische kurdische Türken leben. Ihre größte Gemeinde lebt 5.000 Mitglieder stark in Celle. Diese nicht an einen Gott, sondern an Engel glaubende Religionsgemeinschaft lebt nach 1.000 Jahre alten Gesetzen mitten unter uns. Unter dem Islam wurden sie verfolgt. Zu ihren Gesetzen gehört es u.a., dass ihre Frauen völlig rechtlos sind, dass sie ausschließlich untereinander heiraten und die Familien die Zwangsehen beschließen. An Frauen, die sich den Gesetzen dieser Gemeinschaft nicht fügen wollen, werden hier in Deutschland, u.a. in Celle, Ehrenmorde begangen. Wenn Polizeibeamte den bedrohten türkischen Frauen der Jeziden helfen wollen, werden sie und ihre Familien bedroht. 15 Jahre Haft für einen Ehrenmord in deutschen Gefängnissen schrecken sie nicht: sie hätten ihre Zelle, ein Dach über dem Kopf, ihr regelmäßiges Essen und humane Gesamtumstände. Das einzige, was sie schrecke, seien türkische Gefängnisse.

Wenn von insbesondere Türken und Kosovo-Albanern begangene Ehrenmorde vor unseren Strafgerichten verhandelt werden, spielt immer die Frage der vom abzuurteilenden Täter gefühlten »Ehre« und der Grad ihrer empfundenen Verletzung eine entscheidende Rolle: Wird die individuell, durch Gruppenzwang aus partikulärer Sitte verstärkt empfundene, letztlich tatauslösende Ehrverletzung irgendwie als das Unrecht der begangenen Tat bei ihrer Aburteilung strafmildernd berücksichtigt? So ist es in der deutschen Rechtsprechung (auf jeden Fall früher) großenteils der Fall gewesen, weil es für deutsche Staatsbürger keinen vergleichbaren sozialen Drucks aus partikulärer Sitte gibt, so dass die Gerichte meistens nur aus § 212 StGB Totschlag heraus auf zeitige Freiheitsstrafe erkannten. Oder müssten Ehrenmorde nicht vielmehr als aus „niedrigen Beweggründen“ heraus begangen und damit wegen Vorliegens dieses Mordqualifikationsmerkmals aus § 211 StGB Mord heraus mit der Rechtsfolge einer lebenslangen, nach 15 Jahren aber auf Aussetzung der Haft überprüften Freiheitsstrafe abgeurteilt werden? Da stellt sich den Richtern immer die Frage, welche Wertvorstellungen maßgebend sein sollen: die deutschen oder die aus der Täter-Herkunftsregion? 

Da Strafe vom Grundsatz her entsprechend § 46 StGB individuell schuldangemessen aufzuerlegen ist, falls nicht Gründe der die Allgemeinheit in toto vor Begehung einer Straftat abschreckenden Generalprävention einen härteren Strafausspruch erfordern, können es nur die Maßstäbe des kulturellen Täter-Umfeldes sein. Der BGH hatte bis 1994 bei Blutrachetötungen geurteilt, dass entsprechend § 46 StGB die subjektiven Wertvor​stellungen des Täters mit seiner Bindung an seinen Lebenskreis ausschlaggebend zu berücksichtigen seien. Die sozialen Anschauungen des Kulturkreises, aus dem der Täter stammt und dem er verhaftet ist, seien unrechtsabwägend und damit strafzumessend bei der Findung der Höhe der zu verhängenden Strafe zu berücksichtigen. Seit 1994 hat der BGH seine früher vertretene Auffassung aufgegeben oder teilrevidiert und urteilt jetzt: Grundsätzlich seien die Wertvorstellungen für die Annahme des Vorliegens eines Mordes aus objektiv zu bewertenden „niedrigen Beweggründen“ der deutschen Werteordnung zu entnehmen! Ein kultureller Rabatt auf Straftaten wird nicht mehr gewährt. 
Nun nähert man sich langsam dem Ausspruch der Friedensnobelpreisträgerin von 1905, Bertha von Suttner, die Alfred Nobel zur Stiftung der Nobelpreise angeregt hatte, selbst aber, obwohl prominenteste Friedensaktivistin Europas, zunächst bei der Vergabe nicht berücksichtigt worden war: „Keinem vernünftigen Menschen wird es einfallen, Tintenflecken mit Tinte, Ölflecken mit Öl wegwaschen zu wollen. Nur Blut soll immer wieder mit Blut abgewaschen werden.“ So ähnlich hat es auch die zur selben Zeit lebende Marie von Ebner-Eschen​bach ausgedrückt: „Niemand käme auf die Idee, Tinte mit Tinte abzuwaschen, nur Blut soll immer wieder mit Blut abgewaschen werden.“
Zwar werden inzwischen in der Türkei Ehrenmorde ebenfalls als Morde mit erschwerter lebenslänglicher Strafe geahndet, wenn sie nicht als Selbsttötungen kaschiert werden, so dass eine rechtliche Angleichung der Beurteilung von Ehrenmorden stattgefunden hat. Aber trotzdem gibt es noch die sozialen Bezüge, aus denen die Täter stammen. Darum sei das subjektive Empfinden des Täters dann weiterhin zu beachten, wenn der Täter erst kurze Zeit hier lebe und sich mit den hiesigen Wertvorstellungen bis zum Zeitpunkt der Tat noch nicht hinlänglich hatte vertraut machen können.  

War ich in meiner grundsätzlichen »Gutmenschenart«, die man als Berufsethos einfach braucht, wenn man als Lehrer mit Kindern und Jugendlichen umgeht und sie zu erziehen sucht (weil so viele ihrer deutschen, türkischen, … Eltern selbst geringste Sozialisationsbemühungen vermissen lassen, mit denen zu viele Kinder erst gemeinschaftsfähig gemacht werden müssen, um sie überhaupt erst dem Schulzweck zuführen und sie unterrichten zu können!), einerseits noch geneigt, die zitierte Äußerung des türkischstämmigen Jugendlichen der vierten Generation mit deutschem Pass: „Wenn meine Schwester Sex vor der Ehe hat, schlitz ich die auf, ganz klar“, als »nur« großmäulig zu werten, weil ich auf die Sozialisation dieser Menschen durch Teilhabe an unserer Kultur zu hoffen nicht aufgebe und auch seelisch »zarte« türkische Jugendliche (während des Schreibens insbesondere einen bestimmten Oktay und einige andere), vor Augen habe, so graust es mich andererseits vor den Zeitbomben, zu denen türkische oder türkischstämmige männliche Jugendliche heranwachsen können, wenn ich Reportagen lese wie die zu „Allahs rechtlose Töchter“ aus dem SPIEGEL vom 15.11.04, aus denen nachfolgend zitiert wird. Aber einführend sei daran erinnert, dass zwei Drittel der Frauen, die in Frauenhäusern Schutz suchen, deutsche Frauen sind. Doch prozentual gesehen wird die größere Gewalthäufigkeit in türkischen Familien deutlich. Nun einige Zitate aus der im Internet natürlich von Türken angegriffenen Reportage, die über kontakt@nordzypern-insider.net angefordert werden kann:

„’Für uns gelten keine Gesetze’

…

Ülkü, 26: Ülkü überlebte das Martyrium ihrer Ehe nur mit knapper Not. Als ihr Mann sie vor einem Jahr wieder einmal quer durch die Wohnung prügelte, sprang sie in Todesangst vom Balkon – drei Stockwerke tief. Verletzt kam sie ins Krankenhaus. Bald nach ihrer Rückkehr versuchte ihr Mann, sie und ihren Sohn mit Gewalt in die Türkei zu entführen. Ülkü rief die Polizei, in letzter Minute wurde sie von den Beamten gerettet. …“

Es wird von Parallelwelten berichtet, „in denen der Rechtsstaat teilweise außer Kraftgesetzt ist“. …

„Unsichtbar leben viele Musliminnen hier zu Lande wie in einem Käfig, geschweißt aus Koran, Männerherrschaft, Familienclan, Gewalt und Ehre. Tausende, wenn nicht Zehntausende fristen ein Sklavendasein – mitten in Deutschland, ignoriert von ihren deutschen Mitbürgern, weggeschlossen hinter Mauern, vergessen in ihrer Gefangenschaft.“ …

Es wird hervorgehoben, dass besonders für fundamentalistisch eingestellte Muslime Deutschland eine „heile Welt“ sei, denn „nirgendwo sonst in Europa dürfen sie ihre gestrenge Religionsauslegung ähnlich frei ausleben“. …

Losgelöst von der deutschen Gesellschaft, lebt ein gut Teil der Muslime [und von den etwa 3,2 Mill. Muslimen in Deutschland sind 2,5 Mill. türkischer Herkunft, so dass sich uns das Muslimproblem fast ausschließlich als Türkenproblem darstellt, rund 600.000 türkischstämmige haben einen Deutschen Pass.; der Verfasser] in einer ganz eigenen Welt, mit eigener Infrastruktur, eigener Sprache
 und eigenen Gesetzen. …

Unter dem Deckmantel eines religiös begründeten Patriarchats werden Frauen straflos gefangen gehalten, geschlagen, vergewaltigt und zwangsverheiratet. „Frauen, für die die Menschenrechte scheinbar außer Kraft gesetzt sind.“ 

Nach den Erkenntnissen einer im Auftrag des Bundesfamilienministeriums erstellten Studie werden türkische Frauen in Deutschland „überdurchschnittlich häufig Opfer von [häuslicher; der Verf.] Gewalt“. … Die Autoren der Studie resümieren: ’Zusammenfassend lässt sich feststellen, dass alle Untersuchungsbefunde auf sehr hohe Betroffenheiten insbesondere der türkischen Migrantinnen durch körperliche und sexuelle Gewalt in Paarbeziehungen und in den Familien hindeuten.’ 

Dazu kommen Zwangsverheiratungen: Ein Viertel der befragten türkischen Frauen lernte den eigenen Ehemann erst bei der Hochzeit kennen. Neun Prozent sagten, sie seien zur Ehe gezwungen worden. 

Diese Frauen sind Opfer einer brutalen Männerherrschaft, … 

Als Grund dafür wird herausgestellt, dass hauptsächlich Türken aus den Unterschichten
 zum Arbeiten nach Deutschland gekommen sind: Hirten aus Anatolien, Ungebildete und einfache Handwerker. Sie brachten ihr traditionell patriarchalisches Weltbild mit in die neue Heimat. …

„Auswanderer sind es den Verwandten in der Heimat schuldig, Werte und Traditionen zu wahren, manchmal sogar dem halben Dorf, koste es, was es wolle. Nicht die Regeln der neuen Heimat, sondern die der alten Welt gilt es zu befolgen. Zugang zur neuen Welt haben die wenigsten.“ …

„Es bilden sich wahre Enklaven um den Imam. … Doch diese Imame predigen meist die patriarchalische Ausprägung des Islam. Viele von ihnen kommen nicht etwa aus den liberalen türkischen Metropolen, sondern ebenso aus der Provinz wie der Großteil der Migranten. So wächst die Zahl der wortgetreuen Koran-Ausleger, die Frauen als Untertanen definieren und westliche Gesellschaften als verdorben ansehen.“ …

Erhebungen erbrachten das Ergebnis, dass etwa 30 Prozent der Klientinnen deutscher Frauenhäuser Musliminnen sind, wovon die weitaus größte Gruppe wegen des überhohen Türkenanteils aus der Türkei stammt. „Sie unterscheiden sich von anderen Prügelopfern nicht nur durch die Religion: Die meisten haben die Gewalt viel länger und in schlimmeren Formen ertragen müssen.“ 

„Die Kultur des Patriarchats benutzt die Religion, um die Frauen in Schach zu halten.“ Viele geplagte Muslimminen greifen erst in nackter Todesangst auf deutsches Recht zurück. Vorher, so haben sie in ihrer Parallelwelt erfahren, gilt deutsches Recht nicht. 
In den einschlägig bekannten Türkenvierteln mache sich eine „neue Macho-Generation vom Bosporus breit … junge Männer, hier geboren, von den Vätern als Helden verehrt, von den Müttern umhätschelt, mit klar umstecktem Aufgabengebiet: Sie sind die gnadenlosen Sittenwächter ihrer Schwestern, sammeln aber selbst fleißig sexuelle Erfahrungen mit deutschen Mädchen.“
Deswegen seien für viele deutsche Frauen „türkische Viertel längst eine No-go-Area, sie meiden Straßenzüge, in denen sie ständig angesprochen, angefasst, sexuell belästigt werden. Nahezu kampflos werden im Namen der Toleranz ganze Stadtteile den Machos überlassen – und deren Töchter und Schwestern der männlichen Willkür preisgegeben.“ …

Türkische Mädchen, die aus dieser patriarchalisch geprägten Starre ausbrechen wollen, werden von Jung-Machos drangsaliert. Die „laufen hinter uns her und drohen: ’Wenn du das Kopftuch nicht anziehst, dann ficken wir dich.“
Eine junge Türkin berichtet beispielhaft, mit 16 sei sie einmal 8000 Euro wert gewesen. Das war der für sie zu zahlende ausgehandelte Brautpreis gewesen. Heute, nach ihrer Flucht und der Rückentführung ihrer kleineren Schwester aus der Türkei, die dort an einen älteren Mann  zwangsverheiratet werden sollte und mit der sie nun versteckt vor ihrer Familie lebt, sei „sie ihrem Vater noch die paar Euro fürs Benzin wert, das er über ihr ausschütten würde. Wenn er könnte.“ …

„Die Erziehung ihres Vaters bestand im Wesentlichen aus zwei Sätzen: ’Spiel nicht mit deutschen Mädchen, denn das sind Huren. Und wenn ich dich mit einem Jungen erwische, übergieße ich dich mit Benzin und zünde dich an.’“
Die junge Türkin, die von ihrem Vater an einen konservativ eingestellten jungen Mann verschachert werden sollte, wartete bis die Mutter zur Arbeit war: „’Dann sind wir weggefahren, ich und mein Verlobter. Ganz weit weg, in den Norden. Mein Vater schrie am Telefon, er würde uns umbringen. Dann beruhigte er sich und bot uns an, uns am Leben zu lassen, wenn wir heirateten, bevor die Verwandten von der Flucht erfahren.’ Sie lehnte ab.

Ihr Vater sagte: ’Ihr spielt mit meiner Ehre. Ich werde euch umbringen.’“
…

Daraufhin zog sie in eine anonyme Wohngemeinschaft für türkische Mädchen, wechselte die Schule, nahm einen neuen Namen an. „Neuer Wohnort, neuer Name, neue Identität – es war wie im Zeugenschutzprogramm eines Mafiaprozesses. Dabei ging es nur um Jeans, McDonald’s und das Recht, die Haare offen zu tragen.“ …

Einmal traf sie sich mit ihrer Mutter: „’Sie warnte mich. Mein Vater würde immer davon sprechen, uns umzubringen, ich hätte mit seiner Ehre gespielt.

Eines Tages begegnete der Vater seinem ehemaligen Schwiegersohn auf der Straße. Sie hatten noch nie miteinander gesprochen. Der Vater zückt ein Messer und sticht auf den jungen Mann ein. Das war die erste Begegnung der beiden Männer nach dem Brautgespräch. …

Die Stiche sind tief. Als der Verlobte wieder aus dem Koma erwacht, ist der Vater schon wegen versuchten Mordes verurteilt. …“

Nachdem wir bei uns in unserer direkten Nachbarschaft massivste gesellschaftliche Fehlentwicklungen durch systematisch ausgeübte Gewalt gegen Frauen bis hin zu Zwangsbeschneidungen an afrikanischen Mädchen (nicht nur) während des angeblichen Urlaubs im Heimatland, Zwangsverheiratungen türkischer Mädchen gegen Brautgeld und in extremsten Fällen bis hin zu Ehrenmorden, in den Niederlanden mit seinen „No-go-Areas“ mit regelrecht marodierenden marokkanisch- und türkischstämmigen Jugendbanden und Stadtvierteln, in die sich selbst die Polizei nicht mehr reintraut, wo mitten in der Innenstadt Frauen nur deswegen angespuckt und als "Huren" beschimpft wurden, weil sie kein Kopftuch trugen, und zuletzt dem Attentat auf van Gogh, in Frankreich mit seinen nach Auskunft eines französischen Ministers rund 500 Stadtvierteln in großen Städten, in denen unter der überwiegend arabischen Bevölkerung nicht mehr die französischen Gesetze gelten, sondern nur noch die Scharia(!), wie es in Berlin schon Straßenzüge gebe, in denen die Polizei nicht mehr das Sagen habe, in Spanien, Italien, … nachdem wir das alles feststellen müssen, drängt sich mir die Schlussfolgerung auf, die nicht auf (bloße) Gäste unseres Landes abzielt, sondern auf Immigrationswillige, die dauerhaft bei uns leben wollen, sich aber nicht an mitteleuropäische Kulturnormen im Allgemeinen und unsere »Leitkultur« im Besonderen anzupassen bereit finden: Keine Aufnahme von integrationsunwilligen »Kulturfernen«, die sich den in Mitteleuropa geltenden Normen nicht anpassen wollen!
Das ungelöste Problem ist: Wie findet man problematische nachsuchende Einzelpersonen heraus? Wie soll man um Aufnahme in die EU nachsuchende Völker beurteilen?
1.9 Was im geostrategischen Interesse der USA liegt, muss längst nicht im Interesse der EU liegen

Was im geostrategischen Interesse der USA liegt, muss längst nicht im Interesse der EU liegen und von uns Europäern im »Alten Europa« in devotem Gehorsam der einzig verbliebenen Supermacht gegenüber demütig vollzogen werden. Es ist nicht alles richtig, was aus den USA kommt oder von ihnen gedacht oder gar gemacht wird! Was die USA als stärkste Triebfeder der verhängnisvollen Entwicklung uns Europäern aus kurzsichtigem Eigeninteresse heraus seit Jahrzehnten aufdrängen wollen, ist für uns Europäer ein Danaergeschenk! Insbesondere von dem ehemaligen französischen Staatspräsidenten und Vorsitzenden des eine europäische Verfassung ausgearbeitet habenden Konvents, Giscard d’Estaing, ist eine von den USA gewollte Mitgliedschaft der Türkei in der EU offen als vor den Wünschen der USA einknickender schwerer politischer Fehler bezeichnet worden.

1.10 Das Türkenproblem im europäischen Ausland und insbesondere bei uns ist überwiegend ein türkisches Unterschichtenpro​blem

Das Türkenproblem im europäischen Ausland und insbesondere bei uns - darauf weist auch der für die SPD ins Europaparlament eingezogene türkische Reiseunternehmer Öger
 stets und gerne hin - ist ein Unterschichtenpro​blem: 85 Prozent der Türken in Deutschland kommen aus sozial schwachen Schichten insbesondere des südöstlichen, hauptsächlich von Kurden bewohnten Anatoliens, denn gut ausgebildete Türken unterliegen nicht so dem Druck, aus der Türkei emigrieren zu müssen, um in der Fremde eine Möglichkeit zum Überleben zu suchen. 

Jede Gesellschaft hat ihr Unterschichtenproblem, so auch wir: jedenfalls sehen das die Völker so, die von unseren Unterschichtenurlaubern nicht be-, sondern geradezu heimgesucht werden. Darum gibt es ja den Spruch: „Gott schütz’ uns vor Sturm und Wind und Deutschen, die im Ausland sind.“ Dieses deutsche Unterschichtenproletariat gründet auf mangelnder Erziehung und Bildung und mangelndem Benehmen. Aber nach vier Wochen sind die Leute in den heimgesuchten Ländern die auffälligen deutschen Urlauber aus den Unterschichten wieder los. 

Wir in Deutschland haben aber zwei langfristige Unterschichtenprobleme: ein deutsches und ein türkisches, wobei das deutsche Unterschichtenproblem im Zusammenhang dieser Ausarbeitung nicht weiter erörtert werden soll: Wenn deutsche Unterschichtler Häuser von Türken anzündeten und es dabei zumindest billigend in Kauf nahmen, dass unsere »Gäste« hier verbrennen könnten, dann ist das einfach nicht hinzunehmen, muss schwerstens geahndete werden und darf nicht so lasch sanktioniert werden, wie deutsche Gerichte es - jedenfalls in der Anfangsphase – unverständlicher- und unverzeihlicherweise getan haben! 
Das nach Deutschland ausgelagerte türkische Unterschichtenproblem gründet auf anderen, mit unseren nicht kompatiblen kulturellen Wertvorstellungen, insbesondere zu Lasten der Frauen; darum sind die in so erschreckend hohem Prozentsatz häuslicher »Macho-Gewalt« ausgesetzt. 
Im Gegensatz zu dem temporären deutschen Unterschichtenproblem in von unseren Proleten heimgesuchten Urlaubsländern besteht das türkische Unterschichtenproblem permanent als Bodensatz in unserer Gesellschaft: nicht nur für ein paar Wochen, nicht nur über Monate und einige wenige Jahre, sondern über Generationen, da es sich bei diesen Leuten nicht (mehr) um Gastarbeiter handelt, die nach relativ kurzer Zeit wieder in ihren Kulturkreis zurückkehren, sondern um Immigranten, die bei uns bleiben, ihren mit dem Grundgesetz zu oft nicht vereinbaren Wertvorstellungen anhängen und in diesem Sinne ihre Kinder großziehen, in ihrer Mehrheit nicht den Wert von Bildung sehen, geschweige denn akzeptieren und – von einer rühmlichen Minderheit abgesehen - ihren Kindern diesen Wert nicht vermitteln, die deswegen an den kulturellen Ansprüchen unserer Gesellschaft und den von der Gesellschaft verlangten Ansprüchen in Bezug auf die Beherrschung einfachster, fundamentalster Kulturtechniken wie Lesen und Schreiben scheitern, dieses – ich spreche jetzt aus mehrjährigen Unterrichtserfahrungen an einer Gesamtschule in dem Hamburger »Türken-Vorort« Wilhelmsburg - oft selbstverschuldete Scheitern nicht akzeptieren wollen und darum und sehr viel lieber Außenseiter mit allen negativen Begleiterscheinungen bleiben und trotz aller Bemühungen von engagierter Lehrerseite ohne Bereitschaft zu einem bisschen eigener Anstrengung z.B. im mehr auf Verstehen als auf sprachliche Fertigkeiten ausgerichteten Mathematikunterricht bleiben wollen: die Logik des zur Lösung einer quadratischen Gleichung einzuschlagenden Weges – „1 + 7 = 2 + 6. Was man mit der rechten Seite einer Gleichung macht, muss man mit der linken Seite ebenso machen, damit die Waage der Gleichung im Gleichgewicht bleibt: Wenn Du links zwei Kilo draufpackst, dann musst Du das rechts genauso machen, damit die Waage wieder ins zuvor bestehende Gleichgewicht kommt.“, und dazu das in die zu lösende Gleichung hineingezeichnete Bild einer Waage, auf deren Waagschalen je eine Seite der Gleichung lag - kann man nach mehrmaligem geduldigen Vorkauen des Lehrstoffes durch den Lehrer selbst dann nachvollziehen, wenn man im sprachlichen Ausdruck Grammatikfehler macht. Nachvollziehen jedenfalls dann, wenn man will! Und an diesem für Lernerfolge notwendigen Lernwillen mangelt es zu oft: die deutschen und die türkischen Mädchen und Jungen, die in diesem Problemstadtteil an dieser Schule in den unteren Kursen zu unterrichten waren, verfügten teilweise über einen sehr mangelhaft ausgebildeten Sinn für Schule und die (selbst dort) für einen Lernerfolg als Voraussetzung zu erbringenden Eigenleistungen. Lieber überspielte man billigste Leistungsanforderungen durch Großmannssucht. Sie glauben mir nicht? Pars pro toto: Als ich im Deutschunterricht einer 10. Klasse der Gesamtschule die Lektüre „Das Schiff Esperanza“ mit verteilten Rollen lesen lassen wollte, weigerte sich ein türkischer Junge mit guten Deutschkenntnissen und völlig akzentfreiem Deutsch
, den ihm übertragenen Part zu lesen, weil er bei mir nicht auf den Klassenschrank klettern und von dort oben herab vorlesen durfte, wie er es aber wollte. Auch das Gespräch mit der Direktorin und Klassenlehrerin bewirkte bei ihm keine Verhaltensänderung! Aber dann die Konsequenzen nicht tragen und eine noch annehmbare Zensur beanspruchen wollen: „Sie können mir keine 6 geben!“ „Doch, das kann ich: für totale Leistungsverweigerung gebe ich immer eine Sechs. Und im Übrigen solltest Du wenigstens jetzt in der letzten Klasse daran arbeiten, Dich so zu bewegen, wie Du Dich bei einem Lehrherrn benehmen musst, um nicht gleich wieder aus der Lehre rauszufliegen!“ 

Ich will nicht ungerecht sein: Dieser türkische Junge ist aber regelmäßig zur Schule gekommen; das sei zu seiner Ehrenrettung angeführt. Der Schüler einer 7. oder 8. Klasse, der nur an drei Tagen pro Schulhalbjahr erschienen war, war ein aus familiären Gründen bei seiner Großmutter lebender deutscher Wunderknabe, und Oma deckte alles jeweils durch einen Entschuldigungszettel ab!

Welch eine Freude, so etwas nach fünf Jahren zwischenzeitlicher Tätigkeit als engagierter Strafverteidiger (meiner leider nicht sehr zahlreichen Mandanten) erneut erleben zu dürfen: Machohafte Leistungsverweigerungen sind zum Kotzen!!!
Den letzten Satz: „Und im Übrigen solltest Du wenigstens jetzt in der letzten Klasse daran arbeiten, Dich so zu bewegen, wie Du Dich bei einem Lehrherrn benehmen musst, um nicht gleich wieder aus der Lehre rauszufliegen.“, musste ich leider sehr oft verwenden! Daher kamen dann zwei- bis dreimal im Jahr die Magengeschwüre. Lehrer, die in solchen Stadtteilen ihren sauschweren Beruf aus innerer Berufung heraus ausüben, sind keine „faulen Säcke“, wie der Bundeskanzler Schröder sie diffamieren zu müssen meinte, sondern, mit Jane Fonda, die das für eine Filmrolle einmal für nur vier Wochen als Gast mitmachte, „Helden, denn an der Bezahlung kann es nicht liegen, dass sie so etwas jahrelang mitmachen!“ Aus diesem Grund entsteht das Burn-out-Syndrom, dessentwegen die Lehrerschaft die Berufsgruppe mit den meisten Frühpensionierungen ist, weil die bei der in den Elternhäusern versäumten und darum in den Schulen mühevollst nachzuholenden Sozialisationsanstrengungen entstehenden seelischen Belastungen zu groß sind; aber auch das ist kein reines »Türken-«, sondern ein Unterschichtenproblem, denn bei den drei Malen, die ich trotz meiner 1,86 m Körperlänge und als Sportlehrer u.a. mit einem gezückten Butterfly-Messer körperlich angegriffen worden war, waren deutsche Schüler die Täter, nicht türkische. 
Ich kenne keinen akademischen Beruf, in dem die Personalität des Mitmenschen so angegriffen wird, wie im Lehrerberuf!
Trotzdem komme nicht nur ich in der Nachbetrachtung zu dem Ergebnis, dass die Bereitschaft, sich einen in den Anforderungen läppischen Lernstoff unter Aufbietung von nur einem bisschen eigenem Einsatz erarbeiten zu wollen, bei den türkischen Unterschichtkindern tendenziell noch weniger ausgeprägt ist, als bei den deutschen. Ende 2004 wurde in den Medien mitgeteilt, dass bei Lehrstellennachbesetzungen sich zwei Drittel der angeschriebenen deutschen und türkischstämmigen Jungendlichen bei den Arbeitsagenturen nicht gemeldet haben! Lieber gammeln sie als Ungelernte rum; das ist die Folge, wenn diese Schüler schon in der Schule nicht bereit waren, ganz klein und leicht verdaulich zurechtgemachte Lernbröckchen zu sich zu nehmen, um der geringen Mühsal des Kauens und Verdauens zu entgehen! Was Klein-Murat nicht gelernt hat, dazu ist der pubertierende oder ausgewachsene Murat erst recht nicht bereit!
Türkische Schüler 

Experten warnen vor zunehmender Überfremdung der Schulen als Folge einer Einwanderungs- und Integrationspolitik, wie sie seit den siebziger Jahren praktiziert wurde. Denn in wenig bis gar nicht durchmischten Klassen haben die meisten Kinder große Sprachprobleme und nehmen an der deutschen Kultur überhaupt nicht mehr teil. Die Integration in die Gesellschaft und in den Arbeitsmarkt wird dadurch immer schwieriger: In Berlin beenden derzeit etwa 30 Prozent der Türken die Schule ohne Abschluß. Und das Abitur absolvierten im vergangenen Jahr gerade einmal 366 türkische Schüler. Die Folge: Von insgesamt 45 000 Ausbildungsplätzen in Berlin werden nur 465 an Jugendliche türkischer Herkunft vergeben. 

Die Pisa-Studie bezeichnet es als "besonders alarmierend", daß über 50 Prozent der Jugendlichen türkischer Herkunft, obwohl sie in Deutschland geboren sind, in der Schule nur marginale Fertigkeiten erreichen, die nicht über die unterste Kompetenzstufe hinausgehen.

DIE WELT 13.06.05

Wegen der Bildungsferne dieser das Gesamtbild »der Türken« prägenden Schicht verbessert sich die Situation nicht! [Natürlich habe ich auch (einige) strebsame türkische Schüler kennengelernt und es gibt türkische Ärzte und Rechtsanwälte, die ja zunächst bildungsbewusste, strebsame Schüler und Studenten gewesen sein müssen, aber diese verschwindend geringe bildungsbeflissene Minderheit ist es ja nicht, die die gravierenden schulischen Probleme und die schlechten Ergebnisse bei den PISA-Tests (mit-)verursacht!]

„Obwohl bereits die dritte Generation ehemaliger Gastarbeiterfamilien in Deutschland lebt, werden noch immer türkische oder türkischstämmige Kinder eingeschult, die kein Wort Deutsch sprechen. Dabei sind ihre Mütter in Deutschland aufgewachsen und zur Schule gegangen. 

"Sie wurden mit Männern aus der Türkei verheiratet. Zu Hause wird nur Türkisch gesprochen, weil der Ehemann es nicht erlaubt, daß man sich auf deutsch unterhält", sagt Werner Staubach, Lehrer an der Cuno-Raabe-Grundschule in Fulda.“

DIE WELT 09.04.06

Arrangierte Ehen durch Zwangsehen und Heiratsmigration sind das Integrationshemmnis ersten Ranges! Kinder aus diesen Ehen finden sich schon allein auf Grund der nicht ausreichenden Sprachkenntnisse zu 60 % auf den „Restschulen“ wieder.

In der zweiten und dritten Generation der Zugewanderten haben wir gravierende Integrationsmängel. Jeder fünfte Ausländer bricht die Schule ab, von den 20- bis 29-jährigen Ausländern haben 41 Prozent keine abgeschlossene Schulausbildung. So drohen schwere soziale Auseinandersetzungen, wie wir sie in Frankreichs Vorstädten beobachten konnten. 
Diese Probleme sind für unsere Gesellschaft wesentlich belastender als die in Sonnenländern für die dortigen Einheimischen ein paar Urlaubswochen zu ertragenden rüpelnden deutschen Unterschichtenurlauber, für deren Benehmen man sich einfach nur noch schämen kann, wenn man qualvoll Zeuge ihres Auftretens wird.

Die Menschen aus dem SO der Türkei, die vornehmlich als bereitwillig „Ganz unten“ (Wallraff) knochenhart arbeitende Ungelernte hierher gekommen waren, leben in einer anderen geistigen Welt als großstädtische Türken aus dem Westen ihres Landes und erst recht in einer völlig anderen geistigen Welt, als wir hier in Europa. Auch wenn sie hierher kommen und schon jahrelang bei uns lebten, sind ihre ethischen Vorstellungen so fest in ihnen verankert, dass sie sich fast nicht davon lösen können – insbesondere auch deswegen nicht, weil die Underdogs der Gesellschaft in der bedrohlichen Fremde enger zusammenrücken und verbissen an ihren archaischen Wertvorstellungen festhalten, die ihnen in den Augen ihrer Bezugspersonen aus ihrem sozialen Umfeld allein ihre Würde verleihen. 
Zu diesen Wertvorstellungen gehört insbesondere die Ablehnung der Gleichberechtigung von Mann und Frau mit den sich aus dieser Ablehnung ergebenden Konsequenzen bis hin zu Zwangsverheiratungen und Ehrenmorden dann, wenn Frauen aus Liebe gegen die strikten Gruppennormen verstoßen und sich selbst einen anderen Mann als den von den Eltern ausgesuchten gewählt haben und nun zur Wiederherstellung der als geschändet empfundenen Familienehre ihr Blut und das des Mannes, der ihr nach Meinung der Sippe zu unschicklich nahe gekommen ist, fließen muss, um die Familienehre wieder reinzuwaschen. Das wurde nach der Ermordung der Türkin Hatun Sürücü - die mit 16 Jahren mit einem Cousin in Istanbul zwangsverheiratet worden war, sich dann in Deutschland hatte scheiden lassen, den Beruf der Elektroinstallateurin gelernt und sich als Alleinerziehende um ihren fünfjährigen Sohn gekümmert hatte - durch Familienangehörige beispielhaft in dem Artikel der WELT vom 15.02.05
Im Namen der Ehre 

In Berlin wird eine junge Türkin erschossen, offenbar weil ihren Brüdern ihr westlicher Lebenswandel mißfällt. Moslemische Jugendliche begrüßen die Tat offen: Das Opfer habe sich benommen wie eine Deutsche.
von Uta Keseling

http://www.welt.de/data/2005/02/19/51072 
dargestellt. Weil der Link zurzeit beschädigt ist und der Artikel nicht aufgerufen werden kann, wird dieser Artikel hier im Wortlaut widergegeben:

Reden, sagen alle, jetzt müsse man reden - über den Mord, dem am 13. Februar die 23jährige Türkin Hatun Sürücü in Berlin zum Opfer fiel, wohl deswegen, weil sie freier lebte, als ihre Familie das wollte. Und über die Tatsache, daß moslemische Schüler diesen Mord gutgeheißen hatten - das Opfer habe sich "wie eine Deutsche benommen". 

Als Tatverdächtige sitzen drei Brüder Sürücüs in Untersuchungshaft. Als Schütze wird der jüngste Bruder verdächtigt, der sich seiner Freundin anvertraut haben soll. Die Ermittler vermuten, daß die Brüder durch den Lebensstil ihrer Schwester die Familienehre verletzt sahen und daß die beiden Älteren den 18jährigen als Täter auserkoren hatten: Als Vollstrecker des ungeschriebenen Gesetzes der "Familienehre" würde er nach einem Urteil im Namen des deutschen Volkes mit einer Jugendstrafe davonkommen. Zwei Gesetze, zwei Welten. 

Über Hatun Sürücü, Mutter eines fünfjährigen Sohnes, wird berichtet, sie habe ihr Kopftuch abgelegt. Eine Ausbildung als Elektroinstallateurin begonnen, Freundschaften gepflegt, auch mit Männern. Sie ging gern aus. Allein. Das reichte offenbar für ein Todesurteil. Es wurde vollstreckt an einer einsamen Bushaltestelle in einem Industrieviertel in Berlin-Neukölln, abends um kurz vor neun Uhr. 

Mit 15 Jahren hat ihre Familie Hatun Sürücü mit einem Cousin in der Türkei verheiratet. Doch sie überwarf sich mit der Familie, verließ den Mann und kehrte mit ihrem Kind zurück in das Land, das sie wohl als ihre Heimat betrachtete - nach Deutschland. 

Hatun Sürücü war die siebte Frau, die im Namen der "Ehre" in der Hauptstadt binnen fünf Monaten sterben mußte. Insofern war ihr Tod zunächst nur eine längere Meldung wert. Bis an der Thomas-Morus-Hauptschule, unweit des Tatorts, moslemische Schüler die Tat rechtfertigten, genauer gesagt, bis der Direktor diese Worte in einem Brief an die Öffentlichkeit brachte: "Schüler zerstören den Frieden der Schule, wenn sie den Mord gutheißen, wenn sie äußern, die Frau hätte sich wie eine Deutsche benommen", schrieb er. "Und wenn sie Mitschülerinnen provozieren, weil diese kein Kopftuch tragen. Wir sind eine Schule mit Schülern aus 40 Nationen. Angst verhindert das Lernen." 

Die Berliner Schulverwaltung stellte sich demonstrativ hinter den Direktor. Jetzt müsse das Prinzip "Hinsehen statt wegschauen" umgesetzt werden, hieß es kraftvoll aus dem Haus des Schulsenators Klaus Böger (SPD). Der Schulpsychologische Dienst bot Beratung für Eltern, Lehrer und Kinder an, die CDU und auch die Grünen forderten erneut einen verpflichtenden Religions- und Werteunterricht. 

Unterdessen berichtete der Direktor, es habe sich seit längerem angedeutet, daß Schüler seiner Schule eine "intolerante Meinung" verträten. Er wurde dafür gelobt, öffentlich gemacht zu haben, was an manchen deutschen Schulen, zumal solchen mit hohem Ausländeranteil, wohl eher die Regel ist. 

Die "Parallelgesellschaft" in Berlin und anderen Großstädten wird in immer kürzeren Abständen zum Thema. Es geht um die Selbstjustiz kurdischer und libanesischer Familienclans, von denen allein acht in Berlin bekannt sind. Es geht um Zwangsheiraten - die Bundesregierung plant, das Strafgesetzbuch so zu erweitern, daß Nötigung zur Zwangsheirat mit bis zu fünf Jahren Haft bestraft werden kann. Es geht auch um Haßprediger wie den Imam Yakup Tasci, der im Dezember in der Kreuzberger Mevlana-Moschee gepredigt hatte, allen Deutschen drohe das Höllenfeuer, weil sie ungläubig seien. Als bekannt wurde, daß Tasci auch Terroranschläge in Israel und dem Irak gerechtfertigt hatte, ordnete der Berliner Innensenator seine Ausweisung an. 

Was hat die Parallelgesellschaft mit der "Ehre" zu tun, in deren Namen Frauen terrorisiert und getötet werden? Nicht die Religion sei Hintergrund von Haß und Gewalt, sagt der Kulturanthropologe Werner Schiffauer, der an der Europa-Universität Viadrina in Frankfurt an der Oder lehrt, sondern eine neue gesellschaftliche Unterklasse. Daß Mord nicht durch den Koran gedeckt sei, wüßten auch die Täter. Doch unter Einwanderern, die fast nur unter sich blieben, sozial schlechtgestellt seien und wegen mangelnder Deutschkenntnisse kaum Chancen auf Integration hätten, gebe es erhebliche Radikalisierungstendenzen: "Dabei greifen gerade junge Leute auf Begriffe aus dem Islam zurück - etwa die Ehre -, ohne wirklich Ahnung davon zu haben." Der Professor warnt davor, die moderaten Vertreter der islamischen Gemeinden bei der Integration nicht "mit ins Boot zu holen". 

Schiffauer kritisiert die "Hilflosigkeit" auf deutscher Seite - bei Lehrern, aber auch bei Wissenschaftlern: "Wir haben zu lange Einwandererforschung betrieben, statt zu sehen, daß diese Gesellschaften immer transnational bleiben werden." Etwa die Hälfte aller türkischen Einwanderer heirate nach wie vor einen Partner aus der Türkei. "An dieser Quote hat sich nie etwas geändert." 

In Berlin folgte auf das Lob für den Direktor einen Tag später die Nachricht, ab jetzt werde die erste Hauptschule ausschließlich nichtdeutsche Schüler haben. In mehreren Nachbarschulen sehe es ähnlich aus, so der Schulsenator. Es sei "weder der Schule noch der Schulaufsicht möglich, eine verträgliche Zusammensetzung der Schülerschaft herbeizuführen". 

Mitarbeit: Markus Falkner 

DIE WELT 19.02.05

Ähnlich der ebenfalls anlässlich des Mordes an der Deutsch-Türkin Hatun Sürücü verfasste Artikel in der taz:

Wenn das Familiengericht tagt

Das Phänomen der Ehrenmorde hat man in Deutschland zu lange ignoriert. Obwohl sie mit den Grundwerten einer westlichen Gesellschaft kollidieren. Nach dem Mord an einer türkischstämmigen Berlinerin regt sich endlich öffentlicher Protest

VON MARTIN REICHERT

http://www.taz.de/pt/2005/02/22/a0164.1/text
Der Redakteur stellt einmal die Wertvorstellungen der mordenden Mitglieder der Familie Sürücü im Umkehrschluss dar: Eine 23-jährige Deutsch-Türkin erschieße ihre drei Brüder im Alter zwischen 18 und 25 Jahren auf offener Straße, weil diese vorehelichen Geschlechtsverkehr hatten und somit die Ehre der Familie beschmutzt hatten. Unvorstellbar! Aber andersherum passiert es immer wieder, Türkinnen von ihren Familienmitgliedern ermordet werden, um die "beschmutzte" Ehre der Familie wiederherzustellen. Solche "crimes of honour" werden laut UNO-Schätzung jährlich weltweit etwa 5.000 verübt,  wobei Deutschland in dieser Schätzung gar nicht erfasst ist: „Nicht, weil es die Verbrechen nicht gäbe, es existieren jedoch keine Zahlen, keine Statistiken, die über diese Art der Verbrechen Auskunft erteilen; auch weil ’Ehrenmorde’ als solche von den Behörden oft gar nicht erkannt werden. Oder nicht erkannt werden sollen?“, fragt die taz kritisch. 

Über den Einzelfall hinaus war erschreckend, dass sich der Schulleiter der Berlin-Neuköllner Thomas-Morus-Oberschule genötigt gesehen hatte, einen offenen Brief zu verfassen, weil "einige Schüler unserer Schule den Mord an der jungen Frau gut finden und sich an der allgemeinen Hetze und an Aktionen gegen Frauen, die nicht so sind, wie sie sein müssen, beteiligen"! 
"Diese Morde finden an öffentlichen Orten statt, sie dienen als Abschreckung für alle anderen Frauen", sagt Serap Cileli, Autorin des Buches "Wir sind eure Töchter, nicht eure Ehre". Cileli arbeitet mit der Frauenrechtsorganisation Terre des Femmes zusammen, die mit der Aktion "Nein zu Verbrechen im Namen der Ehre" gegen mittelalterliche Wahnvorstellungen kämpft - mit den Mitteln der Aufklärung. 

Es wird in diesem Artikel der taz richtig analysiert: „Bei den so genannten Ehrenmorden handelt es sich nicht um individuelle Dramen, sondern um ein soziales Phänomen in modernisierungsdefizitären Gemeinschaften, die überproportional islamisch geprägt sind. Im Wertesystem traditionell streng patriarchaler Länder hängt die gesellschaftliche Ehre der Männer in einer Familie auch vom normgerechten Verhalten der weiblichen Familienangehörigen ab, die Frau ist eine Art Gefäß für die Ehre, das von den Männern beschützt werden muss. Die Frau beschmutzt diese Ehre, wenn sie fremdgeht, nicht den Mann heiratet, der ihr von der Familie zugedacht ist, und auch wenn sie vergewaltigt wird. … Eigentlich geht es gar nicht um die individuelle Schuld der betreffenden Frau, die finstere Logik der Ehre ehrt weder Frau noch Individuum, es geht darum, den Fleck, den Schmutz aus der Familie zu entfernen. Hauptsächlich geht es um den Umgang mit Sexualität.“
Erstaunlich nicht nur für uns in Deutschland ist, dass sich in solchem gesellschaftlichen Klein-Klima in Schweden acht junge Muslime im Alter zwischen siebzehn und zwanzig Jahren unter dem Motto: "Mut ist es, für die Freiheit meiner Schwester zu kämpfen", zu der Organisation Sharaf Hjältar zusammengeschlossen haben. Sie wollen Gleichaltrige zur Abkehr von der "Kultur der Ehre" bewegen, damit nicht noch mehr Cousinen und Schwestern ihr Leben für eine Idee lassen müssen, die so gar nicht in ihre längst von Modernität geprägte Lebenswirklichkeit passen will. Die von schwedischen Institutionen geförderte Gründung von Sharaf Hjältar war eine Reaktion auf die Ermordung einer 26-jährigen Kurdin im Januar 2002: Ihr Vater hatte sie umgebracht, weil sie sich selbst einen Partner gesucht hatte. Und Schweden geriet in Aufruhr. 
Dieser in den Ehrenmorden gipfelnde Generationenkonflikt findet im Gegensatz zur bereits fortschrittlicheren, laizistischen Türkei in der deutschen Diaspora unter verschärften Bedingungen statt. In der Fremde wird insbesondere durch Unterschichtler ohne ein die Integration erleichterndes Bildungsfundament an traditionellen Wertvorstellungen und Ritualen festgehalten, weil dadurch die als bedroht empfundene Identität gesichert werden soll. Diese Haltung gilt aber durchaus auch für akademisch gebildete Deutsch-Türken. 

Lange taten sich deutsche Gerichte mit der Erkenntnis schwer: „Ein Ehrenmord ist ganz einfach ein Mord, da nützt auch kein ethnologisches Gutachten, keine sensible Erörterung des kulturellen Hintergrunds.“ Zunächst hatten »Ehrenmord-Täter« von deutschen Gerichten einen  »Kultur-Rabatt« zugebilligt erhalten, indem diese Taten als „Totschlag“ gewertet worden waren, bis sich die Rechtsprechung dann schließlich doch auf „Mord“ eingependelt hat.
Die junge Türkin war „die siebte Frau, die im Namen der ’Ehre’ in der Hauptstadt binnen fünf Monaten sterben musste“ - und der mordende Bruder Sürücü ist vom Vater mit einer Uhr belohnt worden (SPIEGEL 26.03.07).  
Nicht nur in Berlin mit der größten türkischen Gemeinde in Deutschland, sondern auch an anderen Orten in unserem Staat wird ebenfalls aus Gründen der so interpretierten „Familienehre“ gemordet. Und da gibt es kaum einen Aufschrei in der Presse? Keine amtlichen Statistiken wie bei von Rechtsradikalen verübten Morden?

Zahl der Ehrenmorde in Deutschland nimmt zu 

Böhmer: "Mehr gesetzliche Maßnahmen"

von Mariam Lau

http://www.welt.de/print-welt/article218914/Zahl_der_Ehrenmorde_in_Deutschland_nimmt_zu.html
In dem Artikel in DIE WELT vom 23.05.06 wird herausgestellt, dass in den letzten acht Jahren – nur? - 45 Menschen in Deutschland Opfer von Ehrenmorden geworden seien. Zu diesem Ergebnis ist eine Untersuchung des Bundeskriminalamts (BKA) nach einer Bund-Länder-Abfrage gekommen, die durch den Berliner Fall Sürücü und die Debatten darüber angeregt worden war. Diese Abfrage war notwendig, weil die Kriminalitätsstatistik diese Fälle normalerweise nicht gesondert aufführt und das – vermutlich, um das Problem möglichst weitgehend aus der gesellschaftlichen Diskussion herauszuhalten – wegen politischer Vorgaben auch in Zukunft nicht tun will. Auch die Staatsangehörigkeit der Opfer wird nicht erfaßt, ebensowenig wie Verbrechen, die sich außerhalb Deutschlands abspielen, beispielsweise während eines Urlaubs in der Türkei. Spekulationen über die Menge der in Deutschland verübten Ehrenmorde war so Tür und Tor geöffnet.
 Und die nun ermittelte Zahl kann durchaus ungenau sein.
Als Ehrenmord werden in der Studie Tötungsdelikte definiert, die "aus vermeintlich kultureller Verpflichtung heraus innerhalb des eigenen Familienverbands verübt werden, um der Familienehre gerecht zu werden."
Eine wichtige Kontroverse im Zusammenhang mit den Ehrenmorden istdie Frage, welche Rolle der muslimische Hintergrund der Familien spielt. Während Autorinnen wie Necla Kelek dem Islam eine moralische Mitschuld an der Tat geben, sehen andere wie der Ethnologe Werner Schiffauer in solchen für sie recht komplexen Dramen eher ein Unterschichtenproblem: Ehrenmorde als Ausdruck sozialen Scheiterns. 
Der Vorsitzende der Türkischen Gemeinde in Deutschland, Kenan Kolat, sieht Ehrenmorde ebenfalls als "Unterschichtphänomen". "Ich möchte nichts rechtfertigen", so Kolat, "aber man darf eben auch nicht den Islam oder die Türken stigmatisieren." 

Dafür spricht, dass das Phänomen Ehrenmorde laut BKA-Bericht "nicht nur in islamischen Ländern zu verzeichnen [ist], sondern auch unter Christen, beispielsweise im Libanon und Syrien sowie im europäischen Raum. Ehrenmorde sind auch in Deutschland innerhalb von Migrantenfamilien, vorwiegend in Großstädten und Ballungszentren mit hohem muslimischem Einwohneranteil, bekannt." Die Zahl der Fälle hat im Laufe der Jahre zugenommen - was zu der Beobachtung zu passen scheint, daß die dritte Einwanderergeneration sich mehr abschottet, "islamischer" wird und auch häufiger bei der Integration scheitert. 
Interessant und erfreulich ist, dass die Türkei nach 35 Jahren ihr Strafrecht geändert hat, das für „Ehrenmorde“ bisher mildernde Umstände eingeräumt hatte. 

Am zweitschlimmsten empfinde ich – nach dem Tod der jungen Mutter Sürücü, deren Kind nun ohne seine Eltern aufwachsen muss –, dass nach Aussagen von Moslems ein Muslim keinem anderen Menschen das Leben nehmen dürfe, weil er damit eine ihm den Zutritt ins Paradies verwehrende Tat begehe, wenn nicht ein Imam den geplanten Mord durch eine vorher abgegebene Fatwa abgesegnet habe, was auch im Fall Sürücü durch einen in Berlin tätigen islamischen Geistlichen geschehen sein müsse, und am drittschlimmsten empfinde ich die als Rechtfertigung für den Mord geäußerte Ansicht der Brüder und anderer, mit ihnen sympathisierender Türken: „Sie hat sich benommen wie eine Deutsche und damit gegen die Familienehre verstoßen!“ Mit der Abqualifizierung „wie eine Deutsche“ durch befragte türkische Jugendliche, die den Mord mit dieser Begründung billigten, wird pauschal allen deutschen Frauen ein todeswürdiges ehrloses Verhalten unterstellt! Selten wird so schmerzhaft die Kulturferne vieler bei uns lebender Türken der zweiten oder dritten Generation deutlich! Welches Bild haben die (wie die trotz Freispruchs bis auf den Todesschützen in das Geschehen involvierten Brüder) im islamistischen Dunstkreis von Kaplan und His Butahir/His Butahil verkehrenden Türken von unseren Frauen! (Das aber gilt nicht für den Jura studierenden Bruder der drei in den Mord verstrickten Täter, der kein Verständnis für die Tat seiner Brüder hat!)
Als erschreckend empfand ich des Weiteren die Sendung in Phönix vom 05.12.04: „Ehrensache Mord. Blutrache – Liebe und Tod in Anatolien.“ Es verblüfft bei der offiziellen politischen Linie der Bundesregierung – Bundeskanzler Schröder: „Mit der Türkei sollten schnellst möglich Beitrittsverhandlungen aufgenommen werden, und wenn ich ’Beitritt’ sage, dann meine ich auch ’Beitritt’ und nicht eine irgendwie darunter angesiedelte Form einer privilegierten Partnerschaft“ –, wenn ausgerechnet im Regierungssender Phönix ein Bericht gezeigt wird, der jeden Klardenkenden dazu bringen muss, die Schlagbäume runter und keinen weiteren anatolischen Türken mehr ins Land zu lassen. Der Bericht hatte die Umgebung von Ceverec(?) als Hintergrund und die dort praktizierte Blutrache zum Thema, vor der das Gewaltmonopol des türkischen Staates bisher kapitulieren musste. Im SO der Türkei beschränke sich der Staat weitgehend nur noch darauf, die Folgen der Blutrache zu verwalten; aber seine Bürger könne der Staat nicht vor der Blutrache schützen! Niemand sei dort der Herr über das eigene Leben. Die Gruppen- oder Familienehre stelle ihre unerbittlichen tödlichen Anforderungen an die Clan-Mitglieder. Die gelebte archaische Vorstellung wurde in dem Satz zusammengefasst: „Du bist kein Mann, wenn du nicht an die Gerechtigkeit aus dem eigenen Gewehrlauf glaubst!“ Die Männer dort hätten nur eines im Kopf: Selbstjustiz und Rache; auch wenn Blutrache nicht ins Bild der modernen Türkei passt! Für ihre Familien sind die Mörder Helden! Vor nicht allzu langer Zeit gab es in dieser Gegend rund 350 aus Blutrachegründen Ermordete pro Jahr, fast jeden Tag einen Ermordeten! Jetzt ist es – u.a. mangels Männer - etwas abgeflaut, so dass »nur noch« wöchentlich ein Ehrenmord passiert. Es wurde von einem Dorf berichtet, in dem im Streit zwischen zwei Familien um eine Grundstücksgrenze in den letzten 21 Jahren 17 Männer nach den Gesetzen der Blutrache getötet worden sind. So kommt es, dass in dem Ort nur noch „ein Mann und 42 Waisenkinder leben“ – wobei der Interviewte die zurückgelassenen Frauen, die nachts mit Gewehren bewaffnet ihre Häuser sichern, für nicht erwähnenswert hielt. Alle anderen Männer außer ihm seien getötet worden oder vor der Blutrache geflohen. 

Von diesen »irrenden Irren« mit ihrem sie zu Morden treibenden, mit unserem nicht kompatiblen Wertesystem haben wir ausweislich vieler Pressemeldungen und einiger bekannt gewordener Gerichtsprozesse schon zu viele im eigenen Land. Da dürfen keine mehr hinzukommen - was aber nicht zu verhindern wäre, wenn die Türkei Vollmitglied der EU würde. 

Aus einer dpa-Meldung vom 14.12.04:

„ … Sollte ihr Land tatsächlich der EU beitreten, will mehr als ein Drittel aller Türken die Arbeitsfreiheit in der Union nutzen, wie eine Erhebung des türkischen TNS-Piar-Instituts für das dänische Schwesterunternehmen TNS Gallup ergab. 23 Prozent gaben demnach an, «sehr wahrscheinlich» zur Arbeit in ein anderes EU-Land zu ziehen. Weitere 21 Prozent erklärten, ein solcher Umzug sei «wahrscheinlich». In der Türkei leben 71 Millionen Menschen.

Befragt wurden zwischen dem 2. und 25. November 2.028 Personen. Die Umfrage, die am Montag veröffentlicht werden sollte, wurde vom Newsletter A4 in Auftrag gegeben, der den dänischen Gewerkschaften gehört.
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Das Problem der Ehrenmorde hat aber wohlgemerkt absolut nichts mit »dem Islam« zu tun, sondern ausschließlich mit der archaischen Kultur, der sich diese Menschen und insbesondere die türkischen und kurdischen Männer verpflichtet fühlen. So viel Kulturferne kann unsere Gesellschaft aber nicht integrieren!

Direkt mit dem Islam und den gelebten Traditionen hat hingegen das Verhalten vieler Türken zum islamischen Opferfest zu tun, wenn dort 2,5 Mill. Tiere auf der Straße oder in der Badewanne geschächtet werden. Dieses grausame Schächten ist für tierliebende Europäer wie mich ein solches Problem, dass, wenn ich an entscheidender Stelle etwas zu sagen hätte, kein Muslim nach Deutschland kommen dürfte, der hier unbetäubte Tiere schächten will! Warum wird das Schächten bei uns nicht ebenso verboten, wie (für Juden und Muslime oder nur für Muslime?) in Schweden?! 
Leider hat das Bundesverfassungsgericht – in Fortführung seiner Rechtsprechung zur Religionsfreiheit, die von sensiblen Naturen im Fall des Schächtens als eine Überdehnung der Religionsfreiheit empfunden wird, wenn kein religiöser Zwang diese Art des Tötens gebietet - eine Entscheidung getroffen, die konträr zu der in dieser Sache in Schweden gefällten steht!
Erlauben Sie nachfolgend einen kurzen Diskurs über das Schächten. Der Einfachheit halber kopiere ich an diese Stelle, was ich in meinem auf meiner Website www.Hans-Uwe-Scharnweber.de unter „Juristisches“ ins Netz gestellten Manuskript: „Einführung in das Recht der Bundesrepublik Deutschland – Ein Leitfaden nach Zeitungsmeldungen (Textsammlung)“ zu diesem Problembereich gesammelt und kommentierend geschrieben habe:
Ein für das Zusammenleben in unserer offenen multikulturellen staatlichen Gemeinschaft aussagekräftiges Beispiel für die Bedeutung der die staatliche Macht begrenzenden Funktion der Grundrechte: Den Muslimen wurde das rituelle Schächten XE "Schächten"  unbetäubter Tiere mit einem Schnitt durch die Kehle und dem anschließenden Ausbluten vom Hessischen Verwaltungsgerichtshof verboten, weil die muslimischen Kläger nach Meinung des Gerichts nicht ausreichend belegen konnten, dass religiöse Gebote des Islam das Ausblutenlassen unbetäubter lebender Tiere zwingend vorschreiben würden, wie es z.B. den orthodoxen Juden durch eine so interpretierte Talmudstelle vorgeschrieben wird. Für orthodoxe Juden stellt das Bluttabu XE "Bluttabu"  ein zwingendes Glaubenserfordernis dar, für Muslime aber nicht! Orthodoxe Juden müssen koscheres Fleisch von durch das Schächten vollständig ausgebluteten Tieren essen, weil sich nach ihrem Glauben im Blut die Schöpferkraft Gottes zeige. Im Blut stecke die Seele: Ein ausgebluteter Mensch, ein ausgeblutetes Tier ist tot und damit ohne Seele. Folglich müsse die Seele im Blut stecken; glaubt(e) man. Die Seele aber, die von Gott kommt, dürfe man nicht essen, man müsse sie Gott zurückgeben. Darum ist es orthodoxen Juden verboten, Blut in jedweder Form einzunehmen (was auch die Zeugen Jehovas und eine christliche Sekte, siehe nächsten Gliederungspunkt 5.2, so sehen). Darum besteht für einige lizenzierte jüdische Schlachtereien in Deutschland aus rituellen Gründen eine Ausnahmeregelung von § 4 I TierSchG. 

Der klagende muslimische Schlachter begehrte eine Gleichstellung, die ihm aber verwehrt wurde. Es gebe trotz Sure 5/3

„Verboten ist euch (der Genuss von) Fleisch von verendeten Tieren, Blut, Schweinefleisch und Fleisch, worüber (beim Schlachten) ein anderes Wesen als Gott angerufen worden ist, und was erstickt, (zu Tode) geschlagen, (zu Tode) gestürzt oder (von einem anderen Tier zu Tode) gestoßen ist, und was ein wildes Tier (an)gefressen hat – es sei denn, ihr schächtet es (indem ihr es nachträglich ausbluten lasst). ...“

für Muslime - abgesehen von der Schächtung von Tieren für das Opferfest im Dhul-Hidscha, dem 12. Monat eines islamischen Jahres - keine zwingende religiöse Norm des Schächtens zur Zubereitung koscheren Essens, denn Sure 5/5 bestimmt:

„Und was diejenigen essen, die (vor euch) die Schrift erhalten haben, ist für euch erlaubt und (ebenso) was ihr esst, für sie.“

Darum sei das Tierschutzgesetz, das in § 1 unnötige Leiden von Tieren grundsätzlich verbietet und in § 4 das Töten von Wirbeltieren nur unter Betäubung und somit unter Vermeidung von Schmerzen zulässt, trotz seines niedrigeren Ranges als einfachgesetzliche Norm in dieser Frage gegenüber dem grundgesetzlich geschützten Grundrecht der Religionsfreiheit vorrangig. Die im Tierschutzgesetz zur Durchsetzung des Grundrechts auf Religionsfreiheit vorgesehene Ausnahme vom Betäubungsgebot, wenn „zwingende Vorschriften einer Religionsgemeinschaft“ dies nahe legen, greife nicht im Falle muslimischer Schlachter, da es im Islam eine solche zwingende Vorschrift nicht gebe: nicht für das Schächten und erst recht nicht für unbetäubtes Schächten. Dabei fußte der Hessische Verwaltungsgerichtshof auf einer Entscheidung des BVerwGs. Das hatte in Änderung seiner bis zu dem Zeitpunkt gültigen Rechtsprechung 1995 festgestellt, dass Muslime nicht verpflichtet seien, Fleisch nur von unbetäubt geschächteten Tieren zu essen. Diese Auffassung hatte das BVerwG nicht in manchmal unerfindlichem höchstrichterlichen Ratschluss geschöpft, sondern auf Grund besonders sorgfältiger Sachverhaltsermittlung gewonnen: Im Verwaltungsrecht gilt, im Gegensatz zum Zivilverfahren, wo nur verhandelt wird, was die Parteien dem erkennenden Gericht jeweils vortragen, der Amtsermittlungsgrundsatz XE "Amtsermittlungsgrundsatz" . Den hatte das BVerwG, wie es seines Amtes ist, sehr ernst genommen: Es hatte bei der höchsten sunnitischen Glaubensautorität, der el-Azhar-Universität in Kairo, und bei dem Religionsministerium in Ankara Gutachten erstellen lassen, die auch in Ansehung von Sure 5/3 zu dem Ergebnis kamen, dass der Koran eine kurzzeitige Betäubung des Schlachttieres per Elektroschock in „Notsituationen“ wie dem Leben in christlicher Umgebung nicht verbiete. Daraufhin war Muslimen das unbetäubte Schächten verboten worden. Der für seinen Betrieb eine Ausnahmegenehmigung begehrende muslimische Schlachter wandte sich nach der Entscheidung des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes nunmehr an das BVerfG, weil er sich durch diese Entscheidung in seinen Grundrechten der freien Berufsausübung und in seiner Religionsfreiheit verletzt sah.

Das BVerfG ließ die vom BVerwG verkündete pauschale Ablehnung des Schächtens für Moslems in seinem Anfang des Jahres 2002 einstimmig gefassten Beschluss nicht gelten: Die Grundrechte des Klägers aus Art. 2 I  i.V.m. Art. 4 I und II GG und seine Berufsfreiheit seien durch das faktische Schächtverbot für Muslime „unverhältnismäßig beschränkt“ worden. Es müsse im Einzelfall geprüft werden, ob sich aus der Religionsfreiheit für bestimmte muslimische Gruppen nicht etwas anderes ergebe. „Im Lichte der Verfassungsnormen ist § 4 a Abs. 1 in Verbindung mit Abs. 2 Nr. 2 Alternative 2 des Tierschutzgesetzes so auszulegen, dass muslimische Metzger eine Ausnahmegenehmigung für das Schächten erhalten können.“ Es verstoße gegen das Grundgesetz, wenn Behörden und Gerichte dem (einfachgesetzlichen) Tierschutz generell „einseitig den Vorrang“ gegenüber der (grundgesetzlich garantierten) Religionsfreiheit einräumten, denn dann liefe das Grundrecht der Religionsfreiheit faktisch leer. Ein Grundrecht darf – selbst von kollidierenden anderen Grundrechten - aber nur in seinen Randbereichen eingeschränkt werden. Sein Kernbereich hingegen muss immer unangetastet erhalten bleiben, damit es ein Grundrecht bleibt: Grundrechtsdelle: ja, substanzieller Grundrechtsschaden oder Grundrechtstotalschaden: nein! 

Es gibt ebenso wenig einen monolithischen Islam, wie es ja auch kein monolithisches Christentum gibt. Der Begriff „Religionsgemeinschaft“ dürfe darum nicht auf die Hauptströmungen eines Glaubens eingegrenzt werden. Wenn Glaubensgründe auch nur einer kleineren Glaubensgemeinschaft innerhalb des Islam glaubhaft gemacht werden können, dann habe das Tierschutzgesetz hinter der Religionsfreiheit zurückzustehen. Allerdings habe jede Glaubensgemeinschaft gesondert zu begründen, warum das Schächten für sie unerlässlich sei. Außerdem dürfen Muslime Tiere nur zum Opferfest, also nur einmal im Jahr, schächten. Das BVerfG verwies den Fall an das Gießener Verwaltungsgericht zurück, wo nunmehr unter Beachtung der Grundrechtsauslegung der Religionsfreiheit durch das BVerfG bei Kollision mit dem Tierschutzgesetz erneut zu entscheiden war. 

Ein Nicht-Muslim fragt sich natürlich, warum es nicht zulässig sein sollte, ein Tier vor dem Schächten zumindest erst kurz zu betäuben und es dann bei noch lebendigem Leibe ausbluten zu lassen, da es ja – nur(?) - auf das Ausbluten ankommen soll? Der Veterinär von Wenzlawowicz vom „Beratungs- und Schulungsinstitut für schonenden Umgang mit Zucht- und Schlachttieren“ (bsi) berichtet in einem SPIEGEL-Interview vom 20.01.02: „Die meisten muslimischen Schlachter in Deutschland hatten sich mit der Elektrokurzzeitbetäubung arrangiert, bei der statt der eigentlich vorgeschriebenen vier nur zwei Sekunden durchströmt wird. Dazu wird der Kopf mit der Zange gefasst, das Tier wird nicht getötet, aber es wacht auch nicht wieder auf. ‚Na gut’, hieß es, ‚in Deutschland machen wir es eben mit Betäubung, obwohl das gegenüber den Juden eine Benachteiligung ist.“ „Markst Müüs?“, fragt der Plattdeutsche in einer solchen Konstellation: Diese geglaubte Schlechterstellung gegenüber der weitreichenderen Schächterlaubnis für jüdische Schlachter, weil orthodoxe Juden nur „unverletzte“ Tiere schächten dürfen, ist also des Pudels Kern!

Das einzige religiös verbrämte tiermedizinische Gegenargument gegen ein Verbot des Schächtens, das die Verfechter des Schächtens vorbringen könnten, damit das Bluttabu gewahrt bleibt, kann doch nur sein, dass ein zuvor betäubtes Tier wegen der angeblich damit verbundenen Verkrampfung von Muskeln und Blutbahnen dann beim Schächten (möglicherweise?) nicht so vollständig ausblute wie ein unbetäubt geschächtetes. (Aber wenn rituell geschlachtet wurde, wurde es als unerwünscht angesehen, dass die Veterinäre des bsi den Tieren zuvor Messgeräte angelegt oder die Blutmenge gemessen hätten, die rausströmt.) Und es müsste nachgewiesen sein, dass solche Verkrampfungen bei einem Schnitt durch Kehle, Luft- und Speiseröhre bis auf den Halsknochen nicht eintreten! Da bei uns sowohl geschächtet wie »mitteleuropäisch« geschlachtet wird, müsste ein direkter Vergleich ja möglich und diese Frage zu entscheiden sein.

Nach jüdischem Glauben muss ein zu schächtendes Tier „unverletzt“ sein. Der Koran fordert das nicht. Ein Tier könnte durch einen Stromstoß oder durch CO2 betäubt werden. Dann wäre, wenn ein betäubtes geschächtetes Tier gleich vollständig ausblutet wie ein unbetäubt geschächtetes, sowohl dem Tierschutzgedanken Genüge getan, wie auch die Religionsfreiheit der Muslime gewahrt. Der für das Schächten in Anspruch genommene Korantext verbietet ein solches Vorgehen nach meinem unislamischen Verständnis ja nicht. Nicht bekannt ist mir, ob die jüdischen Schlachtereien in Deutschland mit der Ausnahmegenehmigung für das Schächten die Auflage erhalten haben, die durch das Schächten zu tötenden Tiere erst zu betäuben – können betäubte Tiere noch als unverletzt angesehen werden, oder sind betäubte Tiere schon als „verletzte“ Tiere anzusehen? -, oder ob die Juden für sich in Anspruch nehmen, dass »richtiges« Schächten ohne jegliche Betäubung vorzunehmen sei, weil man früher, als die Regel des Schächtens aus ernährungshygienischen Gründen in den heißen Ländern geschaffen und zu ihrer Durchsetzung religiös untermauert wurde, noch nichts von der Betäubung von Tieren wissen wollte. Eine solche Auslegung des Begriffes »schächten« könnten dann natürlich auch Muslime für sich in Anspruch nehmen. Aber warum soll eine solche historisierende Auslegung die einzig zulässige sein? Der Tierschutzbund macht geltend: Bei einem schnellen Schnitt durch Kehle, Schlagadern, Luft- und Speiseröhre, bei dem aber die Wirbelsäule nicht mit durchtrennt wird, arbeitet das Gehirn weiter; bei optimalen Voraussetzungen einer optimalen Ruhigstellung des Tieres vor dem Schnitt und eines optimalen Schnitts unter Verwendung eines sehr scharfen(!) und ausreichend langen(!) Messers beim „stillen Dulder“ Schaf, das trotz der damit verbundener Schmerzen Verletzungen der Haut klaglos hinnehmen kann, im Schnitt 14 Sekunden, beim Rind im Mittelwert 35 Sekunden, die sich bis zu zwei Minuten nach dem Schnitt ausdehnen können, da die Blutversorgung beim Rind anders ist als beim Schaf. Beim Rind gibt es zusätzliche Arterien, die in der Nähe der Halswirbel verlaufen und die man darum mit Messern nicht durchtrennen kann. Ein tiefer Schnitt ins Fleisch, nachdem das Tier im Weinbergschen Umlegeapparat auf den Rücken gedreht worden ist, damit der Schlachter den Schnitt an der Kehle besser ansetzen kann, genügt nicht. Es muss der Kopf des Tieres voll abgeschnitten werden, denn durch die Blutversorgung über die wirbelnahen Arterien wird Sauerstoff ins Gehirn transportiert, und solange ausreichend Sauerstoff im Gehirn ist, funktionieren physiologisch die Hirnströme. Das Schmerzzen​trum funktioniert. Wirbeltiere verspüren Schmerz. Sie leiden wahnsinnig!

Das gilt besonders für die „Badezimmer-Schlachtungen“ fürs Opferfest, die ungeübte Familienväter als »Rindvieh auf zwei Beinen« (SPIEGEL) oft vornehmen, die die Ausgaben für den Metzger sparen wollen. Die schaffen es nie in einem Schnitt! Beim in der Türkei zelebrierten Opferfest werden pro Jahr circa zweieinhalb Millionen türkische Schafe, Ziegen und Rinder geopfert und überwiegend von den Familienvätern geschächtet. Die Umstände der von panisch-faszinierten Zuschauern beobachteten und miterlebten Straßenschächtung bringen türkische Tierschützer auf die Barrikaden, so dass sie vom türkischen Staat ein Ende des Gemetzels fordern. Wenn solche Familienväter zu uns kommen, wollen sie die Tradition wahren. Darum hatten in Deutschland islamische Metzger auf Schlachthöfen angeboten, die Tiere erst mit einer Elektrokurzzeitbetäubung zu betäuben, damit die ungeübten Hobby-Schlachter dann ungeübt selber das Messer führen können.

Mit scharfem Messer

Die anatomisch-physiologischen Vorgänge beim Schächten

Werner Hartinger 

Wenn die Schächtung am gefesselten und niedergeworfenen Tier, entsprechend den Vorschriften, durch einen Schnitt mit einem scharfen Messer vorgenommen wird, durchtrennt man zunächst die vordere Halshaut, dann die vorderen Halsmuskeln, die Luftröhre und die Speiseröhre.

Jeder Mediziner mit operativer Erfahrung weiß, wie schmerzempfindlich Luftröhre und Speiseröhre sind, besonders aber der betroffene Kehlkopf, dessen Verletzung selbst bei tiefer Narkose noch zu schweren reflektorischen Atemstörungen und Kreislaufreaktionen führt. Danach werden die darunter und seitlich liegenden, mit spezifischer Sensitivität ausgestatteten beiden Halsschlagadern durchschnitten, die eine relevante Gesamtreaktion auf Blutdruck und Kreislauf haben. Daneben werden auch die Nervi accessori und der Vagus sowie das gesamte Sympathische Nervensystem und die das Zwerchfell motorisch versorgenden Nervi phrenici durchtrennt.

Hierdurch kommt es zu einem immobilen Zwerchfellhochstand mit stärkster Beeinträchtigung der Lungenatmung, so daß das Tier neben seinen unerträglichen Schnittschmerzen auch noch zusätzliche Todesangst durch Atemnot erleidet. Durch verstärkte Atemreaktionen wird das Blut und der aus der Speiseröhre austretende Mageninhalt in die Lungen aspiriert, was zu schweren Erstickungsanfällen führt. Während des langsamen Ausblutens thrombosieren und verstopfen vielfach die Gefäßenden der vorderen Halsarterien, so daß regelmäßig nachgeschnitten werden muß.

Und das alles bei vollem Bewußtsein des Tieres, weil beim Schächtschnitt die großen, das Gehirn versorgenden Arterien innerhalb der Halswirbelsäule ebenso wie das Rückenmark und die zwölf Hirnnerven nicht durchtrennt sind und wegen der knöchernen Ummantelung auch nicht durchtrennt werden können. Diese noch intakten Gefäße versorgen über den an der Basis des Gehirns liegenden Circulus arteriosus weiterhin das ganze Gehirn noch ausreichend, so daß keine Bewußtlosigkeit eintritt.

Hängt man das Tier an den Hinterbeinen auf, so bleibt es infolge der Blutversorgung des Gehirns, des orthostatisch verstärkten Blutdruckes und des lebensrettenden physiologischen Phänomens, daß der blutende Organismus seine periphere Durchblutung zugunsten von Gehirn, Herz und Nieren auf Null reduziert, praktisch bis zum Auslaufen der letzten Blutstropfen bei vollem Bewußtsein. 

(Aus dem Internet über Google unter dem Stichwort „Schächten“ herausgesucht.)

„Eine Zivilisation kann man danach beurteilen, wie sie ihre Tiere behandelt“
 (Mahatma Gandhi).

Für den Veterinär von Wenzlawowicz vom „Beratungs- und Schulungsinstitut für schonenden Umgang mit Zucht- und Schlachttieren“ (bsi) ist das alles ein mittelalterlicher Brauch, auf den zuviel Rücksicht genommen werde. Dem Argument, dass das BVerfG in seinem Schächt-Urteil die Religion höher bewertet habe als den Schutz der Tiere, hält er entgegen: „Wenn der Mensch seine Religion zu Lasten anderer Lebewesen interpretiert, ist das eine Anmaßung. In meinen Augen ist das so, als wenn die Männergesellschaft die Frauen aus religiösem Grund zum Tragen der Burka zwingt. Überdies sind die Auslegungen immer sehr unterschiedlich ausgefallen: Von der maßgeblichen Azhar-Universität in Kairo zum Beispiel gibt es eine Bewertung, nach der Muslime durchaus Fleisch von betäubten Tieren essen dürfen. … Wenn der Mensch sich selber aus religiösen Gründen etwas auferlegt oder zufügt, ist das seine Sache. Aber die Tiere können ja nichts dafür. Wenn sie Glück haben, dann wachsen sie in Schweden auf, wo man das Ganze nicht zulässt. Wenn sie Pech haben, dann leben sie woanders in Europa oder im Nahen Osten“ (SPIEGEL 12.03.01)!

Dem Beschluss des BVerfGs, mit dem das höchste deutsche Gericht seine Rechtsprechung zum Minderheitenschutz konsequent weitergeführt und dadurch einen großen Teil der Bevölkerung vor den Kopf gestoßen hat, hielten andere Kritiker entgegen, dass mit demselben Argument grundgesetzlicher Akzeptanz von Überzeugungen religiöser Minoritäten auch die Genitalbeschneidung von Mädchen hingenommen werden müsste. 

Nach dem Urteil des BVerfGs zum Schächten hat der Bundestag als erstes europäisches Land jetzt nach dreimaligem vergeblichen Anlauf in den zehn vergangenen Jahren den Tierschutz durch eine Grundgesetzänderung 2002 als „Staatsziel“ in unsere Verfassung mit aufnehmen lassen, um auch die vielfachen anderen Verstöße aus u.a. den Komplexen Tierversuche (ca. 2 Mill. pro Jahr allein in der Kosmetikindustrie, dazu Tierversuche an „Bruder Tier“, insbesondere an Primaten, in der Grundlagenforschung), quälende Tiertransporte und bisher erlaubte, aber nicht artgerechte und daher ethisch problematische Tierhaltung durch z.B. Käfighaltung in Legebatterien oder andere Nutztierhaltung in zu engen Stallungen in den Griff zu bekommen. Man will strengere Strafen gegen z.B. Legehennenbesitzer, die ihre Legebatterien mit Nikotin begasten, um so die eingepferchten Hennen noch aggressiver zu machen und dadurch zu einer größeren Eierproduktion anzuregen. Oder es war eine „Künstlerin“, die auf einem Happening ihren Wellensittich wiederholt in klebrigen Teig geworfen hatte, von einem Kasseler Gericht mit dem Hinweis auf die Kunstfreiheit des GG vom Vorwurf der Tierquälerei freigesprochen worden. So etwas soll es nicht mehr geben.

In Art. 20 b GG wurden am 17.05.02 drei Wörter ergänzt: „Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere ...“ um so den Tierschutz nicht nur durch eine einfachgesetzliche Norm zu verankern, nachdem die CDU ihren langjährigen Widerstand aufgegeben hat. Kaum ein Mitglied des Bundestages – 543 Ja-Stimmen bei 19 Ablehnungen – und keine Partei wollte sich kurz vor der anstehenden Bundestagswahl dem Vorwurf aussetzen, kein Tierfreund zu sein. So etwas hätte bei den tierlieben Deutschen Wählerstimmen kosten können!

Nach dieser Grundgesetzänderung hat der Tierschutzbund angekündigt, das BVerfG in der Sache des Schächtens erneut anrufen zu wollen. Aber wie? Für diesen Bereich gibt es – bisher – kein Verbandsklagerecht, auf Grund dessen der Tierschutzbund als Nichtbetroffener klagen dürfte. Er ist ja nicht in seinen Grundrechten verletzt! Und die Tiere sind keine Rechtssubjekte.

Juristisch spannend ist, wie das BVerfG nun nicht mehr eine bisher nur einfachgesetzliche Norm (Tierschutz) gegen die ohne Gesetzesvorbehalt gewährten Grundrechte Religions-, Forschungs-, Lehr- und Kunstfreiheit, sowie das Eigentumsrecht, das Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb und das Recht der Berufsfreiheit, die gesetzlich eingeschränkt werden dürfen, sondern das nunmehr mit Verfassungsrang versehene Staatsziel Tierschutz gegen diese Grundrechte abwägen, „in Konkordanz bringen“, und dem Gesichtspunkt der „Mitgeschöpflichkeit“ Rechnung tragen wird. 

Aus einem Staatsziel können – im Gegensatz zu einem Grundrecht - keine Rechte direkt abgeleitet werden und unsere Verfassung bleibt anthropozentrisch, auf den Menschen und seine Würde hin ausgerichtet, aber ein Staatsziel ist ein starkes Abwägungskriterium für gesetzgeberische Überlegungen, aus denen sich Konsequenzen gegenüber den Nutznießern der inzwischen als anstößig empfundenen bisherigen einfachgesetzlichen Gesetzeslage ergeben können, indem die Anforderungen des Tierschutzes nunmehr höher geschraubt werden. Und das ist dringend erforderlich, denn ich möchte in Deutschland nicht so bestialische Verhältnisse gegenüber „Bruder Tier“  haben, wie sie laut des in dem den Magen umdrehenden kostenpflichtigen SPIEGEL-Bericht vom 12.03.01 „TIERSCHUTZ - Rindvieh auf zwei Beinen  zitierten angesehendsten türkischen Kommentators Eksi in der Türkei „Wirklichkeit“ sind.
In dem Artikel wird berichtet, dass türkische Tierschützer ein Ende des alljährlichen Blutbades zum islamischen Opferfest fordern, wenn mehr als zweieinhalb Millionen türkische Schafe, Ziegen und Rinder, meist in »Heimarbeit«, zum Opferfest geschlachtet werden. Für die meisten Tiere werde das Sterben zur Tortur, weil es nicht üblich ist, die zu schächtenden Tiere zuvor zu betäuben oder mit einem Bolzenschuss ins Jenseits zu befördern. Der Ritus des Schächtens erfordert, dass das Tier mit einem Schnitt durch Speise- und Luftröhre sowie die Halsschlagadern getötet wird, damit es vollständig ausbluten kann. Das erfordert viel Übung und als Werkzeug ein sehr scharfes Messer mit einer langen Klinge. „Beim türkischen Opferfest freilich gehen häufig Hobby-Schlachter mit stumpfem Beil zu Werke, und ein teils fasziniertes, teils panisches Publikum verfolgt das blutige Schauspiel auf offener Straße. Tierschützer fordern seit Jahren, der Staat solle dem Gemetzel ein Ende machen. Doch erst ein besonders grausiger Vorfall hat die Istanbuler Zeitungen gegen das wilde Schlachten aufgebracht und zum diesjährigen Opferfest einen regelrechten Kulturkampf ausgelöst: die Frommen gegen die Reichen, die Dörfler gegen die Städter.“ Der grausige, für mich magenumdrehende, Vorfall:
„In einer Vorstadt von Kayseri hatten zwei Brüder versucht, einen massigen Opferstier zur Strecke zu bringen. Doch das Tier riss sich los. Einer der Brüder schlug dem fliehenden Rindvieh mit einem Beil den Schädel entzwei, der andere lehnte es notdürftig an einen Baum. Als der Stier nach ein paar Minuten noch immer nicht umfiel, kam der herbeigerufene Schlachtermeister Ümit Sivrikaya auf eine Idee: Er schnitt dem taumelnden Rind kurzerhand die Vorderläufe ab – worauf die Kreatur mit schaurigem Gebrüll zu Boden sank.

Zufällig war ein Fotograf zugegen: Das Bild mit dem auf seinen Beinstümpfen stehenden Stier schockte die Nation. ’Die wahren Tiere sind die Zweibeiner gewesen’, eröffnete nun Oktay Eksi, der angesehendste Kolumnist des Landes, die Debatte: ’Ihre Grausamkeit ist kein Einzelfall. Das ist die Wirklichkeit in unserem Land.’“
Es sei ausdrücklich hervorgehoben, dass diese zusammenfassende Beurteilung des letzten Satzes keine unterstellt diffamierende Beschreibung eines wegen der Kulturferne der Türkei gegenüber mitteleuropäischen Maßstäben entschiedenen Gegners des türkischen Beitritts zur EU ist, sondern die des angesehendsten Kolumnisten der Türkei! In dem Bericht heißt es weiter:
„In Diyarbakir, berichtet Eksi, rannten ein gewisser Ali Atas und sein Vetter Latif Tokun drei Kilometer einer trächtigen Büffelkuh hinterher, bevor sie sie stellten. Dann trennten sie den lebenden Tier die Sehnen an Vorder- und Hinterläufen durch, um es fluchtunfähig auf die Seite zu legen. Danach schnitten sie der Kuh das ungeborene Kalb aus dem Bauch und schächteten anschließend das Muttertier.

’Die Leute haben ihre religiöse Pflicht getan’, feierte die Islamistenzeitung ’Akit’ das Opferfest. …

Um den blutigen Laien das Handwerk zu legen, haben manche Gemeinden in diesem Jahr öffentliche Schlachtcenter eingerichtet – mit ausgebildeten Metzgern, aber nur mäßigem Erfolg: Statt ihr Opfertier einem anonymen Weißkittel zu überlassen, zogen viele Familien wieder den Hinterhof oder improvisierte Tiermärkte am Straßenrand vor. …“

Würde man dieses kein Erbarmen mit der Wirbeltierkreatur kennende Verhalten „viehisch“ nennen, würde man »Bruder Tier« schweres Unrecht tun! Solche Leute mit einer solchen Kulturferne zu der von mir gelebten Kultur will ich nicht in Europa, und schon gar nicht in Deutschland wissen!!!

Natürlich sind aber auch in christlicher Tradition aufgewachsene Menschen genauso zu unmenschlichen Verhalten fähig: und das nicht nur den Tieren, sondern auch ihren Mitmenschen gegenüber. Wir brauchen da nicht erst in der Geschichte zu graben und Beispiele aus dem Mittelaslter zu bemühen: Es war »menschliches«, aber nicht mitmenschliches Verhalten, dass z.B. die von Kaiser Friedrich Barbarossa ob ihres Eidbruchs belagerten Mailänder an kaiserlichen Gefangenen verübten, indem sie ihren Gefangenen Hände und Füße abhackten, so dass sie „wie Käfer durch die Stadt krabbelten“.
 
Noch viel schlimmer waren die deutschen Nazis mit ihrem menschenverachtenden Verhalten Juden gegenüber.
Zurück zum türkischen Unterschichtenproblem in Deutschland, das nicht durch weitere Unterschichtler vergrößert und untragbar gemacht werden darf: 
Die Arbeitslosenquote der zu uns gekommenen Türken liegt bei 20 Prozent, und der Bildungsgrad gibt Anlass zu großer Sorge, da das deutsche Schulsystem die Bildungsferne der Elternhäuser der türkischen Unterschichtenkinder nicht durch kompensatorische Pädagogik auszugleichen vermag. Während 21 Prozent der deutschen Schüler die Hauptschule besuchen, sind es von den türkischen 40 Prozent. Laut Zahlen des Münchner Ifo-Instituts hatten 1999 von den ausländischen Schulabgängern in Deutschland 40,9 Prozent einen Hauptschulabschluss (Deutsche: 24,7 Prozent). Darum sind von deutschen Arbeitslosen 32 % ohne Berufsausbildung, von türkischen 86 %. Von den 20- bis 25-jährigen Deutschen besuchten 17,4 Prozent eine Hochschule, von den gleichaltrigen Ausländern nur 3,8 Prozent. (Allerdings war auch die beste Schülerin des Jahrgangs 2004 eine Türkin.) Gut 19 Prozent der Ausländer verließen das Schulsystem ohne Abschluss (Deutsche: 8 Prozent). Was in den 80-er Jahren an Bildungsfortschritten zu verzeichnen gewesen sei, sei ab Mitte der 90-er Jahre zum Stillstand gekommen, urteilt das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung. 

Die Folgen sind fatal: Mit 46,6 Prozent sind Ausländer zu einem geringeren Teil erwerbstätig als die Deutschen, die es auf 53,4 Prozent bringen. Unter den Beziehern von Arbeitslosenhilfe sind laut Ifo-Zahlen Ausländer dreimal so oft, unter den Sozialhilfeempfängern sogar 2,5 Mal so stark vertreten wie Deutsche. 

In den letzten Jahren ist unter den Türken auf Grund der sozialen Entwurzlung eine zunehmende Islamisierung zu beobachten. Es entsteht statt einer „Leit-“ eine „Leidkultur“. Folge davon ist oft eine integrationsfeindliche  Besinnung auf die türkische Identität, die Religion - und oft auch der Weg in die Kriminalität. Nach den Ergebnissen des Kriminologischen Forschungsinstitutes Niedersachsen liegt die Kriminalitätsrate türkischer Jugendlicher wesentlich höher als die der deutschen Jugendlichen; von den in Strafanstalten Einsitzenden sei jeder dritte Moslem (DIE WELT 03.04.06).

"Religiöse Rattenfänger haben es einfach. Die sagen: Dir geht es hier schlecht, weil du ein Moslem bist. Komm zu uns! Bei uns bist du wer!" (DIE WELT 21.11.04) „Wer am unteren Rand einer kulturell fremden Gesellschaft steht, sucht eben Schutz in Tradition und Religion. Dies gilt besonders für jüngere Muslime. Ein Negativkreislauf, …“ (STERN 18.11.04). So soll es kein Zufall sein, dass Türken zur Stärkung ihrer Identität ihre Moscheen auch in Deutschland bevorzugt nach Sultan Mehmet II. Fatih nennen, dem Eroberer des christlichen Konstantinopel. 

Die Lösung des skizzierten innertürkischen Unterschichtenproblems in der Türkei kann aber keine von der deutschen Gesellschaft zu lösende Aufgabe sein: Es ist keine Aufgabe von uns, durch die Aufnahme anatolischer Unterschichtangehöriger die Türkei von dem ihre Gesellschaft belastenden Problem zu entlasten! Wir müssen zwar denen gegenüber fair sein, die wir ins Land holten, als die deutsche Wirtschaft sie zu ihrem Aufbau gut gebrauchen konnte und ihnen Arbeit gab, die sie zu Hause nicht hatten finden können. Hierüber kann und darf es keinen Zweifel geben. Aber genau so wenig Zweifel kann es darüber geben, dass wir die Türkei schon von zu vielen ihrer »Unterschicht-Zeitbombem« befreit haben. Darum darf die Türkei kein Vollmitglied der EU werden, denn dann würde eine durch Kontingentierung nur unzureichend gebremste Wanderung insbesondere dieser unserer mitteleuropäischen Kultur so fernen Unterschichtangehörigen nach insbesondere Deutschland einsetzen. Die daraus entstehenden Probleme werden in dem Artikel der SZ vom 13.11.2004:
Organisierte Verweigerung

Viele Muslime lehnen Bemühungen um Integration ab – Gefahr einer islamischen Parallelgesellschaft. 
Von Annette Ramelsberger 

http://www.sueddeutsche.de/ausland/artikel/908/42866/
verdeutlicht. Darin führt die Redakteurin u.a. aus:

Die Zeitschrift Milli Gazete der islamistischen 27.000 Mitgleider starken türkischen Massenorganisation Milli Görüs nahe pflegt ein dezidiertes Feindbild, wenn darin Artikel erscheinen, in denen es u.a. heißt: „Dutzende von perversen Institutionen, allen voran Juden- und Christenkomitees, lauern nur auf eine günstige Gelegenheit, um uns unsere Kinder abspenstig zu machen. Werfen wir unsere Kinder jenen verirrten Ungeheuern nicht zum Fraß vor!“  

Die Muslime in Detuschland befinden sich demzufolge im Feindesland der Christen, vor dem ein Milli Görüs nahe stehender Imam seine Glaubensgenossen warnt: „Einige unserer Brüder erwarben Wohnungen, die von den Moscheen entfernt sind. Weil sie in weiter Entfernung zu den Moscheen wohnen, müssen ihre Töchter und Söhne muslimische Freunde und das muslimische Umfeld entbehren. Sie sind gezwungen, Freundschaften mit Personen einzugehen, die nicht zu ihrem Glauben passen. Deswegen mache ich darauf aufmerksam, dass Muslime in der Nähe von Moscheen leben sollten.“ 

Die Abschottung, die von Fundamentalisten immer wieder gefordert wird, wird langsam Realität: Lehrer und Sozialarbeiter registrierten, wie sich muslimische Familien immer mehr zurückziehen, was u.a. daran deutlich wird, dass türkische Mädchen immer seltener an Klassenfahrten teilnehmen dürften und Kinder immer dann krank würden, wenn Sexualkunde auf dem Lehrplan steht. 
Das alles ist weit entfernt von einer Explosion der Gewalt, wie sie in den Niederlanden nach der Ermordung des Islamkritijers van Gogh stattgefunden hat, und auch weit entfernt von „bürgerkriegsähnlichen Verhältnisse“ mit „Straßenschlachten“ in den Städten, wie sie der Islamforscher Bassam Tibi für Deutschland prophezeit hat.

Die deutsche Diplom-Pädagogin Alev Kubat-Celik beobachtet seit Jahren, wie junge Türken und Araber plötzlich von „den Deutschen“ reden, als sprächen sie von Gegnern. „Die ausländischen Familien schotten sich ab, wir bekommen keinen Zugang mehr.“ Schon Kleinkinder gingen jetzt in die Koranschulen und Grundschüler fasteten im Ramadan.  

Weil Grundschulen in vielen Großstädten einen Ausländeranteil von 80, 90, manchmal 100 Prozent haben,  wird Integration fast unmöglich. Integrationswillige türkische Mütter baten die Lehrerin, ihr Kind doch neben ein deutsches Kind zu setzen, damit es Deutsch lernt. Es war kein deutsches Kind mehr da.

Deswegen wird die Sprachfertigkeit immer geringer. Oft ist sie auch nicht mehr nötig: Türken, die in solchen „Kiezen“ leben, können in einer türkischen Bank das Geld abheben, im türkischen Markt einkaufen, ihr Brautkleid im türkischen Aussteuerladen aussuchen und das türkische Reisebüro nutzen. 

An der durch den Hilfe-Ruf des gesamten Lehrerkollegiums bundesweit bekannt gewordenen Rütli-Hauptschule in Neukölln werden seit mehr als zehn Jahren keine Klassenfahrten mehr veranstaltet, weil die Eltern sich weigern, ihre Kinder mitzuschicken. Von der deutsch-türkischen Europaschule meldeten Dutzende islamische Eltern ihre Kinder ab, weil diese den Namen des berühmten, aber atheistischen türkischen Dichters Aziz Nessin erhalten hatte. 

Die Redakteurin kommt aufgrund ihrer Beobachtugen zu dem Schluss, dass die Verweigerung konservativer türkischer kreise mittlerweile oft regelrecht organisiert wird. An Schulen kursieren vorgedruckte Entschuldigungszettel mit Hinweisen auf entsprechende Urteile, auf denen türkische Eltern nur noch den Namen ihres Kindes einsetzen müssen. Darin heißt es: „Wir bescheinigen hiermit, dass die Beteiligung an dem koedukativ veranstalteten Schwimmunterricht nach dem Islam unerlaubt ist. Die weiblichen Angehörigen des Islam dürfen sich ohne islamische Bekleidung auch untereinander nicht sehen lassen. Das deutsche Grundgesetz erkennt den Muslimen in Deutschland diesbezüglich den Genuss der vollen Religionsfreiheit an.“  

Dieser „stille Kulturkampf“ ist bisher aber nicht auf den Straßen durchgängig sichtbar. 
Weil wir schon zu viele Türken aus der türkischen Unterschicht mit ihren teilweise bis zu Ehrenmorden reichenden kruden Ehrvorstellungen in nicht integrierten und vielleicht gar nicht integrierbaren Parallelgesellschaften haben, ist auf jeden Fall jeder weitere Macho-Türke aus der türkischen Unterschicht ein Türke zuviel!

Man kann nicht nach Europa drängenden immigrationswilligen Türken, Kosovo-Albanern, arabischen Nord​afrikanern, … und anderen Menschen aus in zu großer kultureller Verschiedenheit zu einem bisher mehr oder minder nur gefühlten mitteleuropäischen Standard lebenden Gesellschaften ins Herz oder auch nur hinter ihre Stirn schauen. Man kann genau so wenig b​ei Immigra​tionswilligen einen »Wesenstest« auf an europäischen Maßstäben gemessene kulturelle Verträglichkeit einführen; ein Test, den man auch mit den deutschen Männern machen müsste, die ihre Frauen so prügeln, dass die sich mit ihren Kindern in Frauenhäuser retten müssen. Weil man solche Tests an auffällig gewordenen Ausländergruppen aber machen müsste - nicht weil man an Xenophobie leidet, sondern um aus (wie es der Strafjurist ausdrückt) generalpräventiven Gründen die unter diesen uns zu kulturfernen Menschen zu zahlreichen »irrenden Irren« mit ihrem unakzeptablen Wertesystem aus unserer Gesellschaft fernhalten zu können; gewalttätige Deutsche kann man ja leider nicht in die Türkei schicken, wo ein solches Verhalten bisher gesellschaftlich akzeptiert war -, bleibt nur eine (aus einem durch gesellschaftliche Erfahrung heraus erwachsenen »Fast-schon-Generalverdacht« heraus gespeiste) Abwehr von Menschen mit einer zu großen Kulturverschiedenheit gegenüber der in Mitteleuropa in zweitausend Jahren erarbeiteten kulturellen Tradition. 

Wir haben in sozialdepressiven Biotopen gescheiterter Integrationsmodelle in insbesondere Berlin-Neukölln, wo ein Drittel der Bewohner Immigranten sind, die zu 35-40 % keine Arbeit haben, wo 25 % unter der EU-Armutsgrenze von weniger als 60 % des Mittelwertes des Einkommens leben und wo rund 70 % der Jugendlichen keinen Schulabschluss vorweisen können, Berlin-Kreuzberg, Hamburg-Will​helms​burg, München-Hasenbergl, Nürnberg-Gostenho​fen und in vielen Städten im Ruhrgebiet schon zu viele uns kulturferne kulturell bedingte Frauen-Quäler, eheliche Vergewaltiger und nicht mehr nur potentielle »Mörder aus verloren geglaubter Ehre« mitten unter uns! Die türkische Frauenrechtsorganisation Kamer
 publiziert (laut einem Bericht im DLF am 20.11.04) auf Grund ihrer Umfragen unter türkischen Frauen in der Türkei, dass über 50 % der Türkinnen wohl hauptsächlich im mehrheitlich von Kurden bewohnten SO der Türkei ständig(!) häuslicher Gewalt bis hin zu jahrelanger ständiger Ver​ge​waltigung - als angemaßtes Recht des Ehemannes auf die Einhaltung der ehelichen Pflichten der ihm zum großen Teil durch Zwangsheirat anvermählten Frauen - ausgesetzt sind!!! Darum haben diejenigen Recht, die Zwangsverheiratungen unter eine Verbre​chens​strafdrohung von einem Jahr bis zu fünf Jahren Haft gestellt wissen wollen, weil vielleicht so dem Elend vieler türkischer Mädchen und jungen Frauen ein wenig gesteuert werden kann.

Ausländer, die Frauen Gewalt antun, müssten sofort des Landes verwiesen werden können – damit die Staatsanwaltschaft nur noch die deutschen Männer zur Anklage zu bringen hat, die ebenfalls Frauen prügeln, aber nicht des Landes verwiesen werden können!

Man muss das so klar sagen können, ohne gleich als „Nationalist“ oder gar „Nationalsozialist“/“Nazi“ verdächtigt oder gar beschimpft zu werden. Ich leide nicht an einer Ausländer-Phobie: Mir käme nie(!) ein in meiner persönlichen Wertung so schwachsinniger Satz über die Lippen wie: „Ich bin stolz darauf, ein Deutscher (oder Europäer) zu sein!“, denn stolz zu sein vermag ich nur auf persönliche Leistung, nicht aber auf eine solche unverdiente Zufälligkeit wie mein Geburtsland. (Darüber darf man angesichts des vielen Elends anderswo aber sehr froh und sogar ausgesprochen dankbar sein und sich, um etwas zurück zu geben, für sein Land als Staatsbürger engagieren, denn ich lebe – vom Hamburger Schmuddelwetter und den düstergrauen Novembertagen abgesehen – sehr gerne hier!) Weil ich nicht an Ausländer-Phobie leide, bin ich ganz im Gegenteil der Ansicht, dass unsere westlichen Demokratien eine große Verpflichtung haben, insbesondere von gesellschaftlichen Gruppen, und sei es nur dem erweiterten Familienverband, oder Machos bedrohte Frauen in ihre sie möglichst schützenden Gesellschaften aufzunehmen und ihnen ein Dauerbleibe- oder Asylrecht zu gewähren! 

Ich hoffe, des Nationalismus, Rassismus und möglichst aller anderen „–ismen“ unverdächtig zu sein. Trotzdem bin ich für eine Volksbefragung und möglichst auch -abstimmung darüber, ob die asiatische Türkei in die Europäische Union als gleichberechtigtes Vollmitglied aufgenommen werden solle – wobei ich mir des überwältigenden Ergebnisses sicher bin: die asiatischen Türken sollten nicht - entgegen aller bisher angewandter Unterscheidungskriterien zwischen Europa und Asien - zu Europäern gemacht werden! 

Auch wenn uns eine solche Befragung in die Nähe der Rechtsradikalen, vielleicht sogar in ihre »geistigen Vorgärten« führt, so dürfte sie nicht aus Gründen des Nationalismusverdachts fallen gelassen werden, wie die CDU das anlässlich des Europawahlkampfes und im Oktober 2004 gemacht hat, weil Multikulti-Gutmenschen uns einreden wollen, sie wüssten besser, was uns fromme! Weil diese Frage zu wichtig ist, darf man sie nicht den Berufspolitikern überlassen!!! Es können doch nicht rund zwei Drittel bis drei Viertel der deutschen Bevölkerung unter den Verdacht rechtsextremistischer Gesinnung gestellt werden, wenn SPD und Grüne den Fehler von CDU-Politikern aus vorangegangenen Jahrzehnten, von Hallstein bis Kohl, perpetuieren wollen und wir Bürger in Europa uns als Souverän der Politiker dagegen wehren wollen! 

Auf dem CSU-Parteitag wurde am 20.11.04 einstimmig(!) die Aufnahme der asiatischen Türkei in die Europäische Union abgelehnt. 

Solche von unserer Kultur so stark abweichenden Einstellungen und Verhältnisse, die »Mörder aus verloren geglaubter Ehre« bis zu Ehrenmorden und zur Blutrache treiben, sind mir von in den USA lebenden Mexikanern aus den USA bisher nicht bekannt geworden. Und trotzdem liegt in den USA, die die Europäer seit Jahrzehnten zur Aufnahme der Türkei in die EU drängen, die Integration viel »kulturnäherer« Ausländer wie der Mexikaner auch dort sehr im Argen! Da können wir abschätzen, wie wenig Erfolg Integrationsversuchen gegenüber der unserer europäischen Kultur wesentlich »ferneren« türkischen Kultur und anderen uns fremden Kulturen vom Balkan, aus Arabien und wegen der geographischen Nähe aus Nordafrika im Großen und Ganzen beschieden sein wird! Bisher hat noch kein verantwortlicher Politiker die Integration der Türken selbst der dritten und vierten Generation in die deutsche Gesellschaft – von lobenswerten  individuellen Ausnahmen abgesehen - für befriedigend gelöst, geschweige denn für erfolgreich erklärt! Alt-Bundes​kanz​ler Schmidt bezeichnete es Ende 2004 als politischen Fehler, "dass wir zu Beginn der sechziger Jahre Gastarbeiter aus fremden Kulturen ins Land holten".

1.11 Sprengung der geistigen Wurzeln und der christlichen Tradition der EU durch eine Vollmitgliedschaft der Türkei als Befürchtung der Beitrittsgegner

Die offenen und verdeckten Gegner einer Mitgliedschaft der Türkei fürchten eine Sprengung der geistigen Wurzeln und der christlichen Tradition der EU, wenn das islamische Land, das dann nicht nur das größte, sondern bei dem Wachstum von rund 1 Mill. Einwohner pro Jahr in ca. 20 Jahren mit rund 87 Mill. prognostizierter Einwohner auch das bevölkerungsreichste Land der EU werden würde, in den Staatenbund aufgenommen werden sollte. Die EU hätte dann mehr Muslime in ihrer Bevölkerung als z.B. protestantische Christen. Da man mit rund 2,5-3 Mill. Migranten aus der Türkei nach Deutschland rechnet, würden dann ca. 5 Mill. Türken und türkischstämmige Menschen hier leben. Da die Geburtenhäufigkeit der Zuwanderer den in Deutschland üblichen Durchschnitt bei weitem übertrifft, wird ihr Anteil auch dann weiter wachsen, wenn der Strom der Einwanderungswilligen weiter abnehmen sollte. Die demographische Entwicklung bringt es mit sich, dass sie sich - nicht nur in Deutschland
 - vor allem in den großen Städten und dort wiederum in denjenigen Stadteilen bemerkbar machen werden, in denen sie schon jetzt stark vertreten sind, im Frankfurter Gallus-Viertel etwa, in den Berliner Bezirken Kreuzberg und Neukölln oder in Köln-Chorweiler. Dort und anderswo ist bei anhaltendem Wachstum - und dem spiegelbildlichen Schrumpfen der deutschen Bevölkerung - ein Zeitpunkt absehbar, in dem sie selbst unter den Bedingungen einer restriktiven Zuwanderungspolitik in einzelnen Gebieten die Mehrheit stellen. In der Altersgruppe der 20- bis 40jährigen wird sich nach Berechnungen des Bevölkerungswissenschaftlers Birg der Ausländeranteil etwa in Nordrhein-Westfalen zwischen 1992 und 2010 knapp verdreifachen. In Städten wie Duisburg, Remscheid, Düsseldorf oder Köln wird die 40-Prozent-Marke klar überschritten sein. (DIE WELT 02.12.04)

Kann/soll Europa sich – losgelöst von der bei verständiger Betrachtung unstrittigen Frage der Anerkennung seiner christlichen Wurzeln - in Anbetracht des religiösen Toleranzgebotes des modernen säkularen Staates bis hin zur gleichberechtigten staatlichen Teilhabe bekennender Atheisten aber heutigen Tages überhaupt noch als »Christenverein« religiös definieren? Wie wenigen Prozent der originär in Europa Lebenden bedeutet Religion noch so viel, dass sie ihr Leben bewusst religiös gestalten? Die Kirchen der großen christlichen Religionen sind - bis auf die Weihnachtsgottesdienste - brechend leer! Soll der Minderheit der bewussten Kirchgänger die Definitionsmacht für das, was »Europa« ausmacht, übertragen werden? Könnte Europa sich überhaupt noch religiös definieren? Katholisch? Seit der Abspaltung der orthodoxen Kirchen (1054 n.Chr.) von der sich weiterhin „allumfassend“ (= katholisch) nennenden und sogar noch 2002 ihren Alleinvertretungsanspruch gegenüber allen anderen Glaubensgemeinschaften auf der Welt laut postulierenden katholischen Kirche geht das nicht mehr. Sowohl katholisch als auch orthodox? Seit der Begründung des Hussitentums (1415 oder 1420), des lutherischen Protestantismus (1517) und der gleichzeitigen Gründung der Reformierten Kirchen durch Zwingli (1523) und Calvin (1536) geht auch das nicht mehr. Ganz allgemein christlich? Bei den vielen Gleichgültigen und Atheisten? 

Aber selbst wenn Europa sich heutzutage nicht mehr religiös definieren kann, so fußt Europa doch auf dieser christlichen Tradition, aus der heraus sich die gemeinsamen Wertvorstellungen entwickelten!

1.12 Eine andere als die christliche Religion ist kein Ausschließungsgrund

Da der Ansatz, Europa abgesehen von seinen christlichen Wurzeln über »die christliche Religion« zu definieren, verschlossen ist, müssen wir vielleicht vom anderen Ende her fragen: Soll »falsche«, sprich islamische Religion ein Ausschlussgrund sein? Auch die so gestellte Frage kann nicht mehr bejaht werden, nachdem in Europa große Gruppen von Muslimen leben: In Frankreich (5 Mill.), in der BRD (3 Mill.), in Großbritannien aus dem Commonwealth und dazu die Muslime in Bosnien, um nur die größten Gruppen zu nennen. Darum wurde mit den Kopenhagener Kriterien indirekt festgelegt, dass andere als christliche Religionszugehörigkeit einer Bevölkerungsmehrheit kein Ausschlussgrund sein solle

1.13 Konstitutives Selbstverständnis Europas und Kopenhagener Kriterien

Welches konstitutive Selbstverständnis hat Europa dann von sich? Das einer durch die geographischen Grenzen Europas umschlossenen, auf den 
Kopenhagener Kriterien 
a) Stabilität der Demokratie und ihrer Institutionen bezüglich unverzichtbarer Werte in dem Beitrittsland, 
b) funktionierende und konkurrenzfähige Marktwirtschaft, 
c) die Fähigkeit zur Übernahme der gesamten Rechte und Pflichten der EU und 
d) viertens die Aufnahmefähigkeit der EU, eventuell erst nach einer Reform der EU vor der Aufnahme neuer Mitglieder, durch die die EU in die Lage versetzt werden soll, auch in einem erweiterten staatlichen Verbund politisch handlungsfähig zu bleiben  
fußenden Wertegemeinschaft? Wer soll nach diesem Selbstverständnis beitreten dürfen? Artikel 49 des EU-Vertrages regelt, dass jeder europäische Staat einen Antrag auf Mitgliedschaft in der EU stellen könne. Wegen dieser fehlenden Europa-Eigenschaft war der Mitgliedsantrag Marokkos abgelehnt worden. 

Es ist immer ärgerlich, wenn solche klaren Bestimmungen nicht eingehalten, wenn sie umgangen werden: So ist der Zweite Weltkrieg entstanden, indem eine klare juristische Regelung nicht angewandt worden war: Das in der Weimarer Republik geltende Republikschutzgesetz ordnete zwingend an, dass jeder wegen Hochverrates verurteilte Nichtdeutsche auszuweisen sei. Der Österreicher Adolf Hitler, im Ersten Weltkrieg Kriegsfreiwilliger in der Bayerischen Armee, hätte als Ausländer nicht im Deutschen Reich Reichskanzler werden können - und das österreichische Heer wäre zu klein gewesen, um damit die ganze Welt in Brand zu stecken. Nur weil trickreiche deutsche Juristen dafür gesorgt hatten, dass Hitler trotz von ihm vorgenommener verbotener rechtsradikaler und sogar hochverräterischer Bestrebungen entgegen der zwingenden(!) Gesetzeslage nicht ausgewiesen, sondern am 26.02.32 auf Veranlassung des nationalsozialistischen Landesinnenministers von Braunschweig durch die Ernennung zum Regierungsrat an der braunschweigischen Gesandtschaft in Berlin deutscher Staatsbürger geworden war - nachdem die braunschweigische Regierung mit ihrem ersten Umgehungsversuch gescheitert war und seine Ernennung zum Professor für Volkserziehung an der TH Braunschweig (mit der bezweckten Folge der dadurch möglichen Verleihung der deutschen Staatsbürgerschaft) auf den Protest des Lehrkörpers hin hatte zurückziehen müssen -, hatte Hitler die deutsche Staatsbürgerschaft erlangen, so am 30.01.1933 zum Reichskanzler Deutschlands ernannt werden und dann durch den Zweiten Weltkrieg die ganze Welt in Brand stecken können! 

Kleine Ursache, große Wirkung. 

So wird es auch sein, wenn die Bestimmung des Artikels 49 nicht eingehalten werden sollte und die asiatische Türkei entgegen dem unzweideutigen Wortlaut in den Verbund aufgenommen werden sollte, der ausschließlich europäischen Staaten vorbehalten sein soll!

Neben den Kopenhagener Kriterien wurde in dem EU-Vertrag von Amsterdam 1997 u.a. auch festgelegt: „Der Beitritt wird stattfinden, sobald ein assoziiertes Land in der Lage ist, die Verpflichtungen der Mitgliedschaft zu erfüllen, indem es die wirtschaftlichen und sozialen Voraussetzungen erfüllt.“ Allerdings resultiere aus der Erfüllung der Kriterien kein Rechtsanspruch auf Mitgliedschaft. Die Beitrittsentscheidung liegt im Ermessen der EU. Es ist und bleibt eine politische Entscheidung, welcher europäische Staat beitreten soll. 

1.14 Die Türkei als unangemessen auftretender Verhandlungspartner der EU am Beispiel der Zypern-Frage

Über die Kopenhagener Kriterien und die im EU-Vertrag von Amsterdam festgelegten Bedingungen hinaus müsste eine andere Sache so klar sein, dass sie im Militär-Jargong als »sozusagen arschklar« bezeichnet werden würde: Jeder Mitgliedsstaat der EU muss von einem Beitrittskandidaten als Staat und Mitglied der EU respektiert werden! Das ist eine solche selbstverständliche Voraussetzung, dass niemand auf die Idee kam, diese Voraussetzung explizit als ein Mitgliedschaftskriterium extra zu erwähnen. Das ist eine selbstverständliche Systemvoraussetzung – sollte man meinen; nicht aber für die Türkei: Die Türkei lehnt die Anerkennung des EU-(Neu-)Mitgliedes Zypern ab. Sie beruft sich dümmlicherweise sehr dreist darauf, dass eine Anerkennung der einzelnen Mitgliedsstaaten der EU kein Kopenhagener Kriterium sei. 

Um Ihnen das Problem juristisch untermauert klar zu machen, wähle ich ein Beispiel aus dem Grundgesetz: In Art. 4 GG wird die Religionsfreiheit im Gegensatz zu den meisten anderen Grundrechten ohne eine Ermächtigung für einen gesetzlichen Eingriff des Staates gewährt. Gleichwohl gilt sie nicht schrankenlos: Rituelle Witwenverbrennungen würden unsere Verfassungsrichter nicht akzeptieren. Nach der durch die Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts entwickelten Verfassungsauslegung begrenzen die unserer freiheitlich-demo​kra​ti​schen Grundordnung systemimmanenten Schranken, das Gesamtgefüge unserer Wertordnung, auch die Grundrechte, für die kein Gesetzesvorbehalt formuliert wurde, die nach erstem Anschein oder der Meinung eines unbefangenen Lesers des Verfassungstextes – sprich: eines Nichtjuristen - ohne jede Einschränkung gewährt zu sein scheinen. Selbst das in unserer Verfassung als eines der wenigen Grundrechte ohne Gesetzesvorbehalt gewährte Recht der freien Bekenntnis-/Religionsfreiheit wird also nur vorbehaltlos, aber nicht schrankenlos gewährt. (Ohne jegliche Einschränkung wird nur das Grundrecht auf Menschenwürde gesehen!) Wie es also in unserer Verfassung nicht extra genannte systemimmanente Schranken gibt, so gibt es auch für Mitglieder und erst recht für Petenten um Aufnahme in die EU eine unausgesprochene Schranke: Die Anerkennung jedes Mitgliedes der EU als Staat! Das ist eine völkerrechtliche Selbstverständlichkeit! 

Die Ablehnung der Anerkennung der Republik Zypern müsste ein Grund für die sofortige Stornierung der Beitrittsbemühungen sein! In der Woche vor dem 17.12.04, dem Tag, an dem der verhängnisvolle Beschluss der Regierungschefs der EU-Mitgliedsländer gefasst wurde, hatte der türkische Außenminister Gül die Forderung der EU strikt abgelehnt, einen Schritt zur Anerkennung des EU-Mitglieds Zypern zu tun. Die entsprechende dpa-Meldung lautete:
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CSU-Politiker Friedrich sieht Umdenken in Türkei-Politik =

München (AP) Der Vizepräsident des Europäischen Parlaments und CSU-Abgeordnete Ingo Friedrich sieht «gute Chancen» für eine Kurskorrektur in der Türkeipolitik. Der «emotionale Ausbruch» des türkischen Außenministers Abdullah Gül habe dazu beigetragen, sagte Friedrich am Montag in München. Gül hatte die Forderung der EU strikt abgelehnt, einen Schritt zur Anerkennung des EU-Mitglieds Zypern zu tun. Friedrich sagte, nach Auffassung mehrerer Regierungschefs sollte die EU mit der Türkei nicht nur über die Vollmitgliedschaft verhandeln. Jetzt gehe es darum, «den Geleitzug so gesichtswahrend wie möglich» umzulenken.

Ende##

AP/ro/kn/ 

131304 dez 04

Diese Meldung führt uns dankenswerterweise schon jetzt vor Augen, was für ein Mitglied sich die Beitrittsbefürworter in die EU holen wollen. Aber das Menetekel wird nicht als solches wahrgenommen, obwohl die rote Schrift unübersehbar an der Wand steht! „Gewogen und für zu leicht befunden!“ Ein Land mit einer solchen Regierung, die nach Gutdünken die Existenz eines EU-Mitgliedslandes negiert, darf nicht Mitglied in der EU werden! Das hätte dem türkischen Belsazar von der EU-Kommission sofort deutlich gemacht werden müssen! 
Zu dem Zypern-Problem als weitere Information der leider aus dem Internet-Archiv genommene Hintergrund-Artikel „HINTERGRUND - Hunderte Klagen“ aus der FR vom 26.04.05, aus dem, weil nicht mehr hochladbar, auszugsweise zitiert wird:

Die Türkei zögert, die bereits 1996 mit der damaligen EU geschlossene Zollunion auf die zehn neuen EU-Mitglieder auszudehnen, weil damit die Anerkennung der (griechischen) Republik Zypern und ihres Alleinvertretungsanspruchs für die geteilte Insel verbunden wäre. 
Ankara drohen aufgrund dieser Haltung durch die grundbesitzenden der etwa 180.000 aus dem Norden der Insel vertriebenen griechischen Zyprer Entschädigungsforderungen in Höhe von rund 15 Mrd. €. Fast 500 Klagen griechisch-zyprischer Vertriebener sind inzwischen diesbezüglich anhängig, „Im April entschied der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte (EGMR), die Klage einer griechischen Zypriotin zuzulassen, die 1974 vertrieben wurde. Bereits 1998 hatte der EGMR die Türkei in einem ähnlich gelagerten Fall verurteilt: einer Zyperngriechin wurden umgerechnet 85 0000 Euro zugesprochen, weil sie ihren Besitz seit 1974 nicht nutzen kann. Jahrelang ignorierte die Regierung das rechtskräftige Verdikt aus Furcht vor weiteren Klagen. Erst 2004 zahlte sie, um einem drohenden Ausschluss des Landes aus dem Europarat zu entgehen. Das Urteil ist aber immer noch nicht voll umgesetzt: der Auflage des Gerichts, der Besitzerin die Nutzung ihres Anwesens zu ermöglichen, ist die Türkei bisher nicht nachgekommen.“
Um weitere Ansprüche abzuwehren, richteten die Behörden inzwischen eine "Entschädigungskommission" ein, bei der ihre Forderungen anmelden sollen. Die Türkei argumentierte gegenüber dem EGMR, seit der Öffnung der Grenze 2003 hätten die griechischen Zyprer freien Zugang zu ihrem Besitz im Inselnorden. Die Straßburger Richter bestätigten dennoch die Zulassung der Klage. Die Kommission hält das Gericht nicht für eine "effektive und adäquate" Institution, um über die Ansprüche der Kläger zu entscheiden.

Zurück zur grundsätzlichen Frage: Wer soll beitreten - und wer nicht? Soll die asiatische Türkei in die Europäische(!) Union mit aufgenommen werden, weil gerade noch 3 % ihres Staatsgebietes als Brückenkopf zu einem rein geographisch definierten Europa gehören? Der vorstehend zitierte Passus, bezüglich der Europa-Eigenschaft müsste hinsichtlich der Türkei (politisch) interpretiert werden. Oder soll der geographische Faktor nachrangig nach dem der gemeinsam vertretenen Werte sein? Müsste dann nicht eines Tages die EU nach einem theoretisch möglichen Beitritt Russlands vielleicht bis an die Grenze Chinas ausgeweitet werden? Könnte die EU dann mehr sein als eine bloße, sich über fast zwei Kontinente erstreckende geopolitische Stabilitätsgemeinschaft und Freihandelszone, wie es die Kanada, die USA und Mexiko umfassende Freihandelszone auf dem amerikanischen Doppelkontinent ist?

1.15 Überholte Debatte um Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU?

Die Befürworter einer Vollmitgliedschaft der Türkei zur EU werfen den als konservativ angesehenen Gegnern eines Türkei-Beitritts vor, eine hilflose und längst überholte Debatte zu führen: Die islamische Türkei, so heiße es in hauptsächlich konservativen Kreisen, passe nicht ins christliche Europa und gehöre geographisch gar zu Asien. Diese Argumente geißeln sie.

Beide Argumente zielen nach Meinung der Befürworter ins Leere: Nicht einmal der EU-Konvent habe es für angebracht gehalten, einen Bezug zum Christentum im Entwurf der EU-Verfassung festzuschreiben. Und mit dem Assoziierungsvertrag von 1963 und der - auf massiven Druck der USA hin entstandenen - Verleihung des Status eines Beitrittskandidaten 1999 habe die EU die Türkei als europäisches Land (angeblich und irreversibel) akzeptiert. Die politischen Fakten würden jetzt in absehbarer Zeit den rechtlich abgesicherten Status einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU erzwingen – weil man damals aus politischer Feigheit die erforderliche Diskussion um die andere ausschließende Identität Europas nicht hatte führen wollen und sich darauf verlassen hatte, dass sich der Folterstaat Türkei nicht demokratisch wandeln werde und somit unter Hinweis auf die politischen und gesellschaftlichen Defizite ein Beitritt jederzeit abgelehnt werden könnte. 

Nun wandelt sich die Türkei rapide, und das unter einer konservativen, dezidiert islamischen Führung; und mit dem als Kampfmittel eingesetzten Kopftuch seiner Frauen! 

Jetzt bleibt nur die Hoffnung, dass die Türkei - entgegen dem Schuldanerkenntnis des politischen Übervaters Kemal Atatürk 

„Warum tut sich die moderne Türkei so schwer mit diesem Teil ihrer Vergangenheit? Die Verbrechen des Jahres 1915 sind von der damaligen Regierung des Osmanischen Reiches begangen worden - einer Regierung, von deren führenden Mitgliedern sich Mustafa Kemal, der Gründer und Säulenheilige der türkischen Republik, deutlich distanziert hat. … Atatürk selbst hat sich zu diesen Verbrechen in einer Offenheit geäußert, die ihn in der heutigen Türkei womöglich hinter Gitter brächte. 1920 verurteilte er vor dem Parlament den Völkermord an den Armeniern als "eine Schandtat der Vergangenheit"; in einem Gespräch mit einem amerikanischen Diplomaten nannte er die Zahl von 800.000 ermordeten Armeniern und sprach sich für eine harte Bestrafung der Täter aus.“

SPIEGEL ONLINE 23.04.05

aus ehrpusseligem Nationalstolz heraus weiterhin den Völkermord an den Armeniern im Ersten Weltkrieg leugnet – um nicht das Andenken an die Väter und Großväter zu verunglimpfen -, seine Erwähnung weiterhin mit bis zu fünf Jahren Haft bedroht und so eine vom Europaparlament mehrfach aufgestellte, aber im Oktober 2001 auf türkischen Druck hin wieder gestrichene, postulierte Grundvoraussetzung für einen Beitritt nicht erfüllt; aber vielleicht wird sich auch das ändern und die Türkei steht irgend wann einmal zu dem von ihr verübten Völkermord. 
Nach einem Interview des SPD-MdB Markus Meckel am 04.10.04 im DLF stehen bisher immer noch in der Türkei Personen vor Gericht, die auf diesen Völkermord hinweisen! Und erörtert werden durfte dieses Problem – mit Ausnahme der Armenienkonferenz – bisher auch nicht:

1.16 Türkei-Armenien-Frage in der Wahrnehmung der türkischen Mehrheit
"Nie hatte ein Volk reinere Hände als das türkische" 
http://www.nadir.org/nadir/initiativ/kurdi-almani-kassel/aktuell/2005/mai2005/armenienkonferenz.htm
Als in Istanbul von den drei angesehenen staatlichen Universitäten Bogazici, Bilgi und Sabanci eine Historiker-Konferenz zur armenischen Tragödie in der Türkei 1915-16 stattfinden sollte, wurde sie nach einer "schrecklichen Rede" von Justizminister Cicek wieder abgesagt, der u.a. geäußert hatte, die Teilnehmer seien allesamt armenisch gesinnt und würden "der Türkei das Messer in den Rücken stoßen" und er hatte hinzugefügt: „Nie hat ein Volk reinere Hände und ein reineres Gewissen gehabt als das türkische.“

 Die Konferenz mit dem Thema "wissenschaftliche Verantwortung und Demokratie" versuchte eine Gratwanderung zwischen den beiden extremen Positionen der türkischen Regierung und der armenischen Diaspora, um irgendwo in der Mitte der Wahrheit näherzukommen. „Die türkische Position lautet, 300 000 Armenier kamen bei einer Verkettung unglücklicher Umstände ums Leben, beabsichtigt war das nicht, und Behauptungen eines Genozids sind verantwortungslose Attacken gegen den türkischen Staat. Die Armenier behaupten, 1,5 Millionen ihrer Landsleute wurden absichtlich massakriert, um das armenische Volk in der Türkei auszulöschen.“
Die Organisatoren der geplanten Konferenz sahen sich einer solchen Welle einschüchternder Deklarationen ausgesetzt, dass das Rektorat der Universität Bogazici folgende Erklärung veröffentlichte: "Wir sind besorgt darüber, daß die pauschalen Urteile über eine Konferenz, die noch nicht stattgefunden hat, der wissenschaftlichen Freiheit einer staatlichen Universität schaden werden." 

(Zusammenfassung aus DIE WELT 26.05.05)

Die Vorgeschichte der Konferenz zur Armenierfrage: Einer der zur Zeit bedeutendsten Schriftsteller der Türkei, der nachmalige Literatur-Nobelpreisträger des Jahres 2006 Pamuk, hatte in der Frage der Massaker an den Armeniern öffentlich Stellung gegen eine weitere Verdrängung des Themas in der Türkei und für eine Diskussion der Fakten bezogen, sich deswegen eine Anklage eingehandelt und dafür 2005 den Friedenspreis des Deutschen Buchhandels erhalten, wo er in seinem Festvortrag am 23.10.05 ganz unverschleiert und unverblümt die Aufnahme der Türkei in die EU forderte (u.a. EU-Nachrichten 38/05): “Wenn Europa aber vom Geist der Aufklärung, der Gleichheit und der Demokratie beseelt ist, dann muss die Türkei in diesem friedliebenden Europa ihren Platz haben. Genau wie ein Europa, das sich nur auf das Christentum stützte, wäre eine Türkei, die ihre Kraft nur aus der Religion bezöge, eine die Realitäten verkennende, nicht der Zukunft, sondern der Vergangenheit zugewandte Festung“. 
[Wieso „muss“ die Türkei laut Pamuk, der für sich beansprucht, ein Mittler der türkischen und der europäischen Kultur zu sein, „dann“ in Europa Platz haben? Die behauptete Zwangsläufigkeit erschließt sich mir trotz heftigen Nachdenkens wirklich nicht! Pamuks Argumentation ist ein ob seiner Perfidität ärgerlich machendes Scheinargument, mit der den Europäern von den unzulässig eine Begünstigung erstrebenden asiatischen Türken die Rolle des rückwärts gewandten Buhmanns zugewiesen wird, wenn die Europäer den völlig überzogenen und durch kein geografisches, noch historisches oder kulturelles Argument zu rechtfertigenden Wünschen der asiatischen Türken nicht zu Willen seien: Es ist unbezweifelbar, dass Europa seit der Zeit der Aufklärung und der Französischen Revolution (unter Außerachtlassung der »dunklen« Teile seiner Geschichte wie insbesondere Imperialismus, Kolonialismus, übersteigertem Nationalismus und Rassenhass an dieser Stelle) in seinen besten Bestrebungen „vom Geist der Aufklärung, der Gleichheit und der Demokratie beseelt ist“, diese Werte in die Welt getragen hat und sich nicht „nur auf das Christentum stützt“, aber daraus folgt nicht die von Orhan Pamuk behauptete Zwangsläufigkeit für die Aufnahme der asiatischen Türkei oder anderer nicht zu »Europa« gehörender Länder in die Europäische Union! Würden die Europäer unter Hinweis auf den von ihnen nach Amerika getragenen „Geist der Aufklärung, der Gleichheit und der Demokratie“ von den USA, die ohne dieses Gedankengut gar nicht das geworden wären, was sie heutzutage – manchmal: leider! - sind, den Zusammenschluss der Mitgliedsländer der EU mit den Staaten der USA fordern, würde das jeder aberwitzig finden! Wieso gilt das dann zumindest nicht bei unseren Politikern – von den in die EU strebenden Türken ganz zu schweigen -, wenn die asiatische, in ihrer Identität von einem völlig anderen Gedankengut geprägte Türkei ihre Aufnahme in die Europäische Union fordert, ohne dass die Türkei an der identitätsstiftenden Herausbildung dieser nun von Pamuk für seine Landsleute in Anspruch genommenen Werte, zu denen sich die Türkei wie andere Staaten der Welt sehr gerne bekennen darf, je auch nur einen klitzekleinen Anteil gehabt hätte? Bei diesen grundsätzlichen Überlegungen ist noch gar nicht berücksichtigt, wie die Europäer, sollten sie den auf ein abschüssiges Gleis gesetzten Zug der Erweiterung der EU über Europas Grenzen hinaus nicht aufhalten können, voraussichtlich dann 80 Mill. Türken ganz praktisch integrieren sollten, wenn, wie die im Oktober und November 2005 in Frankreich brennenden Gebäude und Autos in den Vorstädten bewiesen, Frankreich bisher nicht in der Lage war, 5 Mill. seiner afrikanischstämmigen islamischen aber gleichwohl französischen Bevölkerung zu integrieren.]
Im Sommer 2005 hatten nach dem öffentlichen Eintreten Pamuks für die Erörterung der Armenierfrage türkische Hochschulen die Bewältigung der nicht nur historisch zu sehenden Problematik in Angriff genommen. In einer Historikerkonferenz sollte der Umgang der Türkei mit ihrer damaligen armenischen Minderheit erörtert werden. Auf Grund anfänglich erheblichen Drucks von untergeordneter türkischer Regierungsseite – u.a. Verweigerung der Bereitstellung von Räumlichkeiten -, haben die beteiligten Hochschulen dann zunächst von der Durchführung des Projektes Abstand genommen. Die Unterdrückung der Rede- und Wissenschaftsfreiheit hatte daraufhin einen sehr scharfen Protest der EU ausgelöst. Auf Grund dieses Protestes war die Konferenz für Ende September erneut anberaumt worden. Doch eine Gruppe konservativer Juristen war vor Gericht gegangen, um die Konferenz verbieten zu lassen. So war es ihnen gelungen, die Konferenz für zunächst 30 Tage aufzuhalten. Der Premier- und der Außenminister haben sich dann jedoch angesichts der unmissverständlich klaren Haltung der EU für das Abhalten der Konferenz ausgesprochen und die Organisatoren fanden einen anderen geeigneten Ort, um sie stattfinden zu lassen. Dies war das erste Mal, dass man in der Türkei so offen und kritisch zur von Pamuk in die öffentliche Diskussion getragenen Armenierfrage Stellung nehmen konnte.
„Im Verständnis der türkisch- muslimischen Gesellschaft liegt hier eine der verletzlichsten Tabuzonen. Es reicht, wenn Pamuk über die osmanische Vergangenheit, das Leid der Armenier und Kurden in einem Interview spricht, um wegen „Herabwürdigung des Türkentums“ vor Gericht zu kommen. Für die Freiheit der Ideen und Gedankenäußerung einzutreten, ist unter diesen Umständen immer noch ein hohes persönliches Risiko. Ob der Nobelpreis an den in seiner Heimat umstrittenen Autor, wie erwartet wird, den Dialog der Kulturen anstößt, darf bezweifelt werden.

Die Nationalisten am Bosporus sehen sich bestätigt in dem Vorurteil, der Westen versuche alle seine Möglichkeiten einzusetzen, der Türkei die Seele der - bei ihrem Kampf um die Aufnahme in die EU europäisch gesehenen oder zumindest so ausgegebenen - Tradition zu nehmen. Das ist die Erfahrung, die man nach der Auszeichnung Pamuks mit dem Friedenspreis des Deutschen Buchhandels 2005 machen konnte. Es liegt eine gewisse Tragik in der Nobelpreisvergabe, wenn Pamuk auch um Verständnis für das Gefühl der Erniedrigung wirbt, das sich bei der übermächtigen Wertepräsenz des Westens einstellt.“ (Kommentar im Nordkurier vom 13.10.06). 

Und der SPIEGEL stellte in der Türkei folgende Reaktionen auf die Verleihung des Literatur-Nobel​​preises an Pamuk fest: 

"Armenischer Schatten über dem Nobelpreis" titelt die Online-Ausgabe des Massenblattes Hürriyet, und wird damit zum Sprachrohr für Millionen von Türken. Ihr vernichtendes Urteil: Pamuk ist im Weltmaßstab nur ein durchschnittlicher Romancier. Ohne seine politischen Aussagen zum "Völkermord an den Armeniern" hätte er den höchsten Preis in der Literaturwelt nicht bekommen.
… 

Von dem einfachen Mann auf der Straße bis hin zu den namhaften Autoren und Literaturkritikern des Landes sind sich fast alle einig: Pamuk wurde vor allem wegen seines politischen Standpunktes und seiner strafrechtliche Verfolgung in der Türkei geehrt.
…

Das Land spaltet sich in zwei Lager, die quantitativ nicht miteinander zu vergleichen sind - auf der einen Seite diejenigen, die sich "trotz alledem" sehr freuen, nicht zuletzt deshalb, weil sie dem Autor auch politisch nahe stehen. Und auf der anderen Seite Millionen von Türken, die sich gerade durch Pamuks Kommentare ungerechterweise als "Tätervolk" abgestempelt sehen. Für sie ist Pamuk ein Opportunist, der seine Karriere sorgfältig geplant und nun mit dem Nobelpreis gekrönt hat - und dabei über die "Leichen seiner Landsleute" ging.
…

Kritiker wie Cezmi Ersöz fragten: "Muss man unbedingt ein ganzes Volk niedermachen, um den Nobelpreis zu bekommen?" Damit meint er nicht die Armenier, sondern die Türken von heute, die von Pamuk erniedrigt werden. Eine Korrelation zwischen der Völkermorddebatte und dem Nobelpreis sieht auch Ahmet Tan. Der linke Abgeordnete und Publizist ist der Ansicht, dass man sich in der Türkei über diesen hohen Preis "niemals aus dem ganzen Herzen freuen kann".
…

Dass auch Eriwan die Verleihung des Nobelpreises an Pamuk lobt, macht in den Augen der Türken die Armenier zu den Zeugen der Anklage, und bestätigt Pamuk als eifrigen Nestbeschmutzer. 

Der Nobelpreisträger, der in Zukunft mehr in den USA leben will, hat wahrlich keinen guten Draht mehr zu seinem eigenen Land“, konstatiert der SPIEGEL abschließend.
(SPIEGEL ONLINE 13.10.06)

Aber ehe die Türkei Mitglied der EU wird, müsste z.B. Israel Mitglied in diesem Staatenbund werden! Israel? Sicher: Wenn zur Ermöglichung der Aufnahme der Türkei geographische Argumente in den Hintergrund gerückt oder außer Acht gelassen werden und von den Türken - für sich zu Unrecht bemühte weil nicht vorhandene - insbesondere historisch-kulturelle Argumente bei der dann auch juristisch zu fixierenden Bestimmung dessen, was Europa ausmacht, ausmachen soll, zählen sollen, dann hätte die einzige Demokratie des Vorderen Orients (im israelischen Kernland, nicht jedoch in den besetzten palästinensischen Gebieten, wo nackte israelische Militärdiktatur von einfachen Schikanen bis hin zum Zuschütten lebender Palästinenser mit Planierraupen herrscht!) auf Grund ihrer Staatsform und angesichts der Tatsache, dass der Staat Israel von europäischen Juden - mit ihren Wurzeln auch in der europäischen Geistesgeschichte und ihrer Jahrhunderte langen Teilhabe an der Herausbildung des »europäischen Geistes« - erträumt, gegründet und entscheidend geprägt worden ist, dann hätte Israel am ehesten von allen weiteren in die Diskussion gebrachten Bewerbern ein Anrecht auf eine Mitgliedschaft in einer EU der Wertegemeinschaft!

Und die Aufnahme dieses von vielen dorthin zwangsweise emigrierten Europäern (zumindest mit-)geprägten, gleichwohl vorderasiatischen Landes propagiert ja (bisher) auch kein ernst zu nehmender EU-Politiker und kaum einer der Bürger Europas!!! (Wobei ich selbstverständlich weiß, dass genau dieses mindestens im vorderasiatischen Raum schon ernsthaft angedacht wurde, um so durch seine Internationalisierung eventuell eine vage Chance auf die Entschärfung des Palästina-Konfliktes zu erhalten und die Israelis vor dem Hass islamistischer Glaubens​überzeugungstäter wie des als Nachfolger Chatamis gewählten neuen ultrakonservativen Staatspräsidenten des Irans, Ahmadi-Nedschad/Ahmadinedschad, der Israel auf der Landkarte ausradieren lassen will, schützen zu helfen.) Wenn trotz der europäischen Prägung des Landes bislang niemand ernsthaft die Aufnahme des vorderasiatischen Staates Israel in die EU vertritt und fordert, warum sollte dann der nicht europäisch geprägte vorderasiatische Staat Türkei in die EU aufgenommen werden??? Das konnte bislang keiner der Befürworter des EU-Beitritts der Türkei hinreichend schlüssig so darlegen, dass nicht andere Staaten aus denselben Gründen für sich einen Anspruch auf ebenfalls den Beitritt zur EU fordern könnten: Ein Beitritt der Türkei würde die Demokratisierung des Landes befördern? Das könnten andere asiatische und afrikanische Länder ebenfalls für sich ins Feld führen. Welches aber ist - wenn man auf die geographischen, historischen und kulturgeschichtlichen Argument glaubt verzichten zu können, um die Aufnahme der asiatischen Türkei in die europäische Kultur- und Wertegemeinschaft überhaupt denkbar zu machen – welches ist dann das durchschlagende Argument, dass für eine Aufnahme ausschließlich der Türkei in die EU sprechen sollte und darum gleichzeitig andere ebenfalls in die EU drängende nichteuropäische Staaten ohne Bezug zur europäischen Kultur- und Wertegemeinschaft auszuschließen geeignet ist, damit die Europäische Union noch die durch Jahrhunderte mit viel Wachstumsschmerzen gewachsene, aber sich gleichwohl als europäisch verstehende Union bleibt?
Da das Christentum das Ideenfundament Europas ist, wäre es trotz der Kirchenferne des weit überwiegenden Teiles der Bevölkerung Europas nicht unangebracht, wenn man – nicht nur dem Wunsch des Vatikans folgend - diese gemeinsame Wurzel in der ansonsten säkularen Verfassung Europas in deren Präambel durch eine angemessen moderate Formulierung zum Ausdruck brächte. Damit vergäbe man sich nichts, denn so sind ja die historischen Fakten. Warum schamhaft verschweigen? Trotzdem wird dieser historische Bezug auf die jüdisch-christlichen Wurzeln des mehrtausendjährigen europäischen Geisteslebens wegen des Drucks vieler EU-Politiker im Europäischen Parlament und einiger Länderchefs wegen der streng laizistischen Ausrichtung ihres Staates (Frankreich!) und wohl auch mit Blick auf den starken Bevölkerungsanteil ihrer Muslime unterbleiben. Das spricht aber nicht gegen die Richtigkeit der identitätsbildenden christlichen Wurzel Europas und den anschließenden Kampf um die Befreiung des europäischen Geistes aus den Fesseln der Religion; beides Kriterien, an denen die Türkei keinen eine mit Europa gemeinsame geistige Identität stiftenden Anteil hatte!

Die Frage eines möglichen oder unmöglich erscheinenden Beitritts der Türkei müsste die kommenden Wahlkämpfe beherrschen: Wenn jetzt nicht darüber debattiert wird, wann dann? Wie sollten die Bürger, wenn ihnen das Mittel der Volksabstimmung zu dieser Frage nicht zugestanden wird, anders ihre Meinung unüberhörbar kundtun?

Weil u.a. der Außenminister der BRD seine »grünen« Parteigenossen via Telekonferenz aus Neapel auf ihrem Parteitag Ende 2003 aufforderte, sich „nicht feige wegzuducken und die Aufnahme der Türkei in die EU offensiv zu vertreten“, der Bundeskanzler das mit seinem Türkeibesuch tat und der Vorsitzende des Außenpolitischen Ausschusses des Deutschen Bundestages, der CDU-Abgeordnete Rühe, 2004 die gleiche Ansicht vertrat, ist die Frage der Aufnahme der Türkei in die EU für mich das wahlentscheidende Kriterium: 

Ich werde einer Partei, die die von mir aus den vorstehend dargelegten Gründen abgelehnte Mitgliedschaft der Türkei in der EU herbeiführen will, bei den anstehenden Wahlen zum Europäischen Parlament meine Stimme verweigern, da ich die Option auf ein politisch vereintes »Europa« unter allen Umständen weiterhin gewahrt wissen möchte. In einem mit der Türkei als Vollmitglied überdehnten politischen Gebilde »Europa« scheint mir dieses Ziel wegen der Kulturgrenze zwischen der Türkei und dem, was gemeinhin unter »Europa« verstanden wird, nicht mehr erreichbar zu sein!

„Ich stehe hier, ich kann nicht anders!“

2 Entscheidung der EU-Regierungschefs zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen gegen den Mehrheitswillen der EU-Bevölkerung

Die den Bürgern Europas zugemutete Entscheidung ihrer Regierungschefs für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei in die EU erging laut Umfragen und dpa-Meldung vom 14.12.04 gegen den Mehrheitswillen. dpa 0137 130917 Dez 04 meldete drei Tage vor dem Gipfeltreffen der EU-Staats- und Regierungschefs in Brüssel, bei dem über den Beginn von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei entschieden wurde, dass die Mehrheit der Franzosen und Deutschen nach einer Umfrage des Pariser IFOP-Meinungsforschungsinstituts gegen einen EU-Beitritt der Türkei sei: 67 Prozent der befragten Franzosen und 55 Prozent der Deutschen lehnten in der Umfrage im Auftrag der Pariser Zeitung «Le Figaro» eine Mitgliedschaft der Türkei ab. Der Befragung lag eine Erhebung unter 4813 Europäern aus insgesamt fünf EU-Ländern zugrunde. Danach sahen Italiener und Briten einen Beitritt durchaus positiver: 49 Prozent der befragten Italiener sowie 41 Prozent der Briten (bei 30 Prozent Ablehnung) sprachen sich dafür aus. Nach dem Bericht des «Figaro» waren nur die Spanier mehrheitlich für den Beitritt, und das mit klaren 65 Prozent. Alles in allem zeigte die Umfrage, dass die Meinung der Bevölkerung eine diametral entgegengesetzte Position zu der der führenden Politiker in Europa hatte, die mit einer überwältigenden Mehrheit Beitrittsgespräche befürworteten.

Doch auch in der EU-Kommission mehrten sich dann die kritischen Stimmen gegenüber einem Beitritt der Türkei. Der niederländische Binnenmarktkommissar Frits Bolkestein warnte in einer Rede vor den dramatischen Folgen, die ein EU-Beitritt der Türkei heraufbeschwören würde: "Die USA bleiben die einzige Supermacht, China wird ein ökonomischer Riese, und Europa wird islamischer", sagte der Kommissar. "Wer die Türkei hereinlässt, der wird auch die Ukraine und Weißrussland akzeptieren müssen". [Na und? Wenn sie demokratisiert sind, wie es die Ukraine inzwischen durch ihre orangene Revolution geschafft hat?!] Denn diese Länder, so Bolkestein, "sind europäischer als die Türkei". Bolkestein, der im Falle des EU-Beitritts der Türkei von einer „Implosion“ der EU spricht, war nicht der einzige Türkei-Skeptiker in der Kommission, auch der österreichische EU-Agrarkommissar Franz Fischler, die spanische Verkehrskommissarin Loyola de Palacio und drei weitere ihrer Kollegen befürchteten eine allzu positive Beurteilung der Türkei durch die Kommission im Oktober (DIE WELT 09.09.04). 
Fischler warnte einen Tag später vor einem „fundamentalistischen Rückfall“ des Landes: "Es bestehen Zweifel an den demokratischen Grundsätzen der Türkei", u.a. (oder vorgeschoben) deswegen, weil die von der Partei für Gerechtigkeit und Entwicklung (AKP) Erdogans getragene islamische Regierung der Türkei angekündigt hatte, im Zuge einer Strafrechtsreform mit u.a. der Abschaffung der Strafmaßprivilegierung für aus der Tradition herrührende Straftaten wie insbesondere Ehrenmorde an Töchtern, die sich nicht nach den Vorstellungen der männlichen Familienmitglieder zu richten bereit sind - vormalige Begründung für die Privilegierung: das unzüchtige Verhalten der Frauen habe die Tötung provoziert -, auf Druck ihres rechten Flügels die von 1926-1996 gegolten habende Strafbarkeit des Ehebruchs, der „sexuellen Untreue“, wieder einzuführen: bis zu drei (SPIEGEL 14.09.04)/zwei (DLF 14.09.04) Jahre oder ein Jahr (taz und DLF 17.09.04, SPIEGEL 27.09.04) Gefängnis für einen nachgewiesenen Seitensprung! 

Der in AKP-Parteikreisen angesehene Religionsgelehrte Karaman ging sogar noch weiter und forderte, den Geschlechtsverkehr von Unverheirateten unter Strafe zu stellen (SPIEGEL 13.09.04).

Die Abschaffung der Strafmaßprivilegierung für aus der Tradition herrührende Straftaten wie insbesondere Ehrenmorde an Töchtern, die sich nicht nach den Vorstellungen der männlichen Familienmitglieder zu richten bereit sind, ist das Eine; vielleicht ist sie in ihren Auswirkungen aber nur eine »Schaufensterveranstaltung«. Das Andere, Entscheidendere, ist die sich daraus entwickelnde Realität:
Nachdem sich 2006 insgesamt 36 junge Frauen in dem 40.000 Einwohner zählenden Städtchen Batman in der Türkei, der Hochburg der islamistischen Hisbollah (einer kurdisch-türkischen Terrororganisation, die in einem unabhängigen Kurdistan einen Gottesstaat errichten will), umgebracht hatten, war die UNO-Sonderermittlerin zum Thema Gewalt gegen Frauen, Yakin Ertürk, der rätselhaften Selbstmordwelle im kurdischen Südosten der Türkei nachgegangen. Es bestand die Vermutung, dass es sich dabei möglicherweise um Ehrenmorde handelte. „Es sei möglich, so erklärte jetzt Ertürk auf einer Pressekonferenz in der Stadt Urfa, dass die erschreckende Zahl von Selbstmorden unter jungen Frauen das Ergebnis einer Gesetzesänderung ist. Im April vergangenen Jahres wurde bei der Reform des türkischen Strafgesetzbuches das Strafmaß für sogenannte Ehrenmorde erheblich angehoben. Damit sollte ein größerer Schutz von Frauen gewährleistet werden. Das paradoxe Ergebnis der Strafrechtsnovellierung könne sein, so Ertürk, dass Ehrenmorde nun als Selbstmorde getarnt würden, damit die Familie strafrechtlich nicht belangt werden kann.“ (Jürgen Gottschlich: „TÜRKEI - Ehrenmorde als Selbstmorde getarnt“ SPIEGEL ONLINE 06.06.06) Bereits drei Jahre zuvor, so der Bericht, hatte der Psychiatrieprofessor der nahe gelegenen Dicle-Universität, Aytekin Sir, in einer Studie hundert Selbstmorde junger Frauen in Batman untersucht. Das Fazit seiner Untersuchung war bereits damals: Bei den meisten Fällen handelte es sich eher um verdeckten Mord als Selbstmord. Die Mädchen wurden von ihren Familien so terrorisiert, dass sie sich letztlich selbst umbrachten. Die Untersuchung von Professor Sir zusammen mit immer lauter gewordenen Protesten von Frauenselbsthilfegruppen, insbesondere von Kamer, der größten Selbsthilfegruppe in Diyarbakir, führten damals in der Türkei zu einer intensiven Debatte über Ehrenmorde. Diese Debatte hatte letztlich zur Verschärfung der Strafen für diese Verbrechen geführt. Eine Untersuchungskommission des Parlaments legte Ergebnisse eigener Untersuchungen vor. Nach Ermittlungen der Parlamentskommission wurden innerhalb der letzten fünf Jahre 1091 Fälle versuchter oder vollendeter Ehrenmorde als extremster Ausdruck männliche Dominanz über Frauen registriert. Die Abgeordnete der oppositionellen sozialdemokratischen CHP, Gaye Erbatur, stellvertretende Vorsitzende der Kommission, sagte bei der Vorstellung des Untersuchungsberichts: "Wir waren geschockt über das Ausmaß an Gewalt, das manche Frauen in unserem Land erdulden müssen." Unter dem Vorwand, die Ehre der Familie zu schützen, würden Frauen eingesperrt, geschlagen, in extremen Fällen ihre Nase oder Ohren abgeschnitten oder sie würden zum Selbstmord gedrängt.

Die UNO-Sonderermittlerin Ertürk besuchte anschließend gemeinsam mit Vertretern des türkischen Parlamentsausschusses zur Untersuchung von Ehrenmorden Berlin, um dort ähnlichen Morden im Milieu türkisch-kurdischer Migrantenfamilien nachzugehen. Während einer Pressekonferenz sagte sie, man solle sich davor hüten, Ehrenmorde als religiöses Phänomen zu bezeichnen. Die Ursachen lägen vielmehr in patriarchalischen Strukturen und der weltweiten Ungleichbehandlung der Geschlechter (Jürgen Gottschlich: „TÜRKEI - Ehrenmorde als Selbstmorde getarnt“ SPIEGEL ONLINE 06.06.06).
Damit habe ich in diesem ersten Teil der vorgelegten Arbeit meine nach bestem Wissen und Gewissen gewonnene eigene Position in dieser für die Zukunft Europas bedeutenden politischen Sachfrage umfassend dargelegt. 
Um aber auch Ihnen, meinen sich um eine eigene argumentative Position mühenden Lesern, zu ermöglichen, sich mit den Argumenten der Beitrittsbefürworter und deren Gegnern auseinandersetzen zu können, um so teilweise Hintergründe kennenzulernen, so selber zumindest zu einem fundierten eigenen Urteil zu gelangen und sich eventuell sogar an der politischen Ausein​andersetzung aktiv beteiligen zu können, will ich Ihnen die jeweils wichtigsten vorgebrachten Argumente für jede Position zur Kenntnis bringen. Das geht aus urheberrechtlichen Gründen leider nicht immer in ganzer Länge »im Original«. Die Positionen werden dann referiert. Wichtige Passagen werden im Original mitgeteilt, damit ich mich nicht dem Vorwurf der manipulativen Wiedergabe ausgesetzt sehe. 

Zu den Beiträgen der Beitrittsgegner kann und werde ich mir meist jeden weiteren Kommentar ersparen: er ergibt sich ja aus meiner vorstehend dargelegten Position. Da bedarf es keines bestätigenden Schulterklopfens. 

Die Beiträge der Beitrittsbefürworter werde ich nach meinen eigenen individuellen Schwerpunktsetzungen kommentierend gewichten, um so die von mir gesehenen Schwachstellen in dem Beitrag des jeweils zitierten Beitrittbefürworters ausdrücklich herauszuarbeiten. 

II. TEIL
Umfangreichere Stellungnahmen für eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU 

Eine der beiden fundiertesten (Gegen-)Stellungnahmen für einen Beitritt der Türkei in die EU habe ich per Internet in dem nachfolgend wiedergegebenen Aufsatz des ehemaligen Leiters der Deutschen Morgenländischen Gesellschaft in Istanbul, Günter Seufert, aus der ZEIT 39/2002 gefunden. 
1 Günter Seufert, freier Publizist; ehemaliger Leiter des Instituts der Deutschen Morgenländischen Gesellschaft in Istanbul 

Keine Angst vor den Türken! (DIE ZEIT 39/2002)

http://hermes.zeit.de/pdf/archiv/2002/39/200239_tuerkei.pro.xml.pdf
Seuferts These: Die EU brauche Ankara mehr, als viele glauben. 

Konservative Meinungsführer in Europa würden zum Zwecke der Ausgrenzung der Türkei das alte Lied von der Exklusivität und Sublimität der europäischen Kultur neu anstimmen. Seufert verweist u.a. auf den Historiker Hans-Ulrich Wehler, der die bekannte Argumentationsfigur getreulich nachgemale und aufgereihe, was der Türkei so alles fehle zum Europaformat: die jüdisch-griechisch-römische Antike, das Christentum, die protestantische Reformation, die Renaissance, die Aufklärung und die Wissenschaftsrevolution. Das sollen die historischen Bausteine sein, aus denen das gemeinsame Haus Europa errichtet worden ist?
Robert Schuman und Konrad Adenauer sei es aber nicht um die Festschreibung von partikularen Traditionen und um die Formulierung von Werten gegangen, die keinem Land und keiner Region in die Wiege gelegt worden waren. Die wirklichen Werte Europas seien jene, zu denen auch Europa erst nach schrecklichen Fehlern gefunden habe, Werte, zu denen man sich nur bekennen könne.
Seufert wirft den Gegnern eines EU-Beitritts der Türkei vor, dass für sie das „kulturelle Gütesiegel“ Voraussetzung für den Beitritt sei. Überfremdungsängste würden dabei eine zentrale Rolle spielen. Beispielhaft wird auf Kurt Krenn, den Bischof von Sankt Pölten verwiesen, für den der Beitrittswunsch aus Ankara der "dritten türkischen Belagerung Wiens" gleich komme.  
Das Argument europäischer Kultur ist angesichts der vielen Kriege, die Europa erlebt hat, zweischneidig. Und in Deutschland haben während der Nazi-Zeit weder Christentum noch Aufklärung den Rückfall in die Barbarei verhindern können, sodass Deutschland zum Gegenteil all dessen geworden war, was Europa heute ausmacht.

Die europäische Geschichte sei keine unaufhaltsame Vervollkommnung des christlichen Abendlandes - und die Türkei habe sich gerade in ihren negativen Seiten, wie z.B. dem allseits beklagten Demokratiedefizit und ihrer Haltung der kurdischen Bevölkerungsminderheit gegenüber, sehr europäisch verhalten, weil sie am Auslaufmodell des europäischen Nationalstaats orientiert habe. 

Als ein Handikap gilt der politische Islam in der Türkei. Doch der türkische Islam eigne sich für Dämonisierungen denkbar schlecht. So war das Osmanische Reich der muslimische Staat mit dem stärksten Bevölkerungsanteil von Christen. Die christlichen Gemeinden auf dem Balkan und in Anatolien haben die 700 Jahre des Reiches überdauert, was für die religiöse Toleranz der Türkei spreche.

Außerdem müsse zur Kenntnis genommen werden, dass die Türken seit drei Generationen in einer laizistischen Staatsordnung leben. Es werde ein Popanz aufgebaut, wenn man die Türkei als nicht-christlich, nicht aufgeklärt, nicht gleichberechtigt (zu den Geschlechtern) und nicht fortschrittlich darstelle. 
Durch die Gerechtigkeits- und Entwicklungspartei (AKP) von Recep Tayyip Erdogan entstehe keine islamische Gefahr am Horizont, denn die AKP sei eine kulturell konservative und wirtschaftlich neoliberale Mittelstandsbewegung. Ihre Mitglieder suchten keinen Umsturz, sondern Integration ins System und gesellschaftlichen Aufstieg. Die laizistische Presse, einer der schärfsten Gegner Erdogans, habe ihre Kampagnen eingestellt, weil sie von Erdogan eine moderate und prowestliche Politik erwarte. 

Trotzdem würden sich Wehler und andere Beitrittsgegner an die von ihnen beschworene "islamische Gefahr" klammern. 
Der Wert der Türkei für die EU liege primär im Bereich der Außenpolitik. Die Stichworte sind Energiepolitik und Sicherheit. Mittelfristig wird die Türkei zur wichtigsten Verteilerstelle der Öl- und Gasvorräte einer Region, deren Reserven Kuwait den Rang ablaufen. Europa ist - stärker noch als die USA - einseitig von nahöstlichem Erdöl abhängig und habe daher ein vitales Interesse an sicheren Transportwegen. Und damit an der Türkei mit ihrer großen Armee.

Der Ausbau der Europäischen Sicherheits- und Verteidigungsinitiative sei nicht ohne die Türkei zu haben. Sie sei ein Schlüsselmitglied der Nato, das sich aus verständlichen Gründen jedem Alleingang der EU in dieser Region widersetze.

Wer die 67 Millionen Türken nur als Einwanderungsmasse und nicht als einen viel versprechenden Markt betrachtet, werde seine eindimensionale Sicht in 10 bis 15 Jahren gründlich revidieren müssen.

Kommentar:

„Ex oriente lux“? Aus dem Osten kommt für die Europäer das Licht, das Heil? Die menschliche Psyche »funktioniert« nicht ohne – zwangsläufig auf tradierten historischen Erfahrungen aufbauende – Identität! Und strategisch-langfristig angelegte Politik auch nicht. Das lässt Seifert jedoch unter den Tisch fallen.
Die von mir vertretende Position wird von Seufert als „konservativ“ umschrieben. Konservativ? Das scheint mir fraglich – und es ist das erste Mal, dass ich als ehemaliges – „Pater peccavi!“ - sozialliberales (damaliges) SPD-Mitglied, das anlässlich seines Ausscheidens aus dem Dienst als „Studienrat an Volks- und Realschulen in Hamburg im Dienste der Evangelisch-Lutherischen Kirche im Hamburgischen Staate“ zur Aufnahme meines juristischen Zweitstudiums in gewollter Anspielung von den Eltern eines Schülers zum Abschied das (bisher nicht gelesene) marxistisch-kommunistisch ausgerichtete Buch von Lukás: „Geschichte und Klassenbewußtsein“ zum Geschenk erhielt, weil ich als »rot« verschrien war, da ich 1970(!) mit meiner Klasse eine Klassenreise in die (Ex-)DDR unternehmen wollte, um als engagierter Politiklehrer an einer kirchlichen Schule den Schülern zu zeigen, dass hinter »der Mauer« ein weiterer Teil von Deutschland ist, ein Vorhaben, dem von meiner Schulleitung im Vertrauen auf meine Fähigkeiten als engagierter Politiklehrer zugestimmt worden war, das dann aber von der (Ex-)DDR abgelehnt wurde, weil es ihr zu progressiv war, dass jemand mit meinen politischen Ansichten als konservativ eingestuft wird. 

Ganz gewiss ist die von mir in der Frage einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU eingenommene Position aber wertkonservativ - was für die Stellungnahme eines über den Zeitraum einer Wahlperiode hinausblickenden Historikers nicht allzu verwunderlich sein dürfte. 

Aber gleichzeitig steht dahinter die fortschrittlichste Vision für Europa: die von den auszubauenden „Vereinigten Staaten von Europa“! Und diese Vision ist unter Aufnahme der identitätsfremden Türkei sicher nicht zu verwirklichen. Wer kein irgendwann »Vereinigtes Europa« als ernst zu nehmende politische Einheit in der Welt, als gleichwertiger Partner neben der Supermacht USA und dem erwachenden chinesischen Riesen will, der muss für eine Aufnahme der Türkei in die EU als Vollmitglied kämpfen: das scheint mir der sicherste und eleganteste Weg zu sein, diese meine Vision von Europa zu verhindern. Und das wäre im us-amerikanischen Interesse!

Ohne eine gemeinsame, dem Einzelnen möglichst auch bewusste Identität geht es nicht. Die menschliche Psyche ist - nach allem, was ich (rudimentär) von ihr weiß – eben so. Und dann muss man das auch in Rechnung stellen. Es sei an das altersweise Wort von Konrad Adenauer erinnert: 

„Nehmen Sie die Menschen, wie sie sind: Sie haben keine anderen.“

Eine andere ausführliche Stellungnahme wurde von der Abgeordneten der Grünen im Europa-Parlament Heide Rühle erarbeitet, die mir ihre Ausarbeitung als Antwort auf meinen Aufsatz zumailte. Frau Rühle ist übrigens die einzige der 99 deutschen Abgeordneten im Europa-Parlament und der 603 MdBs, die auf meinen Aufsatz mit der Zusendung ihrer Gegenposition reagierte; vermutlich deswegen, weil sie ihre Ausarbeitung parat hatte, aber immerhin: nicht nur überhaupt eine Reaktion, sondern sogar eine inhaltliche! Und dann war da noch das Büro einer SPD-Abgeordneten aus Aachen, das mir zurückschrieb: Wenn ich nicht zum Wahlkreis der Abgeordneten gehöre, was ich erst einmal kenntlich machen müsste, könne man sich aus Kapazitätsgründen nicht mit dem Aufsatz befassen. 

Von den anderen 701 angeschriebenen Volksvertretern rührte nicht einer einen Finger auf der Tastatur für eine auch nur den Empfang bestätigende Standardantwort, geschweige denn für eine inhaltliche Stellungnahme: „Ich bin zwar ein Volksvertreter, will aber nicht von sich engagierenden Bürgern belästigt werden; und lasst mich mit einem so wichtigen Problem in Frieden!“ 

2 Heide Rühle MdEP (publiziert vor dem Europawahlkampf 2004)

Frau Rühle schickte mir ihre Stellungnahme als Erwiderung auf meine ihr mitgeteilte Position zu. Sie führt darin als Gegenposition aus:
Gehört die Türkei nach Europa? 
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2.1 Zur Einführung 

Die Europäische Union wird sich in den nächsten Jahren enorm verändern und vergrößern: im Mai 2004 erweitert sich die EU um 10 Staaten auf insgesamt 25 Mitgliedstaaten, drei Jahre später werden voraussichtlich Rumänien und Bulgarien der EU beitreten; und am 17.12.04 wird der Europäische Rat, das heißt die Regierungschefs der Mitgliedstaaten der EU, auf einem Gipfel über einen Termin für die Beitrittsverhandlungen mit der Türkei entscheiden. Noch nicht entschieden wurde über die Fahrpläne für den westlichen Balkan. Es gibt allerdings eine grundsätzliche Zusage, wenn die politischen und wirtschaftlichen Verhältnisse es erlauben, auch hier mit Beitrittsverhandlungen zu beginnen. Angesichts der schwierigen wirtschaftlichen Situation in den meisten EU-Staaten fühlen sich viele Bürgerinnen und Bürger von dieser rasanten Entwicklung überfordert. Ängste vor zusätzlichen Belastungen und mangelnde Informationen verunsichern sie. Wichtig sind deshalb konkrete Informationen und eine sachliche Auseinandersetzung. 

Leider scheint nun aber die CDU/CSU entschlossen, die Frage eines Beitrittes der Türkei zur EU zum Thema des nächsten Europawahlkampfes zu machen. Das erschwert eine sachliche Auseinandersetzung und entbehrt zudem der Logik, denn - erstens hat das Europaparlament in der Frage der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen keine Mitwirkungsrechte. Es entscheidet allein der Rat, das sind die Regierungschefs der europäischen Mitgliedstaaten, auf Grundlage einer Empfehlung der Kommission, über die er sich aber hinwegsetzen kann. Und es wird auch - zweitens im Dezember 2004 keine Entscheidung für oder gegen den EU-Beitritt der Türkei durch die Regierungschefs gefällt. Es geht am 17.12.04 um die Frage, ob die Türkei für reif für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen erachtet wird. Bis zu einer vollen Mitgliedschaft der Türkei würden dann noch viele Jahre vergehen und die Entscheidung über einen Beitritt wird erst nach Abschluss der Beitrittsverhandlungen von den Abgeordneten des Europaparlamentes, den Parlamenten der einzelnen EU-Mitgliedstaaten und dem türkischen Parlament getroffen. 

Die Beziehungen zwischen der Türkei und der EU entwickelten sich nicht in einem luftleeren Raum, sondern in einem vertraglich vereinbarten Rahmen. 1959 hatte die Türkei den ersten Mitgliedsantrag auf Mitgliedschaft in dem reinen Wirtschaftsverbund EG, der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl, und der EWG, dessen gemeinsamen Agrar- und Industriemarkt, gestellt, der abschlägig beschieden worden war. Es war dann nicht zuletzt Adenauer, der der Türkei 1963 den Weg zum Assoziierungsabkommen mit dem ausdrücklichen Ziel eines Beitrittes zur (damals) ausschließlich auf rein wirtschaftliche Zusammenarbeit angelegten supranationalen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) eröffnete; an einen politischen Zusammenschluss Europas dachten da nur einige wenige Visionäre, in der politischen Diskussion war sie jedoch nicht. 1987 beantragte die Türkei ihre Vollmitgliedschaft in der EG. Dieses Gesuch wurde im Dezember 1989 von der EG-Kommission zurückgewiesen: leider aus politischer Feigheit mit der »falschen« Begründung, die wirtschaftliche und politische Lage sei zu instabil (Staatsstreiche des türkischen Militärs 1960, 1971 und 1980). Zu dem Zeitpunkt wäre ein klares Wort angebracht gewesen, dass die Türkei als asiatisches Land nicht in einen europäischen Staatenbund aufgenommen werden könne, da das den Rahmen Europas sprenge. Erst im Februar 1992 unterzeichneten die Außen- und Finanzminister der EG-Staaten die Maastrichter Verträge zur Gründung der EU, die im November 1993 in Kraft traten. Die Türkei behauptet aber wahrheitswidrig, dass ihr seit über 40 Jahren eine Perspektive zum Beitritt in die - erst viel später gegründete - politischen Gemeinschaft der EU eröffnet worden sei, indem sie ihren Wunsch nach Angliederung an das Wirtschaftsbündnis EG umdeutet in eine Zusage des Beitritts zur politischen Vereinigung Europas, die erst rund 30 Jahre später stattgefunden hat! Im Januar 1996 tritt die Zollunion zwischen der EU und der Türkei in Kraft – mit der Auswirkung, dass die Türkei später vorbringt, mit Abschluss dieses Vertrages habe sie eine privilegierte Partnerschaft erreicht: darum könne es nunmehr nur noch um eine Vollmitgliedschaft ihres Staates in der EU gehen. Am 14.12.1997 erklärte dann der damalige Bundeskanzler Kohl (CDU) vor der Bundespressekonferenz in Bonn zur Frage eines Türkeibeitrittes: „Ich habe in der Debatte auf zweierlei hingewiesen, nämlich erstens darauf, dass wir, die Bundesrepublik Deutschland, sehr damit einverstanden sind, dass die Türkei in der Perspektive der Zukunft die Chance hat, der Europäischen Union beizutreten.“ (Vielleicht wurde sein Blick für die Gesamtproblematik auch durch persönliche Erfahrungen beeinflusst, denn einer seiner Söhne lebte da schon lange in u.a. den USA und London mit seiner international ausgebildeten und international tätigen türkischen »Schwiegertochter in spe« zusammen.) Bereits im September des gleichen Jahres hatte Kohl anlässlich des Besuches des türkischen Ministerpräsidenten Yilmaz erklärt, er unterstütze „das Ziel einer späteren Mitgliedschaft der Türkei in der Europäischen Union“ (CDU-Presseerklärung vom 30.09.1997). Solange die Türkei als „Bollwerk“ gegenüber dem Warschauer Pakt gebraucht wurde, war die EU-Perspektive für Ankara in der CDU/CSU also gar nicht umstritten. Erst mit dem Zusammenbruch des Warschauer Paktes und der Perspektive einer Mitgliedschaft der mittel- und osteuropäischen Staaten verlor die Türkei für diese konservativen Politiker an Attraktivität. Es ist die ständige Krux: Politiker denken in Wahlperioden, Staatsmänner in längeren zeitlichen Dimensionen; leider gibt es unter Politikern so selten Staatsmänner, die ein politisches Problem grundsätzlich durchdenken! Nun haben die Politiker dafür beratende Experten an wissenschaftlichen Instituten, aber aus kurzfristigen politischen Erwägungen hören sie leider oft nicht auf den Expertenrat, wenn er ihnen nicht in ihr Konzept des politischen Durchwurstelns passt.
Man kann natürlich von einem völkerrechtlich geschlossenen Vertrag wie einem Assoziierungsvertrag wieder abrücken. Dann sollte man das aber auch so klar benennen und nicht das Thema innenpolitisch instrumentalisieren. Und man sollte sich dann auch darüber im Klaren sein, welche Folgewirkungen ein Vertragsbruch mit sich bringen kann. 

Die CDU/CSU betont nun, man solle mit der Türkei einen speziellen Kooperationsvertrag abschließen – als Alternative zum Beitritt. Diesen speziellen Vertrag gibt es, wie vorstehend schon dargestellt, aber schon längst: 1996 war zwischen der EU und der Türkei eine Zollunion vereinbart worden. 

Kurze Geschichte der Beziehungen EU - Türkei 

29. Oktober 1923: Gründung der türkischen Republik. Europa wird zum politischen Modell für die Türkei. 

1934: Das Frauenwahlrecht wird in der Türkei eingeführt. 

8. August 1949: Die Türkei wird eines der ersten Mitglieder im Europarat. 

September 1951: Die Türkei erklärt – zusammen mit Griechenland – den ab 1952 wirksamen Beitritt zur NATO.
20. September 1959: Zwei Jahre nach Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) reicht die Türkei den Antrag auf assoziierte Mitgliedschaft ein. 

12. September 1963: Zwischen der Türkei und der EWG wird ein Assoziierungsabkommen unterzeichnet. In diesem völkerrechtlich bindenden Vertrag wird der Türkei „die Möglichkeit des Beitritts“ (Artikel 28), sowie (in Paragraf 4 der Präambel) zugesichert, dass die Hilfe der EWG „später den Beitritt der Türkei zur Gemeinschaft erleichtern soll“. Es sei aber betont: des Beitritts zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft; die Perspektive auf einen politischen Zusammenschluss europäischer Länder zu einem supranationalen politischen Gebilde bestand noch nicht einmal für die europäischen Länder! Daher lässt sich aus dieser mit dem Assoziierungsabkommen eröffneten Beitrittsmöglichkeit zur Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft kein Anspruch auf Teilhabe an der erst später gegründeten politischen Vereinigung europäischer Staaten zur EU begründen, die erst durch die Maastrichter Verträge von 1992 mit Geltung ab 1993 geschaffen wurde! 

Federführend an der Erarbeitung dieses Vertrages waren beteiligt der damalige westdeutsche Kanzler Adenauer (CDU) und der damalige EU-Kommissionspräsident Walter Hallstein (CDU). Hallstein erklärte anlässlich der Unterzeichnung: „Wir sind heute Zeuge eines Ereignisses von großer politischer Bedeutung. Die Türkei gehört zu Europa. Das ist der tiefste Sinn dieses Vorgangs: Er ist, in denkbar zeitgemäßer Form, die Bestätigung einer Wahrheit, die mehr ist als ein abgekürzter Ausdruck einer geografischen Aussage oder einer geschichtlichen Feststellung, die für einige Jahrhunderte Gültigkeit hat. Die Türkei gehört zu Europa.“ (zitiert aus: Die Grenzen der Erweiterung, von Dr. Dietrich von Kyaw, Botschafter a. D., Berlin; 1993 bis 1999 deutscher Ständiger Vertreter bei der EU) 

13. November 1970: Das Zusatzprotokoll zum Assoziierungsabkommen erörtert detailliert die Schritte zu einer Zollunion. 

12. September 1980: Der Militärputsch in der Türkei führt zur Verschlechterung der Beziehungen zur EWG. 

14. April 1987: Die Türkei stellt den Antrag auf Vollmitgliedschaft in der EWG.
18. Dezember 1989: Die Europäische Kommission lehnt den Beitritt der Türkei zu diesem Zeitpunkt aus wirtschaftlichen und politischen Gründen ab. Vor Aufnahme von Beitrittsverhandlungen müssten erst die Möglichkeiten der Assoziierung ausgeschöpft und eine Zollunion verwirklicht werden. Sie bestätigt aber gleichzeitig der Türkei – auf ständigen us-amerikanischen Druck hin -, dass sie die „Fähigkeit“ besitze, Mitglied in der EWG zu werden; das war der aus politischer Rücksichtnahme gegenüber den politischen Vorstellungen der NATO-Führungsmacht USA und dem NATO-Mitglied an der Südost-Flanke der NATO geborene Fehler! 

1. Januar 1996: Das Inkrafttreten der Zollunion (beantragt mit der EWG) interpretiert die Türkei als einen weiteren Schritt auf dem Weg zu einer Vollmitgliedschaft in der Europäischen Union EU. 

27. April 1997: Auf dem Treffen des Assoziationsrates bestätigt die EU – immer auf Grund starker politischer Einflussnahme der USA -, dass die Türkei eine europäische Perspektive habe und daher grundsätzlich nicht von einer späteren Mitgliedschaft ausgeschlossen werden könne. Das war in dieser Angelegenheit der zweite politische Fehler. 

10./11. Dez. 1999: Auf dem EU-Gipfel in Helsinki erklärt die EU die Türkei offiziell zum Beitrittskandidaten. 

2 . August 2002: Die Türkei schafft im Rahmen eines umfangreichen EU-Reformpakets offiziell die Todesstrafe ab, beschließt die Ausweitung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit und die Möglichkeit der Ausstrahlung von Fernseh- und Rundfunkprogrammen auch in den Muttersprachen der Minderheiten. 

3. November 2002: Bei den türkischen Parlamentswahlen erringt die konservative AKP fast eine Zwei-Drittel-Mehrheit. Wahlsieger Erdogan verspricht noch am Wahlabend, den Beitritt der Türkei in die EU zu beschleu​ni​gen. 

12. Dezember 2002: Der Gipfel von Kopenhagen beschließt, ein positives Signal für den Beitritt der Türkei zu setzen. 

31. Juli 2003: Als Krönung einer ganzen Reihe von Reformen im Hinblick auf den EU-Beitritt beschließt das türkische Parlament den politischen Einfluss des Militärs (in Form des „nationalen Sicherheitsrates“) einzudämmen. 

6. Oktober 2004: Die EU-Kommission empfiehlt die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei.  

16. Dezember 2004: Die EU-Staats- und Regierungschefs beschließen, dass am 3. Oktober 2005 Beitritts​verhandlungen mit der Türkei beginnen sollen. Zuvor müsse die Türkei aber die Zollunion auf die zehn neuen Mitgliedstaaten, darunter Zypern, ausweiten.   

29. Juni 2005: Die EU-Kommission schlägt einen Verhandlungsrahmen vor, der 35 Verhandlungskapitel umfassen wird.
29. Juli 2005: Die Türkei unterzeichnet das Ankara-Protokoll und weitet damit die Zollunion auf die zehn neuen EU-Staaten aus, stellt dabei aber gleichzeitig in einer angehängten einseitigen Erklärung klar, dass dieses Wirtschafts​abkommen nicht als indirekte Anerkennung des EU-Mitgliedslandes Zypern verstanden werden dürfe: Bezüglich Zyperns beharre die Türkei weiterhin auf Nichtanerkennung des EU-Mitgliedsstaates!!!
28. September 2005: Das Europäische Parlament spricht sich für die Aufnahme der Verhandlungen am 3. Oktober aus und drängt auf eine Anerkennung Zyperns. Die Türkei bleibt aber stur.
3. Oktober 2005: Die Beitrittsverhandlungen, die 35 Verhandlungskapitel umfassen und bei dem Experten der EU-Kommission und der türkischen Regierung den “Acquis Communautaire” durcharbeiten, d.h., den Rechtsstand innerhalb der EU darstellen und ihn mit dem momentanen türkischen Rechtsstand abgleichen, um so festzustellen, wo legislativer Angleichungsbedarf besteht, damit die Türkei europäische Standards erreiche, werden aufgenommen, ohne dass als „conditio sine qua non“ (= Bedingung, ohne deren Einhaltung nichts möglich ist) die Türkei die Republik Zypern anerkannt hätte! Die EU-Kommission unterlässt es aus politischer Feigheit, auf Grund der Weigerung der Türkei, Zypern anzuerkennen, die Beitrittsverhandlungen vor ihrer Eröffnung als so nicht möglich und damit für gescheitert zu erklären. Erdogan setzt sich mit seiner hochexplosiven Mischung aus Stolz und Beleidigtsein durch.
2.2 Wer kann Mitglied der Europäischen Union werden? 

Artikel 49 des EU-Vertrages (Artikel O Abs. 1 des Vertrages über die Europäische Union) nennt als einziges Kriterium für einen Beitritt zur Union, dass es sich um ein "europäisches" Land handeln muss, das die Grundsätze der EU achtet: "~Jeder europäische Staat, der die in Artikel 6 Absatz 1 genannten Grundsätze achtet, kann beantragen, Mitglied der Union zu werden. Er richtet seinen Antrag an den Rat; dieser beschließt einstimmig nach Anhörung der Kommission und nach Zustimmung des Europäischen Parlaments, das mit der absoluten Mehrheit seiner Mitglieder beschließt.“ Diese Grundsätze sind: "~(1) Die Union beruht auf den Grundsätzen der Freiheit, der Demokratie, der Achtung der Menschenrechte und Grundfreiheiten sowie der Rechtsstaatlichkeit; diese Grundsätze sind allen Mitgliedstaaten gemeinsam.“ 

2.3 Ist die Türkei ein europäisches Land? 

Es ist richtig, dass die Türkei nach der heute allgemein akzeptierten geografischen Definition territorial nur zu einem äußerst kleinen Gebietsteil von 3 % in Europa liegt. Doch interessanterweise stellte bisher niemand diese Frage bezüglich Zyperns, das geografisch eindeutig östlicher als der größte Teil der Türkei liegt. Bei einer rein geografischen Betrachtung wären auch andere Abgrenzungen des Raumes Europa denkbar. Europa ist kein geografisch fest begründetes Gebilde wie Afrika, Amerika oder Australien: das Römische Reich umfasste das Mittelmeer, nicht jedoch Skandinavien und Osteuropa; auch die Renaissance hat Nord- und Osteuropa nicht so stark geprägt wie den Westen. Dennoch spricht niemand diesen Ländern die Zugehörigkeit zu Europa ab. Das „christliche Abendland“ umfasste nie Byzanz und doch gehört für uns Griechenland selbstverständlich zu Europa. Der byzantinisch geprägte Raum kannte weder die konstitutive Trennung von Kirche und Staat, noch die daraus abgeleiteten Perioden der Renaissance und Aufklärung. Und doch sprechen auch Heinrich August Winkler und Hans-Ulrich Wehler Slowenien, Bulgarien, Kroatien oder Rumänien nicht grundsätzlich die Eignung für die EU ab, „weil sie sich der politischen Kultur des Westens geöffnet und diese sich anzueignen begonnen haben“ (der Historiker Winkler in der „Zeit“ vom 07.11.02 und in einem SPIEGEL-Interview 51/2004). Damit wird eingeräumt, dass die Entwicklung einer „europäischen Identität“ ein gesellschaftlicher Prozess ist, der nicht durch historisch-kulturelle Voraussetzungen ausgeschlossen werden kann. Die bisherigen Erweiterungsrunden der EU beruhten nicht auf geografischen Grenzen, sondern auf politischen Erwägungen. Der Begriff „europäischer Staat“ in Artikel 49 EUV, der den Beitritt regelt, wird nach vorherrschender Auffassung nicht allein durch geografische Kriterien definiert. Die Beurteilung, ob ein Beitrittskandidat dem Kriterium des „europäischen Staates“ gerecht wird, liegt letztlich in der politischen Entscheidung der Mitgliedstaaten der EU. Und da die Mitgliedstaaten praktisch schon kurz nach Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft der Türkei im Assoziierungsabkommen von 1963 die Möglichkeit eines späteren Beitrittes vertraglich zugesichert haben, ist der Streit um die geografische Lage der Türkei längst entschieden. Diese Zuordnung wurde auch, wie obige Zeittafel zeigt, in den Folgejahren mehrfach bestätigt. 

2.4 Wo liegen die Grenzen der EU? 

Was ist mit Russland, Israel und Marokko, Algerien und Tunesien, die alle mehr oder minder offen ihr Interesse an einer EU-Mitgliedschaft bekund(et)en? Außengrenzen mit Syrien, dem Iran und dem Irak? 

Die Aufnahme in die Europäische Union ist eine politische Entscheidung der EU-Mitgliedstaaten, es gibt weder ein Recht noch eine Pflicht zur Aufnahme von Staaten und schon gar keinen Automatismus, der aus einem Beitritt der Türkei abgeleitet werden könnte: wenn die politische Entscheidung der Mitgliedstaaten das entscheidende Kriterium ist, behalten diese auch in jedem einzelnen Fall die Entscheidungshoheit. Der Antrag Marokkos auf Aufnahme in die EU wurde beispielsweise vor einigen Jahren von der EU mit der Begründung zurückgewiesen, Marokko sei kein „europäisches Land“. Die EU hat seit dem Europäischen Rat in Kopenhagen 1993 zwar generelle Beitrittskriterien vorzuweisen (s.u.), jedoch keine Erweiterungskriterien. Es gibt noch immer keine Strategie der EU-Mitgliedstaaten bezüglich der endgültigen Grenzen der EU - zu groß sind die unterschiedlichen Interessen bezüglich der Aufnahme weiterer Staaten. Während Deutschland, Österreich und die skandinavischen Staaten den Schwerpunkt auf die Osterweiterung legten und legen, befürchten die Mittelmeerstaaten eine Schwerpunktverlagerung nach Norden und Osten und einen Machtzuwachs vor allem für Deutschland. Für sie ist eine mögliche Süderweiterung als Ausgleich von großer Bedeutung. Um einer Legendenbildung von türkischer Seite entgegenzutreten, muss betont werden, dass es keine europäische Gesamtstrategie gegenüber der Türkei gab und gibt. Die EU ist ein dynamisches Kräftefeld, in dem, unter Befolgung gewisser Regeln, Staaten versuchen, ihre Interessen durchzusetzen. Es ist richtig, dass die Frage der Grenzen der EU die Bürgerinnen und Bürger mehr beunruhigt als die Diplomaten der EU, die zu häufig Versprechungen machen, um gewisse politische und wirtschaftliche Entwicklungen zu befördern. Wenn aber keine wirklichen Alternativen zum EU-Beitritt entwickelt und propagiert werden, wird in den Augen vieler Bürger die Legitimität Europas untergraben. Dieser Konflikt sollte jedoch nicht auf dem Rücken der Türkei ausgetragen werden, deren Beitrittsperspektive seit 1963 mehrfach vertraglich zugesichert wurde. Es ist politisch kurzsichtig anzunehmen, die EU werde von der instabilen Lage im Nahen Osten oder dem Kaukasus mehr tangiert, wenn sie die Türkei aufnimmt und sich dadurch bis an die Grenzen dieser Regionen ausdehnt. Gerade beweist uns die Irak-Krise das Gegenteil! In einer globalisierten Welt ist Europa von allen Entwicklungen in allen Regionen dieser Welt, ob nah oder weit entfernt, unmittelbar betroffen. Es stellt sich eher die Frage, ob nicht ein EU-Beitritt der Türkei zur Eindämmung eines Großteils dieser Konflikte beitragen und somit die Stabilität dieser Regionen erhöhen könnte. Schon heute wurden im Rahmen des Beitrittsprozesses die türkischen Konflikte mit Griechenland, Bulgarien und Rumänien entschärft und es gibt (äußerst) geringe neue Ansätze für den Zypernkonflikt. Eine in die EU eingebundene Türkei könnte zu einer Stabilisierung der Lage im Kaukasus mehr beitragen als eine aus Sicht der regionalen Kleinstaaten weitgehend selbstständig agierende Regionalmacht Türkei. Heute verfolgt die Türkei in diesen Regionen eine vom nationalen Interesse angetriebene Außenpolitik mit einer Tendenz zur Ethnisierung politischer Konstellationen: immer wenn in einem anderen Staat turkstämmige Teile der Bevölkerung unter Druck stehen, sieht sich die Türkei zum Eingreifen veranlasst. Diese Politik könnte natürlich im Rahmen der GASP (Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik der EU) nicht fortgesetzt werden. Das gilt auch für den großen Einfluss der türkischen Militärführung in außenpolitischen Fragen. Mit der Begrenzung der Rolle des Militärs durch die Reformen vom Juli 2003 ist die Türkei auf dem richtigen Weg – die effektive Umsetzung dieser Reformen muss allerdings noch vor der EU-Entscheidung im Dezember 2004 abgesichert werden. Sie ist Grundbedingung der Beitrittsverhandlungen.

2.5 Lässt sich der Islam in die EU integrieren? 

Im 21. Jahrhundert stehen wir vor der Herausforderung, die Konfrontation zwischen dem Islam und dem Westen zu überwinden. Europa kann hierzu einen wichtigen Beitrag leisten. Die Mitgliedschaft der Türkei würde deutlich zeigen, dass die EU keinen Kampf der Kulturen will, das europäische Modell von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie ist auch eine Perspektive für manche Länder mit muslimischer Bevölkerung. Auch der immer wieder vorgebrachte Vorbehalt, die türkische Gesellschaft sei eine Männer-Gesellschaft, spiegelt nur einen Ausschnitt der türkischen Realität wider. Es ist richtig, dass ländliche Regionen noch heute durch eine starke Diskriminierung der Frau geprägt sind. Zwangsverheiratung minderjähriger Mädchen oder Morde aus Ehre gehören trotz aller Reformen noch heute zu einem Teil der Lebensrealität in den östlichen Provinzen. Andererseits hat die Türkei früher als manche europäischen Länder das Wahlrecht für Frauen gesetzlich verankert. In der Türkei sind 47 % der Schüler, 48 % der Gymnasiasten, 41 % der Studenten, 24 % der Rechtsanwälte, 18 % der Richter, 35 % der Ärzte, 42 % der Apotheker und 51 % der Architekten weiblich. Die Rektorin der Technischen Universität Istanbul, die Präsidentin des türkischen Amtes für Gerichtsmedizin, die Botschafterin der Türkei beim Vatikan sind Frauen. Das ist der eine Teil der Lebensrealität in der Türkei, der nicht verschwiegen werden sollte. 

Daneben gibt es den anderen Teil. Frauendiskriminierung in der Türkei? Ja, die gibt es verbreitet. Bei dieser Diskussion wird aber häufig vergessen, dass bereits heute der Islam nach dem Christentum die zweitgrößte Religionsgemeinschaft in der EU ist; man geht davon aus, dass schätzungsweise 15 Millionen Muslime in den Mitgliedstaaten der EU leben. Europa wurde geprägt durch eine Vielfalt an religiösen und nicht-religiösen Einflüssen. Schon das macht die Aus- und Abgrenzung gegenüber einer Religion schwierig, wenn nicht gar unmöglich. Die heftige Debatte um den Gottesbezug im neuen Verfassungsentwurf der EU hat nochmals deutlich gemacht, dass sich die EU zwar als Werte-, nicht jedoch als Religionsgemeinschaft definiert, mit der im politischen Wertekanon Europas fest verankerten Trennung von Staat und Religion und der nicht minder wichtigen Freiheit der Religionsausübung. Der Türkei kann die Andersartigkeit heute nicht mehr direkt über die religiöse Differenz bescheinigt werden, da sie sich seit Gründung der Republik (1923) nicht mehr über den religiösen Faktor definiert. 
Wenn der Islam nicht aggressiv, sondern still als Privatsache gelebt wird, dann dürfte sich kein gebildeter Europäer an ihm stören!

Aber leider ist das häufig nicht der Fall: „Hassprediger“ wiegeln ihre Anhänger auf! Und das hat dann Auswirkungen, die eine zu große Kulturferne deutlich machen und damit ein Zusammenleben so erschweren, dass man besser hätte darauf verzichten und es nicht durch weiteren Zuzug noch weiter verschärfen sollte.
2.6 Gibt es Kriterien für einen Beitritt? 

Die Kopenhagener Kriterien 

Es gibt klare Kriterien für einen Beitritt zur EU. Der Gipfel von Kopenhagen beschloss 1993 die so genanten Kopenhagener Kriterien nach denen Beitrittsstaaten bewertet werden (Europäischer Rat in Kopenhagen am 21./22. Juni 1993, Schlussfolgerungen des Vorsitzes, Punkt 7/A/iii). Sie bestehen aus drei Teilen: den politischen, wirtschaftlichen und administrativen Kriterien. 

Konkrete Beitrittsverhandlungen werden erst aufgenommen, wenn die politischen Kriterien erfüllt sind. Die wirtschaftlichen und administrativen Kriterien müssen hingegen erst im Rahmen der Beitrittsverhandlungen erfüllt werden. Dafür gibt es so genannte technische und finanzielle Hilfen der EU, beispielsweise die Programme SAPARD (für die Anpassung der landwirtschaftlichen Strukturen), ISPA (Vorbereitung auf die Strukturpolitik) und PHARE (Hilfen vor allem für die Verwaltung). Außerdem hilft die EU bei Städtepartnerschafts-Projekten, in deren Rahmen Experten aus den Mitgliedstaaten vor Ort mit Experten aus den Beitrittsländern zusammenarbeiten. Die Kriterien im Einzelnen: 

1. Die politische Kriterien von Kopenhagen: Realisierung der institutionellen Stabilität als Garantie für die demokratische und rechtsstaatliche Ordnung, für die Wahrung der Menschenrechte sowie für den Schutz von Minderheiten. Erst wenn diese Bedingungen erfüllt sind, beginnen die eigentlichen Beitrittsverhandlungen. 

2. Die wirtschaftlichen Kriterien: Eine funktionsfähige Marktwirtschaft sowie die Fähigkeit, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften innerhalb der Union standzuhalten, funktionsfähige Verwaltungen und ein konsequenter Kampf gegen die Korruption. 

3. Die administrativen Kriterien: Die Übernahme der aus einer Mitgliedschaft resultierenden Verpflichtungen und Ziele der politischen Union und Währungsunion. Das bedeutet Übernahme des gesamten Rechtsbestandes der Union, des so genannten „acquis communautaire“ in die nationale Gesetzgebung. Zurzeit sind dies ungefähr 80.000 Seiten an Verordnungen und Richtlinien. Allein aus diesem Grund sollte man von einem Beitrittsprozess ausgehen, der mindestens 10 Jahre dauert. Im Laufe dieser Zeit wird sich die Türkei noch grundlegender wandeln als dies derzeit im Rahmen des Reformprozesses für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen geschieht. Sie bekommt dann allerdings auch Hilfen von der EU. Der Prozess wird in umfangreichen jährlichen Berichten festgehalten, den so genannten Fortschrittsberichten, die von der EU-Kommission erstellt, und vom Europaparlament ergänzt bzw. kommentiert werden. 

2.7 Erfüllt die Türkei bereits die Kopenhagener Kriterien? 

Wann kommt der Beitritt? Der jüngste Fortschrittsbericht der EU-Kommission von Anfang November 2003 stellt zur Türkei fest: „Im Laufe des letzten Jahres wurden vier große politische Reformpakete angenommen, mit denen in verschiedenen Bereichen der Rechtsvorschriften Änderungen eingeführt wurden. Einige dieser Reformen sind politisch von großer Bedeutung, da sie sich auf im türkischen Kontext heikle Fragen, wie Meinungsfreiheit, Demonstrationsfreiheit, kulturelle Rechte und die zivile Kontrolle über das Militär erstrecken… Das am 3. November 2002 neu gewählte Parlament hat diese „Reformpakete“ mit überwältigender Mehrheit verabschiedet. Im Laufe dieses Prozesses hat die türkische Bevölkerung auf breiter Front zum Ausdruck gebracht, dass sie die Veränderungen zur Annäherung der Türkei an die Werte und Standards der Europäischen Union uneingeschränkt unterstützt… Des Weiteren hat die Regierung eine „Null-Toleranz-Politik“ gegenüber Folter ausgerufen“ (s. Seite 16/17 des Fortschrittsberichts 2003, abrufbar unter http://www.europa.eu.int/comm/enlargement/report_2003/index.htm). Doch kommt auch die Kommission nicht umhin festzustellen: „Allerdings zeitigten die Reformen trotz einiger positiver Entwicklungen vor Ort praktisch nur begrenzte Auswirkungen. Die Umsetzung erfolgt eher langsam und uneinheitlich“ (Fortschrittsbericht S. 17). Auch wenn die Türkei ein hohes Reformtempo angeschlagen hat und sich im Augenblick fast revolutionäre Veränderungen in der Türkei vollziehen, kann man noch nicht davon ausgehen, dass die politischen Kriterien von Kopenhagen bereits erfüllt sind ... Es gibt in der Praxis noch zahlreiche Verstöße wie Folter, Benachteiligung von ethnischen (Kurden) oder religiösen Minderheiten (Christen). Immer wieder wird Meinungsvielfalt und Freiheit der Diskussion unterdrückt, das zeigt sich besonders in der Aufarbeitung der Geschichte in der Türkei, im Verhältnis zu Armenien und zur armenischen Minderheit in der Türkei. Es geht nicht darum, wie es eine Mehrheit im Europäischen Parlament gefordert hat, dass die Türkei den Völkermord an den Armeniern anerkennen muss, um der Europäischen Union beitreten zu können. Das wäre ein Messen mit zweierlei Maß - verglichen mit der mangelhaften Geschichtsaufarbeitung vieler Mitgliedstaaten. Es ist aber leider eine Tatsache, dass die Türkei eine offene Auseinandersetzung mit diesem düsteren Kapitel ihrer Geschichte bisher immer wieder unterdrückt hat (vgl. Ministerialerlass des türkischen Bildungsministeriums vom 21. April 2003). Tatsache ist, und das bestätigen alle Minderheiten in der Türkei, dass die großen Fortschritte, die die Türkei in den letzten zwei Jahren gemacht hat, ohne die Beitrittsperspektive nicht denkbar gewesen wären. Ohne Rückendeckung durch die EU hätten die türkische Regierung und das Parlament nicht die Macht der Militärs begrenzen können. Es kann jedoch keinen politischen Bonus für die Türkei geben. Die EU-Kommission erkennt ausdrücklich die Fortschritte der Türkei an, weist aber gleichzeitig darauf hin, dass es nicht allein um Fortschritte gehen kann, sondern um die Erfüllung der Kriterien. Angesichts der Erfahrung, dass Verfassungs- und Gesetzesreformen in der Türkei immer wieder im Nachhinein in der Verwaltungspraxis verwässert wurden, betont die Kommission darüber hinaus, dass die Reformen auch im alltäglichen Leben ankommen, d.h. in die Praxis umgesetzt werden müssen. Die Türkei muss sich laut Kommission vor allem folgenden Punkten widmen: „der Stärkung der Unabhängigkeit und Funktionsweise der Justiz, dem allgemeinen Rahmen für den Genuss der Grundfreiheiten (Vereinigungs-, Meinungs- und Religionsfreiheit), der weiteren Angleichung der Beziehungen zwischen Zivilsphäre und Militär an die europäische Praxis, der Lage im Südosten und den kulturellen Rechten... Um zu gewährleisten, dass die türkischen Bürger Menschenrechte und Grundfreiheiten nach europäischen Standards genießen können, sollte die Türkei die vollständige und wirksame Umsetzung der Reformen gewährleisten“ (siehe Seite 150 des Fortschrittsberichts 2003). In ihrem Fortschrittsbericht stellt die Kommission auch eine Verbindung zwischen Beitrittsperspektive und der Lösung der Zypernfrage her. Diese Frage gehört formal nicht zu den in Helsinki und Kopenhagen festgelegten Kriterien für die Eröffnung von Verhandlungen. Kommissar Verheugen unterstrich im November deshalb auch in seiner Rede zur Vorlage des Fortschrittsberichtes im Europäischen Parlament, dass es sich hierbei nicht um eine „Bedingung“ handle (warum eigentlich nicht?!?). Er betonte jedoch zugleich, dass es für die Bemühungen der Türkei ein „ernstes Hindernis“ sei, dass bisher keine politische Lösung für die Zypernfrage zu erkennen sei. Dies sei eine eindeutige politische Botschaft, die die Türkei zum Anlass nehmen solle, Maßnahmen zu ergreifen. Der Rat hat bei seinen Beschlüssen in Helsinki (Dezember 1999) und Kopenhagen (Dezember 2002) zum offiziellen Status der Türkei als Beitrittskandidat eine direkte Verbindung zur Zypernfrage abgelehnt. Und darauf pocht die Türkei seitdem. 

Auch die Kopenhagener Kriterien von 1993 enthalten keine Passage über die Beilegung von Grenzstreitigkeiten. Allerdings ist für die Aufnahme eines Kandidaten in die EU eine Voraussetzung die friedliche Beilegung aller Grenzstreitigkeiten mit Mitgliedstaaten. Und da Zypern im Mai 2004 Mitglied der Europäischen Union wurde, liegt es im eigenen Interesse der Türkei alles zu tun, um dieses Probleme zu lösen. 

Von türkischer Seite wird oft kritisiert, es werde bei den politischen Kriterien mit zweierlei Maß gemessen - während bei manchen osteuropäischen Kandidaten große Spielräume  akzeptiert worden seien, würden die Kriterien bei der Türkei äußerst restriktiv angewendet. Diese Kritik muss man zurückweisen. Selbstverständlich unterliegen politische Kriterien auch einer politischen Wertung. Die EU hat bei der Aufnahme von Ländern der Größe der Slowakei oder Bulgarien andere Spielräume als bei der Aufnahme der Türkei. Die Türkei ist ein großes Land mit einer hohen Bevölkerungszahl und einer völlig anderen internen Machtkonstellation. Dies muss bei einer Aufnahme berücksichtigt werden, schon im Eigeninteresse der EU und der Türkei. Auch sollte von türkischer Seite nicht ausgeblendet werden, dass die osteuropäischen Länder in den vergangenen zehn Jahren mit der totalitären Struktur des real existierenden Sozialismus weitgehend aufgeräumt haben, während sich die Türkei noch immer an der Rechtsordnung des Putsches von 1980 abarbeitet. 

2.8 Ist eine „EU 30+“ noch handlungsfähig? 

Die Frage der politischen Handlungsfähigkeit der EU stellt sich bereits heute, angesichts einer Erweiterung von 15 auf 25 Staaten, und nicht erst mit dem Beitritt der Türkei. Deshalb wurde der Konvent zur Erarbeitung einer Verfassung einberufen. Ohne grund-legende Reform der europäischen Institutionen und Politiken wird die jetzige Erweiterungsrunde zu keinem Erfolg führen. Ein späterer Türkei-Beitritt verändert die Problemlage nicht wesentlich. Er könnte im Gegenteil zu einem „Rebalancing“ des Verhältnisses zwischen großen und kleinen Ländern führen. Ab 2004 werden nämlich 19 Länder knapp 20 % der Bevölkerung der EU repräsentieren, während die anderen sechs mehr als 80 % vertreten. Nach Lösungen muss man aber heute suchen – in zehn, fünfzehn Jahren ist es dafür zu spät. Die Türkei macht die EU vielfältiger, bunter, aber nicht handlungsunfähiger, wenn man heute die Reformen beginnt. Die Türkei wird auch mit einem angenommenen Bevölkerungswachstum von jährlich 1,5 bis 1,6 % in einer erweiterten Union zahlenmäßig nicht dominierend. Sie wird im Rat und im Parlament ungefähr die gleiche Größenordnung haben wie heute Deutschland. Das reicht nicht für eine Sperrminorität geschweige denn für eine Majorisierung. Auch die Tatsache, dass sie zu den Nettoempfängern und nicht zu den Zahlern gehören wird, wird sie nicht von dem Problem aller Mitglieder entbinden, nach Bündnispartnern zu suchen und je nach Problemlage mit wechselnden Mehrheiten zu operieren. Die EU – auch das wird die Türkei noch lernen müssen - bedeutet institutionalisierte Rücksichtnahme auf den Konkurrenten und institutionalisierten Verzicht auf reine Machtpolitik. 

2.9 Was kostet uns der Beitritt der Türkei? 

„Die Türkei ist ein großes Land. In ihrer jetzigen Lage wird sie für die EU eine große finanzielle Belastung darstellen…“. Der große wirtschaftliche Rückstand gegenüber der Kern-EU ist nicht zu bestreiten. Heute befindet sich die Türkei in einer Klasse mit Bulgarien und Rumänien. Eine Angleichung an den EU-Durchschnitt wird Jahrzehnte dauern. Es trifft auch zu, dass der Anteil der Landwirtschaft an der türkischen Volkswirtschaft mit 14,2 % des BIP und 35,4 % der Erwerbstätigen im Vergleich zur EU mit 1,7 % des BIP und 4,2 % der Erwerbstätigen recht hoch ist (allerdings nicht höher als der Polens), und eine niedrige Rentabilität aufweist. Auch das innertürkische Wohlstandsgefälle ist erheblich. Wer allerdings trotz bereits erzielter Fortschritte in Südostanatolien glaubt, die Türkei könne mit Hilfe der EU und internationaler Finanzinstitute wie dem IWF diese Probleme in einer Zeitspanne von gut 20 Jahren nicht in den Griff bekommen, ignoriert die Erfahrungen bisheriger Beitritte. Der Fortschrittsbericht der EU-Kommission stellt zur wirtschaftlichen Lage der Türkei beispielsweise fest: „Stabilität und Vorhersehbarkeit der Wirtschaftslage haben sich verbessert, der Inflationsdruck ist zwar immer noch hoch, aber kontinuierlich gesunken und die Marktregeln und Institutionen der Türkei wurden modernisiert. Die positiven Auswirkungen der angenommenen und allmählich umgesetzten Strukturreformen haben geholfen, die Folgen der Irak-Krise ohne größere wirtschaftliche Rückschläge zu überstehen“ (Fortschrittsbericht 2003, Seite 151). Bezüglich der finanziellen Folgen eines türkischen EU-Beitrittes wird über Transfers an die Türkei aus dem EU-Haushalt in Höhe von jährlich bis zu 20 Mrd. Euro spekuliert. Diese Zahl ist völlig aus der Luft gegriffen. Sie berücksichtigt weder die Zahlungen von mehreren Milliarden Euro, die die Türkei nach einem Beitritt ihrerseits jährlich an den EU-Haushalt abzuführen hätte, noch den Handelsüberschuss, den die EU und vor allem Deutschland in der Regel im Handel mit der Türkei erzielen. Dass die Türkei die 1996 in kraft getretene Zollunion ohne eine ernsthafte Finanzhilfe der EU verwirklicht hat (die fest zugesagt war), stellt wahrscheinlich den besten Beweis für die Anpassungsfähigkeit der türkischen Wirtschaft dar. Wenn man als jüngstes Beispiel Polen mit seinen 40 Millionen Einwohnern zum Vergleich heranzieht, so erhält es bis Ende 2006 jährlich netto nie mehr als drei Milliarden Euro. Es ist also bei der Türkei – selbst unter Annahme gleich bleibender EU-Politiken, also ohne Reformen in den nächsten zehn Jahren – mit einem jährlichen Nettotransfer von maximal 6 bis 8 Milliarden Euro auszugehen, eher weniger. Und, falls es die EU bis dahin nicht geschafft haben sollte, wird ein EU-Beitritt der Türkei endlich die längst fälligen Reformen in der EU-Agrarpolitik erzwingen. 

2.10 Bekommen wir offene Grenzen zur Türkei? 

Aus den großen wirtschaftlichen und sozialen Diskrepanzen zwischen der EU und der Türkei wird der Anreiz zu einer starken Arbeitskräftemigration gefolgert, die die betroffenen EU-Mitglieder überfordern würde. Verstärkt würde dies durch die demo-grafische Entwicklung in der Türkei, durch die das Land in den nächsten zehn, fünfzehn Jahren zum bevölkerungsstärksten EU-Land würde. Dagegen spricht, - dass der Beitrittsprozess der Türkei sich noch über lange Jahre hinziehen und zu entsprechenden Anpassungsprozessen im sozialen und wirtschaftlichen Bereich schon vor dem Beitritt führen wird; - dass die Erfahrung mit der EU-Süderweiterung (um Portugal, Spanien, Griechenland) bereits gezeigt hat, dass die wirtschaftliche Stabilisierung im Rahmen des Beitrittsprozesses zu einer starken Verringerung der Migration führt; - dass davon auszugehen ist, dass im Rahmen der Beitrittsvereinbarungen mit der Türkei ähnliche Übergangsvereinbarungen bezüglich der Arbeitnehmerfreizügigkeit abgeschlossen werden wie bei der Süd- und der jetzigen Osterweiterung (in der Regel sieben Jahre eingeschränkte Freizügigkeit – das bedeutet für die Türkei vermutlich nicht vor 2020). Die türkische Seite hat dazu bereits jetzt ihr Einverständnis signalisiert; - dass die überwiegende Mehrheit der heute in Europa lebenden Türken im Rahmen bilateraler Abkommen dorthin gerufen wurde; - dass viele türkische Familien, nachdem sie finanzielle Grundlagen in der Türkei geschaffen haben, dorthin zurückkehren (allein aus Deutschland kehren jährlich 40.000 türkische Staatsbürger wieder in die Türkei zurück);.-12- - dass zuwanderungswillige Menschen in der Türkei nicht auf einen noch hypothetischen EU-Beitritt warten, um ihren Willen in die Tat umzusetzen. Das bedeutet, dass der formale Akt des Beitritts ohnehin weniger Einfluss auf das Migrationverhalten der Menschen hätte, als weithin angenommen. Viel mehr Bedeutung haben schon existierende informelle Migrationsnetzwerke, über die permanent Zu-, aber auch Abwanderung von Türken stattfindet. Anders als immer wieder behauptet, liegt die Rate des Bevölkerungswachstums in der Türkei nicht bei 2,5 oder gar 3,5 % sondern nur bei 1,5 %. Alle demografischen Projektionen gehen davon aus, dass sich das Bevölkerungswachstum in den kommenden Jahrzehnten aufgrund der wirtschaftlichen Entwicklung der Türkei weiter stark abschwächen wird, so dass die Einwohnerzahl in 20 bis 25 Jahren ihren höchsten Stand erreichen und dann bei maximal 80 Millionen Menschen stagnieren wird. Damit erreicht der Bevölkerungsanteil der Türkei in einer erweiterten Union maximal knapp 11 %. Das reicht nach den heutigen Regeln der EU nicht einmal für eine Sperrminorität, geschweige denn für eine Majorisierung der EU-Institutionen. Die Türkei wäre immer darauf angewiesen, mit anderen Staaten Koalitionen zu schmieden, um ihre Interessen in der EU zu vertreten. „Kooperation, Kompromisssuche und Koalitionsbildung dürften in der Regel auch das Verhalten der Türkei in den Gremien der EU bestimmen, wenn sie ihre Interessen zum Tragen bringen will. Eine andere Frage ist, ob sie sich diesem mühseligen politischen Prozess unterwerfen will, der sich nie ohne Abstriche an den eigenen Vorstellungen vollzieht. Doch darüber hätte die Türkei am Ende der Beitrittsverhandlungen selbst zu entscheiden. Die Entscheidung können ihr wohlmeinende Europäer nicht abnehmen.“ (Heinz Kramer, einer der besten deutschen Kenner der Türkei und der EU, in: EU-kompatibel oder nicht?, SWP-Studie S34/2003) 

2.11 Was sind die Vorteile eines Türkei-Beitrittes für die EU? 

Entlang der Peripherie Europas hat allein das Ziel „EU“ viele Länder stabilisiert und eine Hinwendung zur Demokratie befördert, auch in der Türkei. Diese Stabilisierung war der Beweggrund für die erste Süderweiterung um Griechenland, Spanien und Portugal und ist es heute im Kontext der laufenden Osterweiterung um die neuen Demokratien in Mittel- und Osteuropa. Die Geschichte der schwierigen Partnerschaft zwischen Frankreich und Deutschland zeigt das Vermittlungspotential, das die EU für die Mittelmeerregion bietet. Bezogen auf die Mitgliedschaft der Türkei geht es zum einen um die Stabilisierung der regionalen Nachbarschaft der EU im östlichen Mittelmeer und den angrenzenden Regionen des Mittleren Ostens und des Kaukasus. Die Türkei kann ferner einen wichtigen Beitrag leisten zur Stabilisierung der Balkanregion. Sie tut es schon heute durch ihre Beteiligung am Balkanstabilitätspakt. Die Konflikte mit Griechenland in der Ägäis und das Zypernproblem lassen sich im Rahmen einer Beitrittsstrategie leichter lösen. Nach den Regeln für den Beitritt (Agenda 2000) müssen Konflikte zum Zeitpunkt des Beitritts gelöst sein. Von der besonderen Bedeutung, die die Mitgliedschaft eines mehrheitlich muslimischen Landes gerade heute mit sich bringen kann, war schon die Rede. Die EU-Mitgliedschaft der Türkei würde verdeutlichen, dass die EU keinen Kampf der Kulturen will, das europäische Modell von Rechtsstaatlichkeit und Demokratie ist auch eine Perspektive für Länder mit muslimischer Bevölkerung. Nicht vergessen sollte man auch die Frage der türkischen Minderheit in Europa. Hier steht auch die Glaubwürdigkeit der EU auf dem Spiel. Würden die EU-Staaten die vertraglichen Zusicherungen gegenüber der Türkei einseitig brechen, würde dies sicher nicht als Signal für die weitere Integration verstanden werden. 

III. TEIL
Publizistische Positionen gegen einen Beitritt der asiatischen Türkei zur Europäischen Union

1 Hans-Ulrich Wehler (Die ZEIT 38/2002)

Als publizierte Gegenposition zu der umfangreichen Ausarbeitung von Frau Rühle führe ich die Aufsätze von Wehler aus der ZEIT 38/2002 „Das Türkenproblem“
http://zeus.zeit.de/text/2002/38/200238_tuerkei_contra_xml  
und von Helmut Schmidt aus der ZEIT 50/2002 „Einbinden, nicht aufnehmen“

http://www.zeit.de/politik/leiter_schmidt
an ohne sie weiter zu kommentieren, weil sie ja aus der Sicht ihrer Autoren meine zuvor geäußerten Bedenken teilen und bestätigend ergänzen:

Die Türkei

Das Türkenproblem 

Der Westen braucht die Türkei - etwa als Frontstaat gegen den Irak. Aber in die EU darf das muslimische Land niemals
Das ist die Wehlers zentrale These. Zur Begründung führt er aus:

Seit 1995 mit der Wohlfahrtspartei (Refah Partisi, RP) eine Partei des fundamentalistischen Islamismus die Mehrheit im Parlament und ihr Vorsitzender Erbakan den Posten des Ministerpräsidenten errungen hatte, sei ein prinzipieller Gegner westlicher Werte, westlicher Kultur, westlicher Politik, westlichen Lebensstils ans Ruder gekommen. Die fundamentalistische Wohlfahrtspartei wurde vom Militär und vom Verfassungsgericht der Türkei misstrauisch beobachtet. Der an einer der islamistisch-fundamentalistischen Imam-Hatip-Schulen zum Prediger ausgebildete heutige türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdoğan war stellvertretender Vorsitzender der Partei und gehörte ihrer Nachfolgerpartei, der Tugendpartei (Fazilet Partisi), bis zu seinem Austritt 1998 an. Er ist also Fleisch vom Fleische der konservativ-islamistischen Partei. Das begründet Wehlers grundsätzliches Misstrauen, der Erdogan wohl nicht abnimmt, dass der sich vom Saulus zum Paulus gewandelt haben könnte. 
Die Tugendpartei (FP, Fazilet Partisi) war eine von 1997-2001 existierende rechte islamische Partei in der Türkei. Sie wurde Dezember 1997 unter maßgeblicher Beteiligung des Ministerpräsidenten Erdoğan in Erwartung des Verbots der Wohlfahrtspartei (Türkei) von Politikern jener Partei gegründet. 
Als auch die Tugendpartei verboten wurde, spaltete sie sich: es gab vier Wochen später als Nachfolgeorganisation die konservativ ausgerichtete Saadet-Partei (SP) / „ XE "Wohlstandspartei" Glückspartei“. Zwei Monate später gründete dann der frühere Istanbuler Oberbürgermeister Erdogan als 39. Partei der türkischen Republik im August 2001 die islamisch orientierte Gerechtigkeits- und Entwicklungspartei (AKP) als Reformpartei der bisherigen islamistischen Parteien.
Wehler stellt die für ihn zentrale Frage: „Soll der Türkei tatsächlich der Weg in die EU frei gemacht werden? Ist es politisch klug, historisch begründet, vor allem aber vom Ergebnis her legitimierbar, sich auf dieses riskanteste Unternehmen in der Geschichte der europäischen Einigung einzulassen?“ 

Außer behebbaren Argumenten gegen eine Mitgliedschaft der Türkei in der EU wie eine fehlende liberalisierte Marktwirtschaft, eklatante Missachtung der Menschenrechte und Verfolgung der kurdischen Minderheit
, sieht er vor allem aber, dass die Türkei als muslimischer Staat durch eine tiefe Kulturgrenze von Europa getrennt sei. „Der Konsens lautet: Nach geografischer Lage, historischer Vergangenheit, Religion, Kultur, Mentalität ist die Türkei kein Teil Europas. Weshalb sollte man 65 Millionen muslimischen Anatoliern die Freizügigkeit gewähren, sich auf unabsehbare Zeit mit einem kostspieligen Versorgungsfall belasten?“
Wehler als Historiker sieht die EU als einen christlich geprägten Staatenverein, in dem deswegen die muslimische Türkei keinen Platz finden sollte. Diese seine Position sieht er von „Multikulti-Gutmenschen“ als "christlichen Fundamentalismus" verworfen.

Gleichzeitig werde in der Türkei selber die kemalistisch-säkularisierte Identität des Landes durch einen in die türkische Öffentlichkeit drängenden einheimischen Fundamentalismus infrage gestellt, der den laizistisch-prowestlichen Elitenkonsens untergrabe. Der Widerstand gegen den religiösen Aufbruch erlahme, sodass u.a. immer mehr islamistische Schulen zugelassen und schon 1990 von 15 Prozent aller höheren Schüler besucht wurden. Das Kopftuch für Frauen, demonstratives Symbol der orthodoxen Rechtgläubigkeit, wird erlaubt. 
Heutzutage würden die religiösen Fundamentalisten unter Erdogan und Kutan in die EU drängen, um im eigenen Land in den Genuss der westlichen Religionsfreiheit zu kommen und den Export ihrer Lehre in die türkische Diaspora in Europa, namentlich in Deutschland, vorantreiben zu können.

1999 habe in den Staaten der EU ohne jegliche demokratische Legitimierung ein Kurswechsels in der Haltung der Türkei gegenüber stattgefunden: Die europäischen Außenminister - aus geostrategischen Eigeninteressen der USA und um ein Abrutschen der Türkei in den mit Besorgnis zur Kenntnis genommenen anschwellenden Fundamentalismus im eigenen Land möglichst zu verhindern massiv von der Chefin des State Department Madeleine Albright dazu gedrängt,  - hatten Beitrittsverhandlungen zugesagt und dann folgerichtig 2000 den Kandidatenstatus der Türkei offiziell anerkannt. 
Alle von den Beitrittsbefürwortern angeführten Gründe werden von Wehler als „ganz und gar unzulänglich“ eingestuft, wenn es um die gravierende Grundsatzentscheidung des EU-Beitritts geht, da doch „zum ersten Mal ein Beitrittskandidat nicht als zweifelsfrei europäisch oder wenigstens als europakompatibel gilt“.

1. Im Südosten müsste klargestellt werden, dass weder die maghrebinischen Staaten noch der Nahe Osten und Israel zu Europa gehören. Ebenso wie die Türkei sollten die Ukraine, Weißrussland und Russland zwar an Europa gebunden und ihre Stabilisierung nach Kräften unterstützt werden. Sie seien indes kein Teil des von Wehler historisch-kulturell verstandenen und gesehenen Europas und gehörten deshalb nicht in die EU, weil weder die jüdisch-griechisch-römische Antike, die protestantische Reformation und die Renaissance, die Aufklärung und die Wissenschaftsrevolution diese Länder geprägt haben. 
2. Diese Einwände gelten insbesondere für die Türkei, die als osmanisches Reich rund 450 Jahre lang gegen das christliche Europa nahezu unablässig Krieg geführt hat. Das sei im Kollektivgedächtnis sowohl der europäischen Völker, als auch dem der Türkei tief verankert. Es spreche darum nichts dafür, „eine solche Inkarnation der Gegnerschaft in die EU aufzunehmen“. Eine politische Union über Kulturgrenzen hinweg habe noch nie und nirgendwo Bestand gehabt. 
3. „In der Bundesrepublik werfen 32 000 in radikalen Organisationen vereinigte türkische Muslime bereits hinreichend Probleme auf. Warum sollte das Konfliktniveau im Inneren weiter angehoben werden, was unvermeidbar geschehen würde. Wehler verweist - unfair - auf das Menetekel des 11. September (2001), als wenn die fast ausschließlich wahhabitischen Attentäter aus der Türkei gekommen wären.
4. „Warum sollte, da nach europäischen Kriterien rund 30 Prozent des türkischen Arbeitskräftepotenzials als arbeitslos gelten, einem anatolischen Millionenheer die Freizügigkeit in die EU eröffnet werden? Überall in Europa erweisen sich muslimische Minderheiten als nicht assimilierbar und igeln sich in ihrer Subkultur ein. Auch die Bundesrepublik hat bekanntlich kein Ausländer-, sondern ausschließlich ein Türkenproblem.“ Wehler fragt weiter: „Warum sollte man diese Diaspora millionenfach freiwillig vermehren und damit die bisher willige Bereitschaft zum Zusammenleben einer extremen Belastungsprobe aussetzen? Die Zahl von 67 Millionen Türken (zur Zeit der Republikgründung waren es noch 12 Millionen), die sich aufgrund der demografischen Explosion mit einem Zuwachs von etwa 2,4 Prozent pro Jahr dramatisch weiter erhöht, übertrifft bereits die Anzahl der europäischen Protestanten. Im Fall eines Beitritts um 2012/14 stellten 90 Millionen Türken die größte Bevölkerung eines EU-Mitgliedstaates. Das könnte den Anspruch auf finanzielle Sonderleistungen und eine politische Führungsrolle begründen.“
5. Wehler sieht Gefahren für die EU im Südosten durch die nach Aufnahme der Türkei in die EU dann bestehende Nachbarschaft zum Irak, zu Syrien (und zum Iran) und warnt vor dem explosiven Kurdenproblem. 
6. Die Osterweiterung der EU werde fraglos alle Ressourcen der EU bis zur Zerreißprobe beanspruchen. Wie könne man, da diese enorme Belastung längst klar erkennbar ist, „politisch so von Sinnen sein, dass man sich die völlige Überdehnung aller restlichen Ressourcen auflädt, da doch die EU-Mitgliedschaft der Türkei geradewegs in die finale Zerreißprobe hineinführen muss?“
7. Die Schritte zum Beitritt der Türkei zur EU seien durch ein großes Demokratiedefizit gekennzeichnet. Über eine solche Grundsatzentscheidung sollte eine Volksabstimmung abgehalten werden. 
8. Durch die Eröffnung von Beitrittsverhandlungen mit diesem muslimischen Großland wäre das Projekt einer Einigung Europas „tödlich gefährdet“.

„Vollmitgliedschaft in der EU? Das ist die Fehlentscheidung eines leichtfertigen Versprechens, das möglichst bald, am besten noch vor den türkischen Wahlen im November, revidiert werden sollte.“ 
Zur Illustration der Aktualität der von Wehler angesprochenen Kurdenverfolgung kann auf Zeitungsartikel vom November 05 über staatliche Todesschwadronen trotz verschärfter Beob​achtung der türkischen Minderheitenpolitik durch die EU und trotz begonnener Beitrittsgespräche(!) verwiesen werden, als am 9. November in der Kleinstadt Semdinli im kurdischen Südosten des Landes allem Anschein nach Sondereinheiten der paramilitärischen türkischen Gendarmerie einen Handgranatenanschlag verübt hatten, der das Land in eine schwere Krise gestürzt hatte. 
Die Bevölkerung stellte die Täter, die sich anhand ihrer Ausweise als Angehörige eines bizarren Geheimdienstes der Gendarmerie (Jitem) entpuppten. Kein geringerer als Ministerpräsident Erdogan sagte, erste Erkenntnisse deuteten daraufhin, daß es hier um "ein Fortdauern der alten Mentalität" gehe, und dass dies "kein örtlich begrenzter Einzelfall" sei (DIE WELT vom 17.11.05). 
Die beiden verdächtigten Jitem-Offiziere wurden "mangels Beweisen" freigelassen. Die bei ihnen gefundenen Namenslisten von PKK-Aktivisten und der gezeichnete Straßenplan mit dem markierten Laden des Opfers dienten "nur zum Sammeln von Informationen". Sie hielten an, um einen Lottoschein zu kaufen und eine Toilette zu suchen. Der Gouverneur der Region sagte noch vor der Untersuchung, die Sicherheitskräfte seien unschuldig. Armeechef Büyükanit stellte sich vor den verdächtigten Jitem-Offizier Ali Kaya und nennt ihn einen "wertvollen Soldaten". 
Im Südosten des Landes lieferten sich 2006 Kurden mit türkischen Sicherheitskräften die schlimmsten Straßenschlachten seit mehr als zehn Jahren (SPIEGEL ONLINE 17.04.06).
2 Helmut Schmidt  (Die ZEIT 50/2002)

Eu-Erweiterung

Einbinden, nicht aufnehmen 

Wie Wehler sieht auch Schmidt als Haupthindernis an, dass dem Islam die für die europäische Kultur entscheidenden Entwicklungen der Renaissance, der Aufklärung und der Trennung zwischen geistlicher und politischer Autorität fehlen. Der Islam habe auch deshalb - trotz 500 Jahren osmanischer Expansion und bis auf die Ausnahmen Albanien, Bosnien und das Kosovo - in Europa nicht Fuß fassen können. 
In Jahrzehnten sei eine Integration, gar Assimilation der inzwischen in Europa lebenden Millionen Muslime „bisher nirgendwo durchgreifend geglückt“. 

Schmidt zeigt die Entwicklung der Annäherung der Türkei an die EU auf und konstatiert: „Die Mehrheit der EU-Regierungschefs hat sich immer aufs Neue hinter den von der Türkei tatsächlich nicht erfüllten Kriterien versteckt, zugleich aber unter massivem Druck der USA immer wieder so getan, als ob man die Türkei nur allzu gern als Vollmitglied in die EU aufnehmen wolle. Deutschland und Frankreich waren und bleiben daran durchaus beteiligt. Es wird Zeit, dass die europäischen Staats- und Regierungschefs, wenn sie sich am Donnerstag abermals in Kopenhagen der Türkei zuwenden, sich über ihre strategischen Interessen reinen Wein einschenken.“ „Für Washington geht es seit Jahrzehnten um die feste Einbindung der Türkei in das amerikanische geopolitische Instrumentarium; aktuell geht es darum, die Türkei zu weitgehender Mitwirkung an einem Irak-Krieg zu bewegen und langfristig auch um möglichst weitgehende Identität der Mitgliedschaften in EU und Nato, um die Steuerung beider Verbände durch Washington wesentlich zu vereinfachen.“
Dabei würde die vorhersehbare „eigene strategische Dynamik der Türkei außer Acht“ gelassen, die insbesondere auf die Republiken Zentralasiens zielen, die türkische Dialekte sprechen. „Schon vor Jahrzehnten sprach Staatspräsident Süleyman Demirel von einer ’türkischen Welt’, ’von der Adria bis an die Grenzen Chinas’.“ 

Schmidt sieht als weitere große Belastung das „Problem des unterdrückten 20-Millionen-Volkes der Kurden, denen die Siegermächte des Ersten Weltkrieges kein eigenes Territorium zugestanden hatten“: Eine kurdische Autonomie in der irakischen Nordregion wird Ankara als Bedrohung für den Zusammenhalt des türkischen Staates gesehen. Bisher glaubten die Türken ihren Staat schon allein durch die Kurden im Innern bedroht. [Sollte sich ein kurdischer Staat zwischen der Türkei und dem Irak bilden, würden die Türken einen solchen Staat selbst dann als Bedrohung für ihre staatliche Einheit empfinden, wenn ein Kurdenstaat eine Beschränkung auf irakisches Territorium verspräche und dieses Versprechen einhielte: die in der Türkei unterdrückte kurdische Minderheit würden immer nach Wegen des Anschlusses an den Kurdenstaat jenseits der Grenze suchen! (der Verf.]]
„Die sich durch die Jahrhunderte hinziehende Gegnerschaft Russlands (deshalb seinerzeit der Beitritt der Türkei zur Nato), die verständliche Feindschaft der Armenier oder die zu erwartenden strategischen Auseinandersetzungen über Rohrleitungen und Häfen für Öl und Gas aus Zentralasien komplettieren die Umrisse der geopolitischen Interessen Ankaras. Wer diese Interessen in den Rahmen einer ’gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik’ der EU einfügen wollte, der könnte in einer Krise den Zusammenbruch der EU riskieren.“ Schmidt sprich ebenfalls eine „schleichende Re-Islamisierung der Gesellschaft und des öffentlichen Lebens“ in der Türkei an. „Fundamentalismus ist denkbar geworden.“  „Die oberste Regierungsfunktion der Militärs verschafft laizistischen Türken eine gewisse Sicherheit, ironischerweise beschränkt sie aber entscheidend die Demokratie und verstößt so gegen die Kriterien der EU.“ 

Zwingende Gründe sprächen dafür, eine Vollmitgliedschaft in der EU zu vermeiden: „Sie würde Freizügigkeit für alle türkischen Staatsbürger bedeuten und damit die dringend gebotene Integration der bei uns lebenden Türken und Kurden aussichtslos werden lassen. Sie würde zugleich die Tür öffnen für eine ähnlich plausible Vollmitgliedschaft etwa anderer muslimischer Staaten in Afrika und Nahost. Sie würde eine außenpolitische Handlungsfähigkeit der EU unmöglich machen. 

Im wahrscheinlichen Ergebnis würde die politische Union zu einer puren Freihandelszone ohne politische Vision und Zukunft verkümmern. Zwar hätten viele Engländer und Amerikaner gegen ein solches Ergebnis nichts einzuwenden. Die Deutschen aber und ebenso die Franzosen müssen wissen: Es liegt in unserem vitalen nationalen Interesse, die Selbstbehauptung der Europäischen Union zu erreichen; denn als einzelne Staaten werden wir den politischen und demografischen, den ökonomischen und ökologischen Herausforderungen des 21. Jahrhunderts nicht standhalten können.“
Helmut Schmidt bezeichnete es zwei Jahre nach diesem Beitrag im November 2004 als politischen Fehler, "dass wir zu Beginn der sechziger Jahre Gastarbeiter aus fremden Kulturen ins Land holten".

IV. TEIL

Ehrenmorde in dem Heimatland Türkei als Beispiel für die Kulturferne (zu-)vieler meist kurdischer Türken gegenüber mitteleuropäischem Standard 

Sie musste sterben für die Ehre

Steffen Gassel

http://www.stern.de/politik/panorama/index.html?id=524648&nv=ct_
Gassel zeichnet in diesem Beitrag sehr eindrucksvoll den Ehrenmord in einer türkischen Familie in Istanbul nach:

„Als sie schwanger wurde, ahnte die unverheiratete Güldünya Tören, dass sie nicht mehr lange zu leben hatte. Ihr Vater schwor auf den Koran, sie zu schonen. Doch das STAMMESGESETZ ihrer kurdischen Heimat war stärker.

Als das Todesurteil gefällt ist, brauchen sie nicht lange nach einem Vollstrecker zu suchen. Ferit muss es tun, das ist allen klar im Stammesrat der Schigo. Schließlich geht es um seine Schwester. Mit 17 Jahren hat er das perfekte Alter für einen Mörder: Die Pistole kann er schon halten wie ein Mann, aber vor dem Gesetz ist er noch ein Kind. Zwei, drei Jahre wird er bekommen, wenn sie ihn schnappen, höchstens. Und er wird ein Held. Im Gefängnis werden die anderen ihm aus Respekt die Schuhe putzen. Reißen werden sich die Mädchen von Budakli um einen wie ihn. Bis hierher, nach Istanbul, haben sie ihn geschickt, der Vater und die anderen Männer. Der Bruder hat alles vorbereitet. Jetzt ist er dran. Er muss die Schwester töten, die solche Schande über die Familie gebracht hat.“

Doch der alte Imam aus dem Dorf, der dem Mädchen nachgereist war, um es zu schützen, ist schneller bei ihr. Er wirft sich über die blutende Frau. Als der Junge neben den beiden steht und zum zweiten Mal abdrücken will, packt der Imam ihn am Arm und reißt ihn zu Boden. Wäre er nicht gewesen - Güldünyas kleiner Bruder hätte seinen Auftrag schon an diesem Nachmittag zu Ende gebracht.

14 Stunden später hat der Imam den Kampf um Güldünyas Leben verloren. Bis weit nach Mitternacht hatten Ferit und sein älterer Brüder Irfan im Garten des Krankenhauses gelauert. Um 4.15 ist es ihm gelungen, in das krankenhaus einzudringen. Er galngt bis zum Bett der Schwester, hält ihr den Lauf der Pistole an den Kopf und drückt ab. 
Wenige Stunden zuvor hatte die Polizisten sie gefragt, ob sie Anzeige erstatten wolle. „Ich mache meinen Brüdern keinen Vorwurf“, hatte sie geantwortet, denn sie hatte gewusst, dass die Familie ihren Bruder Ferit zu der Tat gezwungen hatte und die Schande, die sie über die Familie gebracht hatte, war nach den auch ihr geläufigen Regeln nur mit Blut zu tilgen gewesen. Das wusste Güldünya. Das wussten alle aus Budakli, ihrem Heimatdorf im fernen Osten der Türkei.

In den ärmlichen Bergdörfern Kurdistans gilt das Gesetz der Stämme. Dort wacht der lokale Stammesrat über seine Einhaltung. Die Männer entscheiden über Leben und Tod, ob eine Frau die Ehre der Familie und des Dorfes in den Schmutz gezogen hat und üben dabei einen Gruppenzwang aus, dem die meisten Dorfbewohner nicht standzuhalten vermögen: „Wer sich dem Urteil verweigert, wird ausgeschlossen und verspottet, lebt wie ein Aussätziger unter den eigenen Leuten. Eher wird ein Mann vom Stamm der Schigo zum Mörder, als diese Schmach zu ertragen.“

An eine Abtreibung war im fünften Monat nicht mehr zu denken. Der Vater fährt seiner Tochter quer durch die Türkei zu seinem Bruder nach Istanbul nach, um von ihr zu erfragen, wer der Vater ihres Kindes sei und verlässt sie im Krankenhaus mit den Worten: "Meine Augen wollen dieses Mädchen nicht mehr sehen. Bringt sie weg." 

Der Bruder will sie im Haus des Onkels, wohin sie sich geflüchtet hat, erhängen, kann es aus emotionaler Verbindung zu seiner Schwesdter nicht und fleht sie an: "Ich kann dich nicht töten. Ich schaffe es nicht. Mach es selbst und rette uns alle." 
Der nach seiner Pensionierung nach Istanbul gezogene Imam aus ihrem Heimatdorf nimmt sie auf und behandelt Güldünya wie eine Tochter. Auch der Imam weiß: Die Gefahr ist nicht vorbei. 
Der alte Imam hat eine Idee, wie er das Leben der jungen Kurdin retten könnte. Zehn Milliarden Lira Brautgeld, rund 6200 Euro, soll Güldünyas Familie bekommen. Dafür soll der Vater des Kindes sie zur Zweitfrau nehmen und mit ihr für immer aus dem Heimatdorf verschwinden. Alle sind einverstanden, der Stammesrat, Güldünyas Familie und die des Kindesvaters. Güldünyas Vater und der Bruder des zukünftigen Ehemannes reisen zusammen nach Istanbul, um die Hochzeit zu arrangieren. Auch Güldünya ist bereit. Nur einer will nicht: der Kindesvater. Er leugnet, dass er das Mädchen durch eine Vergewaltigung geschwängert habe. Er hatte genau gewusst, was er dem Mädchen antat. Und jetzt, wo er ihr Leben retten konnte, kniff er, leugnete seine Vaterschaft, taucht unter.

Ein kinderloses Paar, das der Imam seit langem kennt, nimmt den Neugeborenen bei sich auf. Der Vater kommt nach Istanbul und behauptet dem Imam gegenüber, dass er seine Tochter bei einer Tante unterbringen wolle. Weil der Imam misstrauisch ist, holt er den Koran aus dem Regal lässt den Vater vor Zeugen schwören, dass er seiner Tochter nichts antun werde. Die Hand auf dem Koran, verspricht er: "Nein, ihr wird nichts passieren." 
Vier Tage später kommt der Bruder Irfan, der sie angeblich abholen und zur Tante bringen soll. Auf dem Weg zur Bushaltestelle sieht die junge Mutter, wie ihr anderer Bruder Ferit auf sie zukommt, in der Hand eine Pistole, schießt sie an. Nachdem die Brüder ihre Schwester getötet hatten, sollte ihre Leiche eigentlich verscharrt werden, irgendwo weit weg vom Dorf, so wollten es die Männer von Budakli. Doch dann tauchte das Bild der ermordeten Frau in allen Zeitungen auf, das ganze Land war entsetzt über die Schüsse im Krankenhaus. Ein archaischer Ehrenmord mitten im modernen Istanbul - ein Skandal. Alle kannten nun das kleine Bergdorf, aus dem die Mörder kamen. 

Da bekamen die Männer der Schigo Angst. Der Stammesrat entschied, die tote Güldünya heimzuholen. Das sei kein Ehrenmord gewesen, hieß es nun. Und Güldünyas Vater sagte: "Wenn Ferit und Irfan wirklich die Mörder sind, dann sind sie nicht mehr meine Söhne." 

In einem neuen Gesetzentwurf werden Ehrenmorde als "Verbrechen gegen die Gesellschaft" bezeichnet: „Den Schaden hat nicht die tote Frau, sondern ihre Familie. Wenn die Mörder das Gericht davon überzeugen können, dass sie durch das unsittliche Verhalten ihrer Opfer zur Tat getrieben worden seien, dann gilt das als "ungerechte Provokation". Das mildert eine Strafe um bis zu drei Viertel. Und es liegt im Ermessen der meist konservativen Richter, was sie für unsittliches Verhalten und ungerechte Provokation halten.“
Die Brüder werden verhaftet. Der Bruder, der geschossen hat, bringt zu seiner Verteidigung vor: "Als wir sie zur Tante bringen wollten, sagte sie uns, sie wolle lieber in Istanbul als Prostituierte arbeiten." So habe sie ihn zur Tat getrieben. (Nach STERN vom 27.05.04)
Die in dem Bericht zum Ausdruck kommende Haltung der Männer zeugt nicht von der Einstellung einiger Verirrter, sondern von einer in der Region der Türkei verbreiteten Haltung, in der sich die Kulturferne nicht nur uns Mitteleuropäern gegenüber, sondern vermutlich auch der Mehrheit der Türken gegenüber ausdrückt. 
37 Prozent befürworten "Ehrenmorde" an Frauen

ANKARA - 

Im Südosten der Türkei befürwortet einer Umfrage zufolge ein gutes Drittel der Bevölkerung die sogenannten "Ehrenmorde" von jungen Frauen zur Rettung der Familienehre. Mehr als 37 Prozent der Befragten sagten, eine Frau, welche die Ehre der Familie beschmutzt habe, müsse getötet werden. 25 Prozent der Befragten sagten, eine solche Frau müsse zur Scheidung gezwungen werden. Mehr als 21 Prozent äußerten, die Frau müsse hart bestraft werden, etwa indem die Familie ihr die Nase oder ein Ohr abschneide. Die Universität Dicle in Diyarbakir befragte 335 Männer und 95 Frauen.

In der Türkei werden jedes Jahr Dutzende der sogenannten Ehrenmorde verübt. Erst in der vergangenen Woche war ein 25 Jahre alter Mann wegen Tötung seiner Schwester zu einer lebenslangen Haftstrafe verurteilt worden.
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Das sind aber die Leute, die jetzt schon hierher kommen und bei uns wegen der staatlichen Verfolgung durch türkische Geheimdienste und Militär trotz der sehr rigiden Handhabung des Asylrechts Asyl zuerkannt erhalten.
Diese innertürkischen Spannungen würden wir uns in die EU holen, sollten sich die Beitrittsbefürworter in Europa durchsetzen.

Weil nicht nur Frauen die Familienehre verletzen können, wäre es falsch anzunehmen, dass Ehrenmorde nur an Frauen begangen würden. Ehrenmorde – dann meist in der Form der Blutrache – werden auch an Männern vollzogen. Gnadenlos! Man fühlt sich in die Zeiten des Mittelalters zurückversetzt, in denen es keine Zentralgewalt gab und jeder sein (vermeintliches) Recht mit Hilfe seines Clans in die eigene Schwerthand nehmen musste. Dass ausweislich des nachfolgend wiedergegebenen Artikels aus SPIEGEL ONLINE viele Türken aus hauptsächlich dem anatolischen Osten diesen mittelalterlichen Vorstellungen noch anhängen, zeigt ihre Kulturferne zu der europäischen Kultur des 21. Jahrhunderts. Ich will solche Leute nicht in meinem Land haben, sondern ausschließlich mit solchen Leuten zusammenleben, die unsere kulturellen Werte wenigstens respektieren, zu denen Ehrenmorde aus durch Frauen angeblich verletzter Familienehre und Blutrache nicht gehören, die nicht ihre Leben fordernden Familienfehden in unser Land tragen. Es beruhigt mich nicht, dass sich »nur Türken« auf unseren Straßen gegenseitig abstechen oder niederschießen. Ich will das Gefühl behalten können, dass ich in meinem Land, gesichert durch das staatliche Gewaltmonopol, in Rechtsfrieden leben kann. Weil nicht abzuschätzen ist, wann bei einem zu uns zugereisten Türken oder einem wegen staatlicher türkischer Drangsalierung als Asylant aufgenommenen Kurden seine atavistischen Instinkte oder die des Familienclans durchbrechen, ist es mir vorsichtshalber lieber, dass möglichst keine (mehr) zureisen! 
BLUTRACHE

Clan-Krieg in Neukölln

Von Ferda Ataman und Jens Todt 
http://www.spiegel.de/panorama/justiz/0,1518,398309,00.html
Dieser Bericht aus SPIEGEL ONLINE vom 07.04.06 informiert darüber, dass sich zwei anatolische Familien seit mehr als vier Jahrzehnten bis aufs Blut bekämpfen - zuletzt sogar in Berlin. Um die erbitterte Fehde zu beenden, hat der illegal in Berlin lebende Cihan einen Tabubruch gewagt: Er lieferte seinen Bruder Bülüt, einen mutmaßlichen Mörder, der Polizei aus.

1973 siedelt die Familie nach Deutschland um, Bülüt und seine Frau Fatma fanden in einem Mercedes-Werk in Neuss Arbeit. Als die Fabrik geschlossen wurde, zog die Familie nach Berlin. Der Ehemann fand nie wieder eine geregelte Arbeit, seine Frau putzte in einem Kindergarten. Heute lebt die Familie von Fatmas kleiner Rente.

Die drei Söhne der Familie sind allesamt straffällig geworden. Immerhin leben sie noch. Ahmet, der Jüngste, sitzt wegen Drogenhandels in einem süddeutschen Gefängnis, Cihan, der Älteste, hat zweimal zweieinhalb Jahre Haft verbüßt - wegen versuchten Totschlags und ebenfalls wegen eines Drogendelikts.

Der 30-jährige Artun sitzt seit einigen Monaten im Untersuchungsgefängnis Moabit. Er soll vor elf Jahren den kaltblütigen Mord an Satilmis Hüseyn begangen haben, eine Hinrichtung im Namen der Ehre, auf offener Straße in Kreuzberg. Der Hauptbelastungszeuge in dem Verfahren sitzt seiner Mutter gegenüber auf dem Sofa: Cihan hat seinen eigenen Bruder Artun an die Polizei verraten.

Satilmis Hüseyn war in der Nacht des 11. März 1995 am Steuer seines Wagens von mehreren Schüssen in den Hinterkopf getroffen worden. Trotz jahrelanger Ermittlungen und einer ausgesetzten Belohnung konnte der Fall nicht aufgeklärt werden. Im Berliner Einwanderermilieu ist Schweigen Gesetz, hier regeln die verschiedenen ethnischen Gruppen ihre Angelegenheiten unter sich. Bei Kapitalverbrechen ist es für die Polizei schwer, Zeugen aufzutreiben. Bis Cihan im Juli 2005 zurb Polizei geht und seinen Bruder als den gesuchten Mörder bezeichnet. Er berichtet von Rache und Hass und seit Jahrzehnten schwelenden Clan-Streitigkeiten, zunächst nur in der anatolischen Heimat, später auch in Berlin. Was die Sache besonders brisant macht: Cihan belastet nicht nur seinen Bruder. Er behauptet, dass der zu der Tat angestiftet worden sei, die Auftraggeber in der Türkei säßen und hier Helfer säßen, die seinem Bruder die Mordwaffe beschafft hätten. 
Mindestens fünf Menschen haben im Verlauf der Fehde zwischen zwei weit verzweigten Familienverbänden bereits ihr Leben gelassen, zwei davon in Berlin. Ein halbes Dutzend wurde verletzt. 
„Angefangen hat alles mit einem banalen Streich im Winter 1963 in dem anatolischen Dorf Cokuoren. Eine Gruppe Jugendlicher schlendert über ein Grundstück der Familie Sariören. Gelangweilt beschädigen die Teenager eine Reihe von Bäumen, die auf dem Land wachsen. Was als Vandalismus der harmloseren Art beginnt, entwickelt sich zu einem Familienkrieg, der noch Jahrzehnte später und Tausende Kilometer entfernt Todesopfer fordert. Die Familie Sariören ist aufgebracht über die Schäden, abends kommt es zum Streit. Mahmut, ein 20-jähriger Sohn der Familie Kartal, will schlichten, die Situation eskaliert - am Ende liegt Mahmut tot auf der Erde. Jemand hat ihm bei einem Handgemenge ein Messer direkt ins Herz gestochen.

Eine Weile ruht der Streit, in Vergessenheit gerät er jedoch nie. Volle 14 Jahre später wird ein Verwandter der Familie Sariören in der Türkei erschossen. Jetzt ist der Kreislauf der Gewalt in Gang: In den Jahren danach sterben zwei weitere Männer eines gewaltsamen Todes, einer in der Türkei, der andere in Berlin. Damit ist die Fehde, deren Verlauf niemand der Beteiligten mehr genau nachvollziehen kann, in Deutschland angekommen. Längst spielt es kaum noch eine Rolle, wer wann angefangen hat mit der Gewalt - die Vergeltung hat sich automatisiert.“
Die traditionelle Lynchjustiz in Form der Blutrache, in der auch unschuldige Verwandte für die Taten der Sippe bezahlen müssen, herrscht vor allem im anatolischen Osten des Landes vor. Meinungsumfragen zeigen, dass das brutale Brauchtum dort immer noch von einem großen Teil der Bevölkerung unterstützt wird.

Der mit der Polizei zusammenarbeitende Cihan hofft darauf, in Deutschland bleiben zu können. Vor einigen Jahren wurde er ausgewiesen, kehrte jedoch bald darauf zurück. Seit einigen Jahren lebt er illegal in Berlin, wird nur bis zum Prozess gegen seinen von ihm angezeigten Bruder geduldet. Seine Frau lebt mit der gemeinsamen Tochter in der Türkei, Cihan hat das Kind noch nie gesehen, weil er das Risiko scheute, erneut illegal zu reisen.

Mit seinem Entschluss, die Wahrheit ans Licht zu bringen, seine Wahrheit, ist Cihan in größerer Gefahr als jemals zuvor. Er weiß, dass es auch ihn treffen kann, jederzeit. 

Als ehemaliger Strafverteidiger, der Mord und Totschlag auch dienstlich kennengelernt hat, schrecken mich nicht so sehr die in dem Fall berichteten Morde. 

Den Politiklehrer und Staatsbürger in mir schrecken die an dem Einzelfall aufgehängten leider zutreffenden generalisierenden Aussagen, die zeigen, dass der ganzen Sache kein individuelles Fehlverhalten zu Grund liegt, über das ich hinwegsehen könnte und würde, schließlich begehen auch Deutsche Morde aus individuellem Fehlverhalten, sondern eine bestimmte Unkultur und Lebenshaltung einer in unserer Gesellschaft randständigen, aber gleichwohl zahlenmäßig relevanten und durch Zuzug und Geburtenzahl prozentual ständig wachsenden Gruppe. An solchen Begebenheiten wird immer wieder ein von meinem Lebens- und Kulturverständnis so gravierend abweichendes Lebens- und Kulturverständnis offenbar, dass ich solche Leute möglichst nicht in meinem Land haben möchte! Ein EU-Beitritt der Türkei würde aber über kurz oder lang - nach einer gewissen Sperrfrist - die Schleusen für eine verstärkte Zuwanderung von Türken öffnen, aus deren Gruppe keine Selektion nach mit möglicherweise einer europäischen Firnis überzogenen, aber im Atavistischen verhafteten oder den (schon) nach verinnerlichten mitteleuropäischen Normen und Wertvorstellungen lebenden Türken möglich sein wird! Dann eben lieber keinen Anschluss der Asiaten an unsere Gemeinschaft von Europäern!
In einem Bericht des STERN vom 09.11.06 heißt es, dass in den vergangenen sechs Jahren in der Türkei 1190 Ehrenmorde registriert worden seien. Wir können davon ausgehen, dass das eine stark geschönte Zahl ist, die Anzahl der tatsächlich vorgenommenen aber kaschierten Ehrenmorde wesentlich höher liegt! Doch selbst wenn wir diese geschönte Zahl zugrunde legen, sind das rund 200 Ehrenmorde pro Jahr, d.h., dass in weniger als jedem zweiten Tag ein Ehrenmord verübt worden ist! SPIEGEL ONLINE 30.05.07 berichtete ein halbes Jahr später: In der Türkei sind nach Regierungsangaben in den vergangenen sechs Jahren etwa 1800 Frauen im Namen der Ehre ermordet worden - das heißt fast jeden Tag eine. 
Die meisten Ehrenmorde geschahen und geschehen im kurdischen Südosten der Türkei – woher, wegen der Verfolgungen durch die Türken, die größte Gruppe der bei uns aufgenommenen Asylanten stammt! Berüchtigt wegen einer hohen Zahl von Ehrenmorden und dann vielen Selbsttötungen junger Frauen wurde die Stadt Batman. Mitglieder des Parlamentarischen Untersuchungsausschusses über Ehrenmorde reisten dorthin – und äußerten anschließend den Verdacht, „… dass die Freitode einiger Mädchen womöglich erzwungen worden seien. Eine Sonderermittlerin der Vereinten Nationen kam zum gleichen Schluss. Sie befürchtete, dass die Reform des türkischen Strafgesetzbuches, wonach jetzt Ehrenmorde mit lebenslänglicher Haft bestraft werden müssen, vielleicht dazu geführt habe, dass einige Familien ihre Töchter in den Selbstmord getrieben hätten, um die Männer zu schützen. … 30 Prozent aller Bewohner im Südosten finden, dass Frauen, die Schande über ihre Familie gebracht haben, ’gemäß der Tradition’ bestraft werden müssen, also mit dem Tod? … Uneheliche Kinder gibt es nicht in Batman, ebenso wenig wie unverheiratete Mütter: Sie werden während der Schwangerschaft ermordet. … ’Unsere Mütter, unsere Frauen, unsere Geliebten / sie sterben so, als hätten sie nicht gelebt / und haben an unserem Tisch / ihren Platz erst nach dem Ochsen’, schrieb einst Nazim Hikmet.“
V. TEIL

Kommentierte Kurzäußerungen Prominenter zur Beitrittsdebatte im Für und Wider

Im STERN 09.06.04 erschienen anlässlich der Wahl zum Europa-Parlament 2004 mehrere Artikel zu der behandelten Problematik einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU. In diesem Rahmen wurden auch Äußerungen von Prominenten zu der Frage einer Mitgliedschaft der Türkei in der EU abgedruckt. Weil diese Stellungnahmen nach einiger Zeit nicht mehr leicht aufzutreiben sind, wird in Erweiterung meiner eigenen bisherigen Arbeit ein Auszug daraus zur Orientierung und Meinungsbildung meiner Leser nachfolgend – größtenteils von mir kommentiert – wiedergegeben:  

1. Elke Heidenreich, Autorin 
"Am Bosporus fängt der asiatische Kontinent an, oder? Warum sollte der nun auch noch in die EU? Warum soll ein Land in die EU, dessen Väter immer noch Töchter zwangsverheiraten, dessen Frauen immer noch der so genannten Familienehre wegen umgebracht werden, auch wenn man sie vergewaltigt hat? In dessen Gefängnissen und Rechtsprechung es nicht nach den Menschenrechten zugeht? Außerdem glaube ich nicht an die Säkularisierung des Islam. Das wird kämpferischer, toleranter. Und schließlich: Weshalb will man die Türkei eigentlich in der EU haben? Sind es strategisch-militärische Gründe? Andere fallen mir nicht ein."

Kommentar:

Frau Heidenreichs Ansichten decken sich großenteils mit meinen: Wenn man Europa (zunächst einmal nur) geographisch betrachtet, dann gehört »die Türkei« als (bis auf einen kleinen in Europa gelegenen Gebietszipfel) asiatisches Land nicht zu Europa. Auch die von Frau Heidenreich angesprochene, die Identität Europas sprengende Kulturverschiedenheit wird in gleicher Weise gesehen. Richtig ist auch, dass militärstrategische Gründe entscheidend waren für den massiven Druck der USA auf die Europäer, die dieser Pression nicht standgehalten haben, und wir Europäer sollen nun die uns von den USA eingebrockte Suppe auslöffeln!

Das Argument der in der Türkei noch immer  nicht ausreichend geschützten Menschenrechte aber greift zu kurz, weil es nicht grundsätzlich genug angelegt ist, denn so vorgebracht impliziert es ja die von CDU-/CSU-/FDP-Regierungen von 1963 bis zu ihrer Ablösung 1998 aus politischen Gründen eingenommene Haltung, die Türkei brauche sich »nur« zu demokratisieren und dann wäre das asiatische Land ein Teil der Europäischen Union wie die europäischen Mitgliedsstaaten. 

Frau Heidenreich glaubt nicht an die Säkularisierung des Islam und befürchtet, dass der kämpferischer werde, nicht aber toleranter. 

Eine grundlegende Wandlung des Islam steht bis jetzt aus und einige seiner Reformer sind – wie z.B. der auch "afrikanischer Gandhi" genannte und als "einer der frommsten Muslime des Landes" bezeichnete Scheich Mahmud Muhammad Taha aus dem Sudan, XE "Taha"  der wegen Abfalls vom (von den einflussreichen Funda​mentalisten der sudanesischen Moslembru​derschaft in ihrer Weise interpretierten) "rechten" Glauben 1985 am Galgen gehenkt wor​den war und der 1992 von Islamisten auf offener Straße in Kairo ermordete Ägypter Farag Foda - nach ersten neuzeitlichen Interpretationsversuchen umgebracht worden oder mussten - wie z.B. der iranische Reformtheologe Hassan Jussefi-Eschkewari und alle anderen Teilnehmer der im April 2000 in Berlin von der Heinrich-Böll-Stiftung abgehaltenen Iran-Konferenz - langjährig ins Gefängnis, wenn sie nicht rechtzeitig fliehen konnten: Der Kairoer Linguist Nasser Hamid Abu Zayd/Zaid XE "Zayd"  ist wegen seiner textkritischen Koran-Analysen als von ihm so gesehenes historisches Zeugnis zum Apostaten erklärt worden; und auf die „Radda“, den Abfall vom („rechten“) islamischen Glauben, steht nach der Strafandrohung der Scharia, wie sie von einigen Rechtsschulen interpretiert und in Saudi-Arabien auch praktiziert wird, der Tod durch Köpfen mit dem Schwert auf offenem Marktplatz. Mit Unterstützung der Scheichs der al-Azhar-Moschee ist Abu Zayd XE "Zayd"  – gegen den Willen beider Eheleute – wegen dieses Verbrechens des Abfalls vom rechten Glauben 1995 von einem Kairoer Gericht zwangsweise von seiner Frau geschieden worden, was beide veranlasste, schleunigst gemeinsam ins europäische Exil zu gehen, um nicht von islamischen Fanatikern umgebracht zu werden, nachdem ihn das ägyptische Gericht mit seinem Urteil faktisch für vogelfrei erklärt hatte. Der syrische Philosoph Sadik J. Al-Azm musste ebenfalls sein Land verlassen, um sein Leben zu retten.

Für „Islamisten/Fundamentalisten“ ist der (so geglaubte) nicht von Menschen geschaffene, sondern von Gott durch den Erzengel Gabriel dem Siegel der Propheten, Mohammed, geoffenbarte Koran prinzipiell unantastbar und in ehrfurchtsvoller Demut wörtlich zu nehmen. Das ist eines ihrer Grunddogmen. Hinzu kommt, dass der Islam nach seiner Lehre Religion und Staat in einem zu sein habe. Die Islamisten bestehen neben der wörtlichen Geltung der in den Texten zum Ausdruck gekommenen Of​fenbarungen darüber hinaus auf der absoluten Gültigkeit der im 8. und 9. Jahrhundert entwic​kelten Scharia XE "Scharia" , die sie als göttliches Gesetz mit dem Islam gleichsetzen. "Wieviel Divisio​nen hat der Papst?", hatte Lenin gefragt. Der „afrikanische Ghandi“ Taha hatte keine. Darum musste er für seine "ketzerischen" Gedanken mit dem Leben bü​ßen - und 3.000 Zuschauer der Hinrichtung heizten die Pogromstimmung der Hinrich​tungsszene an mit den Rufen: "Es lebe die Gerechtigkeit - Tod den Abtrünnigen vom Is​lam!"

Noch kämpferischer kann »der Islam« nicht werden. Frau Heidenreichs Befürchtungen können richtig nur so interpretiert werden, dass sie fürchtet, der Einfluss der über Leichen gehenden fundamentalistischen Islamisten unter den Hoffnungslosen in der islamischen Welt werde weiter zunehmen. Das ist in der Tat von Algerien bis Indonesien zu befürchten. Die radikalsten Führer der islamischen Fundamentalisten in Algerien, die bei den Kommunal​wahlen im Juni 1990 rund 60 % der Stimmen errungen haben und 1991 die ersten freien Parlamentswahlen gewinnen und dann das Land in einen islamischen Gottesstaat umwandeln wollten, bekannten sich vor laufender Fernsehkamera zu der Todesstrafe aus religiösen Gründen, weil der Koran für sie das fest Beste​hende, das Unveränderliche ist. Solche Tendenzen ziehen sich durch alle islamischen Länder. Die Fundamentalisten werden von einem recht hohe Prozentzahlen erreichenden »geistigen Speckgürtel« konservativer Muslime umgeben, die sich die geistigen Positionen der Fundamentalisten „mit klammheimlicher Freude“ zu eigen machen, ohne zu deren menschenmordenden Durchsetzungsstrategien zu greifen. 

2. Professor Norbert Walter, Chefvolkswirt der Deutschen Bank 

"Die Türkei sollte Mitglied der EU werden. Das Land ist ein säkularer Staat mit Demokratie und Pluralismus in der muslimischen Welt. Der Beitritt hätte Modellcharakter: Er würde zeigen, wie Abendland und Morgenland zusammenkommen könnten. Daneben gibt es gerade für Deutschland noch ein ökonomisches Argument. Unsere Bevölkerung wird immer älter, wir werden in Zukunft dringend junge Arbeitskräfte brauchen."

Kommentar:

Eine für einen Wirtschaftsprofessor beschämend schwache, weil ohne auch nur den Ansatz einer Begründung vorgebrachte persönliche Meinungsäußerung - "Die Türkei sollte Mitglied der EU werden.“ -, denn es wird nicht einmal ansatzweise begründet, warum „Abendland und Morgenland“ in der Form einer (Voll-)Mitgliedschaft der Türkei in der EU „zusammenkommen“ sollten. Ein paar einsichtige Argumente über die im letzten Halbsatz angedeutete Notwendigkeit des Rückgriffs auf die Ressource der „in Zukunft dringend [gebrauchten türkischen] junge[n] Arbeitskräfte“ hinaus hätten es schon sein dürfen! 

Von einem Wirtschaftsfachmann erhofft man sich wenigstens ein nachvollziehbares wirtschaftliches Argument, wenn die Aufnahme der Türkei in die EU nicht aus anderen Gründen befürwortet wird. 

Der Chefvolkswirt der Deutschen Bank scheint nur mit großen $-Zeichen in den Augen den Markt von fast 70 Mio. Türken zu sehen, nicht aber die wahren politischen Verhältnisse. Herr Walter sollte erst einmal die politische Realität zur Kenntnis nehmen, bevor er so einen Unsinn verbreitet, wie: die Türkei sei ein Staat „mit Demokratie“. Die meisten der bei uns anerkannten Asylanten sind Türken: Weil die Türkei ein demokratischer Rechtsstaat ist, Herr Walter? 

Wegen ihrer (bisherigen) Demokratiedefizite ist die Türkei ja von der EU wiederholt als Bewerberin abgelehnt worden. Nach der Behauptung von Walter würden die Türkeiexperten Rumpf und Steinbach in ihrem 2004 in zweiter Auflage abgedruckten Aufsatz: „Das  politische System der Türkei“, woraus eine der zentralen Aussagen vorstehend zitiert wurde, die politischen Realitäten der Türkei verunglimpfend falsch dargestellt haben! Auch die bis 2004 erschienenen Jahresberichte von Amnesty International scheinen von Walter völlig ignoriert worden zu sein. Wie kann man nur in einer solchen Position so ein unverantwortlich dummes Zeug daher sagen und als Meinungsäußerung eines unserer an zentraler Stelle sitzenden Wirtschaftsführers veröffentlichen lassen!

Dieser ohne jede nachvollziehbare Begründung vorgebrachten Grundaussage des Chefvolkswirts der größten deutschen Bank, „die Türkei sollte Mitglied der EU werden“, wird von anderen Wirtschaftsexperten heftig widersprochen! Und die führen zahlengestützte Argumente an!

3. Wilhelm Hankel, Professor für Währungs- und Entwicklungspolitik an der Universität Frankfurt 

"Die EU ist mit ihren 25 Mitgliedsstaaten schon jetzt überdehnt. Mit Aufnahme der Türkei machen wir die Gemeinschaft vollends kaputt, ohne den Türken zu helfen. Ich kenne das Land als Entwicklungshelfer und -berater. Der mit dem Beitritt wachsende Konkurrenzdruck aus dem Westen vergrößert noch die Probleme dort, der Subventionsbedarf würde zum Fass ohne Boden. Dass unsere raren Arbeitsplätze mit Ausländern besetzt werden, macht unsere Lage auch nicht besser. Die EU schuldet der Türkei eine ehrliche Antwort: Das Land ist nicht beitrittsfähig, noch würde ihm der Beitritt nützen. Der gemeinsame Markt ist kein Wohltätigkeitsverein."

Kommentar:

Eine im Gegensatz zu der wirtschaftlich unfundiert vorgebrachten Stellungnahme des Deutschbankers stehende schonungslose wirtschaftliche Analyse, die aber auch am wirklichen Kern des Beitrittproblems vorbeigeht, denn nach der Meinung dieses Experten könnte die Zugehörigkeit zur EU je nach Kassenlage anders definiert werden: die Türkei werde als EU-Mitglied abgelehnt, weil „der Subventionsbedarf zum Fass ohne Boden würde“. Und wenn mehr Geld in der Kasse wäre und die EU sich eine solche immense Subvention über Jahrzehnte leisten könnte? Was sollte dann sein? Was wäre mit der - fehlenden - Kompatibilität auf Grund fehlender Identität?

Die Begründung einer EU-Zugehörigkeit ja nach Kassenlage muss als schlicht untaugliches Argument abgelehnt werden!

4. Martin Walser, Schriftsteller 

"Ich bin dafür, dass die Türkei in die EU kommt, weil dadurch Europa vielleicht bewirken kann, dass die Kurden von der türkischen Regierung menschenwürdiger behandelt werden."

Kommentar:

Es ist bestimmt richtig, dass die Türkei bei einer Mitgliedschaft in der EU die Minderheitenrechte der früher offiziell als „Bergtürken“ betitelten Kurden besser achten müsste. Von daher stellt sich für die Kurden die Möglichkeit der Vollmitgliedschaft der Türkei als eine große Hoffnung dar, denn die Kurden werden zurzeit nur weniger drangsaliert als vorher, als auf Grund der dauernden Verstöße der Türkei gegen die Menschenrechte der Kurden diese Bevölkerungsgruppe das größte Kontingent der bei uns anerkannten Asylanten stellte und noch immer stellt.

„In der Türkei kochten die Gemüter über, nachdem 100 kurdische Intellektuelle in einer internationalen Zeitungsanzeige Selbstverwaltungsrechte für die kurdische Minderheit forderten, wenn die Türkei EU-Mitglied werden wolle. Zu den Unterzeichnern der Anzeige, die in der "International Herald Tribune" und in "Le Monde" erschien, gehörte unter anderem die Ex-Parlamentarierin Leyla Zana und drei andere frühere Abgeordnete, die erst im Juni nach zehnjähriger Haft von den türkischen Behörden entlassen worden waren. … In der Zeitungsanzeige, die vom Kurdischen Institut in Paris plaziert worden war, hieß es, die EU möge folgende Grundsatzforderungen für die Verhandlungen mit der Türkei erheben: Eine neue Verfassung, in der die Existenz des kurdischen Volkes ausdrücklich anerkannt wird, und die das Recht der Kurden auf muttersprachliche Bildung garantiert; Rückkehr der schätzungsweise drei Millionen vertriebenen Kurden in ihre Dörfer im Südosten der Türkei; den Kurden müssten alle Rechte gegeben werden, die Ankara für die türkische Bevölkerung Zyperns fordert, Rechte, wie sie die Wallonen in Belgien oder die Basken in Spanien genießen. Mithin eine weitgehende Autonomie. 

Das traf die türkischen Empfindlichkeiten wenige Tage vor der Brüsseler Entscheidung über den Beginn von Beitrittverhandlungen wie ein Schlag ins Gesicht. Türkische Medien forderten lauthals, die "Verräter" sollten sofort wieder ins Gefängnis zurückgebracht werden, aus dem sie nie hätten entlassen werden dürfen. Frau Zana und ihre Schicksalsgefährten erklärten dann jedoch überraschend, sie hätten zu dem veröffentlichten Anzeigentext nicht ihre Zustimmung gegeben. Der Leiter des Kurdischen Instituts in Paris, Kendal Nezan, erwiderte, er habe ihnen den Text 15 Tage vor Veröffentlichung zukommen lassen, und sie hätten ihre Zustimmung gegeben. Frau Zana und die drei anderen Ex-Angeordneten sagen jedoch, der Text, der ihnen gezeigt wurde, sei nicht identisch mit dem Text, der dann in den Zeitungen stand. Frau Zana reiste gestern nach Frankreich, wohl um zu klären was wo und wie schiefgelaufen ist. 

Wer nun was sah und guthieß, ist eine Sache; aber die bloße Tatsache, dass der Coup offenbar lange vorbereitet wurde, verdoppelt den Ärger der Türken. Bedeutet es doch, dass die Kurden bewusst mit der Publikation warteten, bis die Spannung wenige Tage vor der EU-Entscheidung auf dem Höhepunkt war.“ (DIE WELT  13.12.04)

 Aber kann die Unterdrückung einer Minderheit in einem asiatischen Land ein Kriterium für die Aufnahme dieses Landes in die Europäische Union sein? 

Wäre das der Fall, müsste praktisch ganz Asien Mitglied der EU werden! Da hat Walser entschieden zu kurz gedacht!

5. Wulf Schönbohm, Leiter der Konrad-Adenauer-Stiftung in Ankara 

"Wenn die EU der Türkei jetzt kein Datum nennt, führt das in der Türkei zu einem politischen Schock und einem Stopp der Reformen. Mit der Türkei wird die EU zum Global Player." 

Kommentar:

Letzteres sieht - wie vorstehend schon zitiert - Wilhelm Hankel, Professor für Währungs- und Entwicklungspolitik an der Universität Frankfurt, völlig anders: 

„Mit Aufnahme der Türkei machen wir die Gemeinschaft voll​ends kaputt, ohne den Türken zu helfen. ... Der mit dem Beitritt wachsende Konkurrenzdruck aus dem Westen vergrößert noch die Probleme dort, der Subventionsbedarf würde zum Fass ohne Boden. ... Das Land ist nicht beitrittsfähig, noch würde ihm der Beitritt nützen.“

Sicher würde eine negative Entscheidung in der Türkei zu einer Enttäuschung führen und die Türkei würde sich vermutlich mehr nach Asien ausrichten, womit frühere türkische Ministerpräsidenten der EU wiederholt gedroht hatten. 

Die Türkei hat ihre sozialpolitischen Kernprobleme selber zu lösen und würde sich ins eigene Fleisch schneiden, sollte sie die angefangenen Reformen stoppen. Das wohlverstandene innertürkische Reformargument ist kein Argument, mit dem eine Aufnahme in die EU erzwungen werden könnte und sollte.

6. Feridun Zaimoglu, türkisch-stämmiger Schriftsteller 
"Ja, es wäre schön, wenn die Türkei in der EU wäre, aber...Dieses Aber bleibt bei mir immer bestehen. Die Befürworter sind leider sehr naiv, sprechen von Visionen und Träumen, doch gehen mit keiner Silbe darauf ein, was der Spaß kosten wird. Wir haben die Wiedervereinigung schon nicht verkraftet, den Sinn der EU-Osterweiterung sieht man auch nicht, und jetzt diese Beitrittsdebatte. Ich will den Türken nichts Übles. Man muss aber fragen, ob der Beitritt uns Deutsche nicht überfordert. Sonst hauen uns die Menschen die Visionen irgendwann um die Ohren."

Kommentar:

Erinnert sei an die politische Vision der „Vereinigten Staaten von Europa“, die mit der asiatischen Türkei nicht zu verwirklichen ist. 

7. Heinrich August Winkler, Historiker
"Die Geostrategen verwechseln geografische Größe und politische Kraft. Ihr Großeuropa wäre zwar räumlich eindrucksvoll, aber infolge Überdehnung politisch nicht handlungsfähig - ein Koloss auf tönernen Füßen."

Gleichlautend äußerte er sich in einem SPIEGEL-Interview (51/2004), in dem er dem damaligen Außenminister Fischer genau dieses vorwarf. Dort heißt es:
„Es ist falsch verstandene Realpolitik. Wenn Außenminister Joschka Fischer erklärt, Europa habe noch nicht die richtige Größenordnung, es müsse die Türkei aufnehmen, um dann von der geografischen Ausdehnung her mit Amerika, Russland, China und Indien Schritt zu halten, so liegt dem eine Verwechslung von Größe und Stärke zugrunde. Ein Europa, das in der Welt eine Rolle spielen will, muss mit einer Stimme sprechen können. Und das setzt ein gewisses Maß an Zusammengehörigkeit und Wir-Gefühl voraus. Ein Europa, das sich bis zum Euphrat erstreckt, könnte auf diese Ressource nicht mehr zurückgreifen.“

Kommentar:

So habe ich ja auch aus der Gesamtschau meiner Fachrichtungen als Historiker, Fachlehrer für Politik und Jurist argumentiert und Beweise hierzu im Einzelnen angeführt.

8. Peter Glotz, SPD-Politiker und Institutsdirektor an der Universität St. Gallen 

"Die Türkei ist nicht Litauen, sondern wäre der größte Staat der EU, dazu innerlich gespalten und voller Pro​bleme. Nimmt die EU die Türkei auf, wird diese EU endgültig zu einer Freihandelszone mit gelegentlicher Politik-Koordination."

Kommentar:

Eine Freihandelszone ist nicht das, was sich bei mir mit der Vision der „Vereinigten Staaten von Europa“ verbindet – und mehr wäre dann wegen des fehlenden inneren Zusammenhaltes auf Grund mangelnder Identität nicht möglich. Ich will nicht eine große europäische Vision für eine faktisch reine Wirtschaftsgemeinschaft mit der Türkei geopfert wissen.

9. Dr. Tessa Hofmann, Armenien-Koordinatorin der Gesellschaft für bedrohte Völker 

"Für demokratische Staaten sollte es selbstverständlich sein, sich der eigenen historischen Verantwortung zu stellen. Die Türkei aber leugnet bis heute ihr Gründungsverbrechen, nämlich die Vernichtung von 3,5 Millionen christlichen Bürgern, darunter 1,5 Millionen Armenier. Und dies, obwohl das Europäische Parlament sie seit 1987 zur Anerkennung des Völkermords an den Armeniern aufgefordert hat. Bis heute werden ethnische Minderheiten diskriminiert, und erst kürzlich hat der türkische Erziehungsminister in einem Aufsatzwettbewerb Schüler verpflichtet, sich gegen die "Völkermord-Lüge" zu äußern. Solche Positionen sind unvereinbar mit einem Beitritt zur EU."

Kommentar:

Auch Frau Hofmann greift in ihrer Argumentation zu kurz, denn wenn – wie de Gaulle in Frankreich hinsichtlich Algerien – ein türkischer Staatsmann irgendwann den Mut aufbringt, die historische Wahrheit auszusprechen und so endlich u.a. den Völkermord an den Armeniern anzuerkennen, wäre die Türkei damit nicht automatisch ein europäisches Land mit Aufnahmeberechtigung in die EU!

In diesem Zusammenhang ist die am 14.04.03 ergangene Anweisung des türkischen Erziehungsministers an alle Schuldirektoren von besonderem Interesse, „… alle türkischen Grund- und Sekundarschüler zu verpflichten, die Ausrottung von Armeniern in Abrede zu stellen“ (DIE ZEIT „Wer am Leben blieb …“). 

10. Fikriye Selen, Ex-Mitglied der deutschen Box-Nationalmannschaft, Betriebswirtin 

"Klar bin ich für den Beitritt. Die Türkei hat in den letzten Jahren bedeutende Reformen durchgeführt. Ich glaube, die EU hat nicht mit diesem Tempo gerechnet. Die Diskussion über die geografische und kulturelle Zugehörigkeit der Türkei ist für mich völlig überflüssig. Die Türkei gehört zu Europa, denn sie schafft Gleichgewicht und Stabilität in jeder Hinsicht."

Kommentar:

Selbst aus der erschreckend ahnungslosen Sicht der gebürtigen Türkin ist diese außerordentlich törichte weil politisch völlig unbedarfte Äußerung nicht hinnehmbar: „Die Diskussion über die geografische und kulturelle Zugehörigkeit der Türkei ist für mich völlig überflüssig.“ Und das die Türkei „Stabilität in jeder Hinsicht“ und damit auch in der Zypernfrage schaffe, ist mir bisher entgangen. Es ist ärgerlich, dass der STERN für solch einen Schwachsinn überhaupt Raum zur Verfügung stellt!

So wie die Boxerin kann man nur argumentieren, wenn man völlig geschichtslos und unreif gegenüber gesellschaftlichen Phänomenen ist. Zur geistigen Erhellung von Frau Selen ein paar – hoffentlich ihr Nachdenken anregende - Fragen: 

· Warum besteht seit eineinhalb Jahrtausenden ein abgrundtiefer Hass zwischen Iranern und Arabern? 

· Warum gehen sich Sunniten und Schiiten in Saudi-Arabien und in Pakistan, Hindus und Moslems in Indien und anderen Ländern immer wieder an die Kehle? 

· Warum kam es mehrfach zu schiitisch-muslimischen Besetzungen der von den wahhabitisch-muslimischen Saudis bewachten Heiligen Moscheen in Mekka zu Zeiten des Pilgermonats, wobei sogar einmal eine schiitische Besetzung der Heiligen Moschee von französischen Fallschirmjägern niedergekämpft werden musste, die zuvor (pro forma) zum Islam hatten übertreten müssen? 

· Warum zünden sich in Pakistan Schiiten und Sunniten gegenseitig ihre Moscheen an und bringen, wie 2004 geschehen, gegenseitig ihre geistigen Führer um? 

· Warum brechen die Gegensätze im Kosovo immer wieder bis hin zum Völkermord auf? 

· Warum gibt es im Sudan seit seiner Unabhängigkeit praktisch nur Bürgerkrieg? 

· Warum gab es in Uganda und Ruanda die Völkermorde der Hutus an den Tutsis? Die Beispiele sind Legion und könnten beliebig fortgesetzt werden. 

· Warum können sich die arabischen Länder nicht wieder vereinen und ein Großreich wie zu den Zeiten des Propheten bilden, da sie alle auf der gleichen islamischen Kultur basieren? 

Doch nur auf Grund der kulturellen Verschiedenheiten! Und bei solcher Sachlage wird von der Boxerin die Diskussion um die „kulturelle Zugehörigkeit der Türkei“ für „völlig überflüssig“ erklärt!

(Ich weiß, dass der nächste Satz »gemein« ist und ein ausgesprochen pamphletistischer Satz eigentlich nicht in eine solche Ausarbeitung gehört, aber bei dem von ihr verzapften Schwachsinn, wie er vorstehend wiedergegeben ist und mir als langjährigem Leser des STERN zugemutet wird, fällt mir an sich nur der Kurzkommentar ein: Vielleicht sollte sich Frau Selen einer anderen Sportart widmen, in der frau nicht so viele Schläge an den Kopf erhält!)

11. Angela Merkel, CDU-Vorsitzende 

"Man muss fragen, warum die Amerikaner so für den Türkei-Beitritt sind; ob sie dabei an ihre Interessen denken oder an die europäischen. Mir jedenfalls geht es um die europäische Identität. Ich halte einen Türkei-Beitritt derzeit für falsch."

Kommentar:

Das einschränkende „derzeit“ hätte sich Frau Merkel sparen sollen, denn mit einer solchen Wortwahl erweckt sie den Eindruck, dass – obwohl es ihr nach ihrem eigenen Bekunden „um die europäische Identität“ geht – später einmal ein Beitritt der Türkei zur EU möglich wäre. 

Das ginge aber nur unter Außerachtlassung der europäischen Identität, die die Türkei nicht mit umfasst, die Türkei notwendigerweise ausschließt. Es ist niemandem damit gedient, wenn aus »Gutmenschentum« die historischen Fakten selbst dann verschwiegen werden, wenn sie zum Tragen kommen:  Die Türkei gehört nicht zum identitätsstiftenden kulturellen und historischen Erbe Europas, weil sich die europäische Identität u.a. auch in dem Jahrhunderte langen Abwehrkampf des christlichen Abendlandes gegen das islamische osmanische Reich der Hohen Pforte herausgebildet hat. Dieser mit Waffen ausgetragene ganz reale und der Kulturkampf gegen das osmanische Reich wurde von den Völkern Europas als gesamteuropäische Aufgabe gesehen und wahrgenommen.

An allen geistigen Strömungen, die Europa von der Antike an zu dem gemacht haben, was unter Informierten darunter subsumiert wird und durch die Europas Identität herausgebildet wurde, hat die Türkei nie irgend einen Anteil gehabt!

12. Michael Sommer, DGB-Chef

"Wir können der Türkei nicht 40 Jahre lang Hoffnung auf eine Mitgliedschaft machen und auf einmal sagen: April, April. Und es gibt ja auch gute Gründe für die Aufnahme: Wenn die Türkei dauerhaft stabilisiert wird, was Menschenrechte, soziale Standards, Gleichberechtigung angeht, ist das auch gut für die Integration der 2,5 Millionen türkischstämmigen Menschen in Deutschland. Außerdem hilft es langfristig unserer Wirtschaft, weil neue Absatzmärkte entstehen."

Kommentar:

Das Wecken unberechtigter Hoffnungen auf spätere Mitgliedschaft war der Fehler der CDU/CSU/FDP-Politik gegenüber der Türkei von 1963 an. Und dieser Fehler muss jetzt zum Schaden Europas perpetuiert werden?

Es erscheint äußerst fragwürdig, ob eine Aufnahme der Türkei in die EU die Integration der türkischstämmigen Menschen in Deutschland fördert. Vermutlich wird anders herum ein Schuh daraus: Weil durch einen Beitritt der Türkei zur EU der türkische Einfluss immens vergrößert würde, würde die noch bestehende Notwendigkeit und damit die Bereitschaft der türkischstämmigen Menschen in Deutschland, sich zu integrieren, abnehmen!

Die deutsche Wirtschaft exportiert in alle Welt - zugegebenermaßen überwiegend in EU-Staaten -, ohne dass diese Welt vollständig Mitglied in der EU ist. Türkische Industrielle werden nicht deswegen deutsche Maschinen kaufen, weil die Türkei Mitglied in der EU ist, sondern weil sie die Vor- und Nachteile eines solchen Kaufes gegenüber den Angeboten der internationalen Konkurrenz auf dem türkischen Markt abwägen.

13. Kardinal Karl Lehmann, Vorsitzender der deutschen Bischofskonferenz 

"Entscheidend ist, ob die Türkei sich selbst so weit als europäisch definiert, dass sie bereit und in der Lage ist, die Kopenhagener Bedingungen für einen Beitritt zu erfüllen. Alle Fachleute sind sich einig, dass es in diesen Punkten trotz mancher Fortschritte immer noch schwerwiegende Defizite gibt, die nicht kurzfristig zu beheben sind." 

Kommentar:

Damit argumentiert der Kardinal genau so kurzgedacht wie schon andere an dieser Stelle zitierte Prominente, weil er in seiner Argumentation nur auf zur Zeit bestehende Hindernisse abhebt: Und was soll sein, wenn die Kopenhagener Kriterien von der Türkei einmal erfüllt sein sollten? 

Dabei heißt es in Artikel 49 des EU-Vertrages, dass jeder europäische Staat einen Antrag auf Mitgliedschaft in der EU stellen könne. Und die Türkei ist kein europäischer Staat: Die Türkei ist nicht der östlichste Staat Europas, sondern der westlichste Staat Asiens!

14. Christoph Daum, Fußballtrainer des türkischen Meisters Fenerbahce Istanbul
"Die Türkei ist ein weltoffenes und modernes Land, es gibt eine klare Orientierung Richtung Westen. Ich kann die Türken verstehen, wenn sie fragen: Warum dürfen jetzt Lettland, Estland und Litauen in die EU? Und warum müssen wir so lange anstehen? Ich bin überzeugt, dass die Türkei in der EU gut aufgehoben wäre. Die EU darf sich nicht als christlicher Klub verstehen. Sie muss Mut haben und selber die Toleranz zeigen, die sie von ihren Mitgliedern immer wieder fordert."

Kommentar:

Solche völlig ahnungs- und geschichtslose, sich in dem Satz: „Ich kann die Türken verstehen, wenn sie fragen: Warum dürfen jetzt Lettland, Estland und Litauen in die EU?“ offenbarende Argumentation kann wütend machen. Ich kann eine solche Frage nicht verstehen, denn die drei baltischen Staaten gehören seit Jahrhunderten fraglos zu Europa, die Türkei aber nicht.

Welche Länder soll die von Daum angemahnte Toleranz denn umfassen? Wo sollen Europas Grenzen verlaufen, so dass Europa noch als Europa mit eigener Identität wahrgenommen werden kann, einer Identität, aus der allein heraus die Kraft zu einem politischen Zusammenschluss erwachsen könnte?

15. Barbara Lochbihler, Generalsekretärin Amnesty International Deutschland 

"Amnesty International begrüßt, dass die Beitrittsbestrebungen der Türkei und die von der EU aufgestellten Kriterien erste Grundlagen für die Verbesserung der Menschenrechtssituation in der Türkei geschaffen haben. So wurde die Todesstrafe in Friedenszeiten abgeschafft, wurden die Spielräume für politische Meinungsäußerung erweitert und die kurdische Sprache in begrenztem Maße für den öffentlichen Gebrauch zugelassen. Dennoch reichen die bisherigen Reformen nicht aus, um die Meinungsfreiheit und die Wahrnehmung der bürgerlichen Rechte in vollem Umfang zu garantieren. Oppositionelle Politiker, Journalisten und Menschenrechtler werden noch immer drangsaliert, vor Gericht gestellt und zu Freiheits- oder Geldstrafen verurteilt. Vor allem die Folter ist in der Türkei nach wie vor weit verbreitet. Hier sind noch erhebliche Anstrengungen nötig, um eine effektive Strafverfolgung der Verantwortlichen zu gewährleisten."

Kommentar:

Und dann, Frau Lochbihler? Soll die Türkei Ihrer Meinung nach dann Mitglied in der EU werden können? Auf Grund welcher Argumente?

Die Beseitigung des noch bestehenden Menschenrechtsdefizitproblems ist ein innertürkisches gesellschaftliches Problem, das die Türkei völlig losgelöst von einer (abzulehnenden) Mitgliedschaft in der EU für die Schaffung gesellschaftlichen Friedens im eigenen Land lösen muss!

16. Ruprecht Polenz, früherer Generalsekretär der CDU, Bundestagsabgeordneter 

"Die europäische Idee nach 1945 war nicht, einen Club von Ländern zu schaffen, die das Ziel haben, immer reicher zu werden. Die Idee war, dauerhaft Frieden zu schaffen. Diese Friedensordnung wird im 21. Jahrhundert herausgefordert durch die Kluft zwischen westlicher und islamischer Terrorbedrohung. Wenn die Türkei der EU beitritt, wäre das eine Botschaft, die nicht unterschätzt werden darf: Wir bekämpfen den islamistischen Terror gemeinsam mit unseren muslimischen Freunden." 

Kommentar:

„Den islamistischen Terror gemeinsam mit unseren muslimischen Freunden" können wir auch ohne Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU bekämpfen. 

Und durch eine Vollmitgliedschaft der Türkei würden wir uns verstärkt den „geistigen Speckgürtel“ islamistischer Fundamentalisten in die aufzubauende Staatengemeinschaft eines Vereinigten Europas holen, die wir jetzt schon zu zahlreich in dem von unseren Verfassungsschutzdiensten als gefährlich eingestuften Verein Milli Görüs haben! Ein Kaplan, der sich mit 16 Gerichtsverfahren gegen seine Ausweisung wehren konnte, plus Anhänger reicht!

17. Alice Schwarzer, Autorin 
"In Deutschland leben seit Jahrzehnten Millionen Türkinnen und Türken. Trotz der Agitation der Fundamentalisten gilt für die Mehrheit: Längst sind wir mehr als Nachbarn. Immer öfter sind wir miteinander befreundet oder gar verheiratet. Trotzdem bin ich gegen einen EU-Beitritt der Türkei zum jetzigen Zeitpunkt. Denn die zwischen Tradition und Moderne, zwischen Demokratie und Gottesstaat zerrissene Türkei muss sich zunächst einmal selber klar werden, wohin sie tendiert. Auch irritiert mich, wie rasch der türkische Staatschef Erdogan sich vom Anhänger des fundamentalistischen Erbakan zum demokratischen Staatschef gewandelt haben soll. Hat er wirklich dazugelernt? Und was wird, wenn der Staat sich in absehbarer Zeit befreien sollte von der Knute des Militärs? Das Militär war zwar noch nie für die Demokratie - aber die Generäle sind bis heute die Garanten gegen einen Gottesstaat. All das gilt es abzuwarten. Darum: Nein zum Beitritt - und Ja zur Freundschaft."

Kommentar:

Damit argumentiert Schwarzer genau so kurzgedacht wie schon andere an dieser Stelle zitierte Prominente, weil sie in ihrer Argumentation nur auf zur Zeit bestehenden Hemmnisse abhebt. Und was soll dann sein? 

Frau Schwarzer begeht den gleichen politischen Fehler, den die CDU/CSU/FDP-Regierungen seit 1963 begangen haben! Sie drückt sich mit dem Hinweis auf momentane Demokratiedefizite genauso vor einer das Problem grundsätzlich lösenden Ablehnung einer Vollmitgliedschaft wie die CDU-geführten Regierungen und hält damit unberechtigte Hoffnungen offen. Sie behandelt die Türkei wie einen Krebskranken, von dem feststeht, dass sein Krebsleiden unheilbar ist, dem dieses Wissen aber aus Rücksichtnahme vorenthalten wird. So drückt sie sich vor der klaren Aussage, dass die asiatische Türkei nie Mitglied in der Europäischen Union werden darf, wenn die ihre Identität nicht aufgeben will. Ohne Identität kann aber keine menschliche Gemeinschaft leben. Das geht aus psychologischen Gründen nicht. Welche Identität hätte aber eine solche »Nicht-mehr-EU« dann? 

18. Juli Zeh, Schriftstellerin

"Dass die Türkei als europäischer Staat anzusehen ist, wurde längst entschieden. Die Türkei hat einen Antrag auf Mitgliedschaft gestellt, daraufhin hat die EU Bedingungen gestellt. Wenn die erfüllt sind, muss die Türkei aufgenommen werden. Es ist wie beim Autokauf: Man will einen Wagen kaufen, macht einen Vorvertrag und fängt an, eine Garage zu bauen. Und dann kann der andere schon rein rechtlich nicht mehr sagen: Ätsch, ich verkaufe dir das Auto doch nicht."

Kommentar:

Es wurde nicht entschieden, „dass die Türkei als europäischer Staat anzusehen ist“, sondern es wurde auf jahrelangen starken us-amerikanischen Druck hin so getan, als wenn die Türkei als europäischer Staat anzusehen sei. Das ist ein himmelweiter Unterschied! 

Die Nazis hatten entschieden, dass Juden als Ungeziefer anzusehen seien. Was sagte das über die Richtigkeit dieser Ansicht? Die weißen Südafrikaner und die Weißen in den Südstaaten der USA hatten entschieden, dass ihren schwarzen Mitbürgern kaum Rechte zustehen: Das System der Apartheid und des Ku-Klux-Klan haben diese ihre Entscheidungen mit vielen Morden durchzusetzen versucht. Was sagte das über die Richtigkeit der solchem Verhalten zu Grunde liegenden Entscheidungen? An den christlichen Geboten und der Bergpredigt gemessen waren sie nicht richtig, und die geschichtliche Entwicklung hat ebenfalls ihre Unrichtigkeit bestätigt. 

In solchen Problemfeldern darf man nicht fragen, was – bisher – wie entschieden ist, sondern man muss fragen und hinterher begründen, was aus welchen Gründen richtig ist.  

So eine verquere Argumentation wie mit dem Abschluss eines Vorvertrages beim Autokauf kommt davon, wenn man ohne Sachwissen Beispiele aus einem Sachgebiet wählt, von dem man nichts versteht. Die Schriftstellerin kann ausweislich ihres unrichtigen Vergleichs keine Juristin sein. Es wurde mit der Türkei bisher kein „Vorvertrag“ abgeschlossen. Der Erweiterungskommissar Verheugen betonte bis zur Europawahl 2004 immer wieder und wird es bis zur Vorlage seines Berichtes Ende 2004 immer wieder tun, dass noch nichts entschieden sei, dass Ende des Jahres 2004 erst einmal entschieden wird, ob überhaupt Beitrittsverhandlungen aufgenommen werden sollen und außerdem, dass Beitrittsverhandlungen nicht zwangsläufig zu einem Beitritt führen müssten. Das Verlogene an seiner Argumentation ist ja gerade, dass er die Entscheidungsfindung als noch völlig offen darstellt, weil eben kein „Vorvertrag“ abgeschlossen worden ist, ja noch nicht einmal Verhandlungen zur Herbeiführung eines „Vorvertrages“ aufgenommen wurden, obwohl jedermann weiß, dass die Aufnahme von Verhandlungen, die erst zu dem im Beispiel bemühten Vorvertrag führen würden, bislang immer positiv zu Ende geführt wurden; im Ausnahmefall Norwegen waren die Verhandlungen auch positiv zu Ende geführt worden, aber die Bevölkerung hat in zwei Volksentscheiden 1972 und 1994 gegen den ausgehandelten Beitritt gestimmt: wegen des Unabhängigkeit versprechenden Ölreichtums vor seiner Küste und weil das Land seit dem 14. Jahrhundert zunächst von Dänemark und dann von Schweden abhängig gewesen und erst 1905 unabhängig geworden war. Bei dem nationalen Trauma wollte man nicht schon wieder nationale Souveränität abgeben und so Gefahr laufen, wieder fremdbestimmt zu werden.

19. Stephan Krawczyk, Autor 

"Wer die Menschenrechtssituation in der Türkei auf lange Sicht kontrollieren und verbessern will, muss das Land in die EU holen."

Kommentar:

Und was ist mit all den anderen asiatischen Ländern, in denen ebenfalls die Menschenrechtssituation dringlich verbessert werden müsste? Sollen die auch alle in die EU geholt werden? Natürlich nicht! Warum dann aber die Türkei???

20. Marco Bode, Ex-Fußballnationalspieler, ARD-Experte für die EM 2004 


"Die EU sollte die objektiv definierten Aufnahmekriterien auf die Türkei anwenden - so wie auf jeden anderen Kandidaten und ohne ideologische Vorurteile. Mittelfristig wäre es wünschenswert, wenn es Europa gelänge, die Türkei zu integrieren."

Kommentar:

Nun gut: Zu den objektiv definierten Aufnahmekriterien gehört Artikel 49 des EU-Vertrages. Er bildet die Grundlage für alle Aufnahmekriterien. Artikel 49 regelt, dass jeder europäische Staat einen Antrag auf Mitgliedschaft in der EU stellen könne. 

Marokkos Aufnahmebegehren wurde deshalb 1997 mit der zutreffenden Begründung abgelehnt, dass Marokko kein europäisches Land sei. Was für das afrikanische Marokko gilt, muss unter Anwendung der objektiv definierten Aufnahmekriterien auch für die asiatische Türkei gelten: Auch sie ist kein europäisches Land. Darum ist ihre Mitgliedschaft in der Europäischen Union aus demselben Grund abzulehnen!

21. Barbara Locher-Otto, Vorsitzende des Verbandes berufstätiger Mütter vbm e.V. Köln, Auditorin Beruf & Familie

"Wenn es eine Chance für ein Miteinander westlicher und islamischer Werte gibt, dann mit der Türkei. Europa muss sich auf die Herausforderung der EU-Aufnahme einlassen, wenn es eine Erweiterung über seinen historischen Kernbereich wagen will. Für meine Kinder soll es selbstverständlich möglich sein, in Madrid, Amsterdam, Talin oder Istanbul als Europäer zu leben. Ich erhoffe eine offene europäische Wertegemeinschaft, die sich nährt aus unterschiedlichen kulturellen Hintergründen. Der Weg hin zu Europa wird einerseits die gesellschaftliche Entwicklung eines modernen Staates in der Türkei festigen und eröffnet gleichzeitig uns Frauen gemeinsame Perspektiven in eigenständiger Lebensgestaltung und der freien Entfaltung in sozialer, wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht."

Kommentar:

Das Wagnis der „Erweiterung über den historischen Kernbereich hinaus“ wurde mit der letzten Erweiterungsrunde bereits eingegangen. Warum aber sollte Europa bis nach Asien hinein an die Grenzen Persiens erweitert werden? Das erklärt die befragte Frau Lotter-Otto nicht!

Ein weiteres »emotionales« (um die Charakterisierung als dümmlich zu vermeiden) Argument ist der Wunsch, dass die eigenen Kinder von Frau Lotter-Otto an verschiedenen Orten als Europäer leben können. Was denn sonst? Wo sie auch sind, werden sie dort immer als Europäer und nicht als Afrikaner, Araber, Asiaten, Amerikaner oder Australier leben!

Geradezu abwegig ist die Verquickung des Wunsches, dass sich mit einer Festigung der Türkei „gleichzeitig uns Frauen gemeinsame Perspektiven in eigenständiger Lebensgestaltung und der freien Entfaltung in sozialer, wirtschaftlicher und kultureller Hinsicht“ eröffnen mögen: als wenn die Türkei eine Vorreiterrolle bezüglich der Durchsetzung von Frauenrechten inne hätte! Auf Grund solcher wenig durchdachten Äußerungen müsste man annehmen, dass die Frau nicht den Politikteil in der Zeitung wirklich liest, höchstens darüber hinwegstiert, denn sonst dürfte sie nicht solche unverantwortlichen Äußerungen machen!
22. Berthold Huber, 2. Vorsitzender der IG Metall 

"Ja zum EU-Beitritt der Türkei. Voraussetzung: die Türkei erfüllt die Beitrittskriterien. Da ist noch viel zu tun. Vor allem die Rechte für Arbeitnehmer müssen verbessert werden. Sie können sich in der Türkei nicht frei und ohne Überwachung organisieren. Ohne freie Gewerkschaften ist die Türkei kein wirklich demokratischer Staat. Warum sollte uns das in Deutschland interessieren? Knapp 1.500 deutsche Unternehmen sind in der Türkei vertreten, täglich werden es mehr. Eine Aufnahme der Türkei in die Europäische Union bringt keine Masseneinwanderung nach Deutschland. Sondern die Zusammenarbeit von Partnern, die voneinander profitieren können. Das schafft Arbeitplätze hier wie dort. Darum: fördern und fordern wir die Türkei mit einem Ja zum EU-Beitritt." 

Kommentar:

Zu den objektiv definierten Aufnahmekriterien gehört Artikel 49 des EU-Vertrages. Er bildet die Grundlage für alle Aufnahmekriterien. Artikel 49 regelt, dass jeder europäische Staat einen Antrag auf Mitgliedschaft in der EU stellen könne. Da die asiatische Türkei kein europäischer Staat ist, kann sie eo ipso gar nicht dieses Beitrittskriterium erfüllen!

23. Günter Wallraff, Autor 

"Türkei in die EU? Im Prinzip ja, aber mit der Auflage, dass die elementarsten Menschenrechte müssen eingehalten werden:

Keine Folter, wie sie noch immer in türkischen Polizeistationen praktiziert und nicht verfolgt wird.
Generalamnestie für die tausenden politischen Gefangenen.

Minderheitenrechte für die 14 Millionen Kurden, aber auch für die christlichen Aramäer und Assyrer.
Der Genozid an mehr als einer Million Armeniern darf nicht länger totgeschwiegen, geleugnet oder gar gerechtfertigt werden.

"Ehrenmorde" wegen angeblicher Verletzung der Familienehre dürfen nicht mehr als Kavaliersdelikt angesehen werden.

Das Grundrecht der Kriegsdienstverweigerung muss gewährleistet sein.

Die EU-Mitgliedschaft würde die längst überfällige volle Integration der bei uns oft in Gettos lebenden 1,8 Millionen türkischen Einwanderer erleichtern. Bei einer Absage würde die Türkei, der schon seit Adenauers Zeiten immer wieder die Mitgliedschaft versprochen wurde, endgültig verprellt und dem islamistischen Lager in die Arme getrieben werden. Allerdings sollten unsere Politiker nicht überhastet vorgehen: Sie dürfen sich nicht zu Lakaien der USA machen lassen, die aus geostrategischen Gründen eine vorschnelle Mitgliedschaft der Türkei wollen, aber die Folgen nicht zu tragen haben. Bei der Überwachung der Grundrechte müssen Menschenrechtsorganisationen federführend eingebunden sein."

Kommentar:

Im Prinzip: Nein! Ein Fehlschluss ist es auch, dass eine Aufnahme der Türkei in die EU als Vollmitglied „die längst überfällige volle Integration der bei uns oft in Gettos lebenden 1,8 Millionen türkischen Einwanderer erleichtern“ würde: Wenn die Türken nach einem Beitritt die Bevölkerungsmehrheit haben, dann besteht noch weniger Zwang und Notwendigkeit, sich um Integration zu bemühen. Üblicherweise muss sich eine Minderheit der Mehrheit anpassen. Bei dem zunehmenden politischen Gewicht würde der Druck zur Integration vermindert. Umgekehrt wird ein Schuh daraus: Erst wenn es feststeht, dass die Türkei nicht aufgenommen wird, entsteht der Druck zu verstärkten Integrationsbemühungen!

24. Ingrid Fischbach, CDU MdB 

"Eine 'privilegierte Partnerschaft' ist zum jetzigen Zeitpunkt in meinen Augen der richtige Weg. Die Türkei ist ein mit Deutschland befreundetes Land und ein verlässlicher NATO-Bündnispartner. Die Türkei kann ein wichtiger Vermittler zur islamischen Welt sein, deshalb ist ihre Einbindung wichtig. Die Türkei muss aber als Voraussetzung für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen die 1993 von der EU verbindlich festgelegten politischen Kopenhagener Kriterien theoretisch und praktisch erfüllen. Dazu gehören die Sicherstellung eines demokratischen und rechtsstaatlichen Handelns sowie die volle Verwirklichung der Menschen- und Minderheitenrechte. Bedingungen, die auch nach der Einschätzung deutscher Gerichte nicht voll erfüllt sind. Außerdem stellt der in diesem Jahr vollzogene Beitritt der zehn neuen EU-Staaten eine große Herausforderung für die Europäische Union dar, die erst gemeistert werden muss. Das Konzept der 'privilegierten Partnerschaft' statt eines Beitritts trägt deshalb der europäischen Perspektive der Türkei am besten Rechnung zum Wohle aller Beteiligten."

Kommentar:

„Ein kluger Mann widerspricht einer Frau nicht – er wartet so lange, bis sie sich selbst widerspricht.“ Getreu diesem Bonmot weise ich darauf hin, dass Frau Fischbach einerseits die Linie von Frau Merkel vertritt, die einen Beitritt der Türkei zur EU als Vollmitglied ablehnt und ihr stattdessen »nur« eine „privilegierte Partnerschaft“ anbietet – auch unser MdB Fischbach hält das für richtig, und das ist es auch –, was die Türkei aber empört ablehnt; sie besteht ihrerseits auf Beitrittsverhandlungen, weil sie auf den Automatismus vertraut, dass bisher jeder Staat, mit dem Beitrittsverhandlungen aufgenommen worden waren, zum Abschluss der Verhandlungen als Vollmitglied aufgenommen worden ist. Obwohl Frau Fischbach also eine „privilegierte Partnerschaft“ als angemessene Einbindungsform ansieht, fordert sie andererseits, dass die Türkei „als Voraussetzung für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen“ die Kopenhagener Kriterien erfüllen müsse. Aber Beitrittsverhandlungen soll es doch gerade nicht geben! Sie sollte sich einmal mit ihrer nachfolgend zitierten Kollegin kurz schließen.

Es ist erstaunlich, wie geistig unbedarft eine sich in ihrer Argumentation so widersprechende Stellungnahme von einer Vertreterin des Volkes in unserem höchsten politischen Gremium an ein Massenmedium zur Publizierung herausgegeben wird! 

Die an dieser Stelle wieder einmal zu Tage getretene geistige Schlichtheit mancher Abgeordneter ist ein schon lange kritisiertes Phänomen: "Der Zustand der Bundesrepublik liegt zum Teil an der Auslese der politisch führenden Per​sönlichkeiten. Es sind wahrscheinlich nicht die besten." (Karl Jaspers, Philosoph, 1966) "Die Politiker sind ihr Geld nicht wert." (Erwin Scheuch, Kölner Soziologie-Professor, laut STERN 09.04.92) „Die Abgeordneten glauben, ihre Pflicht schon dann getan zu haben, wenn sie sich gewählt ausdrücken“ (Bert Berkensträter). „Unsere Abgeordneten geben ihr Bestes für das Allgemeinwohl. Mag sein, dass einige etwas naiv sind. Aber wo steht denn, dass für die Übernahme eines Bundestagsmandats ein dreistelliger IQ erforderlich ist?“ (Leserbrief Dr. Matthias Delvo im Stern 33/02) Und der 80-jährige Politologe Hennis fällte 2004 in der Rückschau auf sein langes Forscherleben im Bereich Politische Wissenschaft das Verdikt: „Heute regieren Leitfertigkeit und Mittelmaß. … Die Malaise heute ist, dass die Politiker nicht mehr die Kenntnis haben, die sie haben müssten. Sie kommen … in den Bundestag und verstehen von nichts etwas – außer davon, wie man im Ortsver​ein eine Mehrheit organisiert“ (Stern 29.01.04). 

25. Dr. Renate Sommer, MdEP für die CDU/CSU
"Wer der Türkei eine EU-Vollmitgliedschaft in Aussicht stellt, handelt unehrlich und verantwortungslos. Erst muß das Projekt Osterweiterung zu einem Erfolg gemacht werden. Die neuen Länder gilt es nun zu integrieren, damit die EU weiter funktioniert. Deshalb können wir die Türkei in absehbarer Zeit nicht aufnehmen: Die 'innere Bindungskraft' der politischen Europäischen Union wäre durch dieses große und schwierige Land hoffnungslos überfordert. Dies wiegt noch schwerer als der nach einem Beitritt dauerhaft hohe Finanzbedarf von geschätzt 20 Mrd. /Jahr oder der zu erwartende enorme Einwanderungsdruck auf die 'alten' Mitgliedstaaten von mindestens 10 Millionen türkischen Arbeitssuchenden. Wir brauchen stattdessen eine ganz besondere Form der Zusammenarbeit mit der Türkei: Eine Ausweitung der Zollunion zur Freihandelszone, verstärkte Zusammenarbeit in der Sicherheitspolitik, in Bildung, Kultur und in vielen anderen Bereichen. Diese 'privilegierte Partnerschaft' könnten wir schon morgen beginnen."

Kommentar:
Frau Sommer hält ihre Argumentation nicht widerspruchsfrei durch: "Wer der Türkei eine EU-Vollmitglied​schaft in Aussicht stellt, handelt unehrlich und verantwortungslos. ... Die 'innere Bindungskraft' der politischen Europäischen Union wäre durch dieses große und schwierige Land hoffnungslos überfordert.“ 

Dacord! Und das gilt für immer!

Was soll dann der halbe Rückzieher: „Deshalb können wir die Türkei in absehbarer Zeit nicht aufnehmen.“ Die asiatische Türkei kann nie Mitglied in der Europäischen Union werden! Das regelt schon Artikel 49 des EU-Vertrages.

Außerdem wende ich mich gegen einen Mitgliederumfang nach Kassenlage. Das ist so, als wenn wir den ostdeutschen Ländern gesagt hätten: „Ihr dürft der Bundesrepublik nicht beitreten, weil das die westlichen Bundesländer zu teuer käme.“ 

26. Michaela Schaffrath, Schauspielerin 

"Ich bin da gespalten. Auf der einen Seite ist das Zusammenleben mit den Türken voll normal. Der Beitritt erscheint mir daher längst überfällig. Auf der anderen Seite sind die Menschenrechtsverletzungen in der Türkei und die stoßen mich ab."

Kommentar:
Die bisher größtenteils fehlgeschlagenen Integrationsbemühungen weisen eindrucksvoll nach, dass das Zusammenleben mit »den Türken« - entgegen der getrübten Wahrnehmung der interviewten Schauspielerin - nicht „voll normal“ verläuft!

27. Oktay Urkal, Profi-Boxer, Silbermedaille 1996 in Atlanta, deutscher Staatsbürger:

"Meine Eltern stammen aus Sivas, einem kleinen Dorf in Anatolien, rund 350 Kilometer von Ankara entfernt. Als meine Mutter gerade nach Deutschland gekommen war, sah sie in Berlin zwei Menschen auf der Straße, die sich küssten. Meine Mutter hat sich total erschrocken und ist sofort nach Hause gerannt. Das liegt Jahrzehnte zurück heute würde so etwas wahrscheinlich nicht mehr passieren. Die Menschen auf dem Land sind informierter, viele würden gern zur Europäischen Gemeinschaft gehören." 

28. Edzard Reuter, Ex-Daimler-Benz-Chef 
Kam im Alter von sieben Jahren mit seinen Eltern in die Türkei, ist dort aufgewachsen und sieht sie als zweite Heimat. War in Ankara zu Zeiten Atatürks, einer der wenigen aufgeklärten Diktatoren seiner Zeit, die wirklich gutes für ihr Land bewirkt haben. Reuter hat immer noch Freunde aus der Jugendzeit in der Türkei und ist häufig dort.

“Die europäische Kultur ist seit mehr als drei Jahrtausenden auch in der Türkei gewachsen. Vor über 80 Jahren haben sich die dort lebenden Menschen entschieden, ihr Gesicht nach Westen zu wenden. Gewiss muß noch manches geschehen, damit die Türkei die Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft in der EU erfüllt. Das alles ist aber auf gutem Wege. Es geht also bei der augenblicklichen Diskussion weniger um die Türkei als vielmehr um den inneren Zustand der EU selbst. Dort müssen die eigentlichen Schularbeiten erledigt werden: Vor allem die Klärung, ob die Mitgliedsländer bereit sind, wesentliche Teile ihrer nationalen Souveränität auf die Gemeinschaft zu übertragen. Diese Entscheidung wird auch die Türkei vor schwierige innepolitische Fragen stellen. Damit unterscheidet sie sich aber nicht von anderen Ländern, die bisher anstandslos als Mitglieder aufgenommen worden sind."

Kommentar:
"Die europäische(!) Kultur ist seit mehr als drei Jahrtausenden auch in der Türkei gewachsen.“ 
Eine völlig verantwortungslose Geschichtsklitterung, wenn damit ein behaupteter europäischer Charakter der Türkei unterstellt werden soll; deswegen wird dieses Argument ja aber vorgebracht! 
So viel historisches Minimalwissen verlange ich als Allgemeinbildung von jemandem, der in der Türkei groß geworden ist und einen Weltkonzern geführt hat: Die europäische Kultur war in den griechischen (und damit europäischen!) Stadtgründungen an der Ostküste Kleinasiens im Oströmischen Reich Jahrtausende gewachsen. Die griechischen Tochterstädte hatten immer Verbindung zu ihren Mutterstädten in Griechenland. Sie waren hellenisiert und von der geistigen Entwicklung nicht abgekoppelt. Nach der Antike entstand das Oströmische Reich – als östliches Bollwerk Europas gegen den anbrandenden Islam, den die Turkvölker mit dem Krummschwert nach Westen trugen. Mit der Eroberung Konstantinopels und der Vernichtung des Oströmischen Reiches hörte diese »europäische« Entwicklungslinie auf kleinasiatischem Boden praktisch auf zu existieren! Die christlichen Gelehrten flohen aus Konstantinopel und ließen sich nun im Weströmischen Reich nieder. Sie verbreiteten dort ihr Wissen. Damit begann in Europa die Neuzeit. 
Im islamisch-osmanischen Reich der Hohen Pforte jedoch verlief eine vom europäischen Denken und seinen historischen Traditionen völlig losgelöste andere Entwicklung, ohne dass die europäischen Denktraditionen dort aufgenommen worden wären! 
Wie Reuter unter diesen historischen Gegebenheiten zu seiner geschichtsklitternden Behauptung gelangen konnte: “Die europäische Kultur ist seit mehr als drei Jahrtausenden auch in der Türkei gewachsen.“, ist mir als Historiker unerfindlich!
„Es geht also bei der augenblicklichen Diskussion weniger um die Türkei als vielmehr um den inneren Zustand der EU selbst.“ 
Auch da irrt Reuter: Es geht in der augenblicklichen Diskussion um den Europa drohenden Beitritt des von der Mehrheit der Europäer so empfundenen Fremdkörpers Türkei zur EU als Vollmitglied, um die nicht kompatible Kulturverschiedenheit zwischen europäischer Identität und türkischer Kultur.    

29. Gerd Sonnleitner, Präsident des Deutschen Bauernverbandes 

"Die vor kurzem stattgefundene Osterweiterung der EU war ein historisches Ereignis, auf das sich die Agrarpolitik und die Landwirte hier wie dort sehr frühzeitig und gut vorbereitet haben. Deshalb kam es nach dem Beitritt auf den Agrarmärkten auch nicht zu großen Verwerfungen. In der 'großen' Europapolitik sind die Hausaufgaben aber liegen geblieben. Längst sollte eine neue europäische Verfassung die Handlungsfähigkeit bei 25 Mitgliedern sichern. Das steht immer noch aus. Die politischen Hausaufgaben müssen endlich gemacht werden, bevor neue Erweiterungsschritte, z.B. mit der Türkei getan werden. Mit der Türkei unterhält die Land- und Ernährungswirtschaft sehr gute Verbindungen. So ist der türkische Bauernverband Mitglied im EU-Bauernverband CEA. Nicht nur für unsere Bauern ist entscheidend, dass in der Türkei zu gleichen Bedingungen gewirtschaftet wird wie in der EU. Das von den europäischen Verbrauchern gewünschte Tierschutz-, Umwelt und Naturschutzniveau muss auch in der Türkei Standard sein, denn eine nachhaltige Landwirtschaft, die vielseitige Funktionen zu erfüllen hat, muss in jedem EU-Land gelten." 

Kommentar:
Auch an dieser Stelle ist also der »NATO-Fehler« wiederholt worden, indem „der türkische Bauernverband Mitglied im EU-Bauernverband CEA“ geworden ist, obwohl die Türkei kein europäisches Land ist.

30. Ralph Giordano, Autor 

"Die Türkei war nicht Europa, ist es nicht und wird es nicht sein, weder geografisch noch historisch, noch kulturell. In der Türkei wird noch immer gefoltert, und selbst schwerste Menschenrechts-verletzungen sind an der Tagesordnung. Was ist denn das für eine Gesellschaft, deren eine Hälfte, die weibliche, so gut wie keine Rechte hat? Wo Väter ihre Töchter töten, weil sie, selbst nach einer Vergewaltigung, angeblich die Familienehre verletzt haben?"

Kommentar:
"Die Türkei war nicht Europa, ist es nicht und wird es nicht sein, weder geografisch noch historisch, noch kulturell.“ Mit diesem Satz fasst Giordano das zusammen, was auch ich vertrete und in dieser langen Abhandlung deswegen argumentativ auszuführen versucht habe, damit sich jeder mit den Argumenten auseinandersetzen kann, weil einer – wie bei Giordano - nicht erläuterten Kernthese eine genau entgegengesetzt lautende Antithese entgegengehalten werden könnte, wie es einige Türken machen, mit denen ich diskutierte. Die behaupten schlankweg, die Türkei sei ein europäisches Land und müsse darum in die EU aufgenommen werden. Ein überzeugendes Argument haben sie für diese falsche Behauptung aber nicht anzubieten. Die asiatische Türkei hatte nie Teil an Europas kulturellem Gedächtnis!
VI. Teil 

1 Publizistischer Meinungskampf vor Veröffentlichung des „Reform-Fortschrittsberichts“ (06.10.04) des (damaligen) EU-Erweiterungs​kommissars Verheugen

1.1 TÜRKEI ANTE PORTAS (SPIEGEL ONLINE 24.09.04)

http://www.spiegel.de/politik/deutschland/0,1518,319584,00.html
Union warnt vor "gefährlichem Beitrittsautomatismus"

Unions-Politiker haben nachdrücklich vor einer raschen Aufnahme von Beitrittsgesprächen der EU mit der Türkei gewarnt. Derweil jubelt die türkische Presse über Premier Erdogans Erfolg in Brüssel: "Wir sind Europäer"

"Das Tor zur EU hat sich geöffnet", schrieb das Blatt "Milliyet". "Wir sind Europäer", lautete die Überschrift der Zeitung "Sabah". Erdogan habe die Türkei dem Ziel EU so nahe gebracht wie nie zuvor seit dem Assoziierungsabkommen vor 41 Jahren. "Unser Weg ist nun frei", verkündete "Hürriyet".

In Deutschland begrüßte die "BILD"-Zeitung die Türkei auf der Titelseite bereits mit der Schlagzeile "Hosgeldiniz (herzlich willkommen) - Weg für Türkei in EU frei".

Unions-Politiker sprachen sich hingegen vehement gegen eine schnelle Aufnahme der Türkei in die EU aus. Der Vorsitzende des Europa-Ausschusses im Bundestag, Matthias Wissmann, warnte vor einem "gefährlichen Beitrittsautomatismus, bei dem der Gedanke der politischen Union Europas am Ende auf der Strecke" bleibe.

Wissmann riet der EU-Kommission dringlich, sich um einen fairen Bericht zu bemühen, der den Fortschritten in der Türkei auch die erheblichen Defizite gegenüberstelle. CSU-Generalsekretär Markus Söder plädierte trotz der bisher ablehnenden Haltung seiner Partei Volksentscheiden gegenüber dafür, dass am Ende ein Volksentscheid stehen müsse.

Der FDP-Außenpolitiker Werner Hoyer plädierte dafür, einen EU-Monitoring-Rat aus Vertretern der Kommission, des Rates und der nationalen Parlamente zu bilden, der die Türkei während der absehbaren Beitrittsverhandlungen permanent überwachen soll. Der Rat solle prüfen, "ob die Türkei ihr Militär ziviler Kontrolle unterstellt, ob sie Menschen- und Minderheitenrechte einhält und die Gleichheit von Mann und Frau achtet."

Der Günen-Europaabgeordnete Cem Özdemir sieht noch großen Reformbedarf in der Türkei vor Aufnahme der Beitrittsverhandlungen. Zwar habe das Land in den vergangenen zwei Jahren unter Ministerpräsidenten Recep Tayyip Erdogan erstaunliches geleistet und sich in einem atemberaubenden Tempo verändert. Doch gebe es nach wie vor Veränderungsbedarf etwa im Bereich der Pressefreiheit und der Schulausbildung von Mädchen, sagte Özdemir im Deutschlandfunk. Auch gebe es weiter Fälle von Folter.

(Der damalige) Außenminister Joschka Fischer hatte die von EU-Erweiterungskommissar Günter Verheugen angekündigte Entwicklung begrüßt. 
Die endgültige Entscheidung treffen die Staats- und Regierungschefs der 25 EU-Staaten im Dezember - ohne Rücksicht auf die überwiegend ablehnende Haltung der europäischen Bevölkerung in dieser Frage. ablehnend gegenüber einer wie auch immer gearteten Mitgliedschaft äußerten sich 32 Prozent der Befragten. Das Argument, die Türkei gehöre wegen ihrer anderen religiösen und kulturellen Tradition nicht in die EU, werde – angeblich - nur von einem Viertel der von dem Meinungsforschungsinstituts Ipsos für die "Financial Times Deutschland" Befragten geteilt.(SPIEGEL ONLINE 24.09.04)

Axel Springer muss wegen der Titelseitenschlagzeile der Bild-Zeitung "Hosgeldiniz (herzlich willkommen) - Weg für Türkei in EU frei" in seinem Grab rotiert haben! (Oder ich schätze seine christlich-wertkonservative Einstellung völlig falsch ein. Das kann ich mir aber nicht vorstellen!)

1.2 eu-zusage an türkei (taz 24.09.04)

Vollendete Tatsachen

http://www.taz.de/dx/2004/09/24/a0070.1/text.ges,1
Die Türkei-Debatte werfe mit großer Dringlichkeit die Fragen auf: „Wo endet Europa? Was für eine Union wollen wir? Welche Kräfte sind es, die unser Gebilde im Innern zusammenhalten? Alle, die sich an diesem Ringen um Antworten beteiligt haben, müssen sich nun - gelinde gesagt - verschaukelt fühlen“, heißt es in dem Kommentar der taz.

Namentlich werden an herausragender Stelle der Agrarkommissar Franz Fischler, der neben einer beunruhigenden finanziellen Prognose auch historische und politische Vorbehalte ins Feld führte, sein Kollege Frits Bolkestein, der öffentlich begründete, warum er Verhandlungen mit Ankara nicht unterstützen wird, genannt. Es wird auf die Abgeordneten der größten Fraktion im Europaparlament, der konservativen EVP, verwiesen. 
Die Vorbehalte in der EU-Kommission seien durch Erdogans Gespräche nicht ausgeräumt und die Mehrheit des Europaparlaments würde womöglich anders entscheidet. Die Regierungschefs haben nun beim Gipfel im Dezember keinen Spielraum mehr, der Türkei etwas anderes als Beitrittsgespräche anzubieten - wollen sie nicht jede Glaubwürdigkeit gegenüber Ankara verlieren.

Die Frage, was für eine Union wir wollen, dürfe natürlich auch künftig gestellt werden. „Was für eine Union wir derzeit haben, ist nach dem gestrigen Tag beantwortet: eine, in der demokratische Strukturen dekoratives Beiwerk sind. Dass der türkische Ministerpräsident Beschlüsse seines Parlaments nicht abzuwarten braucht, bevor er sich für sie verbürgt, überrascht nicht sonderlich. Dass aber auch ein Brüsseler Kommissar nach einem Vier-Augen-Gespräch per ordre de mufti handeln kann - das ist neu.“
(taz 24.9.2004 Kommentar DANIELA WEINGÄRTNER), 

1.3 Zehn Gründe gegen den EU-Beitritt der Türkei (DIE WELT 24.09.04)

http://www.welt.de/print-welt/article342468/Zehn_Gruende_gegen_den_EU-Beitritt_der_Tuerkei.html
Als kapp zwei Wochen vor dem entscheidenden Türkei-Bericht der EU-Erweiterungs​kommissar Günter Verheugen ein Ja zur Aufnahme von Beitrittsverhandlungen signalisierte, hat DIE WELT 10 Gründe gegen die Aufnahme der Türkei zusammengestellt, die in Kurzform widergegeben lauten:
1. Die Türkei gehört nicht zu Europa 

Das tat sie nie, weder geografisch noch kulturell. Das Erbe der Antike, die jüdisch-christliche Ethik, die Renaissance und die Aufklärung sind an ihr genauso vorübergegangen wie an uns die Kultur des Harems. … wer ein außereuropäisches Land aufnimmt, muss sich auch Israels und der Maghrebstaaten, der Ukraine, Weisrusslands und Russlands annehmen. Europa als geografische Einheit, als gemeinsamer Geschichts- und Kulturraum ginge zu Grunde. 

2. Ankara missachtet Menschenrechte 

Die Wahrung der Menschenrechte scheint dennoch nicht gewährleistet. Sie aber gehört zu Europa …  

3. Es droht eine Völkerwanderung 

Die Freiheit der Freizügigkeit brächte schätzungsweise drei Millionen anatolische Bauern auf die Beine gen Nordwesten. Da von Ausnahmen abgesehen ihre Integration als gescheitertangesehen werden muss,  würde eine türkische Masseneinwanderung die Probleme nur noch verschärfen. 

4. Die Unionsidee wird zerstört 

Will man den Unionscharakter bewahren, will man die Union vertiefen, ist ein europäisches Wirgefühl vonnöten. Ein EU-Beitritt der Türkei – in 20 Jahren das bevölkerungsreichste Land der EU – brächte die wirklich europäischen Staaten auseinander. 

5. Die Kosten sind nicht zu bewältigen 

Und das in allen Bereichen: finanziell, politisch und in sozialer Hinsicht. 

6. Die EU ist keine karitative Anstalt 

Die Entwicklung in der Türkei ist eine innertürkische Angelegenheit. Die Türkei selbst aber und viele Anhänger eines Beitritts instrumentalisieren die EU, um eine bestimmte politische Linie im Land durchzusetzen. 
Die Türkei muss ein Eigeninteresse an Reformen und der Modernisierung haben. Die Türkei muss ihre politischen Hausaufgaben selbst lösen. 

7. Das Strategie-Argument zieht nicht 

Viele Araber haben die Türken als Kolonialmacht noch immer nicht vergessen. Deswegen kann die Türkei keine Brücke zwischen Ost und West sein. 
 
8. Die EU kommt in üble Nachbarschaft 

Wäre Ankara Mitglied in der EU, stießen Europas Grenzen außerhalb Europas an die zentralen Konfliktregionen der Erde. 

9. Das Beitrittsversprechen ist Legende 

Mit dem Assoziierungsvertrag von 1964 war die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft gemeint. Ein Beitritt zu einer - damals noch gar nicht existenten - politischen Union stand nie zur Diskussion. Die Europäer werden nicht wortbrüchig, wenn sie die Türkei nicht als Vollmitglied in die EU integrieren. 

10. Es gibt sinnvolle Alternativen 

Setzt Ankara seinen Reformkurs fort, wird es auch ohne Vollmitgliedschaft – assoziiertes Mitglied der EU ist es bereits – eine moderne Demokratie werden. Geschützt würde sie im Rahmen der Nato. Darüber hinaus könnten ihr weitere Vorzüge in der Zollunion gewährt werden. Die Türkei gehört zu Europas Nachbarn. 
(DIE WELT 24.09.04)

Am Tag der Abgabe des „Fortschrittsberichts“ des EU-Erweiterungskommissars Verheugen über die Situation der Türkei im Hinblick auf  die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen brachte SPIEGEL-Online (06.10.04) die nach​folgend wiedergegebenen Stellungnahmen Pro und Contra einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU:

2 Warum die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei sinnvoll ist 

Prominentenäußerungen am Tag der Abgabe des “Fortschrittsberichts“ des EU-Erweiterungskommissars Verheugen in SPIEGELONLINE 06.10.04

Vier Jahrzehnte lang hat die europäische Gemeinschaft den Türken stets erklärt: Ihr gehört zu Europa. Seit Jahren befindet sich das Land auf einem radikalen Modernisierungskurs. Die Türken heute abzuweisen, wäre das falsche Signal - sagen die Befürworter von Beitrittsverhandlungen. 

Der als völlig unbewiesene Behauptung ständig vorgebrachte Satz: „Die Türkei gehört zu Europa“, den Beitrittsbefürworter nicht müde werden, wie eine tibetanische Gebetslitanei ständig zu wiederholen, wird durch seine unsere Bereitschaft zur Leichtgläubigkeit strapazierende Wiederholung um keinen Deut richtiger! Die Argumentation ist so wie zur Zeit Kopernikus’ und Gallileis: Seit 1.600 Jahren wissen wir, dass die Erde eine Scheibe ist, sprich: die Türkei zu Europa gehört, und nun kommt ihr Beitrittsgegner und wollt uns weismachen, dass die Erde eine Kugel sei, sprich: die Türkei nicht zu Europa gehört. Und weil 1.600 Jahre lang das Falsche geglaubt wurde, muss dieser Irrtum perpetuiert werden. 

Da soll uns ein Trabbi als Porsche verkauft werden, und wir alle müssen den Preis dafür zahlen!
2.1 ALT-BUNDESPRÄSIDENT VON WEIZSÄCKER

"Weisen wir sie ab, jubeln die Fundamentalisten"

"Seit 1963 hat Brüssel erklärt, dass die Türkei nach Europa gehört. Wir dürfen ihr Verhandlungen über ihre künftigen Beziehungen zu Europa heute nicht verweigern: Klar ist: Es wird verhandelt; das Ergebnis ist offen! Die Türkei ist anders. Ob zu anders, entscheiden wir in den Verhandlungen. Ihre Regierung ist islamisch. Sie ist rechtstaatlich demokratisch gewählt, wie nirgends sonst in der islamischen Welt. Sie hat die entscheidende Verbesserung für Menschenrechte eingeleitet. Weisen wir sie ab, jubeln die Fundamentalisten, das Volk weint. Sollen denn die Generäle wiederkommen, die das Kurdenproblem nur militärisch lösen wollen? Europa ist von 1,5 Milliarden Muslime umgeben. Im Umgang mit ihnen brauchen wir eine rechtsstaatliche demokratische Türkei."

2.2 REISEUNTERNEHMER ÖGER

"Nicht beitrittsreif, aber verhandlungsreif"

"Die Türkei ist noch nicht beitrittsreif, doch dafür in hohem Grade verhandlungsreif. Nach 41 Jahren und vielfacher Zusicherung, die Türkei müsse eine klare Beitrittsperspektive haben, ist es nun so weit. Zwar kann es bis zum Beitritt selbst noch zehn oder 15 Jahre dauern. Doch der Weg ist klar. Die Entscheidung in Brüssel verändert die Welt. Die Türkei wird zum Scharnier zwischen Abend- und Morgenland, verstärkt unsere Sicherheit, liefert enorme wirtschaftliche Impulse, bewirkt, dass aus Europa ein Global Player wird. Das ist eine Entscheidung der Vernunft und in unser aller Interesse. Die Verhandlungen werden gewiss kritisch begleitet. Die Türkei aber, ohnehin in einem aufregend dynamischen Reformprozess, wird sich gleichfalls vorteilhaft entfalten. Wir erleben eine große historische Stunde."

2.3 GRÜNEN-CHEFIN ROTH

"Richtigen Weg eingeschlagen"

"Die EU-Kommission hat es sich in den letzten Wochen und Monaten nicht leicht gemacht mit der Abfassung des Fortschrittsberichts, in dem die Reformanstrengungen der Türkei innerhalb des letzten Jahres bewertet werden. Wir werden sehen, dass die Türkei mit dem Reformwerk den richtigen Weg eingeschlagen hat. Vieles, mehr als wir uns noch vor zwei Jahren zu erträumen gewagt hätten, ist geschehen. Wir sehen aber auch, dass noch viel zu tun bleibt, bis die Türkei so weit sein wird, um der EU als Vollmitglied beizutreten.


Wenn wir es ernst meinen mit der Unterstützung des Reformkurses in der Türkei, wenn wir dazu beitragen wollen, dass dieser Weg unumkehrbar sein wird, dann dürfen wir die Beitrittsperspektive nicht verbauen. Beim Europäischen Rat am 16. Dezember geht es um genau dies: den Türken Mut zu machen, weiter voranzuschreiten auf dem Weg hin zu einem Rechtsstaat, der Menschenrechte und Minderheitenrechte achtet, der demokratisch verfasst ist, dessen Richter unabhängig sind und in dem das Recht auf freie Ausübung der Religion ein Grundrecht ist, das allen zugute kommen muss, Sunniten, Aleviten, Christen und Juden, und dass niemand wegen seines Glaubens benachteiligt wird.


Die Türkei braucht unsere ausgestreckte Hand, auch wirtschaftlich, um Sicherheit und Stabilität zu garantieren in dieser für uns so wichtigen Region."

2.4 EX-AUSSENMINISTER GENSCHER

"Zugewinn an Stabilität"


"Schon vor mehr als 40 Jahren, zu Zeiten von Bundeskanzler Konrad Adenauer, wurde der Türkei die Mitgliedschaft in Aussicht gestellt, obwohl sie damals weit davon entfernt war, die Voraussetzungen in rechtsstaatlicher und wirtschaftlicher Hinsicht zu erfüllen. Jetzt geht es um das Wann, das heißt, es ist zunächst Sache der Türkei, die von der EU genannten Voraussetzungen zu erfüllen. Im Übrigen würde der Beitritt zeigen, dass auch ein muslimisches Land ein demokratischer Rechtsstaat sein kann. Das wäre ein Zugewinn an Stabilität im Mittelmeer-Raum." (Quelle: "Bild am Sonntag", 18.04.04)

2.5 Regierender Bürgermeister von Hamburg OLE VON BEUST (CDU)

"Chancen für die deutsche Wirtschaft"

"Die Diskussion um den Beitritt der Türkei zur Europäischen Union ist geprägt von Ängsten und Sorgen der Menschen, aber auch von Hoffnungen sowie Erwartungen. Die Argumente gegen einen Beitritt kann ich häufig nachvollziehen, denn die Türkei muss, trotz aller Bemühungen und Erfolge, noch einiges leisten auf dem Weg nach Europa. Trotzdem dürfen wir es diesem Land nicht verweigern, über einen Beitritt zu verhandeln. Denn nur auf diese Weise sorgen wir gemeinsam dafür, dass sich die Türkei und ihre Bürgerinnen und Bürger noch weiter europäischen Standards nähern, etwa in Fragen der Menschenrechte, und diese schließlich ganz erfüllen werden. Langer Atem ist dafür notwendig: Ich rechne damit, dass die Verhandlungen mindestens zehn Jahre dauern werden. Der Beitritt ist jedoch nicht nur für die Türkei von großer Bedeutung, sondern beinhaltet Chancen für die deutsche Wirtschaft, sichert nicht zuletzt auch Arbeitsplätze. Heute wird die EU-Kommission eine Empfehlung über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen abgeben, und ich hoffe, dass das Votum positiv ausfallen wird. Damit wäre ein erster wichtiger Schritt getan."

2.6 SPD-FRAKTIONSVIZE ERLER

"Ein Bollwerk gegen den Kampf der Kulturen"

"Die EU hat klare Vereinbarungen mit der Türkei getroffen. Die muss sie einhalten, sonst wird sie unglaubwürdig - auch bei den übrigen Beitrittskandidaten. Europa hat ein großes Interesse daran, dass der Reformprozess in Ankara weitergeht. Die einzige Garantie dafür ist die Aufnahme der Beitrittsverhandlungen. Und die deutsche Wirtschaft weiß, warum sie so heftig für einen Türkeibeitritt wirbt: Das gibt Wachstum, Arbeitsplätze und Chancen auf neue Märkte. Am wichtigsten aber: Ein großes islamisches Land, wie die Türkei, das den europäischen Weg geht und zur EU gehört, ist geradezu ein Bollwerk gegen den "Kampf der Kulturen" zwischen dem Islam und dem Westen, wie ihn Osama bin Laden herbeizubomben versucht. Alleine dafür lohnt jede Anstrengung."

3 Warum die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei nicht sinnvoll ist 

Prominentenäußerungen am Tag der Abgabe des “Fortschrittsberichts“ des EU-Erweiterungskommissars Verheugen in SPIEGELONLINE 06.10.04

Die Gegenposition zu den bisher zu Wort gekommenen Beitrittsbefürwortern lautete:

3.1 CDU-POLITIKER HINTZE

Warum es falsch ist, der Türkei einen EU-Beitritt in Aussicht zu stellen

Trotz aller Reformen - die Gegner eines EU-Beitritts der Türkei bleiben dabei: Die Aufnahme des Landes in die EU würde die Europäische Union überfordern, möglicherweise zerstören. Auch aufgrund der kulturellen Differenzen sehen die Gegner keinen Sinn in jahrelangen Beitrittsverhandlungen mit der Türkei.

"EU wäre überfordert"

"Ein EU-Beitritt der Türkei, die schon heute so viele Einwohner hat wie alle zehn Beitrittsstaaten zusammen, würde die Europäische Union politisch, wirtschaftlich und sozial klar überfordern. Die Kopenhagener Kriterien für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen verlangen, dass eine weitere Vertiefung der europäischen Integration stets gewährleistet bleibt. Angesichts der bestehenden rechtsstaatlichen Defizite, des großen Wohlstandsgefälles und der herrschenden sozialen Unterschiede in der Türkei wäre deren Beitritt ein Existenzrisiko für die EU. Die Folterpraxis und die Situation der Frauen zeigen, dass der europäische Wertekanon dem türkischen Alltagsleben in weiten Teilen des Landes fremd ist. Künftige EU-Grenzen mit Iran, Irak und Syrien gefährden die Sicherheit in Europa. Eine privilegierte Partnerschaft wäre demgegenüber für beide Seiten ein Gewinn."

3.2 EX-KANZLER SCHMIDT

"Zusammenhalt der EU gefährdet"

"Ein Scheitern der EU oder eine Schrumpfung zu einer bloßen Freihandelszone ist nicht mehr undenkbar. Ein baldiger Beitritt der armen Balkanstaaten oder der Türkei würde die finanzielle Leistungsfähigkeit der EU und ihren Zusammenhalt ernsthaft gefährden. Im Falle der Türkei sind darüber hinaus nicht nur die erheblichen kulturellen Unterschiede gegenüber Europa zu bedenken, sondern auch die kulturelle Verwandtschaft der Türken mit den Muslimen in Asien und Nordafrika. Es kommt hinzu, dass die Türkei das einzige Mitgliedsland mit einer wachsenden Bevölkerung wäre." (Quelle: "Die Zeit" vom 16.09.O4)

3.3 INNENMINISTER SCHÖNBOHM (Brandenburg)

"Das würde niemandem helfen"

"Die privilegierte Partnerschaft ist ein faires Angebot. Die Türkei ist nahe an Europa, aber einen Platz in der EU sehe ich für sie nicht. Das hat mit der geographischen Lage und Größe der Türkei und ihrer sich erst entwickelnden Wirtschaftskraft zu tun. Dies ist keine Frage der Religion, wie vielfach unterstellt wird.


Es geht letztlich um die Frage, wie wir uns Europa vorstellen - als eine reine Freihandelszone oder eine politische Union. Wir müssen erst die Frage der Finalität der EU beantworten, dann kann man über die Türkei sprechen. Wie soll ein Europa aussehen von Helsinki bis Ankara, von Irland bis an die irakische Grenze? Ich habe die Sorge, dass sich die EU mit einer Aufnahme der Türkei überdehnt. Das würde niemandem helfen. Wer den EU-Beitritt der Türkei fördert, muss sich überlegen, ob er damit nicht einen Beitrag zur beginnenden Auflösung der Gemeinschaft leistet. Hinzu kommt die finanzielle Belastung durch einen Beitritt der Türkei. Die Türkei hat fast so viele Einwohner wie Deutschland, aber nur ein Achtel der Wirtschaftskraft. Nach den heutigen Kriterien hätte die Türkei einen Transferanspruch im Volumen von etwa einem Drittel des EU-Haushalts, wovon Deutschland den größten Anteil aufbringen müsste. Das ist nicht finanzierbar.


Unter sicherheitspolitischen Aspekte brauchen wir die enge und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der Türkei in der Nato und der Uno. Eine EU-Mitgliedschaft lässt sich daraus nicht begründen."

3.4 PDS-POLITIKERIN WAGENKNECHT

"Die EU stellt der Türkei einen Persilschein aus"

"Wer jemals an die Kopenhagener Beitrittskriterien als Grundbedingung für Beitrittsverhandlungen geglaubt hat, wurde im Fall der Türkei eines Besseren belehrt. Was kümmern die EU Demokratie, Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte, wenn ganz anderes auf dem Spiel steht? Es winkt die Perspektive eines riesigen neuen Absatzmarkts für EU-Produkte sowie die Erweiterung des EU-Einflusses in einer strategisch überaus bedeutsamen Weltregion. Für die Erfüllung der politischen Kriterien reichen der EU in einem solchen Fall dann auch Absichtserklärungen und im Schnellverfahren verordnete formale Gesetzesänderungen. Dass die Realität in der Türkei weiterhin ganz anders aussieht, dass immer noch gefoltert wird, die Justiz alles andere als rechtsstaatlich agiert, Meinungsfreiheit und Minderheitenrechte in weiter Ferne liegen und dass Gesetzesvorhaben wie die Strafbarkeit von Ehebruch weiterhin möglich sind, ist unerheblich. Die EU stellt der Türkei einen Persilschein aus. Um Missverständnissen vorzubeugen: Ich bin für einen EU-Beitritt der Türkei und lehne die unsägliche ausländerfeindliche und rassistische CDU-Kampagne gegen den Beitritt vollständig ab. Die Türkei muss jedoch die politischen Beitrittskriterien erfüllen. Eine positive Entscheidung für die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen zum jetzigen Zeitpunkt halte ich deshalb für fatal."

Nachdem der EU-Erweiterungskommissar Verheugen am 06.10.04 seinen positiven Fortschrittsbericht über die Lage in der Türkei hinsichtlich der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen abgegeben hatte, äußerte sich Bundeskanzler Schröder als prononcierter Befürworter eines Beitritts mit seinen teilweise nicht zu Ende gedachten, verqueren Argumenten in der WELT als Antwort auf die einige Zeit zuvor in dieser Zeitung publizierte Argumentationszusammenfassung "Zehn Gründe gegen den EU-Beitritt der Türkei":

Ich habe dieser Ausarbeitung ein zusammenfassendes Thesenpapier vorangestellt, dessen Thesen dann in der vorliegenden Arbeit ausführlich begründet wurden. Kein einziges meiner Argumente kann im Grundsatz widerlegt werden; es wäre ja auch wissenschaftlich unredlich, wenn ich Argumente behauptet und ins Feld geführt hätte, die zu widerlegen gewesen wären. Dafür bin ich mir zu schade, denn ich will nicht agitieren, sondern zu überzeugen versuchen: der Leser muss nur ergebnisoffen mitdenken!

4 Zusammenfassende Wertung der vorgebrachten Prominenten-Argumente

Die von mir vorgetragenen Argumente können nur für in der eigenen Wertvorstellung unbeachtlich erklärt werden, wenn man in dem eigenen Entscheidungsprozess für oder gegen eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU andere Schwerpunkte setzt, indem man die (meist nur diffus gespürte) kulturelle Identität Europas (bis zur Unkenntlichkeit) relativiert oder gar als christlich-abendländische Schimäre ansieht und eine aus der – zum größten Teil leidvollen - gemeinsamen Geschichte Europas entstandene Identität für das Zusammenwachsen der EU für mehr oder minder unbeachtlich erklärt. 

Doch dann negiert man das, was jede soziologisch irgendwie definierte »einheitliche« (und damit zwangsläufig gegen Nichtdazugehörige abgegrenzte) Gruppe innerlich zusammenhält: Ein Blick auf z.B. den seit 1.400 Jahren bestehenden und immer wieder virulent in Kriegen im Bereich des Persischen oder Arabischen Golfs ausbrechenden Hass zwischen Iranern und Arabern, auf die Ausein​andersetzungen im Kosovo und in Nord-Irland oder auf das historische Wunder des trotz schwerster Verfolgungen und Pogrome 2.000-jährige Überleben der nicht mehr staatlich organisiert und in alle Welt zerstreut gewesenen Gemeinschaft der Juden zeigt beispielhaft die seelische Macht gemeinsamer kultureller Identität; oder im Falle des „nation-building“ in dem Schmelztiegel USA für neu Hinzukommende die seelische Macht gemeinsamer Zivilisation und Grundwerte, da das durch allmorgendliche Schulschwüre auf die Flagge und die Republik mit begründete pa​triotische Wir-Gefühl nicht auf gemeinsam erlebter und erlittener Geschichte beruht. 

Ich fürchte, dass man dann, wenn man die Integrationskraft annähernd gleicher Identität, z.B. als Afrikaner, Australier, Chinese, Europäer u.s.w., negiert, auch einen grundlegenden Teil des Wesens des Menschen verleugnet, und dann ist das ganze auf einem solcherart unsicheren Fundament erstellte Gebilde zumindest einsturzgefährdet, wenn nicht gar ein »totgeborenes Kind«.

Wenn man entgegen allen sozialpsychologischen Erkenntnissen die Frage nach der jeweiligen Identität einer soziologisch zu sehenden Gruppe ausblendet und für mehr oder minder unbeachtlich erklärt, und nur dann, dann sprächen viele Argumente für einen Beitritt der Türkei zu EU. Aber dann würde man vermutlich der Seele der Menschen nicht gerecht.

Noch bevor der EU-Erweiterungskommissar Verheugen seinen für den 06.10.04 angekündigten Fortschrittsbericht abgegeben hatte, war der türkische Ministerpräsident nach Brüssel gekommen und hatte gelobt, dass das türkische Parlament noch vor diesem entscheidenden Datum die anstoßerregende Strafrechtsreform mit eu-tauglichem Inhalt beschlossen haben werde, woraufhin Verheugen am 23.09.04 vor der Presse kundtat, dass er die Aufnahme von Verhandlungen mit der Türkei mit dem Ziel der von ihm begrüßten Vollmitgliedschaft befürworten werde. Darin sei er sich „mit meinem Freund“ Erdogan einig. Die große türkische Zeitung Sabah jubelte: „Jetzt sind wir Europäer!“ Wieso? Wieso ist ein anatolischer Bauer, ein Asiate, ein Europäer? Dadurch, dass Verheugen mit seinem Freund Erdogan kungelte, machen alle Asiaten eine Metamorphose durch? 

Ich kann mir einen eigenen galligen Kommentar verkneifen, indem ich Wilhelm Busch zitiere: 

„Wenn einer, der mit Mühe kaum,

gekrochen ist auf einen Baum,

nun meint, dass er ein Vogel wär’

so irrt sich der!“

VII. TEIL

„Publizistischer Endkampf“ vor dem Treffen der EU-Regierungschefs am 17.12.04

Kommentierende Pressebeiträge, die zwei Tage nach der Bekanntgabe des voraussichtlichen Votums des Erweiterungskommissars aus unterschiedlichen politischen Lagern zu Verheugens Äußerungen erschienen waren, werden nachfolgend angefügt:

1 Gerhard Schröder (DIE WELT 13.10.04)

http://www.welt.de/print-welt/article345915/Warum_die_Tuerkei_in_die_EU_gehoert.html
„Warum die Türkei in die EU gehört“ 

Die Europäische Kommission der Staats- und Regierungschefs der Europäischen Union hat empfohlen, Beitrittsverhandlungen mit der Türkei aufzunehmen, weil die EU-Kommission der Meinung ist, dass die Türkei die politischen Kriterien für den Beginn solcher Verhandlungen - Einhaltung der Menschenrechte, Schutz und Achtung der Minderheiten sowie eine demokratische und rechtsstaatliche Ordnung - ausreichend erfülle. 
Ziel der damit beginnenden Verhandlungen sei einzig und allein ein Beitritt der Türkei zur Europäischen Union. Gleichwohl gebe es keinen Beitrittsautomatismus. Wenn aber die Türkei ihren Verpflichtungen nachkommt, dann kann und sollte sie Mitglied der Europäischen Union werden. Für Schröder sind dafür drei Überlegungen entscheidend, die in Kurzfassung dargestellt besagen: 

1. Schon 1963 wurde der Türkei von der damaligen Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft in Aussicht gestellt, Mitglied werden zu können. 1997 wurde das bekräftigt. Zwei Jahre später ist die Türkei zum Beitrittskandidaten erklärt worden. 2002 wurde ihr der unverzügliche Beginn von Beitrittsverhandlungen versprochen, falls der Europäische Rat im Dezember 2004 feststellt, dass sie die Bedingungen dafür erfüllt. 

Seit der Amtsübernahme von Ministerpräsident Erdogan habe die Türkei durch ein grundlegendes Reformprogramm die Voraussetzungen für den Beginn von Beitrittsverhandlungen geschaffen: 

- die Abschaffung der Todesstrafe, 

- das Verbot der Folter und hohe Strafandrohung bei Verstößen, 

- eine weitreichende Strafrechtsreform, 

- die Gewährung kultureller Rechte für Kurden und andere Minderheiten, 

- die Aufhebung von Beschränkungen der Meinungs- und Versammlungsfreiheit. 

Wenn die Türkei diesen Kurs in den kommenden Jahren konsequent fortsetzt und die Reformen zu einer nachhaltig veränderten Praxis führen, dann muß die Europäische Union ihr Versprechen halten, die Türkei aufzunehmen. Das ist eine Frage der Glaubwürdigkeit und der Verläßlichkeit von europäischer und von deutscher Politik. 

2. Die Europäische Union ist eine Wertegemeinschaft. Zu den Werten, auf die sich die Union gründet, gehören Demokratie und Freiheit, Pluralismus und Toleranz. Eine demokratische Türkei, den europäischen Wertvorstellungen verpflichtet, wäre ein Beweis, dass es keinen Widerspruch zwischen islamischem Bekenntnis und aufgeklärter, moderner Gesellschaft gebe. 

Schröder eine Vorbildfunktion der Türkei für andere muslimische Länder in unserer europäischen Nachbarschaft, sich zu demokratisieren. 
3. Die Türkei sei aufgrund ihrer Größe und Dynamik ein wirtschaftlich hoch attraktiver Partner für unser Land, da wir schon jetzt größter Partner im Handel mit der Türkei seien. 
Kommentar: 
Die Argumente des Bundeskanzlers gehen aus folgenden Gründen an der Sache vorbei:

1. Er stellt zunächst (durchaus fragwürdig) fest, dass die Türkei – seiner Meinung nach – die Aufnahmekriterien der Kopenhagener Erklärung erfüllt habe. Es kann dahingestellt bleiben, ob dem hinsichtlich der innertürkischen Verhältnisse wirklich so ist, oder ob den verneinenden Stellungnahmen türkischer Menschenrechtsorganisationen mehr geglaubt werden müsste. Auf jeden Fall nennt und berücksichtigt Schröder das entscheidende Kriterium gegen die Aufnahme der Türkei nicht: die nach Artikel 49 des EU-Vertrages zu berücksichtigende Aufnahmefähigkeit der EU hinsichtlich des aufzunehmenden neuen Staates! Ziel: Die EU dürfe nicht an der Aufnahme eines neuen Staates zerbrechen, sondern müsse ihre Identität und politische Zukunftsfähigkeit behalten! Die Aufnahmefähigkeit der EU gehört zu den objektiv definierten Aufnahmekriterien. Dieses Kriterium soll den Fortbestand der EU über eine bloße Freihandelszone hinaus, wie es die EG war, als politische Union sichern und bildet die Grundlage für alle anderen Aufnahmekriterien. 

Artikel 49 regelt außerdem im Wortlaut, dass jeder europäische Staat einen Antrag auf Mitgliedschaft in der EU stellen könne. Da die asiatische Türkei kein europäischer Staat ist, kann sie eo ipso gar nicht dieses Beitrittskriterium erfüllen!

2. Wie Schröder richtig schreibt, wurde der Türkei 1963 in Aussicht gestellt, Mitglied der Wirtschaftsvereinigung EWG zu werden, nicht der – erst später gegründeten – politischen Vereinigung Europäische Union. Die Türkei pocht in unredlichem Gebrauch eines falschen Ar​gu​mentes seit Jahren darauf, dass ihr seit über 40 Jahren Versprechungen auf eine Mitglied​schaft gemacht würden und sie deshalb seit Jahrzehnten einen Anspruch auf die Aufnahme in die EU habe.

Richtig ist, dass uns Kohl, dessen Sohn zuvor schon einige Jahre mit einer international ausgebildeten und international tätigen Türkin intensiv befreundet gewesen war, die er dann später geheiratet hat, 1997 diese Suppe eingebrockt hat. Meine Vermutung geht dahin, dass Kohls Urteil über die gravierenden kulturellen Unterschiede zwischen »den Europäern« und »den Türken« im Allgemeinen durch diese international ausgebildete Türkin im Besonderen getrübt worden sind. Und nun soll Kohls familiär oder nicht familiär motivierter Fehler in einer der bedeutendsten Entscheidungen Nachkriegseuropas perpetuiert werden! Ich finde den politischen Mut bewundernswert, mit dem sich seine Nach-Nachfolgerin im Amt dagegen stemmt!

Und auch in der SPD regt sich – verhalten –Widerspruch zu dem Kraftakt, mit dem die rot-grüne Bundesregierung die Türkei in die EU zu hieven versucht: "Niemandem hilft es, wenn wir dieses Thema tabuisieren, wenn wir nach der Art der Gutmenschen sozusagen voraussetzen, dass es richtig ist und die Menschen schon wissen, dass der Beitritt vernünftig ist", sagte der SPD-Abgeordnete Rainer Wend in der DW am 06.10.04).

3. Die EU ist nicht nur eine „Wertegemeinschaft“, sondern auch eine Kulturgemeinschaft: das macht ihre Identität aus, zu der die Türkei nie gehört hat, nicht gehört und auch nie gehören wird, da sich die europäische Kultur über Jahrhunderte auch im Gegensatz zu der Kultur und dem politischen Anspruch des Osmanischen Reiches ausgebildet hat. Die „Abwehr der Türkengefahr“ ist über Jahrhunderte von den Europäern als gesamteuropäische Aufgabe gesehen und wahrgenommen worden. Das lässt sich nicht aus dem kollektiven historischen Gedächtnis der europäischen Eliten streichen! Es sei noch einmal aus dem Buch des Mediävisten Seibt zitiert, der in Bezug auf die Türken von einem „permanenten Aggressor“ spricht: „… die Türken. Mitte des 16. Jahrhunderts hatten sie den größten Teil Ungarns und des Balkans erobert und wurden zum Symbol antichristlicher Schreckensherrschaft. Die Türkenabwehr wurde für das habsburgische Deutschland wie für Polen bis ins 18. Jahrhundert zur Staatsidee, die Türken für die gesamte Christenheit, vor allem für die unmittelbare Nachbarschaft, zur allgegenwärtigen apokalyptischen Gefahr.“
 Die gemeinsamen europäischen Abwehranstrengungen gegen den „jahrhundertelangen Feind der Christenheit“ (Seibt, S. 281) hatten letztlich Erfolg. „Es gelang … ein ständiges Zurückdrängen der Türken bis zum Sieg von Passarowitz 1718. In der langen militärischen Aktionskette wurde Österreich-Ungarn erst eigentlich geboren und fand zu seiner Staatsidee als »Schutzmacht der Christenheit« bis ins 20. Jahrhundert.“

Zu dieser skizzierten europäischen Kulturgemeinschaft scheint der Bundeskanzler keine Beziehung zu haben; vermutlich hatte er als Schüler zu viel Fußball im Kopf, als dass er den von ihm als Ministerpräsident Niedersachsens als „faule Säcke“ apostrophierten Lehrern im Geschichtsunterricht zugehört hätte.

4. Ein Politiker, der die historische Dimension seines Tuns außer Acht lässt, muss mit seinem Vorhaben letztlich scheitern. Das hat die EU schon erfahren, als die Norweger wegen der noch nicht überwundenen Traumatisierung durch die dänische und schwedische Dominierung in vergangenen Jahrhunderten in zwei Volksabstimmungen den von den Politikern fertig ausgehandelten Beitritt zur EU ablehnten. 

Schröder und die anderen Befürworter einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU bürden uns allen die unausweichlichen Folgen der ahistorischen Sichtweise ihres Vorhabens auf. 

Erklärlich ist es für mich u.a. durch die türkischen Zeitungen, die nach der Bundestagswahl 2002 lauthals für die türkischstämmigen Deutschen beanspruchten, der Regierungskoalition den 6.027-Stimmen-vorsprungssieg beschert zu haben, da diese Klientel mehrheitlich die SPD gewählt habe. Wenn das die Motivation oder auch nur ein Motivationsgrund für Schröders Eintreten für eine Vollmitgliedschaft der asiatischen Türkei in der Europäischen Union ist, dann verkauft er die Zukunft Europas für das Linsengericht seiner Wiederwahl! 

Vielleicht müsste die Volkshochschule in Berlin-Mitte einen Crash-Kurs „Überblick über die europäische Geschichte der letzten tausend Jahre“ anbieten, damit der Bundeskanzler die offensichtlich bestehenden bedauerlichen Lücken in seinem historischen (Un-)Wissen relativ einfach schließen könnte! 

Als Historiker kann man aus der Haut fahren, wenn man sich die ignoranten ahistorischen Argumente der Beitrittsbefürworter machtlos anhören muss!

5. „Eine demokratische Türkei, den europäischen Wertvorstellungen verpflichtet, wäre ein Beweis, daß es keinen Widerspruch zwischen islamischem Bekenntnis und aufgeklärter, moderner Gesellschaft gibt.“ 

Sicher; aber es ist an der Türkei, durch demokratisierende Umgestaltung ihrer Gesellschaft diesen Beweis zu erbringen – nicht aber ist es die Aufgabe der EU, als Voraussetzung dafür die Türkei in die EU aufzunehmen!

Es wäre immerhin eine enge Anlehnung der Türkei an Europa unterhalb der Schwelle einer Vollmitgliedschaft in der EU denkbar, wie sie die CDU/CSU der Türkei durch das Angebot einer „privilegierten Partnerschaft“ unterbreitet - und Schröder sie Libyen am 15.10.04 als Belohnung für den Verzicht auf die Produktion von Massenvernichtungswaffen angeboten hat, weil Ghaddafi „vom Westen eine Belohnung für diesen Verzicht verlangt“ hatte.

6.  „Die Türkei würde so zu einem Vorbild für andere muslimische Länder in unserer europäischen Nachbarschaft.“ 

Ich weiß nicht, an welche Länder – von Schröder im Plural geschrieben! – unser gegenwärtiger Bundeskanzler dabei denkt, aber diese außereuropäischen Länder könnten dann mit derselben Berechtigung wie die Türkei die Forderung erheben, wie ihr demokratisiertes „Vorbild“ in die EU aufgenommen zu werden: Marokko hatte es vor Jahren schon versucht, war aber mit der an sich auch auf die Türkei zutreffenden Begründung abgewiesen worden, es sei kein europäisches Land und eine Aufnahme daher nicht möglich. Die vorderasiatischen Länder Syrien und Israel und die nordafrikanischen Länder Tunesien, Algerien und Marokko machen sich Hoffnungen auf Aufnahme in die Europäische Union: Was soll an der dann noch »europäisch(?)« sein? 

7. Sicher ist die Türkei ein wirtschaftlich „hoch attraktiver Partner“ für (nicht nur) unser Land. Die damit verbundenen kommerziellen Hoffnungen rechtfertigen es aber nicht, die weiter auszubauende politische Gemeinschaft „Europäische Union“ durch eine Vollmitgliedschaft der Türkei in dieser Staatengemeinschaft implodieren zu lassen! Es nutzt nichts, die EU immer größer und dadurch – wie das Gerangel um die Posten von EU-Kommissaren, von denen jedes wirtschaftlich noch so unbedeutende Mitgliedsland ohne Rücksicht auf die von der Gemeinschaft wahrzunehmenden Aufgaben nach der letzten Erweiterung im Mai 2004 einen beanspruchte - innerlich immer schwächer werden zu lassen. Natürlich sind die Türken beleidigt, dass dieses Argument erst bei der Behandlung ihres Mitgliedswunsches aufs Tapet gehoben wird, und sie machen daraus sehr geschickt eine Diffamierung des Islam, um politischen Gutmenschen keine andere Wahl als die Zustimmung zu ihrem mit Verve vorgetragenen Beitragswunsch zu lassen, aber die Türkei wäre wirtschaftlich halt nicht so problemlos in die EU integrierbar wie z.B. Malta oder Estland! 

Die beleidigte Überheblichkeit in der türkischen Argumentation macht deutlich, was für ein schwieriger Partner die Türkei in der EU würde, da sie scheinbar nicht zu differenzieren vermag, was ein Ausweis für gravierende politische Chuzpe wäre, oder es anscheinend nicht kann, was ein Ausweis für ziemliche politische Dummheit wäre: die Türkei darf sich nicht wundern, dass ihr mehr Bedenken entgegenstehen als jedem europäischen Staat, weil sie ein asiatischer Staat ist, der damit den europäischen Rahmen der EU sprengen würde, wenn das Unheil für Europa eintritt, dass die asiatische Türkei als Vollmitglied in die Europäische Union aufgenommen würde!

Hinzu kommt aus berufenem Mund eines türkischen Volkswirtschaftsprofessors laut Interview im Deutschlandfunk die Einschätzung, dass sich auch bei einer Nichtmitgliedschaft die wirtschaftlichen Beziehungen in annähernd gleicher Intensität entwickeln werden.

Wenn wir auch jetzt schon, wo die Türkei noch nicht Mitglied der EU ist, größter Handelspartner der Türkei sind, wie sollte diese Position durch eine Mitgliedschaft verändert werden?

8. „Migrationsdruck entsteht, wenn Menschen keine Perspektive für eine Verbesserung der Lebensverhältnisse in ihrer Heimat sehen.“

Das ist richtig. Dieses Argument aber zu Ende gedacht würde bedeuten, dass alle unterentwickelten Länder z.B. Afrikas in die EU aufgenommen werden müssten, um den Migrationsdruck auf die „Festung Europa“ zu vermindern. 

Die vorstehende (von mir kommentierte) Meinung des damaligen Bundeskanzlers Schröder ist die regierungsoffizielle Meinung, aber es ist zumindest zweifelhaft, ob es die Mehrheitsmeinung innerhalb der SPD ist!

SPD attackiert Türkei-Politik von Bundeskanzler Schröder – Politiker beider Volksparteien fordern Referendum über EU-Beitritt

http://www.spiegel.de/spiegel/vorab/0,1518,321181,00.html
Die protürkische Haltung von Bundeskanzler Schröder spiegele nicht die Meinung der SPD-Basis wider, kritisieren zahlreiche Mitglieder der Bundestagfraktion gegenüber dem Nachrichten-Magazin DER SPIEGEL. … Der innenpolitische Sprecher der SPD-Fraktion, Dieter Wiefelspütz gestand „erhebliche Vorbehalte“ gegenüber der Türkei unter einfachen Genossen ein. Der Vorsitzende des Bundestagswirtschaftsausschusses, Rainer Wend, betonte: „In Wahrheit will ein Großteil unserer Basis die Türken nicht dabeihaben..“ Der frühere Außenminister der DDR, Markus Meckel, kritisierte, Regierung und SPD-Spitze neigten in der Frage des Türkei-Beitritts dazu, „Gefahren und Probleme zu verdrängen“. Weder in der Regierung noch in der Partei werde die Diskussion „offen und ehrlich geführt“. Beitrittsskeptiker wie der frühere SPD-Fraktionschef Hans-Ulrich Klose bemängelten zudem, dass sich fast niemand traue, auf die Probleme hinzuweisen, weil man Angst habe, „in eine Ecke gedrängt zu werden, in die man nicht will: als Rassist oder Islam-Hasser“. Zudem sprachen sich Politiker von SPD und Union für ein Referendum über den Türkei-Beitritt aus, sollte das Grundgesetz demnächst entsprechend geändert werden. Darin ist sich die SPD mit der CDU, die bisher Referenden ablehnt, erstaunlicherweise einig!

(SPIEGEL ONLINE 02.10.04)

Im SPIEGEL 04.10.04 wird - neben anderen - der innenpolitische Sprecher der SPD-Fraktion Wiefelspütz mit den Worten zitiert, „… dass die Türken-Freundlichkeit der Regierung an der Basis wenig Gegenliebe findet. Unter den einfachen Genossen gebe es ’erhebliche Vorbehalte’, in seinem Wahlkreis im östlichen Ruhrgebiet sei die von den Oberen zur Schau gestellte Pro-Türkei-Stimmung ’extrem unterentwickelt’.“

Schröders Eintritt für eine Vollmitgliedschaft  der Türkei in der EU scheint zumindest auch durch wahltaktische Überlegungen beeinflusst zu sein: Von den bei der Bundestagswahl ’02 etwa 475.000 türkischstämmigen Wählern, deren Anzahl zur Bundestagswahl ’06 auf rund eine Million anwachsen soll, tendieren rund 60 % zur SPD und nur 14 % zur Union. Dieses Wählerpotential ist zwar nicht für rechtsradikale – die „Grauen Wölfe“ wählen nicht rechtsradikale Deutsche -, wohl aber für die großen Volksparteien interessant! Dementsprechend werden sich die meisten Wahlprogramme verändern in Richtung auf: Konkrete Maßnahmen gegen eine Diskriminierung von Muslimen, die Etablierung des Islam in den zahlreichen Bestimmungen des deutschen Staatsrechts, Initiativen zur Ermöglichung des Beitritts der Türkei zur EU in absehbarer Zeit, ... Und je abhängiger sich eine Partei von Stimmen aus dem muslimischen Wählerreservoir wähnt, desto mehr wird sie ihr Programm in diese Richtung ausgestalten: Parteiendemokratie hat ja das Ziel der Bündelung von Wählerinteressen aus unterschiedlichen Gruppierungen! Diese Wählerinteressen müssen sich in den Wahlprogrammen wiederfinden. Wer auf keine Stimmen aus diesem Reservoir hoffen kann, wird den christlichen Charakter der EU propagieren und hervorheben, der die Aufnahme muslimischer Staaten in die christliche Werte- und Staatengemeinschaft verbiete, wie sie insbesondere in Bezug auf die Türkei befürchtet wird.

Ein so großes Wählerpotential will Schröder als Wahlkämpfer nicht verprellen – und opfert für die eigene Wiederwahl lieber die Zukunft der Europäischen Union! 

Bei namhaften SPD-lern wie z.B. dem ehemaligen Außenminister der DDR, Markus Meckel („Die SPD-Spitze neige in der Frage des Türkei-Beitritts dazu, ’Gefahren und Probleme zu verdrängen.“), dem ehemaligen Hamburger Bürgermeister Hans-Ulrich Klose („Die Türkei ist ein extrem nationalistisches Land, in dem eine Re-Islamisierung stattfindet.“) und dem ehemaligen Bundeskanzler Helmut Schmidt („Ein EU-Beitritt der Türkei wäre das Ende der Europäischen Union; Großbritannien ist doch deswegen ein Befürworter des türkischen Beitritts, weil es nichts gegen eine Degeneration der EU zur Freihandelszone einzuwenden hat, eher das Gegenteil.“) überwiegen auch die Vorbehalte gegen eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU. 

Auf die in Artikelform der Bevölkerung mitgeteilte Stellungnahme des Bundeskanzlers pro Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU antwortete seine parlamentarische Gegenspielerin Merkel drei Tage später in ebenfalls der Welt mit der Begründung ihres Konzeptes einer privilegierten Partnerschaft statt der von der Türkei mit aufbrausender Vehemenz geforderten Vollmitgliedschaft, das sie mit viel politischem Mut auch in der Türkei selbst vertreten hatte: 

2 Angela Merkel (DIE WELT 16.10.04)

Türkei: Partnerschaft statt EU-Mitgliedschaft 

http://www.welt.de/print-welt/article346579/Tuerkei_Partnerschaft_statt_EU-Mitgliedschaft.html
Die damalige Oppositionschefin erwidert auf die vorstehenden Ausführungen des Regierungschefs von 2004 im Kern Bedenken u.a. deswegen, weil dann die Grenzen der EU über die bisherigen Außengrenzen hinaus bis an die Grenzen der Türkei zum Iran, zum Irak und zu Syrien reichen würden. 
Die eine entscheidende Grundsatzfrage laute: Kann die Europäische Union mit bald schon 27 Mitgliedstaaten einen Beitritt der Türkei verkraften? Anders gefragt: Welches ist das beste politische Konzept, um einerseits die Risiken einer institutionellen, finanziellen und politischen Überforderung der Integrationskraft der EU zu vermeiden und andererseits die europäische Orientierung der Türkei zu stärken und ihrer zunehmenden geopolitischen Bedeutung Rechnung zu tragen? 

CDU und CSU haben als Antwort auf diese Frage das Konzept einer Privilegierten Partnerschaft entwickelt. Dadurch würde sowohl die europäische Orientierung der Türkei nachdrücklich gefördert als auch gleichzeitig die Integrationskraft der Europäischen Union nicht überfordert. Sie liege damit im deutschen, türkischen und europäischen Interesse. 
Es sei unbestritten, daß die Türkei seit vielen Jahren auf das Versprechen einer Mitgliedschaft unter Einhaltung bestimmter Kriterien verweisen könne. Aber wahr ist auch, dass 1963, als der Türkei eine Mitgliedschaft in Aussicht gestellt wurde, gerade die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft gegründet worden war. Eine Europäische Union stand gar nicht zur Diskussion. Darum könne sich die Türkei nicht darauf berufen, dass ihr 1963 eine Mitgliedschaft in der EU versprochen worden sei! Heute gehe es nicht mehr um einen Beitritt zur damaligen EWG, sondern zur politischen Union Europas. 
Darum könne jetzt über einen möglichen EU-Beitritt der Türkei zur EU nur ergebnisoffene verhandelt werden. 

Der türkische Außenminister Gül besuchte am 19.10.04 Berlin und antwortete dort in einem WELT-Interview indirekt auf die schon mehrfach von türkischen Regierungsmitgliedern abgelehnte Merkel’sche Offerte: 

„Die privilegierte Partnerschaft ist für uns inakzeptabel. … Unser Ziel ist Vollmitgliedschaft in der Europäischen Union. Die ’privilegiert Partnerschaft’ wäre eine große Ungerechtigkeit gegenüber der Türkei. …“ 

So argumentiert selbstverständlich auch sein Ministerpräsident Erdogan: „…, daß die 25 EU-Mitglieder Mitte der Woche die Anerkennung der Republik Zypern durch die Türkei zum "notwendigen Teil des Beitrittsprozesses" ernannt haben, schmeckt ihm [Erdogan; der Verfasser] gar nicht. Als "einseitig und ungerecht" bezeichnete die türkische Regierung dies. Worte, die in Ankara und Istanbul häufig zu hören sind. "Die Türkei steht seit mehr als 40 Jahren vor der Tür der EU. Wir sind also fast Gründungsmitglied. Warum hat man in all diesen Jahren nie Nein gesagt, wenn man uns nicht will? Warum bricht die EU immer wieder ihr Wort?" fragt Erdogan.

DIE WELT 25.09.05

Merkel sitzt in einer Zwickmühle: Sie kann einerseits nicht ihre konservative Parteiklientel und andererseits nicht die 9-14 % der zur CDU tendierenden, konservativ eingestellten eingebürgerten Türken verprellen! Das wird vermutlich aber passieren, wenn die CDU Maßnahmen zur teilweisen Entschärfung des Zwangsehenproblems ergreift:

Union erschwert türkische Hochzeit

Berlin - 

Nach einem Wahlsieg will die Union verhindern, daß sich türkische Männer zum Heiraten minderjährige Frauen aus der Heimat holen. Für Ehegatten will die Union verpflichtende Sprachprüfungen einführen und den Nachzug auf volljährige Partner beschränken.

rtr 

HH A 27. Juni 2005 

Festgesetzt wurde für den Ehegattenzuzug ein Mindestnachzugsalter von 21 Jahren, was Mädchen, die mit 14 oder 15 in der Türkei zwangsverheiratet wurden, eine Chance gibt sich zu wehren, wenn sie zur realen Einlösung der Zwangsverheiratung in die Bundesrepublik verbracht werden, und es sollen wenigstens minimale Deutschkenntnisse vorgewiesen werden können werden – Anforderungen, die die ultrarechte türkische Zeitung "Anadolu'da Vakit" Bundeskanzlerin Merkel mit Hitler vergleichen ließ: "Merkel ist ein zweiter Hitler", und sie mit Hakenkreuz-Armbinde und "Türken raus"-Logo abbildete. Merkel setze mit dieser Politik "die Rassenpolitik Hitlers fort." (BILD 04.09.07)

Der ungeheuerliche Vergleich legt nahe, dass die deutsche Bundeskanzlerin Massenmord an »den Türken« begehen werde, aber ob das BVerfG Zwangsenthaltungspausen für Ehen anerkennen wird, da die in Art. 6 Grundgesetz geregelte Eheschließungsfreiheit in mehreren Entscheidungen als grundgesetzlich geschützt angesehen wird? Wenn der Zweck einer neuen Vorschrift der Schutz vor Zwangsehen ist, könnten die Verfassungsrichter nach Meinung von Ministeriumsjuristen die Eheschließungsfreiheit möglicherweise das Grundrecht in zulässigem Umfang einschränkend interpretieren und das auf 21 Jahre heraufgesetzte Zuzugsalter akzeptieren. Was ist aber mit den Altehefrauen? 2007 wurde die zertifizierte Absolvierung des etwa 120-stündigen Sprachkurses "Staat Deutsch 1" für Türkinnen verpflichtend. Die Kursgebühren betragen bei den Goethe-Instituten in der Türkei mit circa 350 € die Höhe eines Mindestlohnes. Wer nicht in einer großen Stadt wohnt, hat praktisch kaum eine realisierbare Möglichkeit, einen solchen Kurs über Monate zu besuchen. Tragödien spielen sich ab, wenn 50-jährige verheiratete Analphabetinnen zu ihrem Ehemann nach Deutschland ziehen möchten, der es aber, aus welchen Gründen auch immer, unterlassen hatte, seine langjährige Ehefrau vor dem durch das Gesetgebungsverfahrn lange zuvor angekündigten Stichtagsbeginn nach Deutschland zu holen: Wer nicht einmal in seiner Muttersprache lesen und schreiben kann, der hat keine Chance, den als Voraussetzung für eine Daueraufenthaltsgenehmigung vorgeschalteten Sprachkurs zu bestehen. In solchen Fällen müsste das BVerfG über Art. 6 Grundgesetz helfen! Es könnte z.B. an den Nachweis einer schon x Jahre vor Stichtagsbeginn geschlossenen Ehe gedacht werden – wobei man allerdings nicht sicher sein kann, dass nicht, wie schon in Fällen von Kindernachzug geschehen, um die von Deutschland gesetzte Altersgrenze zu unterlaufen, nach Erhalt eines Bakschisch Bescheinigungen mit »Schreibfehlern« ausgestellt würden!
Entgegen der hier vertretenen Ansicht, dass es mit der asiatischen Türkei keine Beitrittsverhandlungen zur Europäischen Union geben dürfe, hat das Fortschrittsgutachten des Erweiterungskommissariats die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen empfohlen, was von den Regierungschefs der EU noch im Dezember 04 abgesegnet werden muss. 

Trotz der wahrscheinlich nunmehr bevorstehenden Aufnahmeverhandlungen ist die Situation in der Türkei so, dass sich nicht nur nach Meinung von Amnesty International selbst dann schon allein die Aufnahme der Verhandlungen verbieten müsste – geschweige denn ein Beitritt -, wenn man eine Vollmitgliedschaft nicht für prinzipiell unmöglich hält, um durch deren Verweigerung die Europäische Identität und die Möglichkeit eines weitergehenden staatlichen Zusammenschlusses Europas in Richtung auf „Vereinigte Staaten von Europa“ zu retten.

Dazu lesen Sie bitte die beiden nach der Erstellung des positiv ausgefallenen Fortschrittsgutachtens mit Verhand​lungsaufnahmeempfehlung erschienenen und aus einer Vielzahl ausgewählten Artikel:

3 Andreas Middel (DIE WELT 26.10.04)

„Massive politische Verfolgung“  (Auszug)

http://www.welt.de/print-welt/article348571/Massive_politische_Verfolgung.html
Asylbewerber aus der Türkei stellen die größte Flüchtlingsgruppe in Deutschland. Bundeskanzler Schröder und die EU-Kommission halten das Land trotzdem für Europa-tauglich

von Andreas Middel

"Wenn deutsche Gerichte türkische Asylbewerber anerkennen, verhindert dies eine Mitgliedschaft", sagte Werner Hoyer (FDP) der WELT. Seit 1999, dem Jahr, in dem die Türkei offiziell zum EU-Kandidaten gekürt wurde, gehört das Land zur Spitzengruppe der Länder, aus denen Asylbewerber nach Deutschland drängen. 2003 und 2004 steht die Türkei in der Liste der Herkunftsländer von Asylbewerbern sogar an erster Stelle. 

Und auch bei der Zahl der anerkannten Asylverfahren belegen Personen aus der Türkei die vorderen Plätze. Nach Auflistungen des Bundesinnenministeriums haben seit 1999 mehr als 6600 Türken, rund 80 Prozent sind davon nach internen Schätzungen Kurden, als politisch Verfolgte in Deutschland Asyl gefunden. Weitere 3400 Personen genießen seitdem in Deutschland Abschiebeschutz, das sogenannte Kleine Asyl. Das ist eines der größten Kontingente überhaupt in Deutschland. Und für die Opposition ist dies eine der entscheidenden Fragen, die über die Türkei-Verhandlungen entscheiden. 

Solange es in der Türkei, wie von deutschen Gerichten anerkannt, massive politische Verfolgung gibt, dürfe es im Grunde keine Beitrittsverhandlungen mit Ankara geben, erklärt der europapolitische Sprecher der Unionsfraktion, Matthias Wissmann. Und weiter: "Die reale Lage in der Türkei entspricht nicht den EU-Kriterien." Nach Ansicht der innenpolitischen Sprecherin der europäischen Volksparteien (EVP), Ewa Klamt (CDU) seien die Asylstatistiken und die Aufnahme von Beitritts-Verhandlungen "ein Widerspruch in sich". Nach ihrer Meinung hat es in der Geschichte der EU noch keinen Fall gegeben, in dem mit einem Land über einen Beitritt verhandelt wurde, in dem gleichzeitig politische Verfolgung an der Tagesordnung sei!   

Dass die Rechte von Minderheiten in der Türkei nur unzureichend gewahrt seien, zeigt auch die Anzahl von Urteilen gegen die Türkei vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte in Straßburg: Im Jahr 2003 waren es 76 Verfahren, in denen die Straßburger Richter der Türkei wiederholt vorgeworfen haben, daß sie insbesondere die Menschenrechte ihrer kurdischen Bürger verletzt habe. 
2002 waren gegen die Türkei 2.918 Verfahren in Straßburg anhängig. 
Mit dem Beginn von Beitrittsverhandlungen, so die CDU-Politikerin Klamt, müßte die Türkei wie bei den bisherigen Beitrittsverhandlungen mit den mittel- und osteuropäischen Staaten geschehen, sogar als sicheres Drittland bei Asylverfahren anerkannt werden. Doch ein solcher Status sei für das Land, in dem immer noch gefoltert wird, wo Minderheitenschutz und Religionsfreiheit nur mangelhaft gewährleistet sind, undenkbar. Für die FDP ist unakzeptabel, dass die Türkei als Kandidatenland Teile eines EU-Mitgliedslandes militärisch besetzt halte. 

„Allein diese Verletzung des Völkerrechts hätte für Hoyer als Grund vollkommen ausgereicht, Beitrittsverhandlungen abzulehnen. Doch dieser Zug sei 1999 mit dem Beschluß der EU-Regierungen, die Türkei zum EU-Kandidaten zu küren, bereits abgefahren. ’Das war ein Riesenfehler der Regierung Schröder.’" 

4 Interview mit der Amnesty-Generalsekretärin Lochbihler (DIE WELT 26.10.04)

"’Sehr viele Fälle von Folter’ 

http://www.welt.de/print-welt/article348569/Sehr_viele_Faelle_von_Folter.html
Die Amnesty-Generalsekretärin äußerte sich in einem Interview mit der WELT zur Situation in der Türkei. 
Folter werde nicht mehr systematisch angeordnet, aber nach wie vor gebe es trotz Fortschritten in der Gesetzgebung in der Praxis sehr viele Fälle von Folter und Mißhandlung. Die sei im ganzen Land weit verbreitet. 2003 seien 600 Vorfällen bekannt geworden. Die Regierung müßte sich noch viel aktiver einsetzen, damit auch in der Polizeihierarchie die Reformen angenommen werden. Auch stehe noch aus, dass viele Polizisten, die gefoltert haben, zur Rechenschaft gezogen würden. Noch immer gebe es trotz der neuen Gesetze, die Folter unter Strafe stellten, ein Klima der Straflosigkeit u.a. deswegen, weil sich einflussreiche Kräfte in der Polizei den Reformen widersetzten. Wer schlecht über Sicherheitskräfte rede oder sie beleidige, riskiere, überfallen zu werden. Die Täter seien zwar zivil gekleidet, aber Amnesty International vermutet aufgrund mitgeteilter Beobachtungen, dass es oft Polizisten seien. 

5 Erdogans Offenbarung (Kommentar Middel in: DIE WELT 13.12.04) 

Der Kommentar

von Andreas Middel

http://www.welt.de/print-welt/article358243/Erdogans__Offenbarung.html
Wer die Aufnahmebedingungen in die EU als Diskriminierung empfinde, wer der Union vorwerfe, sie mache einen Fehler, weil sie einen Beitritt der Türkei ablehne, der zeige, dass ihm das tiefere Verständnis dafür fehle, was EU-Mitgliedschaft tatsächlich bedeute. 
Brüssel verlangt, daß die Türkei Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft erfüllt. Dazu gehören Religionsfreiheit, Folterverbot, Minderheitenschutz, Pressefreiheit. An allem hapere es im Land. Genausowenig mit EU-Ansprüchen sei es zu vereinbaren, dass sich Ankara weigere, das EU-Land Zypern anzuerkennen, dass Tausende von türkischen Asylbewerbern in der EU als politisch Verfolgte Zuflucht fänden und dass der Völkermord an den Armeniern ein Tabuthema sei. Das seien zahlreiche Belege dafür, dass mit der Türkei über manches, aber gewiß nicht über einen Beitritt verhandelt werden sollte.  
6 Wunsch und Wirklichkeit (Kalnoky in: DIE WELT 15.12.04) 

http://www.welt.de/print-welt/article358661/Wunsch_und_Wirklichkeit.html
Die Kernthese von Boris Kalnoky lautet: Ankara habe zwar gewaltige Reformen verabschiedet - viele davon aber nicht umgesetzt.
Sieben Reformpakete, sogenannte EU-Harmonisierungsgesetze, wurden nach zuweilen stürmischen Debatten verabschiedet. Dazu kam ein achtes "über die Änderung einiger Artikel der Verfassung"; zuletzt wurden das Strafgesetzbuch reformiert, die Machtfülle der Sicherheitskräfte eingeschränkt, und in diesen letzten Tagen vor der EU-Entscheidung befindet das Parlament über eine Reform des Gefängniswesens. 

Viel sei geleistet worden, in den Alltag umgesetzt worden aber sei wenig. 
Frankreich, Dänemark und Österreich fordern, im Falle ungenügender Umsetzung die Beitrittsverhandlungen jederzeit suspendieren zu dürfen. 

Beunruhigend neben noch nicht vollständig unterbundener Folter sei die Verlagerung körperlicher Mißhandlungen durch Sicherheitskräfte aus dem Bereich aktenkundiger Vorgänge in den Bereich außerrechtlicher "Zwischenfälle". Die Menschenrechtsorganisation Mazlum-Der berichtet, es gebe immer mehr Fälle, in denen Sicherheitskräfte ihre Identität verbergen, die Opfer nicht förmlich verhaftet und registriert, sondern verschleppt und mißhandelt werden. Auf dem Papier mag die Folter abgeschafft sein, als Praxis der Sicherheitskräfte ist sie noch nicht verschwunden. 
Ähnlich sehe es bei den Rechten für Minderheiten aus. 
Oft beginne der Ärger schon damit, dass selbst das schönste Reformgesetz Durchführungsbestimmungen braucht, um Realität zu werden. So erlaube z.B. das dritte Harmonisierungsgesetz vom August 2002 endlich minderheitensprachliche Rundfunksendungen, wurde aber nicht umgesetzt. Daher wurde das Problem im 7. Harmonisierungsgesetz noch einmal aufgegriffen - die Lösung aber wieder abgeschwächt. 

Über all den Reformen vergißt man leicht, daß nicht nur deren Implementierung fehlt. Die Türkei hat nicht einmal die Bestimmungen ihres eigenen Gründungsvertrages von Lausanne (1923) umgesetzt, etwa die Gleichstellung aller Bürger vor dem Gesetz und deren Recht, jede Sprache zu benutzen, die sie wünschen. Angehörige anerkannter Minderheiten wurden bis in die jüngste Vergangenheit mitunter als "Ausländer" behandelt. Minderheitensprachen wie Kurdisch, ja kurdische Vor- und Familiennamen, waren verboten. Nicht alle Minderheiten seien überhaupt als solche anerkannt, angefangen bei den Kurden. 
VIII. TEIL 

Kritik am „Reform-Fortschrittsbericht“ des (damaligen) EU-Erweiterungskommissars Verheugen vom 06.10.04 und den Verhandlungen der EU-Regierungschefs am 17./18.12.04

Der von dem Erweiterungskommissar Verheugen vorgelegte Fortschrittsbericht mit seiner Empfehlung der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen zwischen der EU und der Türkei hielt einer anschließenden wissenschaftlichen Überprüfung durch Experten des Osteuropa-Instituts München nicht stand und deckt sich vollinhaltlich mit der hier vertretenen Ansicht:

1 „EU profitiert nicht von einem Türkei-Beitritt“ (Middel und Halusa)

http://www.welt.de/print-welt/article351545/EU_profitiert_nicht_von_einem_Tuerkei-Beitritt.html
Eine von Wolfgang Quaisser verfasste Studie des renommierten Osteuropa-Instituts in München - nach Ansicht von Bayerns Europaminister Sinner "Pflichtlektüre für jeden Staats- und Regierungschef in Europa" - hält die vorgebrachten sicherheitspolitischen Argumente für einen EU-Beitritt der Türkei zur EU für "nicht überzeugend". Das Institut ist der Ansicht, Brüssel informiere nur unzureichend über die Auswirkungen

Kernaussagen: Da die EU kaum mit wirtschaftlichen Vorteilen rechnen könne, habe sich die Diskussion auf außen- und sicherheitspolitische Argumente verschoben. Doch "die politisch-strategischen Argumente sind nicht überzeugend". Der EU-Beitritt der Türkei sei "kein Mittel, um den „Clash of Civilizations zu verhindern" und die Behauptung der Bundesregierung, eine demokratische Türkei könnte Vorbild sein für die islamischen Staaten im Nahen und Mittleren Osten, "ist nur schwer nachzuvollziehen". Befürchtungen, die Türkei könne bei einer Ablehnung durch die EU ins islamistische Lager abdriften, sehen die Wissenschaftler dadurch widerlegt, daß türkische Politiker immer wieder beteuern, die Reformen würden auch ohne EU-Aufnahme fortgeführt. 

Die gesamte Argumentation der Beitrittsbefürworter habe zur Folge, dass das "Ziel einer politischen Union in den Hintergrund gerät". 

Es sei zu erwarten, dass die Türkei mit ihren Außengrenzen zu Krisenländern wie dem Irak oder dem Iran ganz andere Prioritäten in der Außenpolitik setzen werde "als viele, wenn nicht alle anderen EU-Staaten". Hinzu kommt, dass die wirtschaftlichen Folgen für die EU weitaus gravierender sein werden, als von der EU-Kommission beschrieben. Der Bericht von EU-Kommissar Verheugen "beleuchtet nicht ausreichend die Auswirkungen" für die EU, kritisieren die Autoren. 

Kritik äußert die Studie auch am bisherigen Verhalten von EU-Kommission und Regierungen, die bislang jede Kostenberechnung als reine Spekulation bezeichnet hatten. Doch zusammen mit dem jüngsten Fortschrittsbericht legte Verheugen dann doch eine Untersuchung vor, die die Folgen eines Türkei-Beitritts beleuchtete. Diese Berechnungen für das Jahr 2025 lagen bei 28 Milliarden Euro im Jahr, die die Türkei als dann größter EU-Staat netto von der Europäischen Union kassieren werde, ein Betrag, der viermal so hoch sei wie der, den der heute größte Empfängerstaat Spanien zurzeit erhält.
DIE WELT 10.11.04

2 Wolfgang Quaisser vom Osteuropa-Institut in München 

(Interview in DIE WELT 15.12.04)

"Vier Millionen Zuwanderer" 

http://www.welt.de/print-welt/article358663/Vier_Millionen_Zuwanderer.html
Die Kernaussagen lauten:

Davon abgesehen, ob Ankara jemals die Aufnahmekriterien erfüllen werde und die EU-Regeln übernehmen kann, würde nach Ansicht des Autors der Studie des Osteuropa-Instituts in München ein Beitritt der Türkei für die EU eine Überschreitung seiner geographischen und kulturellen Grenzen bedeuten. Damit drohe eine Überdehnung der EU. 

Der Autor der Studie sieht neben einer "privilegierten Partnerschaft"  eine "erweiterte assoziierte Mitgliedschaft", mit der die Türkei teilweise in die Kohäsionspolitik und Entscheidungsstrukturen der EU einbezogen werden könnte, ohne gleich Mitglied mit vollem Abstimmungsrecht zu sein. 
DIE WELT: Welche Folgen hätte Ankaras Beitritt für Deutschland? 

Wegen der schon bestehenden Zollunion zwischen EU und Türkei werden die direkten Beitrittseffekte gering sein. Deswegen werde für die Türkei der Internationale Währungsfonds viel wichtiger sein als die EU.
Wegen des hohen Wohlstandsgefälles - die Einkommen in der Türkei liegen nach der Kaufkraft bei 23 Prozent des EU-Durchschnitts, nach aktuellen Wechselkursen sogar nur bei 13 Prozent - müsse man mit einer hohen Migration von bis zu vier Millionen Zuwanderern rechnen, zumal die beachtliche türkische Bevölkerungszahl in Deutschland ein Netzwerk für die Zuwanderung darstelle. Diese Zahl würde sich auf 1,3 Millionen verringern, wenn sich die Einkommensdifferenz halbiert. 

Die Kosten einer Aufnahme der Türkei werden nach den Berechnungen des Autors bei einer vollen Inte​gration der Türkei in die bisherige Ausgabenpolitik der EU im Jahr 2014 einen Nettotransfer von 21 Milliarden Euro jährlich ausmachen, wenn die Strukturförderung nicht geändert wird. Laut Regeln der EU kann ein Land allein in der Strukturpolitik bis zu vier Prozent des Bruttoinlandsprodukts als Zuschuß erhalten. Will man dies begrenzen, muß man Sonderregelungen aushandeln. Doch diese laufen irgendwann aus. 

Ein Beitritt zur EU sei aber nicht allein eine Frage der Größe des Landes, oder eine Kostenfrage, ein Problem der Migration, der wirtschaftlichen Rückständigkeit und des anderen kulturellen Hintergrunds. Die Kombination dieser Probleme gestalte aber den Beitritt schwierig. 

Der geostrategische Nutzen eines Beitritts wird wegen der unterschiedlichen Interessenlagen - die Türkei grenzt an viele Krisenregionen – als zumindest zweifelhaft gesehen. Hinzu komme, dass nicht sicher sei, ob die islamische Welt das türkische Modell akzeptieren werde. 

3 Kommentar Kornelius (Süddeutsche Zeitung 15.12.04)

Ein paar Tage vor der wie zu erwarten positiven Stellungnahme der EU-Regierungschefs bezüglich der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit dem Ziel einer Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU schrieb die SZ vom 16.12.04 in einem

Kommentar

Die Risiko-Entscheidung 

http://www.sueddeutsche.de/ausland/artikel/816/44772/
Die EU beschließt Beitrittsgespräche mit der Türkei – weil sie zu schwach für die Alternative ist. 
Niemand habe eine Antwort darauf und könne heute ernsthaft eine Prognose darüber abgeben, in welchem Zustand sich Kandidat und EU befinden werden, wenn am Ende der Beitrittsgespräche die Aufnahme der Türkei ansteht. 

Es wird festgestellt, dass überall in Europa – in Frankreich, in Deutschland, in Polen – die Menschen ihr Unbehagen äußern, weil sie die historische, ja fast schon schicksalhafte Tragweite der Entscheidung spüren und fürchten. 
Keiner könne sagen, wie dann eine auf ca. dreißig Mitgleider erweiterte EU regiert werden solle. 

„Die EU wird Beitrittsgespräche beschließen, weil sie zu schwach für die Wahrheit ist und weil sie keine Alternative zu bieten hat.“ Die EU hätte sich gar nicht erst in die Zwangslage manövrieren dürfen, sich zwischen den beiden diametral entgegengesetzten Modellen Mitgliedschaft oder Ablehnung mit unkalkulierbaren Folgen für die Türkei entscheiden zu müssen. 

„Nun bleibt ihr nur die Flucht nach vorne, in der Hoffnung, dass die neue Konstruktion irgendwie schon halten wird. Für eine Entscheidung dieser Dimension ist das unzureichend. Risikobereitschaft gehört zwar zum politischen Alltag, aber niemand kann von der EU erwarten, dass sie ein Abenteuer beginnt, an dessen Ende die eigene Marginalisierung steht. Politik ist auch die Kunst, ein Risiko zu mindern. Weder die Türkei noch die EU haben das verstanden.“
4 Erdogans Verhandlungsstil als Beitrittskandidat gegenüber den EU-Ministerpräsidenten

Nach dem, was in den Medien bekannt gemacht wurde, hat der türkische Ministerpräsident Erdogan auf der Sitzung der Regierungschefs in der Zypernfrage nicht nur gepokert, sondern die EU-Ministerpräsidenten mit der Drohung seiner Abreise erpresst. Eine Zeitung umschrieb die Situation so, dass Schröder und Blair ihm die schon gepackten Koffer wieder aus der Hand genommen hätten, weil sie nicht den Sinnspruch beherzigten: „Reisende soll man nicht aufhalten!“ 

Und das, obwohl die Türkei ein Beitrittskandidat ist, der Teile des Staatsgebietes eines EU-Mitgliedslandes – seit 1974 - militärisch besetzt hält!

Erdogan brachte u.a. so unsinnige Argumente vor wie: „Die EU zieht 600.000 Zyprioten 70 Millionen Türken vor!“ (SPIEGEL ONLINE 21.12.04) Selbstverständlich muss die Europäische Union 600.000 zypriotische Europäer, die durch ihr griechisches Erbe mit Europa verbunden sind, 70 Millionen Asiaten vorziehen, die mit Europa kulturell keine gemeinsame Geschichte haben: dafür ist die EU ja eine Europäische Union, in der Asiaten ein Fremdkörper sind und bleiben werden, wenn nicht aus überzogener politischer Korrektheit heraus ein objektiv bestehender zumindest schon geographischer Unterschied ideologisch einzuebnen versucht wird.

Nun kann man jemanden nur erpressen, wenn der einen irgendwie gearteten Fehler gemacht hat, von dem er glaubt, nicht zurückkommen zu können.

Der Fehler: Die »politische Elite« Europas hat – wie es Politikerart ist – seit jeher nur von Wahl zu Wahl gedacht, ohne die langfristigen Folgen ihres Tuns zu bedenken. Man hoffte vor einer Generation, sich den Nato-Folterstaat Türkei mit dem Hinweis auf dessen Menschenrechtsverletzungen jederzeit vom Leibe halten zu können. So wurde nun am 17./18.12.04 - von den ausschließlich geostrategisch und ökonomisch denkenden, historische und kulturelle Gegebenheiten und Bezüge wie stets völlig ignorierenden US-Amerikanern, die nur ihre Militärinteressen und die durch die Türkei führenden Ölpipelines sehen, seit Jahren bedrängt - die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Türkei beschlossen, weil seit der Zeit Hallsteins und Kohls von CDU-Politikern die ausgewiesene Dummheit begangen wurde, der Türkei Hoffnungen auf einen Beitritt zu zunächst der EG und dann zuletzt zur EU zu machen, ohne ihr klaren Wein einzuschenken, dass die asiatische Türkei weder geographisch, noch historisch und auch nicht kulturell zu Europa gehört. An dem, was Europa geistig werden ließ, was seine Identität ausbildete, hat die Türkei nie einen irgendwie gearteten Anteil gehabt; im Gegenteil: Europas Identität hat sich über alle Eifersüchteleien und kriegerischen Auseinandersetzungen untereinander u.a. im scharfen Gegensatz zur Türkei, in der Abwehr der „Türkengefahr“, gebildet. Die Begründung für die Aufnahme der Beitrittsverhandlungen ist entlarvend: Es wurde von niemandem ernstlich vorgetragen, dass die Verhandlungen mit der Türkei aufgenommen werden, weil die Türkei seit Jahrhunderten ein substantieller Teil Europas sei, sondern weil man der Türkei seit 40 Jahren den Mund wässrig gemacht habe. Nun sah man keine Möglichkeit, diesen Fehler ohne Gesichtsverlust korrigieren zu können. Darum perpetuiert man ihn! Eine Wahnsinnslogik!

Marokkos Beitrittswunsch war mit der Begründung ablehnend beschieden worden, dass Marokko „kein europäischer Staat“ sei. Aber das ist die Türkei – wie anfangs schon ausgeführt - trotz ihres restlichen 3-%-tigen Gebietsanteils aus den ehemaligen Beutezügen auf dem Balkan genau so wenig; wie Spanien trotz seiner zwei afrikanischen Besitzungen kein afrikanischer geworden, sondern ein europäischer Staat geblieben ist. Das stellt niemand in Zweifel; bei der Türkei aber tun die Politiker so, als wenn die Türkei ein europäischer Staat wäre. 

Die – um das Wort „Dummheit“ zu vermeiden - Unlogik der die Bundesrepublik führenden Politiker kann man auch daran erkennen, dass der vormalige EU-Kommissionspräsident Prodi, Bundeskanzler Schröder und Außenminister Fischer der europäischen Ukraine eine Mitgliedschaft abgesprochen, der asiatischen Türkei aber zugesprochen haben. Das kommt davon, wenn man in seinem Denken historische und kulturelle Gegebenheiten nicht ausreichend zu berücksichtigen vermag.

Auf dem EU-Gipfeltreffen weigerte Erdogan sich, wie gesagt, erfolgreich, die von 190 Staaten der Welt anerkannte Inselrepublik Zypern, die beim letzten Beitrittsschub – leider ohne Klärung der innerzyprischen Frage - zur EU hinzugekommen war, anzuerkennen. Erdogan weigerte sich sogar, auf den als (faulen) Kompromiss gedachten Vorschlag einzugehen, das nach dem Beitritt der zuletzt aufgenommenen zehn neuen Mitglieder erstellte Ankara-(Zusatz-)protokoll zur Ausweitung der Freihandelszone zwischen der Türkei und der Alt-EU auf die neuen Mitglieder zu unterschreiben, in dem die Inselrepublik Zypern als eines der zehn neuen Beitrittsländer genannt wird, oder dieses Abkommen wenigstens zu paraphieren. Er erklärte sich nur zu der mündlichen Erklärung bereit, bis zum Beginn der Beitrittsverhandlungen an unserem Nationalfeiertag des nächsten Jahres dieses Zusatzprotokoll zu unterschreiben. Er stellte ausdrücklich klar, dass diese erst noch zu erbringende Unterzeichnung nicht als Anerkennung Zyperns durch die Türkei zu werten sei, auch nicht als Anerkennung durch die Hintertür! Die Freihandelszone auf Zypern auszudehnen sei für die Türkei ausschließlich eine technische Frage, keine politische und erst recht keine diplomatische Anerkennung. Die Türkei werde gleichzeitig mit der Unterzeichnung des EU-Protokolls über die Ausweitung der bestehenden Zollunion auf die zehn neuen Mitglieder – darunter eben auch Zypern – eine Erklärung abgeben, wonach aus türkischer Sicht keine diplomatische Anerkennung der zyprischen Regierung im Süden der geteilten Mittelmeerinsel verbunden sei. Erdogan lehnte damit die völkerrechtliche Selbstverständlichkeit ab, alle Mitglieder des Staatenbundes, in den er hineindrängt, anzuerkennen und beansprucht darüber hinaus als Beitrittskandidat die Interpretationshoheit über von der EU geschlossene Verträge: eine bodenlose Unverschämtheit! Und das lassen sich die rückgratlosen Staatschefs der EU und die EU-Kommission einfach so gefallen! 

Die EU gab sich mit der bloßen Ankündigung zufrieden, dass die Türkei in den kommenden Monaten bis zum Verhandlungsbeginn am 3. Oktober 2005 an der Frage der Anerkennung Zyperns arbeiten werde. Von einem Ende der völkerrechtswidrigen Besetzung Nordzyperns durch die Türkei ist auf dem Brüsseler Gipfel überhaupt keine Rede mehr gewesen.

Trotz dieses erdoganschen »Verhandlungserfolges« erklärten zwei frühere türkische Außenminister, die auf Grund ihres früher innegehabten Amtes mit den grundlegenden Selbstverständlichkeiten des Völkerrechts vertraut sein müssten, die Regierung habe "Verrat an den Rechten des türkischen Volkes" begangen (DIE WELT 18.12.04). Als Grund sehen sie an, dass Erdogan einen Verhandlungsprozess akzeptiert habe, der eine Anerkennung Zyperns voraussetze. 

Diese Stellungnahme zeigt einerseits den innertürkischen Druck auf, unter dem Erdogan steht. Der wegen des Dissenses mit seiner Partei in der Türkei-Frage zur Bundestagswahl 2005 nicht mehr angetretene ehemalige Verteidigungsminister Rühe sagte an einem seiner letzen Amtstage als Vorsitzender des Außenpolitischen Ausschusses des gerade abgewählten 15. Deutschen Bundestages in einem Interview des DLF am 01.10.05 und damit zwei Tage vor Aufnahme der projektierten (von Österreich aber bis zuletzt u.a. wegen des fast allein von ihm befürworteten Beitrittswunsches des benachbarten Kroatiens und darum von ihm allein blockierten) Beitrittsverhandlungen: „Es kann sein, dass die Türkei im Laufe des langen Verhandlungsprozesses selbst sagt, wir verlieren unsere Identität und wollen einen besonderen Weg.“ Die Bewahrung der türkischen Identität wird von Rühe also als das letztlich ausschlaggebende Argument der Türken angesehen. Und was ist – abgesehen von unserer politischen Vision eines weitgehend geeinten Europas, das nur geschaffen werden kann, wenn es ausschließlich europäische Völker umfasst - mit unserer Identität als Europäer? Unsere kollektive Identität als Europäer, zu der Türken nicht gehören, wird von Rühe gar nicht erwähnt und in Rechnung gestellt, obwohl die Völker Europas genau aus diesem Grund der Bewahrung ihrer Identität als Europäer gegen einen Beitritt der asiatischen Türken sind – so freundlich Türkinnen und Türken als Einzelperson auch sein können und es sind! Die jedenfalls nicht ausreichende Berücksichtigung unserer Identität als Europäer ist der Kardinalfehler in Rühes Argumentation. Er will Beitrittsverhandlungen u.a. wegen der aus politischer Schwäche der Europäer gegenüber dem Druck der USA gemachter hinhaltender »Eventuell-Zusagen« auf eine Mitgliedschaft einer demokratisch reformierten Türkei – und damit den Anfangsfehler, einem asiatischen Land Hoffnung auf eine eventuelle Aufnahme in die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft, die Europäische Gemeinschaft und mit Rücksicht auf die Weckung dieser Hoffnung auf Mitgliedschaft in den rein wirtschaftlich ausgerichteten Bündnissen zuletzt leider auch erfolgte Weckung der Hoffnung auf Mitgliedschaft in der nach einem Umwandlungsprozess nunmehr politisch ausgerichteten Europäische Union gemacht zu haben, perpetuieren: Wenn wir uns schon in einen Zug gesetzt haben und die Lokomotive gerät außer Kontrolle, dann sollten wir das gottergeben hinnehmen und nicht nach einer Bremse suchen. Darauf  läuft seine Argumentation hinaus! 

Andererseits wird durch die Äußerung der beiden früheren türkischen Außenminister auch deutlich, was auf die EU zukommt, wenn sie die Beitrittsverhandlungen für eine (von der Mehrheit der Bevölkerung Europas nicht nachzuvollziehende) Vollmitgliedschaft der asiatischen Türkei in der Europäischen Union fortsetzt!

Mich empört einerseits die politische Dreistigkeit, mit der der Beitrittskandidat Türkei die politische Anerkennung eines EU-Mitglieds verweigern kann, ohne dass sofort alle weiteren Gespräche abgebrochen wurden und ihm die Tür gewiesen wurde, und andererseits die Rückgratlosigkeit der europäischen Regierungschefs, die sich aus schlechtem Gewissen heraus wegen der seit 40 Jahren genährten trügerischen Hoffnungen durch dieses Verhalten erpressen ließen und den bisher begangenen Fehler - entgegen dem Wunsch der Mehrheit in den jeweiligen Völkern Europas(!)
 - weiter perpetuieren. 

Man kann als anerkannter politischer Staatenbund nicht Beitrittsverhandlungen mit einem Land führen, das nicht alle Länder dieses staatlichen Zusammenschlusses, dem der Kandidat erst noch beitreten möchte, anerkennt. Die historische, kulturelle und politische Absurdität dieses Beschlusses müsste aus Gründen der Selbstachtung zu einem sofortigen Abbruch geführt haben!

„Es erfordert oft mehr Mut, seine Ansicht zu ändern, als an ihr festzuhalten“ (Friedrich Hebbel). Da gebührt Angela Merkel Dank, dass sie den von der CDU mitinitiierten und so lange gehegten Fehler nunmehr in letzter Stunde zu korrigieren versuchte.

Um sich die Dreistigkeit des erdoganschen Verhaltens deutlich vor Augen zu führen, empfehle ich folgende Kontrollüberlegung: Stellen Sie sich vor, die damals nicht mehr sozialistische (Ex-)DDR hätte sich vor ihrem Beitritt zur Bundesrepublik als Beitrittskandidat geweigert, das nach der Gründung der Bundesrepublik in dessen Staatsgebiet als letztes westliches Bundesland eingegliederte Saarland anzuerkennen!

Erdogan erhob die Forderung, dass die Türkei von der EU nicht anders behandelt werden dürfe, als andere Beitrittskandidaten bisher behandelt worden waren. Damit brachte er den von Aristoteles formulierten Gleichbehandlungsgrundsatz ins Spiel; der besagt, dass wesentlich Gleiches rechtlich gleich und wesentlich Ungleiches seiner Eigenart entspre​chend rechtlich ungleich zu behandeln sei. Andersherum ausgedrückt ist es dem Gleichbehandlungsgrundsatz zu Folge also verboten, wesentlich Gleiches willkürlich ungleich und wesentlich Ungleiches willkürlich gleich zu behandeln. Dieser so abstrakt formulierten Erkenntnis kann man zustimmen. Sie hört sich nicht unbillig an. Nur muss man sich auch dieser Einsicht entsprechend verhalten, und das bedeutet konkret: da die asiatische Türkei kein europäischer Staat ist, kann sie entsprechend ihrer Ungleichheit nicht gleich behandelt werden! Ein anderes Verhalten wäre ein grober Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz! 

Erdogan und die ihm ob seiner strikten Haltung in der Zypernfrage zujubelnden Türken – „Du hast uns vor dem Verlust Zyperns bewahrt!“ - machten durch ihr Verhalten wieder einmal deutlich, wes Geistes Kind »die Türken« sind – und was uns erwartet, wenn dieses asiatische Volk mit seiner völlig anders gearteten Kultur Mitglied der Europäischen Union werden sollte. Man sollte sich vorher überlegen, mit wem man sein Bett teilen will!

Auch nach der vereinbarten Zusicherung der Aufnahme von Beitrittsverhandlungen hat die Türkei unter der Regierung Erdogan inakzeptabel gegen primitivste zwischenstaatliche Verhaltensnormen verstoßen und die rechtlichen Interessen der Bundesrepublik Deutschland ganz bewusst gröblich verletzt:

Nicht hinnehmbar ist es nach meinem Dafürhalten für unser Land, dass Türken die deutsche Staatsbürgerschaft unter der Verpflichtung erworben haben, ihre bisherige Staatsbürgerschaft aufzugeben, sie um das damit verbundene Verbot der Doppelstaatsbürgerschaft wissen, - sich dann aber hinterher, weil sie um das Verbotene ihres Handelns wissen, heimlich wieder ihre alte Staatsbürgerschaft zusätzlich verschaffen und dabei durch Verschleierungsmaßnahmen ihres Ursprungslandes Türkei auch noch komplizenhaft bei dem Gesetzesbruch unterstützt werden! 

Auf dieses inakzeptable Verhalten der Türkei weist der Artikel der WELT vom 10.03.05 hin:
50 000 Türken beschafften sich illegal den Doppelpaß 

http://www.welt.de/print-welt/article557171/50_000_Tuerken_beschafften_sich_illegal_den_Doppelpass.html
Die Union hat die Bundesregierung aufgefordert, von der türkischen Regierung eine Liste mit den Namen der von Ankara selbst in dieser Höhe bezifferten rund 50 000 türkischstämmigen Personen mit illegaler doppelter Staatsangehörigkeit zu verlangen.  
Das Vorgehen dieser (sich überschlau gebenden) Türken widerspricht dem am 1. Januar 2000 in Kraft getretenen deutschen Staatsangehörigkeitsrecht, nach dem Deutsche ausländischer Abstammung, die sich wieder die ursprüngliche Staatsangehörigkeit beschaffen, automatisch die deutsche Staatsangehörigkeit verlieren. Obwohl diese Rechtslage bekannt war, hat die türkische Regierung nach Darstellung der Union per Runderlaß vom 10. September 2001 alle Gouverneursämter angewiesen, die in Deutschland verlangten Registerauszüge zu manipulieren und so den Wiedererwerb der türkischen Staatsangehörigkeit gegenüber deutschen Behörden zu verschleiern. 

Diese Frage ist wichtig, weil für Deutsche die Möglichkeit der Verbeamtung besteht, sie das Recht auf diplomatischen Schutz im Ausland haben und in Fragen des Familiennachzuges privilegiert seien. Von allen diesen Rechten dürften Inhaber anderer Staatsangehörigkeit als der deutschen keinen Gebrauch machen. Sollten sie dies dennoch tun, könnten sich zu einem späteren Zeitpunkt, wenn der Tatbestand bekannt würde, beispielsweise "immense Rückzahlungsforderungen" ergeben. Dies gelte beispielsweise, wenn Hartz-Bezüge gezahlt worden seien, die für einen Deutschen höher seien als für einen Ausländer mit Duldungsrecht. 

Für Bundestagswahlen hätten Ausländer kein Stimmrecht. Der Ausgang der Bundestagswahl 2002 mit einem Stimmenvorsprung der SPD von nur 6027 Stimmen vor der Union zeige, dass dieses Problem der nichtberechtigten Wahlteilnahme durchaus relevant sein könne. 

Man kann nicht seine zukünftigen Partner hintergehen und dann an ihrem Tisch Platz nehmen wollen! Dieses Verhalten der Türkei und – worauf gleich noch näher eingegangen wird - das Niederknüppeln der Frauen nach dem Beschluss über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen in einer aus Anlass des Weltfrauentages 2005 abgehaltenen Demonstration, wobei zu Boden geknüppelten, auf dem Straßenpflaster liegenden Frauen von Polizisten mit Kampfstiefeln ins Gesicht getreten wurde, hätte nach meinem Verständnis schon allein aus Gründen unserer Selbstachtung zu einem Abbruch der Aufnahmeverhandlungen führen müssen, da Erdogan das Vorgehen der Polizei vor der Weltöffentlichkeit rechtfertigte!

IX. TEIL

Die Vereinbarung über die Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei in Kurzform: 

Am 17.12.04 hat der Europäische Rat den Waggon Türkei auf das abschüssige Rangiergleis geschoben, von wo er unaufhaltsam auf den Zug EU zurollt und nach heftigem Anprall angekoppelt werden soll. Dann würde der Zug mit einem »falschen« Waggon am Ende rollen. Man wird unwillkürlich an das Lied erinnert: „Es fährt ein Zug nach nirgendwo ...“, denn eine EU im Sinne einer machtvollen politischen Vereinigung als „Vereinigte Staaten von Europa“ oder als „Europäische Föderation“ kann es mit der Türkei wegen der weiterhin bestehen bleibenden historisch-politisch-kulturellen Differgenzen nicht geben. Die »politische Elite« der EU scheint laut Süddeutscher Zeitung mehrheitlich „suizidal entschlossen, den Sprung in den Untergang“ der EU zu tun und kann wahrscheinlich nur noch durch ein negatives Referendum in einem der Mitgliedsstaaten von der Selbsttötung aus politischer Feigheit abgehalten werden. Der Beschluss der Regierungschefs hat mehrheitliche keine historische, kulturelle und soziale Basis in der Bevölkerung Europas. 

Die Vereinbarung über die Aufnahme der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei in Kurzform: 

Der Rat bestätigt den Kandidatenstatus der Türkei, beschlossen 2001 in Helsinki. Die Türkei erfüllt die politischen Kriterien, daher wird die Aufnahme von Verhandlungen “ohne Verzögerung” beschlossen. Kernpunkte der Türkeientscheidung sind:

Der Rat begrüßt den Reformprozess und erwartet dessen Fortsetzung. Er wird von der EU-Kommission beobachtet. 

Eine Intergouvernementale Konferenz aller 25 Mitgliedstaaten bestimmt gemeinsam mit der Türkei den Fahrplan der Verhandlungen. Entscheidungen werden einstimmig getroffen. Auf Vorschlag der EU-Kommission werden die Details etwa der für einen Beitritt relevanten EU-Gesetzgebung (acquis communautaire) und ihrer Umsetzung in der Türkei vor dem Beginn der Verhandlungen festgelegt. 

Längere Übergangsregelungen etwa bei der Freizügigkeit sind in Betracht zu ziehen. 

Kapitel mit substanziellen finanziellen Auswirkungen können frühestens 2014 im Rahmen des folgenden Haushaltsplans abgeschlossen werden. 

Die Verhandlungen sind als offener Prozess angelegt, dessen Ergebnis nicht vorab garantiert werden kann. 

Im Fall einer ernsthaften Missachtung demokratischer Prinzipien oder Grundrechte, der Menschenrechte oder des Rechtsstaats können die Verhandlungen ausgesetzt werden. Beantragen kann dies die EU-Kommission sowie jedes EU-Land. Darüber entscheidet der Europäische Rat mit qualifizierter Mehrheit ebenso wie über die Voraussetzungen, nach deren Erfüllung die Verhandlungen wieder aufgenommen werden können.

Parallel wird der politische und kulturelle Dialog verstärkt. Er soll auch die Zivilgesellschaft miteinbeziehen

Sollte die Türkei nicht die vollen Anforderungen an eine Mitgliedschaft erfüllen, muss sie “vollständig in den europäischen Strukturen verankert sein”, und zwar “durch die stärkstmögliche Verbindung”. 

Die maßgeblichen Politiker der EU opfern die Zukunft Europas, sich zu einem politischen Global-Player neben den USA, China, Japan und Indien entwickeln zu können, auf dem Altar des mit Verve vorgetragenen türkischen Nationalstolzes, der eine Verbindung der asiatischen Türkei mit der Europäischen Union unterhalb der Stufe einer Vollmitgliedschaft nicht zulassen zu können glaubt. 

Die Türkei geriert sich nach den eingeleiteten Reformen als EU-kompatibler Staat und hat damit – trotz eindringlicher Warnungen türkischer Menschenrechtsorganisationen im Vorfeld der verhängnisvollen Entscheidung – die »politische Elite« Europas mehrheitlich geblendet. Die wirksame türkische Außendarstellung wird aber von türkischen Menschenrechtlern auch nach der Entscheidung über die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen bestritten:

X. TEIL
Pressemitteilungen und Berichte über die Missachtung der Menschenrechte und demokratischer Grundsätze in der Türkei nach dem Beschluss der EU-Regierungschefs, Beitrittsverhandlungen zur EU mit der Türkei aufzunehmen

1. "Es wird systematisch gefoltert" 

(Interview mit Eren Keskin, türkische Menschenrechtsorganisation IHD)

http://www.welt.de/print-welt/article359305/Es_wird_systematisch_gefoltert.html
Nach dem Beschluss der EU-Regierungschefs, Beitrittsverhandlungen mit der Türkei aufzunehmen führte ein Korrespondent der Schweizer Weltwoche ein Interview mit der Preisträgerin mehrerer internationaler Friedensauszeichnungen Eren Keskin als Vertreterin der 15.000 Mitgleider starken türkischen Menschenrechtsorganisation IHD über die Lage der Menschenrechte in der Türkei, das in der WELT vom 18.12.04 abgedruckt wurde. Die Zusammenfassung:
Eren Keskin, die 1995 selbst für sechs Monate ins Gefängnis gemusst hatte, weil ich in einer öffentlichen Ansprache das Wort "kurdisch" verwendet hatte, war von Gefängniswärter damit bedroht worden, nachts vergewaltigt zu werden. Wahrscheinlich nur wegen ihres Bekanntheitsgrades als Anwältin und Menschenrechtlerin haben die Wärter es nicht gewagt, ihre Drohung wahr zu machen. „Nicht alle Frauen hatten dasselbe Glück. Sexuelle Übergriffe in den Gefängnissen gehören zur Tagesordnung. Sie sind Teil der systematischen Folter, die in der Türkei praktiziert wird.“ „Heute werden subtilere Methoden der Folter angewendet werden. Die Leute werden mit Sandsäcken geschlagen, damit keine Spuren am Körper zu sehen sind. Sie werden wach gehalten, tagelang. Die Opfer werden keine einzige Schramme am Körper haben, aber wortwörtlich todmüde sein.“

Offiziell sei die Türkei inzwischen ein moderner Rechtsstaat, „aber die Realität sieht anders aus“. Der einzige spürbare Unterschied ist zu frühersei, dass, wenn die Anwältin heutzutage verhaftet werde, sie auf dem Polizeiposten nicht mehr verprügelt werde. „Zugegeben, das ist ein Fortschritt, aber es ändert nichts am Grundsätzlichen. Die Türkei bleibt ein Staat mit zwei Gesichtern. Erdogan und seine Emissäre mimen in Brüssel die aufgeschlossenen und vernünftigen Staatsmänner. Doch zu Hause bleibt alles beim Alten. Wie viele Folterknechte wurden aufgrund der neuen Gesetzeslage in der Türkei letztinstanzlich verurteilt? Keiner, weil es offiziell keine Folterknechte mehr gibt. Das Land ist über Nacht eine moderne westliche Demokratie geworden, hundert Prozent europakompatibel. Leider nur auf dem Papier.“ 

2. Feminismus am Ende 

... Während wir uns hier um "Gender Mainstreaming" in Unternehmen streiten, lassen sich Frauen in Istanbul, die ihre Demonstration gegen Ehrenmorde, Zwangsehen und Vergewaltigung in türkischen Gefängnissen nicht angemeldet hatten, für ihre Ansichten von der Polizei auf der Straße die Köpfe blutig schlagen. Viele von denen, die bei uns die Aufnahme der Türkei in die EU fordern, verschleiern die rücksichtslose Unterdrückung der moslemischen Frau - die ja auch auf unseren Straßen stattfindet - mit dem Deckmantel der Toleranz. Wir brauchen kein Antidiskriminierungsgesetz. Wir brauchen, zum Beispiel, ein Gesetz gegen Zwangsehen. 

Der Feminismus mag mausetot sein. In der Lage der moslemischen Frau hat er eine letzte - und exi​s​​tentielle Herausforderung. (DIE WELT 08.03.05)

Warum ist es für unser Parlament so schwer, ein Gesetz gegen Zwangsehen zu beschließen, wenn diese Einsicht selbst bei den Religionsführern des wahhabitisch-rigiden Saudi-Arabien handlungs​relevant geworden ist?

Saudische Fatwa gegen Zwangsehen

http://www.taz.de/dx/2005/04/15/a0187.1/text.ges,1
Der oberste Rechtsgelehrte des Landes bezeichnet Heiraten gegen den Willen der Frau als unislamisch und schlägt vor, uneinsichtige Väter einzusperren. Die Scheidungsrate liegt bei fünfzig Prozent. Frauen feiern das Gutachten als einen Erfolg

Der Großmufti des konservativen Königreiches hat eine vielbeachtete Fatwa veröffentlicht, in der er Ehen, die gegen den Willen der Frau geschlossen werden, als unislamisch bezeichnet.

"’Eine derartige Tat stellt Ungehorsam gegenüber Gott und dessen Propheten Mohammed dar’ urteilte Abdul Asis al-Scheich, der oberste islamische Rechtsgelehrte des Landes. Er machte auch gleich einen praktischen Vorschlag zur Sache. Väter, die ihre Töchter zwangsverheiraten wollen, sollten so lange eingesperrt werden, bis sie ihre Meinung dazu ändern. Außerdem ächtete der Mufti die unter saudischen Familien weit verbreitete Praxis, Frauen unter Hausarrest zu stellen. All dies entspringe vorislamsichen Traditionen, heißt es in dem islamischen Rechtsgutachten. "
Dieses religiöse Verdikt ist erstaunlich. Das religiöse Establishment Saudi-Arabiens handelte vor allem, weil sich die Missstände in den saudischen Scheidungsraten widerspiegeln. Laut Medienberichten sollen etwa die Hälfte der Ehen mit Scheidung enden.

"Die Entscheidung beendet endlich eine weitverbreitete Praxis, über die bisher niemand offen gesprochen hat." 
"Der nächste Schritt muss nun von der Gesellschaft selbst unternommen werden, die die Fatwa nun annehmen und sicherstellen muss, dass diese Regeln auch durchgesetzt werden und dass die Frauen sich ihrer Rechte bewusst werden."   (taz Nr. 7640 vom 15.4.2005)

3. "Die EU müsste viel konsequenter sein" 

(Interview mit dem früheren Europaabgeordneten Ozan Ceyhun in der taz vom 08.03.05)

http://www.taz.de/dx/2005/03/08/a0092.1/text.ges,1
Der frühere Europaabgeordnete Ozan Ceyhun [in der Zeit von November 1998-2000 für die Grünen, dann bis Juli 2004 für die SPD] kritisiert die lasche Haltung der EU gegenüber der Türkei. Anlass war, dass Frauen, die anlässlich des Weltfrauentags auf die Straße gingen, brutal zusammengeschlagen wurden. 
„Für die Polizei waren das radikale Frauen und fertig. Die Europäische Union ist diesen Leuten piepegal. So was passiert in der Türkei jeden Tag. Das Verhalten der Polizei hängt allein davon ab, wer gerade den Einsatzbefehl hat. Erst am Samstag wurden in Ankara Demonstranten festgenommen. Meist erfährt die Öffentlichkeit halt nichts davon.“
„Also haben die viel gepriesenen Reformen nicht gegriffen?“, fragt die taz.
„Man kann das System nicht demokratisch machen, ohne die Strukturen zu ändern. Die jungen Polizisten werden jetzt gut ausgebildet. Aber die Chefs sind die alten geblieben, die gleichen Leute, die Folter für ein zulässiges polizeiliches Mittel halten.“
Angesichts dieser Strukturprobleme müsste die EU nach Meinung von Ceyhun mit der Türkei viel konsequenter umgehen. „Von dieser Regierung werden Dinge akzeptiert, die man bei keinem anderen Kandidatenland hinnehmen würde.“
Man muss in den Verhandlungen mit der Türkei klar machen, dass es auch um Menschenrechte gehe. „Im höheren Dienst sitzen massenweise Beamte, die nicht umdenken wollen. Wenn Fortbildung nicht hilft, müssen solche Polizisten vom Dienst suspendiert werden. Für eine Türkei innerhalb der Europäischen Union sind sie untragbar.“
4. [EU-Parlaments-]Abgeordnete zweifeln an Beitrittsreife der Türkei 

http://www.welt.de/print-welt/article556945/Abgeordnete_zweifeln_an_Beitrittsreife_der_Tuerkei.html
Das brutale Vorgehen der türkischen Polizei gegen Demonstranten in Istanbul - Bilder des türkischen Fernsehsenders NTV zeigten, wie Polizisten mit Schlagstöcken eine Kundgebung aus Anlaß des Weltfrauentags auseinandertrieben und mit Kampfstiefeln auf Frauen eintraten, die am Boden lagen - hat in Brüssel eine neue Debatte über die Beitrittsreife der Türkei entfacht. Nach dem harten Polizeieinsatz in Istanbul fordern EU-Politiker von Ankara Umsetzung von Reformen

Der Präsident des Europäischen Parlaments, Josep Borrell, schickte eine scharfe Warnung an Ankara: Die jüngsten Akte der Polizeigewalt seien "unvereinbar mit den Ambitionen der Türkei, eines Tages der EU anzugehören". Auch müsste die Türkei die Republik Zypern anerkennen.
(DIE WELT 09.03.05)

Die im vorstehenden Artikel geäußerte Hoffnung nicht nur der Journalistin, sondern auch des EU-Ministerrates und der EU-Kommission, die Paraphierung des Zusatzprotokolls zur Zollunion mit Zypern würde offiziell als eine faktische Anerkennung der Republik Zypern durch die Türkei interpretiert werden können oder den EU-Mitglie​dern diese Deutungsmöglichkeit wenigstens eröffnen, war hoffnungslos illusionär: Obwohl die Türkei nie etwas An​deres gesagt hatte, hatte man von Seiten der zu diplomatisch agierenden Europäer aus völlig unangebrachter Konfliktscheu heraus den nicht mehr nur hemdsärmelig, sondern unverfroren ihre Position unverrückbar vertretenden Asiaten gegenüber nicht weiterdenken und nicht die sich aus der Weigerung ergebende Konsequenz des Nicht-Beitritts klar ansprechen wollen; wieder ein Herumgedrücke, obwohl ein klares Wort angebracht gewesen wäre! 

Und dann hatte man »den Salat«:

ZOLLUNION

Türkei verweigert Anerkennung Zyperns


Mit der Unterzeichnung des Protokolls zur Zollunion hat die Türkei die letzte Hürde auf ihrem Weg zu Beitrittsverhandlungen mit der EU beseitigt. Die Anerkennung Zyperns wurde allerdings im Anhang ausgeschlossen. 


Ankara - Mit dem Protokoll wird Ankaras Zollunion mit der EU auf die zehn neuen EU-Mitgliedstaaten ausgedehnt. Beobachter gingen davon aus, dass die Türkei damit auch Zypern faktisch anerkennen müsse. Doch ein Vertreter des türkischen Außenministeriums teilte am Freitag mit, in einem Anhang zum Protokoll habe die Türkei eine Anerkennung des Inselstaates ausgeschlossen. "Die Unterzeichnung, Ratifizierung und Umsetzung dieses Protokolls bedeuten in keiner Weise eine Anerkennung der Republik Zypern, auf die das Protokoll Bezug nimmt", hieß es in der Erklärung weiter. …. 

SPIEGEL ONLINE 29.07.05
5. KOMMENTAR: TÜRKEI (Frankfurter Rundschau 08.03.05)

„Kaum drei Monate nach dem Beschluss der EU, im Herbst Beitrittsgespräche mit Ankara aufzunehmen, wachsen die Zweifel, ob das alles nicht ein wenig voreilig war. Das Zusammenknüppeln einer kleinen und friedlichen Frauendemonstration in Istanbul wirft ein Schlaglicht auf die Welten, die zwischen dem europäischen Werteanspruch liegen, den die türkische Politik in Brüssel vor sich herträgt, und der gesellschaftlichen Realität des Landes.

Die Missachtung der Meinungs- und Demonstrationsfreiheit wie die gewalttätige Reaktion der Staatsmacht sind keine Einzelfälle. Die Behandlung von Minderheiten und die Respektierung der individuellen Rechte sind weit von europäischen Standards entfernt.“ 
Es sei an der Zeit, dass die EU eine härtere Gangart einlege. (FR 08.03.05)
In diesen Befund, dass der Reformeifer in der Türkei spürbar nachgelassen habe, nachdem man den Beschluss zur Aufnahme von Beitrittsgesprächen in der Tasche hatte, passt auch, dass Ende 2005/Anfang 2006 gegen zwei Professoren von der Staatsanwaltschaft der Hauptstadt ein Verfahren wegen Volksverhetzung in Gang gesetzt worden war, weil die beiden Gelehrten in einer beim Regierungschef direkt angebundenen Kommission einen Bericht erstellt hatten, in dem sie mehr Pluralität in der türkischen Gesellschaft, insbesondere für die Kurden, eingefordert hatten.

6. EU-Parlamentspräsident für Sanktionen gegen türkische Polizisten 

Straßburg (AFP) - Nach dem brutalen Einsatz gegen Demonstranten zum Weltfrauentag in Istanbul hat der Präsident des Europaparlaments, Josep Borrell, "exemplarische Sanktionen" für die beteiligten Polizisten gefordert. Er verurteile diese Vorgänge "aufs Schärfste", sagte der spanische Sozialist am Montag zum Auftakt der März-Sitzung des Europaparlaments in Straßburg. Die Bilder von dem gewaltsamen Vorgehen seien "keine gute Visitenkarte" für die Türkei, die eine Mitgliedschaft in der EU anstrebe.

(Yahoo Nachrichten 7. März 2005, 17:52 Uhr) 

7. Differenzen in türkischer Regierung nach Polizeieinsatz 

Istanbul (AFP) - Nach dem umstrittenen Schlagstockeinsatz der türkischen Polizei gegen eine Frauendemonstration in Istanbul gibt es Differenzen innerhalb der türkischen Regierung. Der für die Polizei zuständige Innenminister Abdülkadir Aksu äußerte in einem am Mittwoch veröffentlichten Interview erstmals Kritik an den Einsatzkräften. Einige Polizisten seien zu weit gegangen und "außer Kontrolle geraten", weil Kollegen verletzt worden seien, sagte Aksu der Zeitung "Milliyet". Gleichzeitig räumten Regierungsvertreter ein, dass der Polizeieinsatz der Türkei in Europa geschadet habe. Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan hatte dagegen den Gewalteinsatz gerechtfertigt.

(Yahoo Nachrichten 9. März 2005, 09:54 Uhr)

8. Aus dem von Amnesty international erstellten Jahresbericht 2005  

„Der politische Reformwille in der Türkei setzte einige sehr positive Entwicklungen in Gang. Um die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der Europäischen Union sicherzustellen, bemühte sich die türkische Regierung um eine zügige Verabschiedung von Verfassungsergänzungen und Gesetzesnovellen, auch wenn deren Durchsetzung in der Praxis nicht durchgängig gewährleistet war und zum Teil auf Widerstände stieß.“ „In der Türkei waren zwar Änderungen der Inhaftierungsvorschriften als positiv zu vermerken, dennoch blieben Folterungen und Misshandlungen ein ernsthaftes Problem. So wie in vielen anderen Staaten auch fehlte es in der Türkei nach wie vor an unabhängigen Mechanismen zur Untersuchung systematischer Übergriffe gegen die Menschenrechte.“   (31.05.05)

Der Präsident des Gerichtshofes für Menschenrechte gab 2006 bekannt, dass in dem vorangegangenen Jahr 2005, als die Türkei sich also schon im Aufnahmeprozess befand, kein Europaratsland so oft wegen Menschenrechtsverletzungen verurteilt worden sei wie die Türkei (HH A 24.01.06).

Die Lage hat sich ausweislich eines 2007 veröffentlichten Berichtes von amnesty international auch 2006 nicht gebessert: Es wird immer noch gefoltert, und die Folterer bleiben meistens straflos. In WELET ONLINE vom 05.07.07 heißt es auszugsweise:

Türkei

Menschenrechte nur auf dem Papier

Amnesty International beklagt in einem neuen Bericht die mangelnde Bestrafung von Menschenrechtsverletzungen in der Türkei. Zu viele Täter kommen ungeschoren davon, den Sicherheitskräften wird häufig mehr Schutz gewährt als den Opfern. 

In der Türkei werden Menschenrechtsverletzungen durch Polizei und Gendarmerie einem Bericht von amnesty international zufolge weiterhin kaum verfolgt. Trotz des staatlichen Bekenntnisses zur Kampagne "Nulltoleranz für Folter" würden die Verantwortlichen für Misshandlungen und "Verschwinden lassen" nicht zur Rechenschaft gezogen, erklärte die Menschenrechtsorganisation in Berlin. "Hier herrscht Straflosigkeit." Die Türkei brauche deshalb dringend eine effektive Reform des Strafjustizwesens. 

Der Bericht dokumentiert den Angaben zufolge aktuelle Fälle von Folter und staatlicher Gewalt etwa bei Festnahmen, während und nach Demonstrationen, in Gefängnissen und bei Gefangenentransporten. Sicherheitskräfte genössen in der Türkei einen höheren Schutz als die Opfer, hieß es. Amnesty forderte die Einrichtung einer unabhängigen Kommission, die solche Fälle untersucht, sowie eine zentrale Erhebung von Daten zu Menschenrechtsverletzungen. 

9. Immer noch Folter in der Türkei
Ankara - 

In der Türkei wird laut Menschenrechtlern nach wie vor systematisch gefoltert. Premier Erdogan räumte "vereinzelte Mißhandlungen" ein und sagte, der Mentalitätswandel bei den Sicherheitsleuten brauche Zeit. Der Folter-Stopp ist eine Hauptforderung der EU an den Beitrittskandidaten Türkei.

afp 

HH Abendblatt 28.06.05 

10. Gericht verhindert die Flucht vor Folter

http://www.taz.de/pt/2006/06/10/a0192.1/text
Die taz macht in ihrem Artikel auf einen von Pro Asyl publik gemachten Fall aufmerksam, dass ein Kurde in deutscher Auslieferungshaft sitzt, „damit er sich drohender Folter und rechtswidriger Haft in der Türkei nicht entziehen kann. Mit dieser zynischen Begründung hat das Frankfurter Oberlandesgericht am 23. Mai die Auslieferungshaft gegen Yusuf Karaca gerechtfertigt.“ Pro Asyl spricht von einer "skandalösen Gerichtsentscheidung".

Yusuf Karaca, der 1996 in der Türkei wegen angeblicher Mitgliedschaft in der terroristischen Vereinigung TKP/ML zu lebenslanger Haft verurteilt worden war, nutzte eine Haftentlassung wegen seines zu angegriffenen Gesundheitszustandes zur Flucht nach Deutschland, wo er  umgehend als politischer Flüchtling nach der Genfer Flüchtlingskonvention anerkannt worden war. Das Verfahren vor dem türkischen Staatssicherheitsgericht habe gegen rechtsstaatliche Grundsätze verstoßen, hieß es.

„Karaca betonte, dass er die ihm zur Last gelegten Taten - unter anderem einen Bankraub - nicht begangen habe, sein vermeintliches Geständnis sei durch Folter zustande gekommen. Das Verwaltungsgericht Frankfurt bestätigte im September 2005 die Asylanerkennung.“
2006 verlangte die Türkei von Deutschland die Auslieferung Karacas, um die lebenslange Haft weiter vollstrecken zu können. „Eigentlich erscheint die Auslieferung von vornherein unmöglich, weil Karaca ja genau wegen dieses türkischen Urteils in Deutschland als politisch Verfolgter anerkannt ist. Dennoch sitzt er seit Anfang Mai in Weiterstadt in Auslieferungshaft. Dass Karaca in der Türkei gefoltert wurde und weitere Folter befürchtet, wird von den Frankfurter Richtern nun sogar gegen ihn verwendet. Es bestehe offensichtlich ein ’Anreiz zur Flucht’.

Pro Asyl geißelt die Entscheidung des OLG Frankfurt als offenbare "unglaubliche Gleichgültigkeit gegenüber Folteropfern". 
taz vom 10.6.2006, CHRISTIAN RATH

11. Die ungeklärte Rolle des von Kemal Atatürk als Wächter des Staates und der Verfassung eingesetzten Militärs in einer sich demokratisierenden Türkei

11.1 Brisante Anklage rückt türkisches Militär ins Zwielicht 

http://www.welt.de/print-welt/article202783/Brisante_Anklage_rueckt_tuerkisches_Militaer_ins_Zwielicht.html
Im November 2005 warf jemand eine Handgranate in einen kurdischen Bücherladen in einem südosttürkischen Ort mit dem Namen Semdinli. Die Explosion tötete einen Menschen, verletzte sechs - und erschüttert nunmehr, nachdem die Hintergründe aufgedeckt wurden, die Fundamente des türkischen Staatsgefüges. „Denn es stellte sich heraus, daß die bislang einzigen Tatverdächtigen Polizisten sind, die mit einer Liste von 105 potentiellen kurdischen Zielen unterwegs waren. Der Verdacht also besteht, sie seien so etwas wie außerlegale "Todesschwadronen" der Sicherheitskräfte im Kampf gegen die kurdische Arbeiterpartei (PKK) gewesen.“

„Staatsanwalt Ferhat Sarikaya aus der Stadt Van verdächtigte in seiner Klageschrift gegen die Tatverdächtigen niemand anderen als General Yasar Büyükanit, erstens die Justiz beeinflussen zu wollen (was in der Türkei unter Strafe steht) und zweitens konspiriert zu haben, um den EU-Beitritt des Landes zu verhindern. Denn er habe außerrechtliche Angriffe gegen kurdische Ziele geplant, um Konflikte in der Region zu schüren. Die wiederum sollten nationalistische Ressentiments in der Türkei stärken, was wiederum zu negativen Reaktionen der EU führen würde.“
Büyükanit war zu der Zeit schon der designierte nächste Generalstabschef und wurde, nachdem der damalige Amtsinhaber Hilmi Özkök in den Ruhestand getreten war, auf diesen Posten gewählt. „Ihn anzugreifen heißt, die politische Macht des türkischen Militärs zu hinterfragen.“ 
„Gegen Büyükanit kann nur die Militärstaatsanwaltschaft ermitteln. Es ist aber ziemlich klar, daß das nicht passieren wird. Generalstabschef Özkök hat sich auf seine Seite gestellt und damit seinen eigenen Versprechungen vom letzten Jahr widersprochen, das Militär werde keinerlei Einfluß auf die Ermittlungen im Fall Semdinli nehmen. … Unabhängig vom Wahrheitsgehalt der Verdächtigungen sieht es im Gegensatz zu allen offiziellen Beteuerungen also nicht so aus, als dürfe die Justiz erstmals ungehindert gegen das Militär ermitteln.“
DIE WELT 09.03.06
11.2 "Die Türkei ist noch nicht reif für volle Demokratie" 

http://www.welt.de/print-welt/article208878/Die_Tuerkei_ist_noch_nicht_reif_fuer_volle_Demokratie.html
Erdogans Politik steht nicht im Einklang mit dem säkularen Staat - Ex-General Edip Baser verteidigt in einem Interview mit der WELT die Rolle des Militärs

Der General weist darauf hin, dass das türkische Militär immer die Beschützerin der säkularen Demokratie war. Weil die Politiker versagt haben und bis heute versagen, musste die Armee vier Mal intervenieren, 1960, 1971/72, 1980 und 1997. Jedesmal waren die Demokratie und der säkulare Staat in Gefahr.

„Baser: Die türkische Gesellschaft ist leider tatsächlich noch nicht reif genug. Denn Demokratie setzt Partizipation voraus, aber wann immer etwas in unserem Land falsch läuft, gibt es keine Reaktion aus dem Volk. Das ist aber nicht der Fehler der Türken, sie sind bereit für Demokratie, es ist der Fehler der Politiker, die keine partizipatorische Demokratie fördern. Zum Interessenausgleich braucht man funktionierende gesellschaftliche Organisationen, die bei uns weithin fehlen.“
Der General sieht die Türkei als beitrittsfähig an, „aber die EU muß die besonderen Umstände der Türkei erkennen und respektieren.“ Die EU solle mit der Türkei nicht so pingelig sein und z.B. Meinungsfreiheit fordern, wo es doch auch in der EU nicht uneingeschränkte Meinungsfreiheit gebe. Als angeblichen Beleg verweist er auf Frankreich, wo die Meinungsfreiheit ein Ende finde, „wenn jemand behauptet, es habe keinen Genozid an den Armeniern gegeben. Ich respektiere das, aber man muß auch uns respektieren. Das ist ein doppelter Standard den uns da manche zumuten.“
Man dürfe nicht das Sicherheitssystem schwächen. Die Türkei habe den Nahen Osten vor der Haustür und kämpf gegen Terror und Separatismus. Darum brauchesie Mittel, die etwa in Deutschland nicht nötig seien.

Die bisher schon umgesetzten Reformen gehen dem General zu weit. „Die Europäer fordern eine Unterordnung des Generalstabs unter das Verteidigungsministerium. Bisher berichtet der Generalstab dem Ministerpräsidenten. Eine Verlagerung zum Verteidigungsministerium geht nicht. Wenn der Generalstab zu einer Art Berater des Verteidigungsministers wird, dann öffnet das einer Politisierung der Armee die Tür. Wenn die Zeit reif ist, werden wir solche Änderungen selbst und ohne Druck von außen vornehmen, natürlich vor einer vollen EU-Mitgliedschaft.“
„Viele Menschen hier glauben, daß die EU nur eine Türkei aufnehmen wird, die geteilt, geschwächt und verkleinert ist. Manchmal denke ich auch so.“
Wenn Erdogan Präsident werden sollte, dann wird das Volk dagegen aufbegehren. Wenn die AKP, für die nur 25 Prozent der Wähler tatsächlich gestimmt haben, klug ist, dann sollte sie eine neutrale Persönlichkeit zum Präsidenten wählen lassen.

Der General leugnet ein „Kurdenproblem“. Es sei vielmehr „ein sozioökonomisches Problem, das aber nicht viel anders gelagert ist als in Teilen Mittelanatoliens, und ein Terror- und Separatismusproblem, das von den Sicherheitskräften gelöst werden muß.“ 
Kurdischsprachigen Unterricht lehnt der General ab: „Eine zweite offizielle Landessprache einzuführen, wäre der Beginn der Teilung der Türkei. Jeder kann öffentlich kurdisch sprechen, es gibt jetzt Privatschulen für Kurdisch, aber eine zweite offizielle Landessprache darf es nicht geben.“
DIE WELT 6. April 2006

11.4 "Das türkische Militär muß in die Kasernen zurückkehren" 

http://www.welt.de/print-welt/article209144/Das_tuerkische_Militaer_muss_in_die_Kasernen_zurueckkehren.html
Ein Gespräch als Gegenposition zu den vorstehend widergegebenen repräsentativen Ansichten eines führenden Ex-Militärs mit dem türkischen Ex-Staatsanwalt Ümit Kardas über den Einfluß der Generäle auf das Recht

Nach einer Karriere als Militärstaatsanwalt stellt Ümit Kardas seit Jahren die Militärjustiz und überhaupt die Rolle des Militärs in der türkischen Politik in Frage. Das Militär stellt nach seiner Ansicht das größte Hindernis für die Türkei auf dem Weg zu einer echten Demokratie dar. Seit dem ersten Militärputsch von 1960 habe nach Ansicht dieses Insiders das Militär seinen Griff auf das Justizsystem ständig ausgebaut. „Militärgerichte können über Zivilisten zu Gericht sitzen, damit gehen sie weit über die traditionelle Funktion von Militärgerichten hinaus, lediglich Disziplin innerhalb der Streitkräfte zu gewährleisten.“
Dass sich die Generäle gelegentlich öffentlich zu politischen Entwicklungen äußern ist nach Paragraph 148 des Militärstrafgesetzbuches Angehörige der Streitkräfte verboten und daher illegal. „Tun sie aber andauernd, und noch nie wurde der Paragraph gegen irgendeinen Offizier angewandt. Warum es bedenklich ist? Das Militär betrachtet die Bürger nicht als mündig, sondern als fehlerhaft. Wenn die Militärs nicht aufhören, die Politik zu bevormunden, kann nie eine Demokratie der mündigen Bürger entstehen.“
„Der Nationale Sicherheitsrat, ein Gremium, bei dem lange die eigentliche Macht im Staat lag und größtenteils noch liegt, sollte abgeschafft werden. Das Militär, das wie eine politische Partei funktioniert, mit dem Unterschied, daß es sich nie vor den Wählern verantworten muß, sollte sich in die Kasernen zurückziehen. Gesetze, die es verbieten, das Militär in Frage zu stellen, gehören umgeschrieben oder gestrichen. Es gibt in dem Sinne bei uns ja keine Meinungsfreiheit. Man darf nicht gegen das Militär sprechen.“
„Welt: Kürzlich beantragte ein Staatsanwalt Ermittlungen gegen den designierten Generalstabschef Büyükanit. Da ging es um außerrechtliche Gewalt gegen Kurden, der Fall von Semdinli, bei dem Geheimdienstmitarbeiter selbst einen Anschlag auf eine Buchhandlung verübten. Das Militär hat den Fall abgeschmettert.

Kardas: Ja, und das kommt einem Freispruch ohne Gerichtsverhandlung gleich. In einem Rechtsstaat hätte der Staatsanwalt ermitteln dürfen, bei uns hängt es von einer Erlaubnis der Militärs ab.“
Nach Ansicht von Kardas fehle der Mut für eine Konfrontation mit den Militärs. 
Er sagt außerdem, im Gegensatz zu dem General, dezidiert: „Wir haben ein Kurdenproblem, und es muß gelöst werden.“ 

DIE WELT 07.04.2006

Die zweischneidige Rolle des Militärs in der türkischen Politik wird in nachfolgendem Aufsatz analysiert:

Porträit

Erdogan, ein Gefangener des Militärs 

Der türkische Ministerpräsident hat derzeit keinen politischen Spielraum. Neue Reformsignale wird er Angela Merkel nicht präsentieren können.

Von Boris Kalnoky

http://www.welt.de/print-welt/article157644/Erdogan_ein_Gefangener_des_Militaers.html
Nach Meinung des Autors sei der politische Spielraum des türkischen Ministerpräsidenten Erdogan „in diesen Tagen gleich null“. 
In den vergangenen Jahren haben er und seine gemäßigt islamische Regierungspartei AKP der Türkei die am tiefsten greifenden Reformen seit Atatürk beschert. 
Nach Erdogans Willen solle die Türkei wieder islamischer, aber zugleich auch westlicher werden. 

„Beide Strategien erzürnen das türkische Militär. Denn die eine schwächt das Grundprinzip des säkularen Staates, und die andere, verbunden mit den EU-Beitrittswünschen, läuft darauf hinaus, das Militär politisch zu entmachten.“ Das Militär gebe aber die Parameter der Politik vor. In der Türkei seien alle politisch gangbaren Wege die des Militärs. 

Das Militär wünsche selbst den Beitritt der Türkei zur EU - aber unter "Beachtung der türkischen Besonderheiten", also unter Wahrung seiner herausragenden Stellung. Die würde es erst nach erfolgtem Beitritt räumen wollen. Die EU hingegen besteht darauf, dass der Beitrittsprozess mit der Entmachtung des Militärs beginnt, mit der Unterstellung der Streitkräfte unter den Verteidigungsminister. 

Die Reaktion der Militärs auf ihre drohende Entmachtung sei der Prüfstein für den EU-Beitritt der Türkei. Die Militärs stellen den "islamischen Fundamentalismus" in der Öffentlichkeit als "größte Gefahr" für den Staat dar und unterstellen der AKP zu kurdenfreundlich zu sein. Wenn Erdogan sich mit seiner Politik gegen solche Unterstellungen wende, verliere er sowohl kurisdische und auch islamistische Wähler. Auf diese indirekte Weise halte das Militär die AKP möglichst klein. 

Wenn AKP die Wahlen trotz allem als Regierungspartei überlebe und dann auch noch die Präsidentschaft für Erdogan oder einen seiner Gefolgsleute erhalte, dann drohe das Ende des kemalistischen Systems, weil die AKP dann alle Machtpositionen im Staatsapparat besetzt haben wird. Darum werde die Militärspitze das zu verhindern suchen. 

DIE WELT 06.10.2006

11.5 Das türkische Militär ruft zum Widerstand gegen die Regierung auf 

http://www.welt.de/print-welt/article218718/Das_tuerkische_Militaer_ruft_zum_Widerstand_gegen_die_Regierung_auf.html
Generäle wollen Islamisierung Ankaras stoppen

von Boris Kalnoky

Generalstabschef Hilmi Özkök hatte die Türken aufgerufen, gegen die Regierung zu demonstrieren, woraufhin  der islamisch gesinnte Erdogan, Chef der ebenso islamischen Regierungspartei AKP erklärte, in der Türkei müsse "der säkulare Staat gestärkt" werden. 

Die Armee nutze die Gunst der Stunde, nach der Ermordung eines Verwaltungsrichters durch einen Rechtsanwalt, der sich einen "Soldat Allahs" nannte, Flammen des Volkszorns gegen Erdogan anzufachen. Zehntausende forderten den Rücktritt der Regierung. „Bei der Beerdigung des Richters wurden Minister mit Flaschen beworfen, ’Mörder’ genannt und ausgebuht - weil sie mit ihrer islamfreundlichen Politik angeblich eine Atmosphäre schufen, die zu dem Mord führte. Generalstabschef Özkök sagte öffentlich, die Proteste seien ’bewunderungswürdig’, sollten aber nicht auf einen Tag und einen Anlaß beschränkt bleiben. Die Protestbewegung ’sollte an Kontinuität gewinnen und von allen allzeit befolgt werden’. Im Klartext: Das Volk soll mit Protesten einen Regierungswechsel herbeiführen.“
Vielleicht geling es dem "tiefen Staat", also dem politischen Einfluß des Militärs, vorzeitige Neuwahlen zu erzwingen. 

DIE WELT 22.05.06

Letzterer Artikel lässt einen mit ambivalenten Gefühlen zurück: Einerseits klingen einem die Warnungen des türkischen Ex-Staatsanwalt Ümit Kardas über den Einfluss der Generäle auf die Handhabung des türkischen Rechtssystems aus dem Artikel davor in den Ohren, dass das Militär eine Demokratisierung verhindere, andererseits begrüße ich ganz unverhohlen die Zurückdrängung der ins Islamistische abgleitenden Tendenzen innerhalb der AKP durch eben dieses Militär! Ich höre schon sowohl das Argument: „Wir müssen die Türkei in unserem eigenen Interesse in die EU aufnehmen, um sie durch die Zurückdrängung der Macht des Militärs zu demokratisieren, was Europa an seinem südöstlichen Rand eine unschätzbare Friedensdividende bescheren wird.“, wie auch das Argument: „Wir müssen die Türkei in unserem eigenen Interesse in die EU aufnehmen, um dafür zu sorgen, dass die islamistischen Kräfte in der Türkei zurückgedrängt werden und am südöstlichen Rand Europas kein virulenter islamistischer Staat entsteht.“
Wenn wir uns auf diese Argumentation einließen, dann gäbe es kein Entrinnen aus der behaupteten Notwendigkeit der Aufnahme der asiatischen Türkei in die Europäische Union.

Aber dieses Argument würde dann auch für weitere Staaten des Nahen Ostens gelten. Die Aufnahme weiterer kritischer Staaten der vorderasiatischen Region würde zu einer weiteren Überdehnung der EU als europäischer Institution führen und es würde zwangsläufig das Zerbrechen, was – schwer zu definieren und mehr gespürt - „Europa“ ausmacht!
Die Juristen sprechen in solchen Fällen wie denen eines eventuellen Beitritts der Türkei zur EU von einer „aufgedrängten Bereicherung“. Im Rechtsleben ist so etwas nicht zulässig – in der Politik schon. 

An einem solchen gravierenden politischen Fehler – Aufnahme eines Landes, das weder geographisch, noch historisch-kulturell je zu Europa gehörte - wird ein überdehntes Europa unwiderruflich fürderhin zu leiden haben: Auf Wiedersehen Europa! Es ist ein Abschied von der Idee der Vereinigten Staaten von Europa als Globalplayer in der Weltpolitik in die weltpolitische Bedeutungslosigkeit eines amorphen Bündnisses!

XI. TEIL
Versuch des Europäischen Parlaments, die Türkei - möglichst vor Aufnahme der Beitrittsverhandlungen am 03.10.05 oder bald darauf - zur Anerkennung Zyperns zu bewegen

1. EU-Parlament stellt Ankara neue Bedingung 
Die türkische Regierung will über nichts Geringeres als eine Vollmitgliedschaft sprechen und droht Wien

von Hannelore Crolly

http://www.welt.de/print-welt/article167781/EU-Parlament_stellt_Ankara_neue_Bedingung.html
Die türkische Regierung hat vor Verhandlungsbeginn über den angestrebten Beitritt zur EU damit gedroht, den Gesprächen in Luxemburg fernzubleiben, falls Österreich, das als einziger EU-Staat fordert, in den sogenannten Verhandlungsrahmen mit der Türkei ausdrücklich eine Alternative zur Vollmitgliedschaft aufzunehmen, nicht vorher auf den Kurs der restlichen 24 EU-Mitgliedsländer einschwenke. Die türkische Regierung lehnt Vorschläge etwa für eine privilegierte Partnerschaft vehement ab. Ohne eine einstimmige Vorlage der EU-Diplomaten müßten die Außenminister erneut diskutieren. Österreich verweist auf die immensen Vorbehalte in der EU-Bevölkerung. Der österreichische Bundeskanzler Wolfgang Schüssel hatte schon beim EU-Gipfel im Dezember 2004 gegen den Widerstand der anderen Regierungschefs die Formel von "ergebnisoffenen" Gesprächen durchgesetzt. 
Der dänische Ministerpräsident Anders Fogh Rasmussen habe sich erstmals ebenfalls grundsätzlich skeptisch über den Beitritt geäußert. 
„Für Kritik sorgt vor allem die Weigerung Ankaras, Zypern anzuerkennen. EU-Erweiterungskommissar Olli Rehn hat gestern erneut ausdrücklich auf eine baldige Anerkennung gedrängt, sein Kollege aus dem Verkehrsressort, Jacques Barrot, droht gar mit einer Blockade der Beitrittsverhandlungen, sollte die Türkei seine See- und Flughäfen nicht für Verkehr aus Zypern öffnen. 

Auch das EU-Parlament hat deutliche Warnsignale in Richtung Türkei gesendet.“ 

DIE WELT 29. September 2005

2. EU-Parlament macht Druck auf Türkei

Anerkennung Zyperns verlangt / Wien droht mit Blockade der Beitrittsgespräche

Der Beginn der EU-Beitrittsverhandlungen mit der Türkei am Montag ist noch nicht gesichert. Österreich droht, den Start der Gespräche zu blockieren. Das Europapaparlament verlangt weitere Zugeständnisse der Türkei.
[image: image3.png]



In dem leider nicht mehr im Internet aufrufbaren Artikel wird berichtet, dass das Europaparlament wenige Tage vor Beginn der Verhandlungen mit der Türkei den Gesprächen zwar grundsätzlich zugestimmt, gleichwohl neue Bedingungen formuliert habe. 
„Österreich versucht, im Verhandlungsrahmen den Begriff privilegierte Partnerschaft gleichberechtigt mit dem Ziel der Mitgliedschaft unterzubringen. Eine Variante, die die türkische Seite bisher nicht akzeptabel fand.“
„Zusätzlich gefährdet die Weigerung der Türkei, das EU-Mitglied Zypern völkerrechtlich anzuerkennen, die Verhandlungen. Das Parlament verlangt, zeitnah zum Verhandlungsbeginn solle Ankara Zypern anerkennen, die Bestimmungen aus der Zollunion mit der EU umsetzen und zyprischen Schiffen und Flugzeugen Landerechte gewähren, was Ankara bisher ablehnt. Geschehe dies nicht, müssten die Verhandlungen sofort abgebrochen werden, erläuterte der Fraktionschef der Sozialisten, Martin Schulz, den Parlamentsbeschluss. Als klare Warnung an Ankara verschob das Parlament zudem die Ratifizierung der Zollunion mit der Türkei.

Nach Ansicht der Mehrheit der EU-Parlamentarier muss aber nicht nur die Türkei die Voraussetzungen für einen Beitritt schaffen. Auch die Aufnahmefähigkeit der EU müsse durch eine Reform ihrer Institutionen sicher gestellt sein.“ 

FR 29.09.05

3. Brüsseler Eigentor in Sachen Türkeipolitik

Das EU-Parlament stimmt für geplanten Beginn der Beitrittsverhandlungen. 

Ankara-Protokoll auf Eis gelegt

http://www.taz.de/dx/2005/09/29/a0124.1/text.ges,1
Die taz empfand es als „kurioses Eigentor“, dass das EU-Parlament in Straßburg für den Beginn der Beitrittsverhandlungen am 3. Oktober gestimmt, das Ankara-Protokoll aber, das die Zollunion auf die zehn neuen Mitgliedsländer einschließlich Zyperns ausdehnt und mittelfristig zur Anerkennung Zyperns durch die Türkei führen soll, zunächst auf Eis gelegt habe.

„Damit will das Parlament von der türkischen Regierung die Garantie erzwingen, dass das Ankara-Protokoll im türkischen Parlament ohne einschränkende Zusatzerklärungen ratifiziert wird. Ankara hatte Ende Juli erklärt, die Ausweitung des Protokolls auf alle 25 EU-Staaten bedeute keine Anerkennung der griechischen Republik Zypern. Zypriotische Flugzeuge dürften türkisches Territorium auch künftig nicht überfliegen, Schiffe nicht in türkischen Häfen landen.“
taz Nr. 7781 vom 29.9.2005

Ankara verstößt gegen Vereinbarungen 

Die Türkei erkennt die Regierung des griechischen Südens Zyperns nicht an und unterstützt dagegen die international isolierte Regierung des türkischen Nordteils der Insel. Trotz deutlicher Kritik der EU verweigert die Türkei weiterhin Schiffen und Flugzeugen aus der von ihr nicht anerkannten Republik Zypern den Zugang zu ihren Häfen und Flughäfen. Aus Sicht der EU verstößt die Regierung in Ankara damit gegen Vereinbarungen, die vor Beginn der Beitrittsverhandlungen geschlossen wurden. Die Türkei sieht dies anders. 
FAZ-NET 10.06.06
Die konkreten Beitrittsverhandlungen wurden trotz dieser weiterhin beibehaltenen Haltung der türkischen Regierung aufgenommen, weil das – bedauerlicherweise vor Lösung des Zypernkonflikts - frisch in die EU aufgenommene Mitglied (griechisches) Zypern, das vorher sein Veto gegen den Beginn der Verhandlungen über das erste Kapitel Wissenschaft und Forschung eingelegt hatte, durch einen typischen EU-Kompromiss dazu gebracht worden war, statt seiner ablehnenden nunmehr eine abwartende Haltung einzunehmen, nachdem die EU der Türkei gegenüber klargestellt hatte, dass die Türkei die EU, der sie ja beitreten möchte, nur als Ganzes haben könne. Es stehe der Türkei nicht zu, nach eigenem Belieben zu entscheiden, welche EU-Mitglied​schaften zu akzeptieren sie bereit sei! 
4. EU rettet Beitrittsgespräche mit Türkei

Die EU-Außenminister haben ein Scheitern der Beitrittsverhandlungen mit der Türkei abgewendet. Die Gespräche waren ernsthaft gefährdet, nachdem Zypern ein Veto angedroht hatte, weil Ankara die Republik auf der südlichen Hälfte der Insel bislang nicht anerkennt. Zypern, das Ankara zur Anerkennung zwingen wollte,  gab seine Blockadeposition auf. 
Trotz des erzielten Kompromisses stehen die Chancen auf einen schnellen Beitritt der Türkei schlecht.

Der Abgeordnete des EP Hänsch schlug als Alternative "andere Formen der engen partnerschaftlichen Zusammenarbeit" mit der EU vor. Mit dieser Position setzt sich der Sozialdemokrat von der offiziellen Haltung seiner Partei ab, die eine EU-Vollmitgliedschaft der Türkei anstrebt, während die CDU eine so genannte "privilegierte Partnerschaft" angeregt hatte. 

Financial Times 13.06.06
5. EU verwarnt türkische Regierung nachdrücklich

Nach heftigem internen Ringen mit dem international anerkannten griechischen Teil der Insel einigten sich die Außenminister der EU in Luxemburg auf eine ernste Warnung an die Türkei. Sie forderten die türkische Regierung auf, endlich die Zollunion auf sämtliche EU-Staaten einschließlich Zyperns auszudehnen. Geschehe dies nicht, so werde dies "den Gesamtfortschritt der Beitrittsverhandlungen beeinträchtigen", heißt es in der Erklärung. Zypern, das zunächst die Verhandlungen blockieren wollte, erklärte sich daraufhin zur Teilnahme bereit.

„Zypern hatte gefordert, die Türkei müsse in dem Verhandlungspapier noch einmal nachdrücklich aufgefordert werden, das so genannte Ankara-Protokoll zu ratifizieren. Mit diesem Protokoll wird die Zollunion zwischen der Türkei und der EU auch auf die zehn im Mai 2004 beigetretenen Mitglieder ausgeweitet, zu denen Zypern gehört. Das würde de facto die Anerkennung des Inselstaates durch die Türkei bedeuten. Bisher verweigert die Türkei zyprischen Schiffen den Zugang zu türkischen Häfen. Nach Auffassung der Türkei handelt es sich bei der Hafennutzung um eine Dienstleistung, die nicht unter die Bestimmungen der Zollunion fällt. Ankara verlangt, dass die EU den direkten Handel des türkischen Nordens der geteilten Insel mit der Europäischen Union zulässt. Die EU verweigert dies, um dem Norden, der seit 1974 von türkischen Truppen besetzt ist, nicht anzuerkennen.“
Die wirklich schwierigen Punkte wie Menschenrechte, Religionsfreiheit, die Kurdenfrage oder die türkische Haltung zum Völkermord an den Armeniern wurden nicht angesprochen. 
„Selbst wenn diese Probleme alle gelöst sind, muss der Türkeibetritt noch durch alle Mitgliedsstaaten ratifiziert werden, in Frankreich mit einer Volksabstimmung. Experten gehen davon aus, dass weder die EU noch die Türkei ein französisches Veto riskieren wollen.“ reck/dpa

FR 13.06.06

6. Warnung an die Türkei 

Europäische Union erwartet von Ankara die Anerkennung Zyperns - Brüssel droht ansonsten mit einem Scheitern der Beitrittsgespräche

von Christiane Buck und Manfred Pantförder

http://www.welt.de/print-welt/article222781/Warnung_an_die_Tuerkei.html
Die EU-Außenminister forderten die türkische Regierung auf, die Zollunion auf die EU einschließlich Zyperns auszudehnen. In dem geänderten Vorwort heißt es: "Geschieht das nicht, werde dies den Gesamtfortschritt der Beitrittsverhandlungen beeinträchtigen." 

Nikosia beklagt, daß Ankara das EU-Neumitglied boykottiert. Fünfmal habe die Türkei bei Entscheidungen in internationalen Organisationen Veto gegen Zypern eingelegt, sagte der griechisch-zyprische Minister. Das könne die EU-Kommission bei ihrer Bewertung nicht übergehen. 
„Aus der Türkei kamen im Gegenzug Drohungen: Der türkische Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan hat mit Blick auf den Streit um die Beitrittsverhandlungen mit einer "neuen Politik" seines Landes gedroht. Wenn der Verhandlungsprozeß von politischen Erwägungen überschattet werden sollte, werde die Haltung der Türkei künftig "ganz anders" aussehen, sagte er in Ankara.“ 
DIE WELT 13. Juni 2006
7. Kommentar: Türkische Pflichten 

von Manfred Pantförder

„Für den Beginn von Beitrittsgesprächen mit der Europäischen Union war die türkische Regierung im vergangenen Jahr bereit, so ziemlich alles zu unterschreiben. Umgesetzt wurden die eingegangenen Verpflichtungen bis heute allerdings nicht, und die Europäer sahen weitgehend hilflos zu. Nun setzen die 25 EU-Staaten endlich ein deutliches Zeichen, daß die Beitrittsgespräche keinesfalls zum Selbstläufer werden, wenn Ankara wie bisher taktiert.“
Ankara erkennt Zypern nicht an und setzt nicht einmal die Zollunion um, obwohl der freie Warenverkehr essentiell für die EU ist, was die Türkei mit ihrer Unterschrift auch anerkannt hat.“
„Der Fortgang der Beitrittsgespräche hängt jetzt mit der Umsetzung der Zollunion und letztlich mit der Anerkennung Zyperns durch die Türkei eng zusammen. Die EU hat damit endlich auch dem kleinen Zypern den Beistand gewährt, den ein Neuling verdient. Denn Sicherheit war es vor allem, was sich die Ferieninsel im Mittelmeer von der EU-Mitgliedschaft erhoffte. Darauf wartet sie bislang noch vergeblich angesichts von 35 000 türkischen Soldaten im Norden. Zypern hat nun dafür gesorgt, daß die Meßlatte für Ankara deutlich höher gelegt wurde.“
DIE WELT 13.06.06

8. Türkei läßt Zypern-Frage eskalieren

Beitritt: Ankara besteht bei der EU auf "Anderer Auffassung"

Trotz Warnungen der 25 EU-Staaten vor einem möglichen Scheitern lehnte die türkische Regierung beim EU-Außenministertreffen in Luxemburg Zugeständnisse in der umstrittenen Zypern-Frage ab. Zypern beklagt, daß seine Schiffe nach wie vor türkische Häfen nicht anlaufen dürfen. 
Der türkische Außenminister Abdullah Gül bedauerte, dass die Beziehungen zwischen der Türkei und der EU durch die Zypern-Frage "unnötig vergiftet" würden. Ankara habe hier "andere Auffassungen" als die EU. Eine Einigung macht Ankara von Erleichterungen für die türkischen Zyprer abhängig, die im seit 1974 von der Türkei besetzten Nordteil der Insel leben.

ap, dpa 

HH A 14.06.06 
9. Die Türkei ist zu keinem Einlenken in der Zypern-Frage bereit
EU-Fortschrittsbericht 06
Zypern stellt EU-Gespräche mit der Türkei infrage 

Auch das Europäische Parlament ermahnt Ankara. Die Verweigerungshaltung gegenüber Zypern müsse aufgegeben werden.

Von Manfred Pantförder
http://www.welt.de/print-welt/article155862/Zypern_stellt_EU-Gespraeche_mit_der_Tuerkei_infrage.html
„Mit dem kommenden EU-Fortschrittsbericht zur Türkei rückt das Zypern-Problem in den Fokus. Entgegen der Aufforderung der Gemeinschaft verweigert Ankara die Erfüllung von Pflichten, die es für die Aufnahme der Beitrittsverhandlungen übernommen hatte. So öffnet die Türkei nicht Häfen und Flughäfen für griechisch-zyprische Schiffe und Flugzeuge. Sollte Ankara an dieser Verweigerung festhalten, droht ein Abbruch der Beitrittsgespräche, eine Aussetzung oder eine Reflexionsphase, wie von manchen vorgeschlagen. Die EU erwartet eine Klärung bis Ende des Jahres; eine Frist hatte sie der Türkei jedoch nicht gesetzt. Den Fortschrittsbericht will die EU am 8. November vorlegen.“
Auch die Abgeordneten des Europaparlaments kritisierten, dass Ankara Zypern die Anerkennung verweigert. 

DIE WELT 28.09.2006

ERWEITERUNG

EU-Report stellt Türkei mieses Zeugnis aus

Schlechte Noten für Ankara: Im Fortschrittsbericht, der nächste Woche veröffentlicht werden soll, zeigt die Brüsseler Kommission einem Zeitungsbericht zufolge diverse Mängel auf. Angeprangert werden vor allem Verstöße gegen Menschenrechte und Meinungsfreiheit. 

http://www.spiegel.de/politik/ausland/0,1518,445565,00.html
Einem Bericht der "Financial Times Deutschland" zufolge bemängeln die EU-Politiker vor allem zu geringe Fortschritte bei der Abschaffung der Folter und bei dem Versuch, Kontrolle über die Armee zu gewinnen. 

Zudem gebe es für die Bürger keine ausreichende Chance auf freie Meinungsäußerung. Es gebe "Berichte über Fälle von Misshandlung und Folter, speziell außerhalb von Strafvollzugsanstalten". "Ermittlungen und Verurteilungen für die Äußerung gewaltfreier Meinung sind ein Grund für ernsthafte Besorgnis", zitiert die "FTD" aus dem ihr vorliegenden Entwurf des Berichts.

Weitere in dem Fortschrittsbericht angemerkte Mängel seien Korruption, der unzureichende Schutz von Minderheiten und die fehlende Unabhängigkeit der Justiz. Zudem kritisiert der Report, dass Ankara seine Häfen und Flughäfen nicht für zyprische Schiffe und Flugzeuge öffnet. Dazu ist es nach Ansicht der EU verpflichtet. Zypern hat bereits angedroht, alle Verhandlungen zu blockieren, bis das geschehen ist. 

ler/AFP/dpa

SPIEGEL ONLINE 31.10.06

Europa

Kommentar: Regeln für die Türkei 

Vor zwei Jahren fasste die Europäische Union einen folgenschweren Entschluss: Sie begann mit der Türkei über einen EU-Beitritt zu verhandeln und löste in der europäischen Bevölkerung eine Vertrauenskrise aus, in der eine der Ursachen für die Absage an die EU-Verfassung steckt.
http://www.welt.de/print-welt/article91433/Kommentar_Regeln_fuer_die_Tuerkei.html
Der Beginn offizieller Gespräche werde Ankara zwangsläufig in den Klub führen, so die dumpfe Furcht der Öffentlichkeit. Die meisten Politiker taten kaum etwas, um die Sorgen zu zerstreuen. Im Gegenteil: Immer wieder kamen sie der türkischen Regierung entgegen, wenn sie nur aggressiv genug auftrat. Dass die Türkei gleichzeitig bedeutende Reformen auf den Weg brachte, nahm die Bevölkerung nicht oder nur achselzuckend zur Kenntnis. 

Zur gleichen Zeit sank in der Türkei die Euro-Begeisterung in dem Maße, in dem Ankara auf europäische Ablehnung stieß. Mittlerweile befürwortet nur noch ein Drittel der Türken eine Mitgliedschaft ihres Landes in der EU. Darüber hinaus belegen Meinungsumfragen: Die Türken werden nationalistischer und antiwestlicher. In dieser Lage ist der türkische Ministerpräsident Recip Erdogan fast gezwungen, das Tempo der Reformen zu verlangsamen. Gleichzeitig aber erwartet er Verständnis in Brüssel. 

…
Doch wer Mitglied im europäischen Klub werden will, muss dessen Regeln beachten. Wer sie nicht einhalten kann, mag assoziierter Partner und enger Nato-Verbündeter bleiben, doch eben nicht Vollmitglied der Europäischen Union. 

Jacques Schuster

DIE WELT 01.11.2006

In dem Fortschrittsbericht 06 wurden insbesondere „erhebliche Mängel bei der Abschaffung der Folter“, in Fragen der Pressefreiheit und der Domestizierung des Militärs, das den Primat der Politik nicht ausreichend zu respektieren scheine, aufgezeigt. Die im Fortschrittsbericht 06 geäußerten Zweifel hinsichtlich der nicht hinreichend demokratisch domestizierten Spitzenmilitärs wurden ein paar Wochen später bestätigt, als es um die Frage der Öffnung türkischer See- und Flughäfen für zyprische Schiffe und Flugzeuge ging. Da wurde die Hintergrundrolle des Militärs wieder einmal deutlich:
Ankara zeigt sich von der EU enttäuscht 

Türkischer Ministerpräsident kritisiert teilweise Aussetzung der Beitrittsverhandlungen als unfair

Von Boris Kalnoky

http://www.welt.de/print-welt/article702218/Ankara_zeigt_sich_von_der_EU_enttaeuscht.html
Die teilweise Zurückstellung der Beitrittsverhandlungen sieht niemand als ein Ergebnis mangelnder politischer Reife der Türkei, sondern als Beweis für einen moralischen und politischen Bankrott der EU. Es gehe um Machtkämpfe innerhalb der EU. Dabei sei, so schrieb ein Kolumnist der Zeitung Milliyet, eine "Verschärfung der christlich-chauvinistischen Haltung" zu spüren, "mit Frankreich und Merkels Deutschland in der Hauptrolle". Diese "Konjunktur" sei für die Probleme der Türkei verantwortlich, nicht die Türkei selbst. Daneben gebe es andere Länder wie Großbritannien oder Spanien, die den türkischen Standpunkt verstünden. 
In Wahrheit stecken dahinter innertürkische Machtkämpfe zwischen Erdogan mit seiner AKP und dem Generalstabschef Büyükanit, der öffentlich machte, er sei in der Zypernfrage weder informiert noch konsultiert worden.
„Die Militärs sind die Regierungspartei leid, weil sie zumindest Teile derselben verdächtigen, die Türkei (und das Militär) islamisieren zu wollen. Und der EU werfen sie vor, als einen der ersten Schritte des Reformprozesses die politische Entmachtung des türkischen Militärs zu fordern.“ 

DIE WELT 13.12.2006

Die internationale Presse kommentierte den Fortschrittsbericht 06 - nach einer Auswahl des DLF - u.a.  
Deutschlandradio/DLF   Mittwoch, 08. November 2006 12:50 Uhr

Im Blickpunkt der Kommentare stehen heute: Der Bericht der EU über den Beitrittskandidaten Türkei …

Im schwierigen Prozess um den EU-Beitritt der Türkei warnen die SALZBURGER NACHRICHTEN davor, das Land zu brüskieren:

"Im ersten Jahr nach der großen EU-Euphorie in Ankara hat sich gezeigt, dass der Reformprozess in der Türkei noch keineswegs unumkehrbar ist. In dem kulturell zerrissenen Land sind sowohl die nationalistischen als auch die islamistischen Kräfte auf dem Vormarsch. Zugleich gibt es genug Warnzeichen, welchen Weg eine auf sich allein gestellte Türkei gehen könnte. Das Verhältnis zwischen Washington und Ankara ist seit dem Streit im Irak-Krieg merklich abgekühlt. Nach der Enttäuschung über Europa hält Ankara nach anderen Allianzen Ausschau, knüpft Kontakte zu Russland und stärkt die Bande mit den islamischen Nachbarländern. Das Risiko wächst, dass der Westen die Türkei als seinen strategisch wichtigen Brückenbauer zur islamischen Welt verliert. Kein Zweifel: Das Ziel der EU muss eine möglichst enge Anbindung der Türkei an Europa sein", unterstreichen die SALZBURGER NACHRICHTEN. 

 

Das KRISTELIGT DAGBLAD aus Dänemark meint dagegen:

"Der Widerwille gegen eine türkische EU-Mitgliedschaft wächst in Europa. Auch der neue Bericht der EU über den großen moslemischen Kandidaten ist von Skepsis geprägt: Nach wie vor ist Kritik am türkischen Staat verboten und die Religionsfreiheit im Land begrenzt. Die Türkei verletzt Menschenrechte, indem sie Gefangene foltert. Auch das EU-Mitglied Zypern erkennen die Türken immer noch nicht an. Die Vorstellung, die Türkei könne zu einer Brücke in die moslemische Welt werden, ist naiv: Im Karikaturenstreit und der Krise nach der Papstrede war das Gegenteil der Fall. Auch Ministerpräsident Erdogan hat den Streit noch angefacht. In der EU hat die Türkei deshalb nichts zu suchen", unterstreicht das KRISTELIGT DAGBLAD aus Kopenhagen.

 

In der polnischen Zeitung RZECZPOSPOLITA heißt es:

"Es wäre nicht gut, die türkischen EU-Beitrittsbemühungen vollständig zurückzuweisen. Eine gedemütigte Türkei, die sich enttäuscht von der EU abwendet und wohlwollend auf den fundamentalistischen Iran blickt, ist nicht das beste Szenario. Die Türkei muss belohnt werden für ihre Ausdauer und all die Reformen, die seit den Zeiten Atatürks durchgeführt wurden. Doch diese Belohnung muss nicht gleich eine EU-Mitgliedschaft sein. Um erfolgreich mit dem Westen zusammenzuarbeiten und sich den westlichen Werten anzunähern, muss die Türkei nicht zwangsläufig der EU beitreten", schreibt die RZECZPOSPOLITA aus Warschau.

 

Die POSTIMEES aus Estland fordert mehr Ehrlichkeit in der Debatte um den EU-Beitritt der Türkei:
"Es ist kein Geheimnis, dass es vielen alten EU-Mitgliedsstaaten weder um die Menschenrechtsverletzungen in der Türkei noch um die Lage Zyperns geht, sondern um eine befürchtete Masseneinwanderung – und diese Karte lässt sich billig und leicht im heimischen Wahlkampf ausspielen. Zwischen der EU und der Türkei läuft daher ein beidseitiges Blindekuh-Spiel: Die Türkei will in die EU, obwohl die öffentliche Meinung inzwischen skeptisch ist, und die EU verweist auf die Menschenrechte, obwohl es ihrer Bevölkerung um ganz andere Dinge geht. Und keiner hat den Mut, dieses Spiel zu beenden und damit den Teufelskreis zu durchbrechen", klagt POSTIMEES aus TALLINN.

 

Die französische LIBÉRATION wirft ein:

"Der große europäische Traum der Türken hat mittlerweile Blei in den Flügeln. Während die EU-Kommission ihren sehr kritischen Jahresbericht über die 'Verlangsamung der Reformen' und die Unzuverlässigkeit der türkischen Regierung veröffentlicht, erreicht auch der Euroskeptizismus in der Türkei Rekordwerte. Vor allem die jüngeren Leute klinken sich in dieser Frage immer mehr aus. Sie leben in einer Türkei in vollem Wirtschaftsboom. Dagegen versetzt sie 'Euroland' mit seinem schwachen Wachstum und seiner alternden Bevölkerung immer weniger in Träumereien", beobachtet die LIBÉRATION aus PARIS. 

 

Zu Gelassenheit mahnt die türkische Zeitung POSTA:

"Der Fortschrittsbericht ist kein Gottes-Befehl, er ist eine Einladung zu Diskussionen und sollte deshalb auch nicht als Angriff auf das Türkentum verstanden werden. Selbst wenn er auch Übertreibungen und falsche Angaben enthält - es geht hier nicht um Leben und Tod. Wir sollten diesen Bericht nicht über- trieben ernst nehmen, er ist nichts anderes als ein Arbeitsblatt, das nicht veröffentlicht wird, um die Türkei zu beleidigen. Deswegen sollten wir auf den Bericht nicht gereizt reagieren. Wir sollten uns der Kritik stellen und aus unseren Fehlern lernen", schreibt die POSTA aus Istanbul.

Die Türkei weigert sich, die Verpflichtungen aus dem „Ankara-Protokoll“, die Öffnung ihrer Häfen und Flughäfen für zyprische Schiffe bis Ende 2006 zu erfüllen, weil die EU die als Gegenleistung für die Aufnahme Zyperns in die EU 2004 ohne Festsetzung eines Datums zugesagte Aufhebung des nach der türkischen Invasion in Nord-Zypern verhängten Embargos für den seit der Invasion unter türkischer Kuratel stehenden Nordteil der Insel noch nicht geleistet habe, Zypern aber nach seiner Aufnahme in die EU als nun mehr neues Mitglied die Aufhebung des Embargos aus innerzyprischen Gründen, u.a. Rückgabe von Landeigentum an aus dem Nordteil Zyperns geflüchtete griechische Zyprioten, blockiert. Der zyprische Außenminister sagte laut DIE WELT/SPIEGEL ONLINE vom 14.12.06: "Wir glauben fest daran, dass die Türkei ihre Verpflichtungen gegenüber der EU erfüllen muss, so, wie es andere Beitrittskandidaten in der Vergangenheit auch getan haben. Das ist für uns eine Frage des Prinzips, darüber darf es keine Kompromisse geben. Schließlich war es die Türkei, die um eine Aufnahme in die EU gebeten hat und nicht umgekehrt."

Die türkische Armee war in Nord-Zypern einmarschiert, um einem Plan nationalistischer griechischstämmiger Zyprioten zuvorzukommen, die offen für eine griechische Invasion auf Zypern plädiert hatten, um so den Anschluss ganz Zyperns an Griechenland zu erzwingen, was die Lage der türkischstämmigen Zyprioten im Norden des Landes wesentlich verschlechtert hätte.

 EU-Parlamentariern und der EU-Kommission dämmert, dass die vorzeitige Aufnahme Zyperns ohne befriedigende Klärung der Zypern-Problematik ein Fehler war: "Wir haben da Mist gebaut. Während sich die türkischen Zyprioten nach dem UN-Referendum kompromissbereit zeigten, verhielt sich die griechische Seite unkooperativ - aber gegen sie hat man kein Druckmittel mehr, sie sind halt jetzt Mitglied." (DIE WELT 07.10.2006)
Die türkische Seite zeigt sich gespielt »irritiert«, dass die EU auf der im Ankara-Protokoll zeitlich genau fixierten Öffnung ihrer Häfen und Flughäfen für zyprische Schiffe und Flugzeuge bis Ende 2006 bestehe. Sie reklamiert als Einhaltung einer von ihr geforderten, aber zeitlich nie festgelegten zusagenden Absichtserklärung eine zuvor von der EU zu leistende wirtschaftliche Unterstützung des türkisch besetzten Teils Zyperns durch Zahlung von EU-Geldern. 
Das von ihr so bezeichnete „Hochspielen“ der Armenier-Frage sieht sie als unfair an, weil keinem anderen Staat der EU so etwas auferlegt worden sei, die Franzosen sich z.B. nicht zu ihrer recht blutigen kolonialen Vergangenheit in Algerien bekennen mussten. Sie glaubt, dass insbesondere diese beiden Punkte Zypern- und Armenierfrage nur vorgeschoben werden, um sie aus der EU herauszuhalten, ohne als wortbrüchig zu erscheinen. Darum fragt sich eine zunehmende Zahl von Türken, warum die Türkei weiterhin auf eine Aufnahme ihres Landes in die EU drängen sollte.
Die KIELER NACHRICHTEN kritisieren das Vorgehen der Europäer:

"Inzwischen hat in der EU niemand mehr den Mut, offen zu sagen, dass die Türkei kein europäisches Land ist und deshalb jede Form der Zusammenarbeit wünschenswert wäre, nur nicht der Beitritt. Dem großen Krach mit Ankara zieht man eine jahrelange Verstimmung vor, wohl in der Hoffnung, dass die Türken selbst eines Tages von diesem Trauerspiel die Nase voll haben. Wenn sich die EU da mal nicht verrechnet."
KIELER NACHRICHTEN 06.12.06
Nach Ansicht der FRANKFURTER RUNDSCHAU ist das Zypern-Dilemma der EU hausgemacht:

"Hätte Brüssel den griechischen Inselteil nicht zum EU-Mitglied gemacht, obwohl dieser die Wiedervereinigung mit dem türkischen Norden gerade torpediert hatte - das Problem mit dem Ankara-Protokoll würde sich nicht stellen. So aber darf man den Türken abnehmen, dass sie sich zu Recht hintergangen fühlen, weil die EU Hilfe für - und ein Ende des Handelsembargos gegen Nordzypern zusagte, dieses Versprechen aber nicht einlöste,"

bemerkt die FRANKFURTER RUNDSCHAU (08.12.06). 

10. Gastkommentar: Am Ende der Geduld 

Von Mehmet Ali Birand

http://www.welt.de/print-welt/article157170/Gastkommentar_Am_Ende_der_Geduld.html
Der Autor, Chefredakteur des türkischen Fernsehsenders Kanal D,  äußert die Ansicht: „Die Türkei ist mit einer pöbelhaften Behandlung konfrontiert, die keinem anderen Beitrittskandidaten widerfahren ist.“ Ständig hagele es Ablehnungen. Daher wachse die Zahl derer, die sich fragen, warum die Türkei so leidenschaftlich in die EU dränge. 
„Manche erhoffen sich von den europäischen Standards der Demokratie, Menschenrechte und Freiheiten die Erfüllung ihrer religiösen Wünsche. Andere sehen gerade umgekehrt in der Europäischen Union eine Versicherung gegen die Entstehung eines religiösen Gottesstaates in der Türkei. Manche wünschen sich den Beitritt, um die Anerkennung der kurdischen Identität durch den türkischen Staat zu erzwingen, und manche meinen, dass nur durch die EU-Mitgliedschaft das ethnische Mosaik der Türkei zusammengehalten werden kann. Ein großer Teil der Türken will durch den Beitritt reicher werden. Die Arbeitslosen hoffen auf Arbeitsstellen. Die Privatwirtschaft hofft auf noch größere Märkte. Alle also hoffen auf eine Änderung, und ungebrochen ist das Bestreben, die Mängel und Schwächen des laizistischen und demokratischen Systems in der Türkei zu beheben.“ 

„Falls in manchen EU Ländern die Überzeugung fortdauern sollte, dass die Türkei einerseits sowieso im westlich-europäischen Netz ist, dass aber andererseits eine mohammedanische Türkei keinen Platz in Europa habe, dann werden sich die Türken auf die Suche nach einer neuen Welt begeben.“
DIE WELT 04.10.2006

Um das Dilemma um die ins Stocken geratenen Beitrittsverhandlungen mit der Türkei zu lösen, schlägt die Politikwissenschaftlerin Bastian in DIE WELT vom 23.11.06 unter Hinweis auf vielfältige von der EU mit anderen Staaten geschlossene Kooperationsabkommen eine "graduelle Mitgliedschaft" der Türkei in der EU vor, aus der „den Drittstaaten nicht die Rechte der Vollmitgliedschaft, etwa die Übertragung der Unionsbürgerschaft, das Mitspracherecht in den Gemeinschaftsorganen der EU oder der Zugang zu unionsinternen Finanzinstrumenten [erwachsen; der Verf.]. Es leiten sich aber auch keine verbindlichen Pflichten für sie ab, die vor dem Europäischen Gerichtshof justiziabel wären, etwa die Einhaltung des Stabilitätspaktes der Wirtschafts- und Währungsunion.“ Die Europäische Nachbarschaftspolitik biete einen idealen Rahmen, um einen dritten Weg zu beschreiten, der nicht nur für die Türkei, sondern auch für die Ukraine und viele weitere Beitrittsinteressenten in der unmittelbaren Nachbarschaft infrage käme. „Er sähe so aus, dass diese Länder für sich selbst entscheiden, auf welchen Politikfeldern und in welcher Dichte sie mit der EU unterhalb der Schwelle der politischen Vollmitgliedschaft kooperieren wollen. Das höchste wirtschaftliche Ziel könnte die Zollunion sein, das die Türkei bereits 1995 erreicht hat. Das größte politische Ziel könnte in der Assoziierung mit der europäischen Außen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik liegen. Auch hier sind die EU und die Türkei bereits Partner. Der Status der graduellen EU-Mitgliedschaft würde den betreffenden Ländern die Freiheit lassen, mit anderen politischen Blöcken ähnliche Beziehungen einzugehen. Er würde also die Wahrung der nationalen Souveränität gewährleisten. Die EU könnte sich hingegen wieder stärker auf ihr eigentliches Projekt konzentrieren: die politische Integration. Diese setzt klare Grenzen für die Aufnahme von Vollmitgliedern voraus, erlaubt aber zahlreiche Formen der Kooperation über die Außengrenze hinaus.“

Ende November erklärte die finnische Ratspräsidentschaft der EU ihre Bemühungen um eine Einigung der EU mit der Türkei in der Zypern-Frage für gescheitert und forderte von den Regierungschefs der EU ein politisches Signal, dass die Türkei sich in dieser Frage bewegen müsse. Pressekommentare hierzu lauteten u.a.:

Die FINANCIAL TIMES DEUTSCHLAND bezeichnet die Eskalation als "unglücklich":

"Natürlich kann es sich die EU nicht bieten lassen, dass das Nicht-EU-Mitglied Türkei seine Häfen für zyprische Schiffe sperrt und damit das EU-Mitglied Zypern faktisch nicht anerkennt. Doch der Streit hat eine Vorgeschichte, in der nicht die Türkei der Bösewicht ist. Es waren die griechischen Zyprer, die 2004 die Wiedervereinigung mit dem Nordteil der Insel ablehnten - in dem Wissen, dass ihnen als EU-Mitglied daraus kein Nachteil erwächst. Die Türkei andererseits kann ohne Zustimmung des griechischen Zypern nun nicht mehr beitreten. Es wäre deshalb unfair und unangebracht, die Verhandlungen jetzt an der Zypern-Frage scheitern zu lassen", kommentiert die FINANCIAL TIMES DEUTSCHLAND.

DLF 28.11.06

Die TAGESZEITUNG erinnert an die Geschichte der ungelösten Zypern-Frage:

"Gestern hat sich noch einmal bestätigt, dass die Beitrittsgespräche der Türkei mit der EU im vergangenen Jahr mit einem Geburtsfehler gestartet wurden. Wider besseres Wissen hat die EU vor zwei Jahren Zypern zum Vollmitglied gemacht, ohne zuvor auf der Wiedervereinigung der beiden Inselhälften zu bestehen. Wer jetzt so tut, als weigere sich die Türkei, ein beliebiges, normales EU-Land anzuerkennen, der stellt den Staats- und Regierungschefs der EU ein politisches Armutszeugnis aus. Es kann kaum verwundern, dass die meisten Türken dahinter nichts anderes als einen willkommenen Vorwand vermuten, die Verhandlungen, die mittlerweile eine Mehrheit in der EU sowieso nicht mehr will, im Sande verlaufen zu lassen", heißt es in der TAZ.

DLF 28.11.06
Und die türkische Zeitung SABAH sieht es so:
"Weil von Ankara das Unmögliche gefordert wurde, musste die finnische Initiative in der Sackgasse enden. Jetzt wird es in den europäischen Medien immer wieder heißen, dass die Gespräche deswegen gescheitert seien, weil die Türken sich geweigert hätten, den Zyperngriechen ihre Häfen zu öffnen. Und die antitürkischen europäischen Politiker werden sich hinter diesem Argument verstecken. Es hat keinen Sinn, ihnen zu erklären, dass die Krise von nicht eingelösten Versprechen der EU zu Nordzypern und von der überzogenen Unterstützung der Inselgriechen herrührt", bemerkt SABAH aus Istanbul.

DLF 28.11.06
11. Mehr Orientexpress als Schnellzug

http://www.europa-digital.de/aktuell/dossier/tuerkei/bericht06.shtml
Der Forschrittsbericht ist eine politische Warnung an die Türkei. Insbesondere die Zypern-Frage (»Letzte Schonfrist für Ankara«) bleibt heikel: Die Europäische Kommission räumt der Regierung in Ankara eine letzte Schonfrist ein, dem so genannten »Ankara-Protokoll« nachzukommen. Im Juli 2005 hatte sich die türkische Regierung in diesem Protokoll bereit erklärt, die seit 1995 bestehende Zollunion auch auf Zypern auszudehnen. Geschehen ist bisher nichts: Zypriotische Schiffe dürfen türkische Häfen nicht anlaufen.

Nach dem Bericht der Europäischen Kommission seien weitere Reformen dringend notwendig. Insbesondere müsse die Meinungsfreiheit in der Türkei garantiert werden. Artikel 301 des türkischen Strafgesetzbuches müsse abgeschafft oder zumindest geändert werden, um den europäischen Standards zur Meinungsfreiheit zu entsprechen. Auch andere Bereiche des türkischen Strafgesetzbuches würden zur Einschränkung der Meinungsfreiheit benutzt. 

Gerichtsverhandlungen gegen Zivilpersonen sollen nach einer türkischen Gesetzesänderung vom Juni 2006 nicht mehr vor Militärgerichten stattfinden. 
Die Rolle der Militärs solle zurückgedrängt werden, das Militär solle unter der Kontrolle zivilen Autoritäten stehen, die „ihre Überwachungsfunktion ausüben sollten“. 
Trotz gestiegener Aufmerksamkeit um die Lage der Frauen in der Türkei lasse die Umsetzung bestehender Gesetze zur Stärkung der Rechte der Frauen zu wünschen übrig. 

Die Europäische Kommission prangert Missstände im Bereich der »Ehrenmorde« an Frauen an. Weiterhin müsse die Anzahl an »Frauenhäusern«, die Opfern häuslicher Gewalt Schutz bieten, weiter erhöht werden. 

Die Türkei hat ihre Politik im Bereich des von der EU verlaangten Minderheitenschutzes nicht geändert. Laut Kommissionsbericht verstehen türkische Behörden unter dem Begriff der »Minderheit« ausschließlich nicht-muslimische Religionsgemeinschaften, nicht aber die kurdische Bevölkerung so der. 
Auch im Kulturbereich, insbesondere hinsichtlich der kurdischen Sprache, seien nur sehr geringe Fortschritte zu erkennen. Zwar wurden Fernseh- und Radiosendern erlaubt, in kurdischer Sprache zu senden, dennoch sind zeitliche Beschränkungen einzuhalten. Die Sendungen müssen zudem fast alle eine türkische Untertitelung/ Übersetzung aufweisen, was live Sendungen technisch sehr aufwendig gestaltet. Bildungsprogramme in kurdischer Sprache sind nicht erlaubt.

Erstveröffentlichung am 13.11.2006.

XII. TEIL

Aufsatz mit Dokumentation zum Genozid an den Armeniern
Die Armenier sind eines der ältesten Kulturvölker mit eigener Schrift und Sprache. Vermutlich sind sie nach den Ägyptern und vor den Äthiopiern das zweitälteste christliche Volk gewesen und – im Gegensatz zu den Ägyptern, die insbesondere zur Vermeidung der wesentlich höheren Steuern für Nicht-Muslime zum Islam übergetreten sind - christlich geblieben. So wurden sie im Osmanischen Reich der „Hohen Pforte“ als „nicht(recht)gläubige“ christliche Minderheit durch hohe Steuerlasten bedrückt. Das rief ihr Bestreben nach mehr – möglichst auch staatlicher – Unabhängigkeit hervor. Wegen dieser Bestrebungen wurden sie insbesondere unter dem „roten (= blutigen) Sultan“ Abdülhamid II. 1894-1895 mit 200.000-300.000 Opfern der „Hamidischen Massaker“ der aus ehemaligen Strafgefangenen und Kriminellen gebildeten paramilitärischen Einheit der nur dem Sultan unterstehenden „Hamidiye“ zur „Lösung der armenischen Frage“, 1909 ironischerweise als (angebliche) Unterstützer der Regierung der „Jungtürken“ und zuletzt von den Jungtürken zwischen 1915 bis 1918 staatlich verfolgt. Diese Verfolgung ist durch Berichte der Deutschen Botschaft, dem während des Ersten Weltkriegs in die Türkei abgeordneten deutschen General und türkischen Marschall Liman von Sanders und dem Theologen Johannes Lepsius dokumentiert. Hinzu kommen die Aussagen hoher türkischer Politiker in den Istanbuler Unionistenprozessen von 1919-1921 gegen die Verantwortlichen des Massakers.
Zur Vorgeschichte:

Russland versuchte im Rahmen seiner panslawistischen Expansionspolitik zur Erweiterung der Grenzen des Landes und des eigenen Einflussgebietes und als Schutzmacht aller Slawen, die anatolischen Armenier für die Destabilisierung des Osmanischen Reiches einzusetzen, um so insbesondere Gebiete des Osmanischen Reiches auf dem Balkan mit überwiegend slawischer Bevölkerung unter seinen Einfluss zu bringen und teilweise zu annektieren. Die Auseinandersetzungen wurden nach dem russisch-türkischen Krieg 1877/78 und dem Frieden von San Stefano auf dem Berliner Kongress von 1878 durch Vermittlung Bismarcks als „ehrlicher Makler“ beendet. In dem 1. Sitzungsprotokoll wurde als ein Hauptziel des Berliner Kongresses angegeben, „wirksame Garantien für die Verbesserung des Loses der christlichen Bevölkerung in der Türkei“ zu erarbeiten. Doch die in Artikel 61 der Kongressvereinbarungen vereinbarten Reformen zu Gunsten u.a. der Armenier wurden nicht eingehalten. Eine Gleichstellung von türkischen Muslimen und christlichen und anderen religiösen Minderheiten wurde im Osmanischen Reich bis zur Abschaffung des Sultanats nicht realisiert. Im Gegenteil verschlimmerte sich die Lage der Armenier. Dagegen richteten sich die Unabhängigkeitsbestrebungen der Armenier. Die weiteren Geschehnisse laut Wikipedia (Stichwort: „Völkermord an den Armeniern“):

Nach dem Scheitern der türkischen Offensive gegen Russland im Januar 1915 und dem Beginn von Operationen und Anwerbungen armenischer Kämpfer hinter den türkischen Linien machte die Staatsführung des Osmanischen Reiches die Armenier für die militärischen Probleme in Ostanatolien verantwortlich. Das jungtürkische „Komitee für Einheit und Fortschritt“ (İttihad ve Terakki Cemiyeti) beschloss die Vernichtung der Armenier und reorganisierte dafür die hauptsächlich aus Kurden, freigelassenen Strafgefangenen und Flüchtlingen aus dem Balkan und Kaukasusgebiet bestehenden Banden (Çete) der Spezialeinheit Teşkilat-ı Mahsusa [18]. Die armenischen Soldaten der türkischen Armeen wurden entwaffnet, dann teilweise getötet und teilweise in Arbeitsbataillonen zusammengefasst. Wenig später wurden mehrere dieser Bataillone hingerichtet.[19]
Im April und im Juni 1915 erfolgten Razzien gegen die armenische Elite in Istanbul. Die treibende Kraft dahinter war Innenminister Talaat Pascha, der sich gegen den Widerstand von Kollegen, die internationale Verwicklungen befürchteten, für die Entfernung der Armenier aus der Hauptstadt einsetzte. Nach offizieller Darstellung betrug die Zahl der Verhafteten 2345. 

Die ersten Deportationen geschahen in Anatolien bereits im Februar und April, also vor dem eigentlichen Deportationsdekret Talaat Paschas vom 27. Mai 1915. Sie verfolgten zunächst noch nicht das planmäßige Ziel der Vernichtung. Diese frühen Deportationen aus Adana, Zeytun und Dörtyol führten ins Landesinnere. 

Bis in den Juli des Jahres 1915 hinein wurden die meisten Armenier zunächst in ihren Hauptsiedlungsgebieten an einigen Orten konzentriert, überwiegend in den Hauptstädten der betroffenen Vilayets. Sie wurden entweder gleich dort von türkischen Polizisten und Soldaten oder kurdischen Hilfstruppen ermordet oder auf Befehl von Talaat Pascha ab dem 27. Mai 1915 auf Todesmärsche über unwegsames Gebirge Richtung Aleppo geschickt. Dabei ging es nicht nur um eine Umsiedlung. Max Erwin von Scheubner-Richter, der damalige deutsche Vizekonsul in Erzurum, erklärte dazu Ende Juli 1915 in einem Schreiben an den Botschafter Wangenheim:

Von den Anhaengern letzterer [i.e. der 'schrofferen Richtung'] wird uebrigens unumwunden zugegeben, dass das Endziel ihres Vorgehens gegen die Armenier die gaenzliche Ausrottung derselben in der Tuerkei ist. Nach dem Kriege werden wir „keine Armenier mehr in der Türkei haben“ ist der wörtliche Ausspruch einer maßgebenden Persoenlichkeit. Soweit sich dieses Ziel nicht durch die verschiedenen Massakers erreichen lässt, hofft man, dass Entbehrungen der langen Wanderung bis Mesopotamien und das ungewohnte Klima dort ein Uebriges tun werden. Diese Loesung der Armenierfrage scheint den Anhaengern der schroffen Richtung, zu der fast alle Militär- und Regierungsbeamte gehoeren, eine ideale zu sein. Das tuerkische Volk selbst ist mit dieser Loesung der Armenierfrage keineswegs einverstanden und empfindet schon jetzt schwer die infolge der Vertreibung der Armenier ueber das Land hier hereinbrechenden wirtschaftlichen Not. 

Der später im Bayburt-Verfahren wegen seiner Beteiligung am Völkermord hingerichtete Landrat Nuri sagte später vor Gericht aus, er habe den geheimen Befehl erhalten, keinen Armenier am Leben zu lassen. General Vehip Pascha, Oberkommandierender der 3. Armee erklärte nach dem Krieg vor der sogenannten Mazhar-Kommission:

Die Deportationen der Armenier wurden im völligen Widerspruch zur Menschlichkeit, Zivilisation und behördlichen Ehre durchgeführt. Die Massaker und die Ausrottung der Armenier, der Raub und die Plünderung ihres Eigentums waren das Resultat von Entscheidungen, die vom Zentralkomitee des Komitees für Einheit und Fortschritt ausgingen. 

Die Deportationen wiesen überall dasselbe Grundmuster auf. Maßnahmen zur Wiederansiedlung wurden nicht getroffen, alle Angebote anderer Staaten, den Deportierten während der Märsche oder am Zielort humanitäre Hilfe zu leisten, lehnte Istanbul strikt ab. Die Zentralregierung ergriff harte Maßnahmen gegen Gouverneure und Landräte, die sich den Deportationsbefehlen widersetzten. Die Gouverneure von Ankara, Kastamonu und Yozgat wurden abgesetzt  und die Landräte von Lice, Midyat, Diyarbakir  und Beşiri sowie die Gouverneure von Basra und Müntefak wurden aus diesem Grunde ermordet oder hingerichtet. Militärische Erfordernisse für die Deportation scheiden aus, da der Verdacht auf Zusammenarbeit mit dem Feind sich nicht auf Frauen und Kinder und frontferne Armenier erstrecken konnte. Die Deportation betrafen aber nahezu die gesamte armenische Zivilbevölkerung Anatoliens. Auch waren sie nicht die Folge eines Bürgerkrieges, da es keine zentral orchestrierte landesweite Rebellion der Armenier gab. Allen Beteiligten und Verantwortlichen muss klar gewesen sein, dass die „Delokalisierung“ (Osmanisch tehcîr oder teb'îd, تهجير oder تبعيد ) unter den Bedingungen von 1915/16 einem Todesurteil sehr nahe kommen musste. 

In den schließlich erreichten Lagern im heutigen Syrien starben die Armenier mangels Versorgung durch Auszehrung und Seuchen, sofern sie nicht unterwegs durch Angriffe kurdischer Stämme ums Leben kamen. Nach Darstellung des deutschen Offiziers im Dienste der osmanischen Armee und Augenzeugen der Ereignisse, Rafael de Nogales, wurden die Armenier in den Todeszügen mancherorts von Zivilisten beschützt und versteckt. An anderen Orten musste die Gendarmerie die Kolonne vor Angriffen der Bevölkerung schützen. Augenzeugenberichte über die Geschehnisse bei den inhumanen Deportationen sind beispielsweise in deutschen diplomatischen Aktenstücken erfasst und von Lepsius 1919 und Gust 2005  veröffentlicht worden.

Etwa 1,5 Millionen Armenier sind dem sich von 1915 bis 1918 hinziehenden Völkermord zum Opfer gefallen, der von politisch verantwortlichen Türken der damaligen Zeit – u.a. Großwesir Damad Ferid Pascha - in den „Istanbuler Unionistenprozessen“ von 1919-1921 eingestanden, später aber von Nachfolgeregierungen in „kriegsbedingte Sicherheitsmaßnahmen" ohne Genozidabsicht mit bedauerlicherweise ca. 300.000 Opfern umgedichtet worden ist, eine Version, die trotz vorliegender anderslautender Dokumente (u.a. des Auswärtigen Amtes, des deutschen Generals und türkischen Marschalls Liman von Sanders, der Deportationen von und Massaker an Armeniern so weit ihm möglich zu verhindern suchte, und des Theologen Johannes Lepsius) von national-konservativen Kreisen und auch von der jetzigen türkischen Regierung mit teilweise politischen Pressionen gegenüber europäischen Regierungen krampfhaft aufrechterhalten wird.
Grund für die Umdichtung ist die sich andernfalls ergebende Notwendigkeit, mit einigen jungtürkischen Mitgründern der modernen Türkei kritisch umzugehen. Das Nationalbewusstsein der Türken erträgt es aber nicht, die Weste der Gründungsväter mit einem Völkermord befleckt zu sehen!

Aufgrund der angesprochenen ausgezeichneten Dokumentenlage konnte der Genozid an den Armeniern einwandfrei belegt und der nachfolgend in Auszügen widergegebene, äußerst lesenswerte, sehr umfang und detailreiche Aufsatz 
Christian Schmidt-Häuer: »Wer am Leben blieb, wurde nackt gelassen« (Auszüge aus einem Aufsatz in DIE ZEIT 23.03.05) 
http://www.zeit.de/2005/13/Armenier
verfasst werden.

Der Autor macht einleitend auf die immer noch bestehenden politischen Reflexe der Türken aufmerksam und verweist darauf, dass selbst als die CDU/CSU-Fraktion mit der Drucksache 15 vom 22. Februar 2005 beantragte hatte, der Bundestag möge zum 90. Jahrestag der armenischen Opfer der "staatlichen Gewalt" - der in diesem Zusammenhang auf Türken als Reizwort wirkende Begriff "Völkermord" wurde bewusst vermieden - gedenken und dabei auch die zweifelhafte Rolle des Deutschen Reiches bedauern, ferner solle darauf hingewirkt werden, dass sich die Türkei mit ihrer Rolle gegenüber dem armenischen Volk vorbehaltlos auseinandersetze, da konterte der türkische Botschafter Irtemçelik mit drohendem Unterton: "Wir möchten nicht hoffen, dass unsere Freunde in den Unionsparteien durch die plumpe Verleumdung der türkischen Geschichte beabsichtigen, insbesondere unsere hier lebenden Bürger zu beleidigen." 
Dass der türkische Botschafter eine solche versteckte Drohung in unserem Land öffentlich auszusprechen wagt, um Druck auf unsere von uns frei gewählten Volksvertreter auszuüben, ist wieder einmal ein Beispiel dafür, was ich als nicht kompatibel an der von Amnesie geprägten Macho-Kultur oder Großmannssucht der türkischen Regierung mit unserer Kultur ansehe. Man muss den Mut haben, sich auch zu den Kulturbrüchen in der Geschichte seines Volkes zu bekennen! Man kann vermutlich nicht einmal einen Staat, bestimmt aber keine Staatengemeinschaft auf Geschichts- und damit Lebenslügen aufbauen! Wie wir Deutschen uns zu dem Völkermord an den europäischen Juden bekennen mussten und müssen, die ohne die Schuld der jetzt lebenden Deutschen im deutschen Namen begangen wurden, so muss die Türkei sich zu dem zuvor von ihrem Land begangenen Völkermord bekennen. Weil sie dazu nicht bereit ist, gehörte die Türkei selbst dann, wenn sie ein europäischer Staat wäre, wegen ihrer »Ferne« zu unseren kulturellen Werten nicht in die sich mitteleuropäischen Werten verpflichtet fühlende EU. 

Und selbst wenn die Türkei zur Anerkennung ihrer historischen Schuld bereit wäre, gehörte die asiatische Türkei immer noch nicht zu Europa, denn sie ist, wie in dieser Ausarbeitung hinlänglich nachgewiesen wurde, kein europäischer, sondern ein asiatischer Staat mit asiatischer Geschichte und asiatischen Kulturtraditionen – und kann daher aus keinem Grund Mitglied der Europäischen Union werden, wenn die nicht bereit ist, unter Vernachlässigung der geographischen Fakten ihr kulturelles, geschichtliches und politisches Selbstverständnis auf den Müllhaufen der Geschichte zu werfen.
Ich als europäischer Bürger und Historiker bin dazu nicht bereit!
Ich kann das politisch nur kurzfristig tragfähige Kalkül ein wenig nachvollziehen, dass die asiatische Türkei (bisher) auf ihrer Geschichtslüge besteht, keinen Völkermord an den im Osmanischen Reich ansässig gewesenen Armeniern begangen zu haben, denn nach der hier vertretenen Position hat sie, da Europa nicht(!) zugehörig, mit oder ohne Bekenntnis zu dem von ihr begangenen Völkermord keinen ihr zustehenden Platz in der Europäischen Union, die eben keine UNO oder ein anderes außereuropäisches supranationales Bündnis ist! Warum sollte sie sich dann zu der schmerzlichen Wahrheit des begangenen Völkermordes bekennen, wenn ihr das keinen politischen Vorteil hinsichtlich der von ihr angestrebten Mitgliedschaft in der EU einbringt?

Natürlich gibt es über dieses politische Ziel der angestrebten EU-Mitgliedschaft hinaus gewichtige (u.a. massenpsychologische) Gründe der Katharsis, sich endlich der historischen Wahrheit des Kulturbruchs zu stellen, sie anzuerkennen und sich schamvoll über die Untaten der politischen und militärischen Führer vorangegangener Generationen des eigenen Volkes zu dieser Wahrheit zu bekennen. Aber das ist ein innertürkisches Problem, in das wir uns als Europäer nicht einzumischen haben. Solch ein gravierendes gesellschaftliches Problem muss jede Nation für sich selbst aufarbeitend lösen. Wir Deutsche können als Hilfestellung nur darauf  hinweisen, dass Deutschland seine international wieder anerkannte Stellung nicht hätte wiedererringen können, wenn wir als offizielle Regierungspolitik den in deutschem Namen begangenen Völkermord an den Juden Europas in Zweifel gezogen oder gar geleugnet hätten; was schon wegen der bedingungslosen Kapitulation des Deutschen Reiches und der Nürnberger Prozesse auch gar nicht gegangen wäre. 
So gravierend ist die Türkei von der Völkergemeinschaft für die Untaten der politischen und militärischen Elite einiger Generationen ja nicht zur Verantwortung gezogen worden.

Und bei der von vielen europäischen Parlamenten seit langem angemahnten Aufarbeitung des Völkermordes an den Armeniern ergäben sich auch Momente des Stolzes auf »wahres Türkentum«, wie wir ihn empfinden (sollten), wenn wir an den innerdeutschen Widerstand gegen Hitler denken, seiner gedenken. So könnte es »die Türken« mit Stolz erfüllen, dass so sehr viele muslimische Türken ihre christlich-armenischen Nachbarn vor den türkischen Truppen versteckt hatten, dass sich der osmanische General Mahmud Kâmil zu dem Erlass eines Dekrets gezwungen sah, demzufolge „jeder Muslim, der einen Armenier verberge, vor seinem Haus aufgehängt werde“ (DIE ZEIT 23.03.05). Ein weiterer Grund des Stolzes, der im Vergleich dazu die jetzige politische Führung des Landes und ihre Vorgängerregierungen erbärmlich aussehen lässt, würde sein, dass am 3. März 1919 „Sultan Mohammed IV. auf englischen und französischen Druck hin den ersten Strafgerichtshof der Geschichte für die Aburteilung von »Verbrechen gegen die Menschlichkeit« als Militärtribunal einsetzte. Doch im Gegensatz zu den Nürnberger Prozessen der Siegermächte entschieden türkische Richter nach osmanischem Recht. 
Das Gericht stellte fest, dass weder militärische Zwänge noch Disziplinarmaßnahmen die Vertreibung diktiert hätten. Auch Ankaras heutige Schutzbehauptung, dass die Archive der damaligen Regierung keinerlei Pläne oder Befehle zur Vernichtung der Armenier enthalten und dass den osmanischen Beamten sogar Anweisungen zum Schutze der Umsiedler gegeben wurden, entkräftete das Tribunal schon 1919. Es wies nach, dass der Organisator der Deportationen, Innenminister Talaat Pascha, zur Geheimhaltung der Verantwortung eine Art doppelte Buchführung betrieb: In offiziellen Instruktionen an die Provinzialbehörden bestand er auf »Maßregeln zur Beschützung und Beköstigung« der »Auswanderer« und »strengen Bestrafung« von »Räubereien«. Die entscheidenden (Vernichtungs-)Befehle jedoch ließ er von Sondergesandten überbringen. In einem der von der Anklage als Beweismittel vorlegten Befehle hieß es: »Verschicken, das heißt im Sinne von vernichten.« 
In den drei Istanbuler Verfahren wurden wegen der am Ende der Verfahren gerichtsfest festgestellten Massenmorde 17 Todesurteile verhängt, allerdings  nur drei von ihnen vollstreckt, weil die anderen zum Tode Verurteilten (zum Teil nach Deutschland) geflüchtet sind. Die in Abwesenheit zum Tode verurteilten jungtürkischen Führer mit Innenminister Talaat und Kriegsminister Enver an der Spitze waren bereits Anfang November 1918 an Bord eines deutschen Schiffes geflohen. … Die »Ausrottung« (wie es das Istanbuler Tribunal formuliert hatte) der Armenier war also eine ethnische Säuberung, um einen modernen türkischen Nationalstaat zu verwirklichen. … Was die heutige Generation in der Türkei allerdings nicht weiß: Am 24. April 1923, einen Tag nach Einführung des Parlaments der neuen türkischen Republik, verurteilte Kemal die Vernichtung der Armenier als Schandtat – wenngleich bereits als »Schandtat der Vergangenheit« … Wenig später übernahmen einige Mittäter und Profiteuere der Deportationen wichtige Funktionen in seiner [Kemal Atatürks; der Verf.] Nationalbewegung und der Regierung. … Diese und andere Beispiele [namentlich genannter Minister; der Verf.] zeigen, warum vor allem die Militärs als Wahrer des Kemalismus und Garanten der modernen Türkei eine Vergangenheitsbewältigung stets vehement abgelehnt haben."

Die Hingerichteten gelten heute als Helden. 

Das damalige Europa war bemüht, Ankara einzubinden, um die aufkommende Sowjetmacht zu kontrollieren. Gut zwei Jahrzehnte später machte der Kalte Krieg die Türkei als Nato-Partner (seit 1952) noch unentbehrlicher. … 
Schmidt-Häuer weist auf die Beteiligung Deutschlands an dem Völkermord hin, die den Deutschen Bundestag zu seiner den Völkermord "bedauernden" Entschließung veranlassen sollte, indem er zusammenfasst: "Kein anderes Land ist in das Schicksal der Armenier so verstrickt gewesen wie Deutschland. Hunderte seiner Offiziere hatten den operativen Oberbefehl über die Armee des türkischen Kriegsverbündeten. Einige Generäle mischten bei der Planung und Durchführung der Deportationen mit, alle waren Zeugen. Über das Netzwerk ihrer Konsulate war die Reichsregierung bis in die hintersten anatolischen Dörfer über alle Stationen der Todesmärsche und Massaker informiert. Die deutschen Konsuln überfluteten die Botschaft in Konstantinopel, das Auswärtige Amt und das Kanzleramt in Berlin mit verzweifelten Appellen, den Mordtaten des Verbündeten entgegenzutreten. Unter eine Vorlage des Botschafters Paul Graf Wolff-Metternich schrieb Reichskanzler Theobald von Bethmann-Hollweg: »Unser einziges Ziel ist, die Türkei bis zum Ende des Krieges an unserer Seite zu halten, ob darüber Armenier zugrunde gehen oder nicht.« … So hat auch die deutsche Passivität dazu beigetragen, dass die Türkei die Opfer bis heute in die Ecke drängen kann: Die Nachfahren der Überlebenden müssen nicht nur die Last der Leidensgeschichte, sondern auch die Last der Leugnung tragen. Sie sollen noch immer den Nachweis für einen Völkermord erbringen, den alle ernst zu nehmenden Historiker längst dokumentiert haben.“ (DIE ZEIT 23.03.05).
Schlussfolgerung als Schlussbetrachtung

„Der Worte sind genug gewechselt!“ Insbesondere durch den zuletzt angeführten faktenreichen Beitrag über die „Armenier-Frage“ müsste klar geworden sein, was für ein schwieriger Partner die Türkei in der EU werden würde. Dabei würde sie nicht das Faktum des von ihr begangenen Massenmordes an den Armeniern für eine Mitgliedschaft disqualifizieren: Die Türkei verweist zu Recht darauf, dass durch einige EU-Mitgliedsstaaten ebenfalls grauenhafte Massenmorde begangen worden sind: den Briten in den Burenkriegen, den Deutschen mit dem Ausrottungsprogramm gegen die Juden Europas, den Franzosen in Algerien. Die EU ist also kein Klub der durchgängig politisch Makellosen und Integren. Das verlangt ja auch niemand von der Türkei. Von ihr wird aber verlangt, dass sie sich ihrer historischen Verantwortung bekennt und ihrer historischen Schuld stellt – ein schmerzhafter Prozess, wie insbesondere wir Deutschen wissen!
Die Argumente »Für und wider eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU« müssten durch das vorgelegte verarbeitete Material hinreichend deutlich geworden sein. Nun kann sich jeder seine von ihm in dieser Angelegenheit zu beziehende Position nachvollziehend erarbeiten. 

Leider kann aber ein wahlberechtigter Bundesbürger als der in politischen Einzelfragen entmachtete (und darum in dieser Beziehung bloß angebliche) Souverän, von dem in unserer Demokratie laut Artikel 20 Absatz 2 Satz 1 Grundgesetz alle politische Macht auszugehen hat, seine Meinung zu dieser nicht nur für Deutschland, sondern für Europa insgesamt existenziellen Frage - im Gegensatz zu in politischen Einzelfragen grundlegender Bedeutung nicht kastrierten EU-Wahlbürgern in zahlreichen anderen EU-Staaten und insbesondere in der Schweiz mit ihrem System der Volksbefragung - leider nicht in einer Volksabstimmung zum Ausdruck bringen. Dem deutschen Wahlbürger bleibt nur - abgesehen von der Möglichkeit, anlässlich von bei den Bundesbürgern ausweislich der geringeren Wahlbeteiligung mehrheitlich als nicht so entscheidend angesehenen Wahlen zum Europäischen Parlament –, seine Meinung durch gezielte Stimmabgabe bei Wahlen für das nationale Parlament, den Deutschen Bundestag, und dort leider nur andeutungsweise, kund zu tun;  nur andeutungsweise deswegen, weil bei einer Bundestagswahl die Entscheidung für (oder indirekt gegen) eine sich zur Wahl stellende Partei oder Parteienkonstellation meist von anderen Kriterien zumindest mitbestimmt oder sogar überlagert wird. Zu politischen Einzelfragen jedoch, gleich welcher weitreichenden Tragweite auch immer, wird der (angebliche) Souverän nicht gehört! Da verhält sich unser Parlament bisher ausgesprochen autistisch: „Wo kämen wir hin, wenn »Dumm« mitbestimmen oder gar gegen den Willen der aktuellen Parlamentsmehrheit die Entscheidung treffen dürfte!“ 

Der deutsche Wahlbürger steht selbst in gewichtigen Einzelfragen weitreichender oder gar weitreichendster Tragweite unter Kuratel seiner Parlamentarier. Unsere Vorfahren haben zwar seit der Zeit der Weimarer Verfassung eine beträchtliche Besserstellung gegenüber früheren obrigkeitlichen politischen Zuständen in Deutschland vor einigen Jahrhunderten in langwierigen Kämpfen erreicht. So hatte z.B. der frühere Hamburger Bürgermeister Diederich vam Holte (ab 1595 n.Chr.) - und auch noch andere und spätere Politikern -, ihr obrigkeitliches Denken in die Worte gefasst:

"Wenn schon eine Obrigkeit gottlos, tyrannisch und geizig ist, so gehört es sich dennoch von den Untertanen nicht, dass sie sich dagegen auflehnen. Sie sollen das vielmehr als eine Strafe des Allmächtigen erkennen, die die Untertanen mit ihrer Sünde verwirkt haben."

Heutzutage lässt es sich in Hamburg aber nicht mehr so bequem regieren!

Und 1778 hatte der Rat der Stadt Rothenburg analog der entsprechenden Regelungen in anderen Gemeinwesen verboten, in den Gasthäusern und auf den öffentlichen Plätzen über Angelegenheiten des Gemeinwesens zu diskutieren, 

"... wie es überhaupt und zu allen Zeiten unanständig und unzulässig ist, wenn Privat=Personen über Staats=Geschäfte und Begebenheiten freye, übereilte, unzeitige, auch zuweilen partheyische Urtheile zu fällen sich herausnehmen."

Und der preußische Minister des Inneren hatte 1838 auf Beschwerden anlässlich der Entlassung der „Göttinger Sieben“ wegen ihres Professoren-Protestes gegen die Aufhebung der Verfassung des Königreichs Hannover aus ähnlich obrigkeitlichem Geist heraus geantwortet:

„Es ziemt dem Untertanen, seinem König und Landesherren schuldigen Gehorsam zu leisten und sich bei der Befolgung der an ihn ergehenden Befehle mit der Verantwortlichkeit zu beruhigen, welche die von Gott eingesetzte Obrigkeit dafür übernimmt; aber es ziemt dem Untertanen nicht, die Handlungen des Staatsoberhauptes an den Maßstab seiner beschränkten Einsicht anzulegen und sich in dünkelhaftem Übermute ein öffentliches Urteil über die Rechtmäßigkeit derselben anzumas​sen.“

Dieser (Un-)Geist ist zum Glück Geschichte. Aber wegen seiner Relikte stehen die Bundesbürger auf Grund der Erfahrungen der in der NS-Diktatur kulminierenden Weimarer Republik in politischen Grundsatzfragen durch verfassungsrechtliche Beschränkungen immer noch unter Kuratel ihrer Parlamentarier. Ein sich in Volksabstimmungen ausdrückendes verantwortliches eigenständiges Urteil wird ihnen bisher nicht zugetraut; es wird auf jeden Fall verfassungsrechtlich nicht zugelassen.

Trotzdem wird die Einstellung der EU-Bürger erforscht: aber nur durch – rechtlich und politisch unverbindliche – Meinungsumfragen: halbjährlich werden rund 27.000 Bürger in den EU-Staaten befragt. Die Ergebnisse werden in einem "Eurobarometer" publiziert. Und dabei kommt für die fanatischen Beitrittsbejaher Erhellendes heraus: Am 18.07.05 meldete der DLF, dass eine zwischen Mai und Juni 05 im Auftrag der EU-Kommission vorgenommene europaweite Befragung von 23.328 repräsentativ ausgewählten EU-Bürgern ergeben habe, dass sich rund zwei Drittel der Bevölkerung der EU gegen(!) eine (Voll-?)Mitgliedschaft der Türkei in der EU ausgesprochen haben! Nur 35 % der Befragten haben sich für einen Beitritt der Türkei zur EU ausgesprochen. Dessen ungeachtet begannen die Beitrittsverhandlungen zum festgesetzten Stichtag. Doch nicht „jedem Anfang wohnt ein Zauber inne, der uns beschützt und der und hilft zu leben“! Das Ende Dezember 06 erstellte "Eurobarometer" brachte ein Jahr später das Ergebnis, dass europaweit nur noch 28(!) % den EU-Beitritt der Türkei wollen; von den Deutschen waren es bloße 16 % (DIE WELT 20.12.06)!!!.
Aber das muss ja einen Politiker nach einer Wahl nicht kümmern, da vertraut er bis zur nächsten Wahl zum Europaparlament auf das Kurzzeitgedächtnis der Wähler. 

Allerdings formierte sich unter den EU-Bürgern inzwischen ein solches Unbehagen über die fehlende (Mit-) Entscheidungsmöglichkeit in grundsätzlichen Fragen, dass seit Mai 2006 in einigen Ländern der EU über eine Möglichkeit der Partizipation oder gar Entscheidung des Souveräns in Erweiterungsfragen ernsthaft nachge​dacht wird.
Die Bundestagswahl 2005 hätte von der Auseinandersetzung um die anstehende Mitgliedschaft der asiatischen Türkei in der Europäischen Union geprägt sein könnte – und sollen(!) –, da es in der Bundesrepublik Deutschland mit ihrem System der repräsentativen Demokratie durch gewählte Volksvertreter ohne die Möglichkeit eines Volksentscheides für den Wahlbürger keine andere Möglichkeit gibt, zu diesem Pro​blemkreis Position zu beziehen, Flagge zu zeigen und Druck auszuüben.

Wer, wie ich, als nicht durch eine Mitgliedschaft an eine Partei gebundener Bürger der Meinung ist, dass es gemessen an der nicht nur das Gesicht, sondern auch die Seele Europas und seine Zukunft betreffenden Frage »EU-Mitgliedschaft der Türkei: Ja oder nein?« relativ unwichtig ist, in welcher Form z.B. die Finanzierung unserer Krankheitskostenabsicherung geregelt werden sollte, ob über Kopfpauschale, Bürgerversicherung oder ein Mischmodell, der weiß, welche Partei er bei den nächsten Wahlen zum Europa-Parlament und zum Deutschen Bundestag aus dem übergeordneten Gesichtspunkt der Zukunft Europas zu wählen hat!  

Da ein bisschen politischer Druck vor einer Wahl nicht nur nicht schadet, sondern sogar ausgesprochen sachdienlich ist, um Abgeordnete zu veranlassen, über die politische Einstellung ihrer Wähler und deren Erwartungen an die von den Parteien vertretene Politik nachzudenken und sie in ihre Überlegungen mit einzubeziehen, hier zur zeitökonomischen Kundgabe Ihrer Einstellung und für die 74 % der Deutschen, die - wie ich - laut der amtlichen EU-Nachricht Nr. 31 vom 08.09.05 eine EU-Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU ablehnen, eine dieses Vorhaben erleichternde Handreichung:

Rufen Sie sich zunächst am besten auf Ihrem Bildschirm ein freies Word-Dokument auf, in das Sie den für die Betreff-Zeile Ihrer E-Mail gedachten Satz

Verhandlungen über eine Vollmitgliedschaft der Türkei in der EU 

Schreiben oder von hier kopieren. In ein weiteres leeres Word-Dokument kopieren Sie den nachfolgenden - oder noch besser: einen von Ihnen individuell gestalteten ähnlichen - Text, den Sie um Ihren Namen ergänzen:

Sehr geehrtes Mitglied des Europäischen Parlamentes


Damit Sie bei der Nachbereitung des Wahlergebnisses nicht auf Vermutungen angewiesen sind, schreibe ich Ihnen vor der aktuell anstehenden Wahl, um Ihnen mitzuteilen, dass ich zu den 74 % der Deutschen gehöre, die laut der amtlichen EU-Nachrichten Nr. 31 vom 08.09.05 und weiterer, später erfolgter Umfrageergebnisse GEGEN einen EU-Beitritt der Türkei sind!

Will man als überzeugter Europäer und in Sorge um unsere Zukunft den europäischen Staatenbund zu einem »Global-player« in der Weltpolitik weiter ausgebaut wissen, um so die Zukunft der Bevölkerung in den Ländern Europas zu sichern, geht das nur, wenn Europa zusammenwächst. Unbedingte Voraussetzung dafür ist nach sozio-psychologischen Erkenntnissen, dass bei einem solchen Prozess die Identität der Mitglieder gewahrt bleiben muss. Das bedeutet für Europa, dass es – in welcher politischen Form des weiteren politischen Zusammenschlusses europäischer Länder auch immer - nicht durch eine Überdehnung der Erweiterung zu einer reinen Freihandelszone ohne sonstigen politischen Zusammenhalt verkommen darf: Es gibt eine ausreichende Anzahl an Beispielen dafür, dass ein realisierter politischer Zusammenschluss zerfallen oder ein geplanter letztlich gar nicht erst zustande gekommen ist, wenn diese Grundvoraussetzung einer annähernd gleichen Identität der Völker als Grundlage jedes Zusammenlebens nicht ausreichend beachtet wurde.

Da Ihre Partei die politische Linie vertritt und zielbewusst darauf hinarbeitet, gegen den Mehrheitswillen nicht nur der deutschen, sondern auch der gesamten europäischen Bevölkerung der asiatischen(!) Türkei eine Vollmitgliedschaft in der Europäischen(!) Union zu ermöglichen, sehe ich in Verfolgung meines primären politischen Ziel der Verhinderung einer nach meiner festen Überzeugung für Europas Identität als Grundlage der EU gefährlichen Entwicklung - trotz Übereinstimmung in einigen mir allerdings nicht ganz so wichtigen Sachfragen - keine Möglichkeit, dieses Mal Ihre Partei zu wählen. 

Das wird auch bei weiteren Wahlen solange so bleiben, bis Sie Ihre nach meiner Überzeugung für nicht nur Deutschland, sondern ganz Europa schädliche Politik in der Frage einer EU-Mitgliedschaft der Türkei überdacht und geändert haben werden!  

„Marokko ist kein europäisches Land!“ Mit dieser Begründung war das Beitrittsgesuch des ebenfalls mit der EU assoziierten nordafrikanischen Landes 1997 zu Recht abgelehnt worden. Dieses Argument muss weiterhin ausnahmslos gegenüber jedem außereuropäischen Land gelten, sollte es in die Europäische Union drängen. 

Damit gilt es auch gegenüber der (trotz eines 3-prozentigen europäischen Gebietsrestes aus früheren Eroberungen) asiatischen Türkei. Die Türkei ist kein europäisches Land, ist es auch nie gewesen: Weder das geographische, noch das historische oder geistig-kulturelle Europa reichte je bis an die Grenze des Irans! 
Das aber wäre die Konsequenz der verfehlten Politik Ihrer Partei, die ich ablehne. 

Hinzu kommt, dass nach einem Feature im Deutschlandfunk Anfang des Jahres 2005(?) schon einige vorderasiatische Länder, wie z.B. Syrien, dabei sein sollen, mit der Türkei Meistbegünstigungsabkommen auszuhandeln und abzuschließen, um so – nach der ganz klar verbalisierten Hoffnung vorderasiatischer Politiker - auf dem Umweg über die Türkei als trojanisches Pferd letztlich ebenfalls in die EU zu gelangen. Dieser Prozess muss von Anfang an gestoppt werden, wie es ehrlicherweise der Fall gegenüber der Türkei hätte sein müssen, aber wegen des politischen Drucks aus den USA aus politischer Feigheit heraus unterblieben ist, damit die Türkei nicht durch Zeitablauf – zu Unrecht – ein Aufnahmerecht beanspruchen zu können glaubt und wie es vom türkischen Ministerpräsidenten Erdogan in unangenehm auftrumpfender Großmannssucht eingefordert wird.

Mit freundlichen Grüßen 

................................................

Wenn Sie diese beiden Texte auf Ihrem Bildschirm markieren, stehen sie bereit, jederzeit über die Task-Leiste zum Kopieren aufgerufen zu werden, um sie beim Bearbeiten des nunmehr hochzuladenden E-Mail-Formulars in die entsprechenden Felder einsetzen zu können.

Nach Kopieren der beiden Texte in sowohl die Betreff-Zeile wie das Textfeld fehlt »nur« noch die E-Mail-Adresse des Europaabgeordneten.

Nicht alle E-Mail-Nutzer kennen den Unterschied zwischen „Kopie“ und „Blindkopie“ oder „Copy“/„Cc“ (Carbon-Copy) und Bcc (blind Carbon-Copy), oder wie entsprechende Bezeichnungen heißen mögen. Darum sei sicherheitshalber zunächst kurz der nachfolgende Hinweis dazwischengefügt: Wenn Sie außer dem in der „An“-Zeile einzusetzenden (ersten) A​dressaten weitere E-Mail-Adressen (durch Komma oder Semikolon getrennt) in der Zeile „Kopie“ eintragen, weiß jeder E-Mail-Empfänger, wer – außer ihm – diese ihm vorliegende Mail erhalten hat. Werden hingegen E-Mail-Adressen in die Zeile „Blindkopie“ eingetragen, erhält jeder Empfänger Ihrer Mail diese Mail so zugeschickt, dass er denken muss, er sei der alleinige Empfänger einer an ihn ganz persönlich gerichteten Mail. Auf diesem Wissen beruht das weitere Vorgehen!

Ich habe in mühsamer Arbeit die E-Mail-Adressen aller Bundestags- und aller deutschen EP-Abgeordneten zusammengestellt. In dem vorliegenden Zusammenhang sind nur die E-Mail-Adressen der von der SPD und den Grünen ins Europa-Parlament entsandten Abgeordneten und der Bundestagsabgeordneten dieser Parteien von Interesse. Da die nächste bedeutende Wahl vermutlich die Wahl zum Europaparlament ist, beschränke ich mich auf das Anfügen der E-Mail-Adressen der deutschen Abgeordneten von der SPD und den Grünen im EP.

Diese Adressen sind so in Blöcken zusammengefasst, dass so ein Block in Schrift Verdana Schriftgröße 6 in die Zeile Blindkopie reinpasst. Darum kopieren Sie den folgenden Block

europabuero.hessen-sued@spd.de , ruesselsheim@ceyhun.de , egebhardt@europarl.eu.int , info@glante.de , wgoerlach@europarl.eu.int , lgroener@europarl.eu.int , khaensch@europarl.eu.int , mhoff@europarl.eu.int , joens@is-bremen.de , kjunker@europarl.eu.int , mkessler@europarl.eu.int , hkindermann@europarl.eu.int , ckrehl@europarl.eu.int , wkreissl@europarl.eu.int , kuhne.mdep@t-online.de , blange@europarl.eu.int , europa-buero@joleinen.de , rolf.linkohr@t-online.de , emann@europarl.eu.int , europabuero-rheinhessen@t-online.de , willi@piecyk.de , crandzio@europarl.eu.int , brapkay@europarl.eu.int , mrothe@europarl.eu.int , willi.rothley@t-online.de , sakellariou@t-online.de , buero@euroschmid.de , maschulz@europarl.eu.int , ustockmann@europarl.eu.int , ralf.walter.mdep@t-online.de , bweiler@europarl.eu.int
und setzen ihn dort in die Zeile Blindkopie / Bcc ein. Die erste oder letzte Adresse – das ist völlig unerheblich – schneiden sie aus diesem in die Zeile Blindkopie / Bcc eingefügten Block heraus und setzen sie in die „An“-Zeile Ihrer E-Mail. So hat Ihre E-Mail (zunächst) einen Adressaten und diverse andere, an die Ihre Mail als Blindkopie geschickt wird, so dass jeder Abgeordnete glauben muss, er sei von Ihnen ganz persönlich und nicht in einem „Rundbrief“ angeschrieben worden. Das lässt ihn Ihre Mail nicht so schnell wegklicken wie offensichtliche Spam-Mail!

Entsprechend verfahren Sie mit den E-Mail-Adressen der wenigen deutschen Grünen: 

hbreyer@europarl.eu.int , dcohnbendit@europarl.eu.int , fgraefe@europarl.eu.int , hruehle@europarl.eu.int , berlin@ilka.org , eschroedter@europarl.eu.int
So haben Sie mit ein paar auf zwei E-Mail-Formulare verteilten Klicks alle in dieser Sache uneinsichtig widerspenstigen Abgeordneten erreicht und können ihnen durch Ihre Abmahnung ein wenig »Feuer unter dem Hintern« machen.

Erhalten die Abgeordneten von vielen Leuten solche Mails, werden sie  im eigenen Überlebensinteresse umdenken müssen, denn Abgeordnete hängen an ihrem Job, insbesondere an dem so gut bezahlten im Europa-Parlament!

Anhang

Zur Biographie des Autors:

Hans-Uwe Scharnweber, Jahrgang 1941, ist Historiker, als Studienrat Fachlehrer für Politik und nach einem Zweitstudium Volljurist. In einigen seiner insbesondere politisch-historisch-juristischen Publikationen hat er sich aus dieser fachübergreifenden Zusammenschau heraus mit dem Islam, dem Zusammentreffen von Islam und Christentum in Afrika und dem islamischen Fundamentalismus beschäftigt, u.a. in: 

„Islamischer Fundamentalismus und Scharia – Vorwärts ins 7. Jahrhundert!?“, 32001

Diese und weitere Publikationen sind im 

www.Toro-Verlag.de
erschienen. 

Eine eventuelle Verbindungsaufnahme zu mir ist möglich über meine E-Mail-Adresse, die aus meinen verbundenen Vor- und dem Nachnamen nach dem Muster gebildet ist: 
Vorname-Vorname.Nachname@gmx.de 







� Der Titel musste so sperrig lang sein, damit möglichst viele Suchmaschinen diese ins Internet gestellte mehr als 200-seitige Ausarbeitung finden, wenn als Suchbegriff entweder „EU-Beitritt Türkei“ oder „EU-Erweiterung“ eingegeben wird.


Zu finden ist eine ältere Version dieser Ausarbeitung auch über einen Link bei www.wikipedia.de, Stichwort: Beitrittsverhandlungen mit der Türkei


� Europarat-Mitgliedsland (Beitrittsjahr): Albanien (1995), Andorra (1994), Armenien (2001), Aserbeidschan (2001) Belgien (1949), Bosnien u. Herzegowina (2002), Bulgarien (1992), Dänemark (1949), Deutschland (1950), Estland (1993), Finnland (1989), Frankreich (1949), Georgien (1999), Griechenland (1949), Irland (1949), Island (1950), Italien (1949), Kroatien (1996), Lettland (1995), Lichtenstein (1978), Litauen (1993), Luxemburg (1949), Malta (1965), Mazedonien (1995), Moldawien (1995), Niederlande (1949), Norwegen (1949), Österreich (1956), Polen (1991), Portugal (1976), Rumänien (1993), Russische Föderation (1996), San Marino (1988), Schweden (1949), Schweiz (1963), Serbien und Montenegro (2003), Slowakei (1993), Slowenien (1993), Spanien (1977), Tschechien (1993), Türkei (1949), Ukraine (1995), Ungarn (1990), Vereinigtes Königreich von Großbritannien (1949), Zypern (1961).


� Weil die deutschen Könige als Kaiser und Nachfolger der römischen Herrscher das Weiterleben des Römischen Reiches und seiner Reichsidee symbolisierten und garantierten und damit den vom Propheten Daniel für das Ende des vierten (und von dem Menschen damals so gezählten) Römischen Imperiums garantierten, sahen sie sich vorrangig nicht als deutsche, sondern als europäische Herrscher und beanspruchten daher eine Vorrangstellung vor allen anderen europäischen Herrschern, was ihnen zunächst auch zugestanden worden ist: wer wollte schon in absehbarer Zeit in den Weltuntergang schliddern?!


� Kant begründete zwar eine nicht im Religiösen gegründete Moral, kann aber gleichwohl »der Religion« nicht ablehnend gegenüber gestanden haben, denn er äußerte sich über die Aussage im 23. Psalm, mit der der Psalmist sein Vertrauen auf Gott als den guten Hirten zum Ausdruck bringt: Er habe schon viele gute Bücher vieler kluger Leute gelesen, aber er kenne nichts Besseres als die aus den vier Wörtern bestehende danksagende Lobpreisung des Psalmisten  (Der Herr ist mein Hirte. ... Und ob ich schon wanderte im finstern Tal, fürchte ich kein Unglück; denn ) „... du bist bei mir“.


� Obwohl die türkische Republik seit ihrer Gründung vorgibt, ein säkularer Staat zu sein, ist es dort nie zu einer echten Trennung zwischen Staat und muslimischer Religion gekommen: Das Religionsministerium ordnet an, was die Immame des Landes sagen dürfen.


� Seibt, F.: Die Begründung Europas – Ein Zwischenbericht über die letzten tausend Jahre, 2004, S. 17 ff


� Bei Online-Verwendung als Word-Dokument muss zunächst die Strg-Taste gedrückt werden, bevor der Link angeklickt wird, damit der Text aus dem Internet geladen wird und auf dem Bildschirm erscheint.


� 1984 war die als Beraterin für � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/T%C3%BCrken" \o "Türken" �türkische� und � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Kurden" \o "Kurden" �kurdische� Migrantinnen, die sich vor häuslicher Gewalt schützen wollten,  in dem � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Berlin-Kreuzberg" \o "Berlin-Kreuzberg" �Kreuzberger� Frauenladen TIO (Treff- und Informationsort für Frauen aus der Türkei) tätige Ates bei einem Überfall eines Türken auf diese Beratungsstätte, der dort eine Frau erschoss, durch einen Schuss selber lebensgefährlich verletzt worden. August 2006 gab die gegen den von türkischen Männern ausgeübten Kopftuchzwang, gegen Zwangsheiraten und Ehrenmorde kämpfende, hauptsächlich auf dem Gebiet des Familienrechts insbesondere von Türkinnen arbeitende Rechtsanwältin Ates, nachdem sie im Juni 06 von einem kurz zuvor geschiedenen Ehemann einer Mandantin zusammengeschlagen worden war, wegen der ständigen Beleidigungen und Bedrohungen, auch ihrer Tochter, durch insbesondere männliche Verwandte ihrer türkischen Mandantinnen nicht nur ihre Praxis auf, sondern auch ihre Zulassung als Rechtsanwältin an die zuständige Rechtsanwaltskammer zurück. Weil sie aber daraufhin Zuspruch und das Angebot erhielt, in einer Anwaltssozietät mitzuarbeiten, und ihr notfalls Polizeischutz für die Gänge zu Gerichten zugesichert wurde, wollte sie sich dann doch wieder erneut als Rechtsanwältin zulassen.


� So auch Latifa Zoubir: „Der Analverkehr tritt verstärkt an die Stelle des Geschlechtsverkehrs, um so die »Jungfräulichkeit« zu bewahren.“


� Nach der in Wikipedia wiedergegebenen Meinung des Göttinger Islam-Wissenschaftlers [Schlagwort:]„Bassam Tibi“ werde nach seiner Beobachtung die mit fast Zwei-Drittel-Mehrheit „… im türkischen Parlament vertretene Partei von Ministerpräsident � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Recep_Tayyip_Erdo%C4%9Fan" \o "Recep Tayyip Erdoğan" �Recep Tayyip Erdoğan� von ihren führenden Repräsentanten zwar als islamisch-konservativ dargestellt, verfolge aber tatsächlich islamistische Ziele. Ein Beleg dafür sei die zunehmende Uniformierung der Frauen unter dem Kopftuch, das nicht mehr vorrangig überkommenes Volksbrauchtum ausdrücke, sondern immer mehr als islamistisches Zugehörigkeitsbekenntnis propagiert und eingefordert werde. Außerdem fördere Erdoğans Regierung Imam-Hatip-Schulen (Schulen „der predigenden Imame“) als Konkurrenz zu den kemalistisch-laizistischen staatlichen Schulen. Beide Ansätze würden auch in die türkischen Migrantengemeinden insbesondere in Deutschland exportiert und förderten dort die Ausbildung islamistisch geprägter Parallelgesellschaften, die die � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Scharia" \o "Scharia" �Scharia� (Gottesgesetz) über das jeweilige staatliche Recht stellten. Mit einem Beitritt der Türkei in die EU unter den gegenwärtigen Voraussetzungen verbindet sich daher für Tibi die Gefahr eines Marsches verkappter � HYPERLINK "http://de.wikipedia.org/wiki/Islamismus" \o "Islamismus" �Islamisten� durch die europäischen Institutionen. Dem hätten die Altmitglieder wegen ihrer multikulturellen Ausrichtung und des zu weit gefassten Toleranzbegriffs wenig entgegenzusetzen. … Allerdings lehnt Tibi eine künftige EU-Mitgliedschaft der Türkei nicht rundweg ab. Sein Prüfkriterium ist die vollständige Integration und Akzeptanz türkischer Migranten in Deutschland. Zu deren Gelingen müssten beide Seiten mit vereinten Kräften beitragen, indem sie sich von ihrer bisherigen Linie lösen: zum einen die einstweilen fahrlässig uninteressierte deutsche Zivilgesellschaft, zum anderen die ihrerseits noch wenig konstruktiv handelnden politisch und sozial gestaltenden Kräfte in der Türkei. Scharia-Islam und Kopftuch-Uniformierung jedenfalls sind für Tibi geradezu Gegenindikatoren des anzustrebenden Integrationsprozesses.“


� Am 07.06.04 begann der staatliche Fernsehsender TRT – um einer EU-Foderung nach Minderheitenschutz zu genügen -, einige wenige Stunden in der Woche Sendungen in Sprachen der Minderheiten des Landes auszustrahlen: bosnisch und kurdisch. Das war eine kleine Sensation, weil bis kurz vorher für die Verbreitung von Texten in kurdischer Sprache eine Gefängnisstrafe drohte.


� Mit derselben harschen Reaktion drohte die Türkei Oktober 2006, als die französische Nationalversammlung beschlossen hatte, dass die Leugnung des Völkermordes an den Armeniern mit bis zu einem Jahr Haft und 45.000 € Geldstrafe geahndet werden solle, für den Fall, das der Beschluss des Parlaments durch einen gleichlautenden Beschluss des Senats zum Gesetz werden sollte.


� Pamuk gilt – auf jeden Fall im Ausland - als einer der zurzeit bedeutendsten Schriftsteller der Türkei, der auch politisch Stellung nimmt, dafür 2005 den Friedenspreis des Deutschen Buchhandels erhielt und in seinem Festvortrag ganz unverschleiert und unverblümt die Aufnahme der Türkei in die EU forderte. 2006 erhielt er den Literatur-Nobelpreis zuerkannt.


� Der Istanbuler Anwalt Kemal Kerinçsiz ist der Kopf der extrem rechtskonservativ und nationalistisch ausgerichteten Juristenunion "Hukukcular Birligi", deren Mitglieder oft eine Strafanzeige gegen Autoren stellen, die ihre Ansichten nicht teilen, wenn sie sich zu dem Massaker an den Armeniern von 1915, der Kurdenfrage, der Stellung der Armee in der Türkei und zu der jüngeren türkischen Geschichte insgesamt äußern. Die extremen Nationalisten sind sich in ihrem Kampf gegen die "Feinde des Volkes" einer breiten Unterstützung der türkischen Bevölkerung sicher, die so groß ist, dass sogar die sozialdemokratische Opposition im Parlament gegen eine Abschaffung des Gesinnungsparagraphen plädierte. Die von den Konservativen dominierte offizielle türkische Geschichtsschreibung hat so laut Aussage des liberalen Anglistik Professors Murat Belge "bisher nichts anderes geleistet als die Armenier- oder Kurdenfrage zu leugnen und historische Wahrheiten aus extrem nationalistischen Gründen zu verfälschen". 





� Jeder vierte „gewaltaffine“ Täter (= mindestens zehn Mal durch Gewalttaten polizeilich in Erscheinung getreten) ist Spätaussiedler oder Spätaussiedlerkind.


� Sex von Mädchen vor der Ehe gilt im Islam verbreitet als »«Verbrechen«, weil dadurch die Eltern des Mädchens entehrt würden.


� „Die Ergebnisse der PISA-Tests [Folgestudie 2003; der Verf.] haben gezeigt: Einwanderer sind weniger bildungsorientiert als Deutsche; unter den Einwanderern fallen - an Sprachfähigkeit und Schulerfolg gemessen - die türkischen durch besondere Integrationsunwilligkeit auf. … Die Hauptursache für das schlechte Abschneiden der Migrantenkinder, vor allem der türkischen, ist längst benannt. Die mangelnden Sprachkenntnisse - ohne die kein Zugang zu Bildung und damit später auch kein beruflicher Erfolg möglich ist. Drei Viertel der 15 Jahre alten Türken sind in Deutschland geboren und aufgewachsen, doch nur ein Drittel der türkischen Jugendlichen spricht gut Deutsch. Etwa die Hälfte der hier geborenen Türken erreicht beim Lesetest nicht einmal die Kompetenzstufe eins. Das heißt: Sie können nicht einmal einfachste Texte verstehen. … Zwar wünschen türkische Eltern ihren Kindern genauso gute Bildungschancen wie deutsche, sagt der Sozialpädagoge Müslüm Bostanci, aber vielen fehle das Bewußtsein dafür, daß sie selbst gefordert seien und sich an der Bildung ihrer Kinder beteiligen müßten. Viele haben Angst, daß sich die Kinder von ihnen entfremden. Man muß ihnen zeigen, daß beides möglich ist: Teilhabe an der deutschen Kultur und Wahrung der eigenen Identität.“  (DIE WELT 26.02.06). „Die Pisa-Forscher hatten nachgewiesen, daß Migrantenkinder, die im Alltag vorwiegend die deutsche Sprache verwenden, vergleichsweise gute Schulleistungen erzielen. Die ’fremdsprachigen’ und ’mehrsprachigen’ Schüler schnitten dagegen sehr viel schlechter ab. Dabei stellten die Wissenschaftler allerdings erhebliche Unterschiede zwischen den beiden größten Migrantengruppen in Deutschland fest: Fast 90 Prozent der Jugendlichen, deren Eltern aus der ehemaligen Sowjetunion stammen, sind selbst nicht in Deutschland geboren. Dennoch sprechen mehr als 40 Prozent im Alltag vorwiegend die deutsche Sprache. Bei den Türken sind es fast drei Viertel, die in Deutschland geboren wurden. Aber weniger als ein Drittel kann man tatsächlich der Gruppe der ’Deutschsprachigen’ zuordnen. … Die größten schulischen Defizite haben die Kinder türkischer Herkunft. Mehr als die Hälfte dieser Schüler verfügen - obwohl in Deutschland geboren - nur über marginalste Kompetenzen“ (DIE WELT 13.03.06). 


� Siehe Gliederungspunkt 1.10: „„Das Türkenproblem im europäischen Ausland und insbesondere bei uns ist überwiegend ein türkisches Unterschichtenpro�blem“


� Wenn auch nicht alles Ernst zu nehmen ist, was Öger so von sich gibt, so stimmt aber dieses Argument.


Zu der manchmal doch sehr schwachen, ja teilweise schon schwachsinnigen Argumentation Ögers ein Beispiel: 


In den „Aschaffenburger Gesprächen“ zu dem Thema „Reif für Europa? Die Türkei und wir“ (Phönix 20.11.05) äußerte Öger wörtlich: „Ich bin Sohn eines Offiziers und kemalistisch erzogen. Ich habe Schopenhauer und Hegel gelesen und fühle mich als Europäer.“ Und ein Japaner, der Hegel und Schopenhauer liest, wird dann durch das Studium dieser Schriften auch(?) (so ein) Europäer (wie Öger)? Jeder Philosoph auf dieser Welt ein deutscher Europäer?


Ich verweise später noch an anderer passender Stelle auf das diese Hy�bris geißelndes Wilhelm-Busch-Zitat: „Wenn einer, der mit Mühe kaum, gekrochen ist auf einem Baum, nun meint, dass er ein Vogel wär’, so irrt sich der.“ 


In dieser Fußnote gebe ich den Umkehrschluss zu bedenken: Wer nicht Schopenhauer und Hegel gelesen hat, ist dann kein Europäer? Das trifft bestimmt auf 98 % aller Deutschen und aller Europäer zu! 


Ich müsste mich auch dazu zählen, denn das bisschen, was ich von denen kenne, ist nicht erwähnenswert!


� Mit seinen guten Deutschkenntnissen war er laut Ergebnis der Pisa-Studie schon eher eine Ausnahme unter den Schülern mit türkischem Migrationshintergrund, denn obwohl drei Viertel der 15 Jahre alten Türken in Deutschland geboren und aufgewachsen sind, spricht doch auf Grund von Heiratsmigration eines meist ausschließlich türkischsprachigen Elternteils, Konzentration in bestimmten Wohngebieten, einem intensiven Medienkonsum in der Muttersprache und fehlender Kompensationsmöglichkeiten durch frühkindlichen Sprachunterricht in Kindergärten oder sprachlicher Intensivschulung in Vor- und Grundschulen nur ein knappes Drittel der türkischen Jugendlichen so gut Deutsch, dass sie der Gruppe der „Deutschsprachigen“ zugerechnet werden können, etwa die Hälfte der hier geborenen Türken erreichte im Rahmen der Pisa- und anderen Untersuchungen über den Schulerfolg beim Lesetest nicht einmal die Kompetenzstufe eins, das heißt: sie können nicht einmal einfachste Texte verstehen!


� Das Bundeskriminalamt registrierte in den vergangenen zehn Jahren 48 Ehrenmorde in Deutschland. 22 weitere Opfer überlebten einen Mordversuch (DIE WELT 17.09.06).





� Der Ausspruch mag grundsätzlich richtig sein, aber es sei an Hitler und seine Spießgesellen erinnert, die insbesondere Schäferhunde liebten und u.a. bestimmt hatten, dass Juden keine Haustiere halten durften, damit die nicht mit erschlagen werden mussten, wenn man deren Halter erschlug, vergaste, ...


� Zitiert nach Breuers, D.: Ritter, Mönch und Bauersleut – Eine unterhaltsame Geschichte des Mittelalters 1994, S. 224


� Aufruf von Nebahat Akkoc, der Gründerin der Frauengruppe Kamer, die gegen familiäre Gewalt arbeitet (ai-Heft 3/04):


„Wir leben immer in Angst. Angst vor unseren Vätern, Brüdern und vor unseren Ehemännern. Wir fürchten uns, weil sie uns gegenüber gewalttätig wurden … Von nun an wollen wir nicht mehr, dass mit uns Tauschhandel betrieben wird. Wir wollen niemanden heiraten, dessen Gesicht wir niemals gesehen haben. Wir möchten nicht zum Geschenk gemacht werden. Wir wollen nicht ohne Schulbildung bleiben. Wir wollen nicht als Kinder verheiratet werden. Wir wollen nicht in ständiger Angst leben, ohne jeden Grund bestraft zu werden.“


� In der Europastadt Brüssel hat schon jedes zweite Kind muslimische Eltern, der häufigste bei den Standesämtern regis�trierte Vorname ist Mohammed, ein Drittel der belgischen Muslime ist unter 18 Jahre alt, so dass die nach dem muslimischen Ritualmord an dem niederländischen Regisseur van Gogh kämpferisch-polemisch gegen die Muslime in Europa, gegen diese demographische Ausbreitung anschreibende italienische Journalistin Fallaci in ihrem Buch „Die Wut und der Stolz“ diese Entwicklung mit den groben Worten provozierend geißelte: „Die Söhne Allahs vermehren sich wie die Ratten.“


Das demographische Argument der größeren Geburtenfreudigkeit ist den in Deutschland lebenden Einwohnern mit Migrationshintergrund – in Deutschland 20 % der Bevölkerung – durchaus bewusst und wird zum Tragen kommen. Als STERN-Reporter für den Artikel „Eine Welt für sich“ über das bisherige Misslingen der Integrationsbemühungen vor Ort recherchierten, schrie ihnen ein marokkanisches Mädchen zu: „Schreibt bloß keine Scheiße! Wir Ausländer sind die Zukunft von Deutschland. Kannste wissen! Wir sind einfach zu viele für euch!“


� Zur Illustration ein Satz aus einem Zeitungsartikel (DIE WELT 14.11.05):


“In den neunziger Jahren war es mehr oder weniger Staatspolitik: PKK-Aktivisten wurden von Todesschwadronen der Sicherheitsdienste ermordet, wenn man sie aus irgendwelchen Gründen nicht ins Gefängnis bekam oder wenn sie ihre Haftstrafen abgebüßt hatten und wieder freigelassen werden mußten.“ 





� Die Möglichkeit einer Masseneinwanderung von Muslimen nach Europa zur »religiösen Übernahme Europas durch den Islam« wird von einigen muslimischen politischen Führern schon ins politische Kalkül einbezogen:


„Ein neutraler Diplomat, der neulich während einer Konferenz militanter Muslime in Teheran zugegen war, erzählte, daß Präsident Ahmadinedschad in einem Sondergespräch mit ausländischen Sympathisanten die Idee äußerte, daß die islamische Welt sich das Recht erwerben müßte, "Einwanderungsquoten" in Europa festlegen zu dürfen. So sollen Millionen von arbeitslosen jungen Muslimen aus Afrika gezielt in bestimmte europäische Länder einwandern. 


Das wäre, so kommentierte ein Zeuge, ein logischer Schritt auf dem Wege zum Weltkalifat. Und der wäre, als Folge des iranischen Einstiegs in den Klub der Atommächte, viel leichter umzusetzen.“ 


DIE WELT 18.06.06





� Seibt, a.a.O. S. 34


� ebenda S. 41


� Siehe hierzu die Aufstellung der Befragungsergebnisse in den amtlichen EU-Nachrichten Nr. 31 vom 08.09.05.





